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1. Kapitel. 


Der italieniſche Septembervertrag. 


Während Preußen mit der Befreiung Schleswig⸗Holſteins 
die erſte Station auf feiner großen Bahn erreichte, that auch 
der Kaiſer Napoleon einen wichtigen, vorbereitenden Schritt für 
die Verwirklichung feines alten Lieblingsgedanlens, für die 
Vollendung der nationalen Unabhängigkeit Italiens. 

In dieser Sache war Vieles, wie wir miffen, im Gegensatze 
zu feinen Wünschen geſchehen. Er hatte bie Oſterreicher aus 
Italien verdrängen und dann den Staaten der Halbinſel eine 
Bundesverfaffung unter dem Vorſihe des Papſtes geben wollen 
Aber Preußens Dazwiſchenkunſt hatte ihn genöthigt, Venetien 
dem Kaiſer Franz Joſeph zu laſſen, worauf dann die Bevöller⸗ 
ungen Mittelitaliens und leider auch die der päpitlichen Legationen 
und Marken, jo wie ſchließlich Sicilien und Neapel ſich mit 
Piemont verein ten, und an die Stelle eines italieniſchen Staaten- 
bunds ein einheitliches Königreich Italien trat. Napoleon Hatte 
gegen die Abtretung Savoyens und Nizzas zugelaſſen, was er 
füglich nicht hindern konnte. Nur an einer Stelle ſehte er den 
italienischen Veſtrebungen einen unerſchütterlichen Damm ent: 
gegen. Seine Regimenter hielten fortdauernd Rom und das 
Patrimonium Petri beſetzt, und ſicherten hier, trotz des Haſſes 
der Einwohner, die püpſtliche Herrſchaft. Vergebens hatte 
Cavour am 27. März 1861 durch die berühmte Tagesordnung des 
italieniſchen Parlaments Rom für die natürliche Hauptſtadt Ita⸗ 
liens erklären laſſen; vergebens ſuchte er dann mit nachgiebigen 
Einienten den Abzug der franzöſiſchen Beſußung aus Rom 
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durch das Verſprechen des Verzichts auf jeden gewaltſamen An⸗ 
griff zu erlangen. Für Napoleon's innere Politik war die 
Unterftüßung durch den frarzöſiſchen Klerus von entscheidender 
Bedeutung, und dieſe nur durch Fortdauer der franzöſiſchen 
Beſatzung in Rom zu erlangen. Immerhin, als nach Cavour's 
Tode der Minister Durando die von jenem begonnene Untere 
handlung wieder aufnahm, zeigte ſich der Kaiſer gegen die Ab⸗ 
berufung feiner Garniſon aus Rom nicht völlig abgeneigt, wenn 
Jialien die bindende Zuſage gebe, ein für alle Male die Grenzen 
des Patrimonium Petri zu refpectiren. Aber in dieſem Momente 
durchbrach, wie wir beobachteten, der Freiſchaarenzug Garibaldi's 
gegen Rom die Verhandlung. Zwar ſchlug ihn die italieniſche 
Regierung auf der Stelle zu Boden, dem italieniſchen Volke 
gegenüber hielt ſich aber Durando verpflichtet, in feiner Note 
vom 10. September 1862 vor Europa zu erklären, daß Italien 
den Veſiz Rams nicht entbehren könne. Die Aufregung und 
Erbitterung der klerikalen Partei war hienach fo gewaltig auf⸗ 
geflammt, daß Napoleon es für unerläßlich erachtete, fi in der 
ſchärfſten Weiſe von dieſen italieniſchen Verkehrtheiten loszuſagen. 
An die Stelle des italieniſch geſinnten Thouvenel hatte er den 
ultramontanen Drouyn de Lhuhs in bi 
berufen, und dieſer hierauf Thouvenel' 
Lavalette von ihren Geſan dtſchaftspoſten in Turin und Rom 
entfernt, fowie der italienischen Negierung in drohendem Tone 
die Unverlezlichkeit der päpſtlichen Herrſchaft und den Abbruch 
der bisherigen Unterhandlung darüber erklärt. 

In dieſer Lage blieben die Dinge während des Jahres 1863. 
Napoleon ſprach mit dem italienischen Geſandten, Ritter Nigra, 
ſtets im freundlichſten Tone, äußerte aber ſonſt wohl ſeine Ver⸗ 
wunderung, daß Oſterreich fo ſtarr auf dem unhaltbaren Beſiß 
von Venetien, und Italien ebenſo thöricht auf dem nicht minder 
unfruchtbaren Beſitz von Neapel beharre. Noch unumwundener 
erklärte Drouym de Chuys, die einzig angemeſſene Geſtaltung 
Italiens fei eine Dreitheilung, ein Konigreich im Norden, ein 
anderes im Süden, deren Eiferſucht den dazwiſchen liegenden 
Kirchen ſtaat decken würde; er sprach den Geſandten Rußlands 
und Preußens offen ſein Bedauern aus, daß die Anerkennung 
Italiens durch die beiden Mächte im Jahre 1869 den Kaiſer 
verhindert habe, auf ein fo heilſames Syſtem hinzuwirken. So 
war die Annäherung, welche damals in Folge des polniſchen 
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Aufſtandes zwiſchen Frankreich und Oſterreich ſich anbahnte, für 
Italien doppelt bedenklich; immerhin lag einige Monate lang 
die Möglichkeit eines großen Kriegs der beiden Kaiſer gegen 
Rußland vor, bei welchem dann vielleicht Napoleon Anluß ger 
nommen hätte, das Wiener Cabinet zur Abtretung Venetiens 
gegen Annexion der Donaufürſtenthümer zu beſtimmen. Für 
alle Fälle hielt Italien fein Heer in Kriegssbereitſchaft, fo ſchwer 
es auch damit feine Finanzen belaſtete. Zugleich aber entſchloß 
ſich Visconti-Benofla, Minifier des Auswärtigen im damaligen 
Gabinet Minghetti, unter Aufgabe des Standpunkts vom 10. Sep⸗ 
tember 1862, in Paris wieder im Cavour ſchen Sinne eine 
Unterhandlung über den Abzug der Franzoſen aus Rom zu ver⸗ 
ſuchen, und ertheilte am 9. Juli 1863 dem Mitter Nigra den 
entſprechenden Auftrag. Indeſſen ging die polniſche Verwicklung 
ohne einen europäiſchen Krieg vorüber; auf die Depeſche vom 
9. Juli kam feine An wort aus Paris; die franzöſiſche Belegung 
Roms ſchien unwiderruflich. Dafür trat Napoleon mit ſeinem 
großen Congreßgedanken hervor, aus dem für Italien eine plötz⸗ 
liche Hoffnung auf den Erwerb Venedigs hervorleuchtete, und 
der alle Gemüther für einen Augenblick in fieberhafte Bewegung 
verfepte. Aber auch hier blieb die Erfüllung aus; denn auf 
eine haſtige Anfrage in Paris und in London, ob mon gegen 
Oſterreich losſchlagen ſolle, lam von beiden Seiten her nur eine 
Mahnung zu Frieden und Entwaffnung. Es folgte der däniſch⸗ 
deutſche Streit. und hier glaubte eine geraume Zeit hindurch 
janz Italien an einen Bruch zwiſchen Frankreich und den dent⸗ 
ſchen Großmächten, und verdoppelte alſo feine Rüſtungen, um 
im gegebenen Falle Oſterreich mit voller Kraſt im Rüden zu 
faſſen. Wieder aber ſchien ſich die am Horizonte aufſteigende 
Wetterwolke in Dunft auſzulöſen, als Napoleon den engliſchen 
Antrag auf Unterjtüpung Dänemarks ablehnte und feine Achtung 
vor der patriotiſchen Erregung des deutſchen Volkes ausſprach. 
In Turin war man der Verzweiflung nahe. Weder die römifche, 
noch die venetianiſche Frage war der Loſung um einen Schritt 
näher gerückt; Osterreich ſchien in der Behauptung Venedigs 
beſſer als je durch feine preußische Allianz gedeckt; unter dem 
Schuß der franzöſiſchen Bajonette dehnte die bourboniſche Wüh⸗ 
lerei von Rom her den Brigantaggio über ganz Süditalien aus. 
Dabei zeigten in Folge der vergeblichen Rüſtungen die italien i⸗ 
ſchen Finanzen ein Defieit von 600 Millionen, 337 im ordent- 
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lichen, 284 im außerordentlichen Budget. Wie immer in politiſch 
unbehaglichen Zeiten, trieb der Pattienlarismus, oder wie man 
das in Italien nannte, der Municipalgeiſt, eine Fulle giftiger 
Blüthen, und vor Allem hatte ſich der Gegenſatz zwiſchen den 
Piemonteſen und den neuen Provinzen erheblich verſchärft. 
Jene hatten das hohe Bewußtſein, durch ihre trefffiche Armee 
die Einheit Italiens gefchaffen zu haben, dieſe erklärten dagegen, 
daß ohne ihre populare Erhebung die wenigen ſardiniſchen Re⸗ 
gimenter ohnmächtig geweſen wären. Jene waren ſtolz auf die 
fefte Ordnung und Discipfin des alten farbinifehen Staats im 
Vergleich mit dem unregelmäßigen, bald ſchlaffen, bald willkür⸗ 
lichen Weſen in der überlieferten Verwaltung der übrigen Terri⸗ 
torien; dieſe erklärten, daß bei der Pedanterie und dem Mili⸗ 
tarismus der Piemontefen an ein freiſinniges, conſtitutionelles 
Leben nicht zu denken ſei, fo lange dieſe den vorherrſchenden 
Ton in der Regierung angäben. Jr ſeid un dankbar in der 
Geringſchätung der von uns gebrachten Opfer, ſagten die Pie- 
monteſen. Euer Hochmuth, erwiderten die Andern, ift unertrag⸗ 
lich; was ihr gewollt habt, war nicht ein einiges Italien, 
ſondern ein Großpiemont. Das ewige Rufen nach der Erwerbung 
Roms als der natürlichen Hauptſtadt Italiens wurde allmählich 
den Piemontefen als eine Kränkung ihres Turin verdrießlich, 
wührend bei den Andern die Meinung aufkam, in Ermangelung 
Roms müſſe die Reſtdenz an einen paſſenderen Ort als Turin 
verlegt werden. Die Erbitterung der Piemonteſen erreichte eben 
zu dieſer Zeit ihren Höhepunkt durch den Umſtand, daß ſie im 
Cabinet Minghetti kaum ein erhebliches Porteftuille besaßen, 
ſich deshalb in allen wichtigen Verwaltungsfragen zurückgeſetzt, 
und namentlich durch einen Geſezentwurf über Ausgleichung der 
Grundsteuer mit einer bedeutenden Mehrbelaſtung bedroht jahen. 
Sie, die einftigen Schüler Cavour's, vereinten ſich jeht im Par⸗ 
lamente mit der äußersten Linken zu einer geſchloſſenen Oppo⸗ 
ſition gegen das Miniſterium, worauf Minghetti ihnen den Vor⸗ 
wurf entgegen ſchleuderte, daß fie die Partei dem Baterlande 
und das Municipium der Nation vorzögen, und ſeinerſeits die 
Frage der Verlegung der Hauptſtadt ernſtlich in das Auge zu 
ſaſſen begann. Genug, die Lage war jo widerwärtig wie mög⸗ 
lich; das Miniſterium meinte, um ſeine Exiſtenz zu retten, 
irgend eines raſchen und auffälligen Erfolgs zu bedürſen, und 
da Drouyn de Lhuys bei wiederholten Anfägen Nigra's in 
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feinem Schweigen verharrte, ſandte Minghetti im Mai 1864 
den Marcheſe Pepoli nach Paris, um unmittelbar bei dem Kaifer 
die römiſche Frage wieber in Fluß zu bringen. 

Wie wir wiſſen, hatte der klägliche Ausgang des polniſchen 
Abenteuers die napoleoniſche Politit in eine neue, oder, wenn 
man lieber will, zurück in die alte Richtung gedrängt. Der aufs 
gefriſchte Haß gegen Oſterreich kam, wie in Deutſchland den 
preußiſchen, fo in Italien dem Turiner Cabinct zu Gute; je 
weniger Napoleon ſelbſt noch einmal einen großen Krieg zu füh⸗ 
ren wünſchte, deſto einladender war ihm die Vorſtellung, durch 
jene beiden Machte Öfterreich bedrängen zu laffen, um dann im 
gegebenen Augenblick als entſcheidender Schiedsrichter zwiſchen die 
Streitenden zu treten. Dazu bedurfte es im Norden der Alpen 
eines gründlichen Bruches der preußiſch⸗öſterreichiſchen Allianz, 
und zu dieſem Zwecke predigte er Preußen die Annexion ber 
Herzogthümer; im Süden aber mußte Italien nicht mehr in der 
eigenen Brühe gekocht werden, ſondern ſtark und ftreitfähig blei⸗ 
ben, und ſo hatte er es im November zwar für jetzt zum Frieden, 
zugleich aber auch zur fteten Fortſetzung der Rüſtungen ermahnt. 
Demnach fand Pepoli den Boden für feine Vorſchläge beſſer, 
als er es hatte erwarten dürfen, vorbereitet. Als er dem damals 
in Fontainebleau refibirenden Kaiſer die verzweifelten Zustände 
Iialiens, die gährenden Leidenſchaſten der Actionspartei, die 
Gefahr für die bestehende Ordnung ſchilderte, eine Gefahr, die, 
wie Orfini gezeigt Hatte, nicht bloß in Italien die Sicherheit 
eines gekrönten Hauptes bedrohte: da räumte ihm Napoleon ein, 
daß er Recht habe, und daß etwas zur Veſſerung der Verhältniſſe 
geſchehen müſſe. Drouyn de Lhubs erhielt den Beſehl, endlich 
auf die Depeſche vom 9. Juli 1863 eine einläßliche Antwort zu 
ertheilen, und Frankreichs Bereitwilligleit zur Räumung Roms 
zu erklaren, wenn man ſonſt ausreichen de Bürgſchaſten fur die 
Sicherheit des Papſtes finden könnte. Visconti⸗Venoſta wies 
darauf am 17. Juni den Ritter Nigra an, in die amtliche 
Unterhandlung einzutreten, als die zu gewährenden Bürgschaften 
die Vorſchläge Cavour s von 1861 anzubieten, und im Übrigen 
den Wunſchen Napoleon's entgegen zu kommen, fo weit dies 
ohne Verlegung der Rechte der italieniſchen Nation möglich wäre. 
Dem franzöſiſchen Min iſter war die Sache äußerſt widerwärtig. 
Indeſſen wußte er, daß feine Gegner, Rouher, Thouvenel. Lava⸗ 
Tette, eben jeßt ſehr eifrig an feinem Sturze arbeiteten und, ohne 
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von der Turiner Correſpondenz zu wiſſen, den Laiſer zur Räu- 
mung Roms drängten. Er gehörte nun nicht zu den abſoluten 
Charakteren, welche lieber eine hohe Stellung verlieren, als einen 
Grundsatz verläugnen; im Gegentheil, wenn der Grundſatz aufs 
gegeben werden ſollte, hielt er um ſo feſter am Amte nach der 
feinen Formel, um bei allem Unheil fo viel zu retten wie mög⸗ 
lich. Anfangs verliefen denn feine diplomatiſchen Erörterungen 
mit den beiden Italienern glatt genug. Es wurde feftgeftellt, 
alien werde, wenn Frankreich ſeine Truppen abberufen wolle, 
den damaligen Kirchenſtaat weder felbit angreifen, noch irgend 
einen von Außen her kommenden Angriff darauf zulaſſen, es 
werde der Bildung eines päpftlihen Heeres aus katholiſchen 
Freiwilligen nicht widerſprechen, vorausgesetzt, daß das ſelbe nur 
zur Erhaltung der Ruhe im Innern und an den Grenzen ver⸗ 
wandt würde, endlich, Italien werde einen ſeinen Annexionen 
entſprechenden Theil der püpſtlichen Staatsſchuld übernehmen, 
(einen Betrag, der ungefähr auf 15 Millionen Scudi berechnet 
wurde). Dies alſo, fagte darauf Drouyn de Lhuys, wäre der 
Inhalt unferes Vertrags: welche Bürgſchaft für feine feite Aus- 
führung könnt ihr nun bieten? Die Italiener proteftirten leb⸗ 
haft gegen ein ſolches Mißtrauen und betheuerten die Lohelität 
ihrer Regierung; Drouyn de Lhuys verſeßte, weder er ſelbſt 
noch fein kaiſerlicher Gebieter hegten einen ſolchen Zweifel; aber 
zur Beruhigung der katholischen Gemüther fei ihnen eine mater 
rielle Gewähr für die Unverbrüchlichkeit des Vertrages unent⸗ 
behrlich. Es wurden alfo verichiebene Auslunftsmittel beſprochen, 
ein ausdrücklicher Verzicht Italiens auf den Wunſch, Rom als 
Hauptſtadt zu beſizen, oder eine gemeinsame Garantie des 
Kirchenſtaats durch alle iatholiſchen Mächte, oder die fortdauernde 
Beſetzung irgend einer Stadt im Kirchenſtaat durch eine Heine 
Abtheilung franzöſiſcher Truppen. Überall mußten die Italiener 
erllären, daß in den Vorſchlagen eine Verlegung des Grund⸗ 
geſetzes der Nichteinmiſchung, und folglich der Rechte der italieni⸗ 
ſchen Nation, vorliege. Daun erwägt, ſagte Drouyn de Lhuhs, 
eine anderweitige Bürgschaft; denn ohne eine ſolche werden 
unſere Truppen nimmermehr abziehen. 

In dieſer Klemme wandte ſich Pepoli noch einmal perſönlich 
an den Naiſer, und aus dieſem Geſpräche entfprang der Vorſchlag, 
die italieniſche Regierung möge ihre Reſidenz aus Turin nach 
einer andern italien iſchen Stadt verlegen. Die Katholiken, meinte 
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Napoleon, würden daraus erſehen, daß Italien die Hoffnung auf 
den Beſißz Roms aufgegeben habe, und Pepoli ſeinerſeits glaubte, 
bei dem offenen Bruche zwiſchen den Piemonteſen und dem Mi⸗ 
niſterium auf Minghetti's Zuftimmung rechnen zu dürfen. Er 
reiſte dann ſelbſt nach Turin, um zunächſt bei den Miniſtern 
eine günſtige Entſcheidung zu erwirken. Hier ging es denn, 
wie fo häufig in menschlichen Dingen: Minghetti hatte den Ge⸗ 
danken lange Zeit in feinem Sinne gepflegt, jetzt aber, als er 
zur That werden ſollte, erwachten alle Bedenken, mit doppeltem 
Gewicht durch den Umſtand, daß er als Forderung einer frem⸗ 
den Macht an ihn gelangte. Sein College Menabrea war gerade 
in Vichy, wohin kürzlich auch Kaiſer Napoleon gekommen war; 
hier wurde noch einmal eine Einwirkung auf den franzöſiſchen 
Monarchen verſucht. Napoleon war im Grunde des Herzens 
ſortdauernd günſtig geſtimmt. Der Commandirende in Rom, 
General Montebello, hatte wieder über eine Menge von lüſtigen 
Zänkereien mit den päpſtlichen Behörden berichten müſſen, von 
lauter kleinen, darum aber nicht minder verdrießlichen Anwend⸗ 
ungen des großen Grundsatzes Non possumus; mit jedem Tage 
wurde dem kaiſer fein römiſches Protectorat beſchwerlicher, das 
ihm von den Gläubigen ohne Dank als gemeſſene Pflicht auf⸗ 
erlegt wurde, das ihn aber in den Augen der übrigen Welt bei⸗ 
nahe als lächerliche Figur erſcheinen ließ. Immer aber ftand 
andrerſeits die Forderung ſeſt, daß der franzöſiſche Klerus nicht 
zu einer opbofifionellen Abſtimmung bei den nüchſten Wahlen 
veranlaßt werden dürfe, und deshalb follte gerade Drouhn de 
Ehuys den Vertrag unterzeichnen, und deſſen ultramontane Ge⸗ 
ſinnung dem Klerus für die Harmloſigkeit des Vertrags einſtehen. 
So empfing Napoleon den General Menabrea äußert freundlich. 
Glaubt mir, ſagte er, die Beſetzung Roms iſt mir ebenſo läſtig, 
wie euch; aber hätte nur Cavour nicht die Thorheit des Beſchluſſes 
vom 27. Marz 1861 begangen; dieſer zwingt euch ja, ſobald 
meine Truppen aus dem einen Thore ausmarſchiren, die eurigen 
durch das andere einrücken zu laſſen. Als Menabren meinte, 
dieſes Hindernis werde nicht unüberſteiglich fein, wies ihn Na⸗ 
poleon an, nach Paris zu gehen, und fein Heil bei Drouyn de 
Ebuys zu versuchen; was er hier ausrichte, werde auch ihm, dem 
Kaiſer, genehm fein. Menabrea that jo, aber Drouyn de Ihuys 
blieb unerſchütterlich bei feinem Satze: kein Vertrag ohne ein 
materielles Pfand, mithin ohne Verlegung der Reſidenz. Der 
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itakienifche Minister mußte ſich entſchließen, mit dieſem negativen 
Ergebniß nach Turin zurückzukehren, und empfing dort von 
feinen Collegen den wenig erfreulichen Auftrag, den König von 
der Lage der Dinge in Kenntniß zu ſetzen. 

Victor Emanuel war ſchwer betroffen. Vor drei Jahren 
hatte er feine italieniſche Krone mit der Abtretung ſeines Stamm⸗ 
landes bezahlt; jezt wurde ihm die Erniedrigung feiner geliebten 
Geburtsftabt für die Eröffnung eines ſehr ungewiſſen Weges 
nach Rom zugemuthet. Er brauſte heftig auf, forderte Bedenk⸗ 
zeit, zürnte grimmig über feine Miniſter. Aber mit feinem ge⸗ 
raden und klaren Verſtande erkannte er ſehr bald, daß der Rück⸗ 
tritt hier unmöglich geworden war. Was würde Italien ſagen, 
wenn er den Abzug der Franzoſen verhindert hätte, damit das 
verhaßte Turin Reſidenz bliebe? Nach wenigen Tagen hatte er 
ſich gefaßt, und gab den Miniſtern Vollmacht, auf dem betrete⸗ 
nen Wege weiter zu gehen. 

Immer aber hatte Nigra noch mehr als eine ſchwere Stunde 
gegenüber der Abneigung des franzöſiſchen Miniſters durchzu⸗ 
machen. Zwar genehmigte Drouhn de huys ohne Schwierig 
keit die italieniſche Forderung, daß die Verlegung der Reſidenz 
nicht in dem Vertrage ſelbſt erwähnt, ſondern durch ein geheimes 
Protokoll vereinbart werden ſollte: in dieſem aber mußte aus⸗ 
drücklich bemerkt werden, daß der Vertrag erſt dann bindende 
Kraft erhalten würde, nachdem der König den Inhalt des Pro⸗ 
tokolls verwirklicht und die Verlegung der Reſidenz verfügt hätte. 
Bei weitern Geſprüchen wies Drouyn de Lhuys darauf hin, der 
Vertrag ſehe den Fall nicht vor, daß ohne einen Angriff von 
Außen her eine innere Revolution die päpitliche Herrſchaft ſtürze; 
er bemerkte, daß eine Anſtandspflicht gegen den Papit die Mög⸗ 
lichkeit eines ſolchen Falles im Vertrage zu erwähnen, verbiete, 
Frankreich aber ſich für das Eintreten desſelben vollkommen 
freie Hand vorbehalte. Nigra erhob dagegen keinen Widerſpruch, 
ſondern begnügte ſich, zu erwidern, daß Italien natürlich den⸗ 
felben Vorbehalt mache. Droupn lam dann wieder auf die 
Weigerung der Italiener zurück, den Beſchluß vom 27. Mürz 
1801 aus drüdlich aufzuheben, worauf Nigra sehr beſtimmt ent⸗ 
gegnete, daß für den König die Beſeitigung eines vom Parla⸗ 
mente gefaßten und von der Nation mit Begeiſterung aufge⸗ 
nommenen Beſchluſſes eine Unmöglichteit fei. Überdies, was 
beſorge man denn noch? Italien verpflichte ſich durch den Ver⸗ 
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trag, für die Erlangung Noms feine gewaltſamen Mittel anzu⸗ 
wenben oder zuzulaſſen; niemand aber könne ihm verbieten, ſich 
zu nationalen Wünſchen zu bekennen und deren Erfüllung von 
dem Fortschritt der Moral und der Civilifation zu erhoffen. 
Drouyn de Ohuys vermochte nicht viel dagegen einzuwenden, fo 
wenig er auch der Moral der Sache in dieſem Falle traute Um 
fo unerbittlicher zeigte er ſich bei einem lezten Punkte. Nach 
Cavour's Entwurf hätte der Abmarſch der franzöſiſchen Truppen 
vierzehn Tage nach der Ratification des Vertrags erfolgen follen. 
Jetzt aber erklärte Drouyn de Lhuys, daß eine fo kurze Friſt 
nicht genüge. Die Riumung könne nicht raſcher vor ſich gehen, 
als ber Papſt fein neues Heer zu organifiren vermöge; bazu 
müſſe man ihm billiger Weiſe zwei Jahre geſtatten. Wie ſehr 
auch Nigra ſich dagegen bemühte, es blieb bei dieſem Termin; 
er ſandte jetzt die Frage nach Turin, ob er unter den angege⸗ 
benen Bedingungen und Formen zeichnen ſollte. 

In dieſer lezten Stunde machte Victor Emanuel noch einen 
Verſuch, um leichtere Bedingungen zu erlangen. Präfet der 
neapolitaniſchen Provinzen war damals General La Marmorq, 
früher Cavvur's vertrauter College, nach dieſer Schule ein ent⸗ 
ſchiedener Anhänger der frarzöſiſchen Allianz und auch Waffen 
genoſſe der Franzoſen im Krimkrieg, ein strammer Soldat, ſonſt 
von engem geiſtigem Geſichtskreis, in der innern Politif durch 
und durch Piemonteſe. Dieſen Mann hatte das Turiner Cabinet 
ſchon früher einmal an der Verhandlung betheiligen wollen, dann 
aber Abſtand davon genommen; jetzt wurde er nach Turin be- 
rufen, mit Nigra's Berichten belannt gemacht, und aufgefordert, 
zu einer Beſprechung mit Napoleon nach Paris zu gehen. Der 
General war entrüſtet über den Vertragsentwurf und entschloß 
ſich ſchwer zu der ihm angemutheten Reiſe, welche übrigens in 
größter Verborgenheit unternommen wurde; La Marmora hat 
fpäter über den Verlauf derſelben nur die kurze Notiz veröffent⸗ 
licht, er habe bei feinen Geſprächen mit Napoleon und Drouhn 
de Lhuys Beider Mißvergnügen durch feine Erklärung erregt, 
daß die Vollziehung des Vertrags für Italien große Schwierige 
keiten herbeiführen würde, andrerſeils aber habe er von Neuem 
die Überzeugung gewonnen, wie wohl geneigt den italieniſchen 
Wünſchen die franzöfifche Regierung in der venetianiſchen Sache 
ſei. Auch hätte, wie Graf Uſedom unmittelbar nachher in Turin 
vernahm, Napoleon dem Turiner Cabinet ſeine feſte Garantie 
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für den Fall eines öſterreichiſchen Angriffs zugeſagt. Dies paßt 
vollkommen zu Allem, was wir ſonſt von Napoleon's damaligen 
Beſtrebungen wiſſen. Er wollte Italien zum Beſitze Venetiens 
verhelfen, und eben deshalb, um hiebei nicht durch innere fan» 
zöſiſche Schwierigkeiten gehindert zu werden, ſeinerſeits aus der 
römiſchen Frage unter Sicherſtellung des Papſtes ausſcheiden. 
Und umgekehrt gab es kein beſſeres Mittel, La Marmora und 
das Turiner Cabinet hinſichtlich Roms gefügig zu machen, als 
die Ausſicht auf einen baldigen Erfolg ihrer venetianiſchen 
Wünſche. 

So kam denn nach La Marmora's Rückkehr Victor Emanuel 
zum Entſchluß. Er ſandte Pepoli wieder nach Paris, um ger 
meinſam mit Nigra das Abkommen zu zeichnen. Am 14. Sep⸗ 
tember erhielten dann Vertrag und Protokoll die endgültige Rex 
daction und wurden am 15. von den beiden Italienern und 
Drouyn de Lhuys vollzogen. 

Bis dahin war das Geheinmiß der Verhandlung in vollet 
Strenge bewahrt geblieben. Kaiſerin Eugenie, welche von dem 
Beginne der Gefpräche Pepolt's vernommen, war fpäter, vollſtändig 
beruhigt über deren Erfolgloſigteit, nach Schwalbach in das Bad ge⸗ 
reiſt. Der päpſtliche Nuntius Chigi fagte noch am 18. September 
dem preußiſchen Geſchäftsträger mit freundlicher Sicherheit, an einen 
fo gottfofen Frevel fei hier in Paris gar nicht zu denken. ls 
zwei Tage nachher der Minifter dem diplomatiſchen Corps den 
Vertrag mittheilte, war Chigi außer ſich: das ift ein Verrath, 
eine Deſertion auf kurze Sicht, rief er aus. Es war die Mei- 
nung der klerikalen Partei in aller Herren Ländern. Die Ent⸗ 
rüſtung gegen Drouyn de Lhuys war allgemein, daß er feine 
ſo oft betheuerten Grundfüße fo schnöde verläugnet habe. Da 
bald nachher auch ſeine alten, von ihm vor zwei Jahren ver⸗ 
drängten Gegner wieder auf dem Schauplaß erſchienen, Lavalette 
in das Minifterium eintrat, Benedetti als Botſchafter nach Berlin 
ging, fo ſchien es unverkennbar, daß die conſervative Partei auf 
allen Punkten geschlagen war. Was halfen da alle die fhönen 
Verſprechungen der Turiner Regierung? Sie hatte ſich, riefen 
die Merifalen, über die Verträge von Villafranca und Zürich 
hinweg geſetzt; ſie würde nach dem Abzug der Franzoſen auch 
die Septembercon vention mit Füßen treten. Der ganze ſonſtige 
Inhalt des Vertrags fei leeres Gerede, die einzige reale Thal⸗ 
ſache darin ſei die Auffündigung des mächtigen franzöſiſchen 
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Schutzes für das bedrängte Schifflein Petri. Der heilige Stuhl 
ſei Preis gegeben, entweder den verbrecheriſchen Banden Mazzini's, 
oder, was noch verruchter wäre, dem zugleich räuberiſchen und 
heuchleriſchen ſubalpinen Königreich. 

Die liberale Welt ſtimmte dieſes Mal in ihrer Auffaſſung 
mit der klerikalen von Herzen überein. Aller Orten erklärte 
man für den einzig weſenklichen Artikel des Vertrags den Abzug 
der Franzofen aus Italien; nach deſſen Vollziehung werde das 
Übrige ſich ganz von felbft machen. Die Italiener khaten Alles, 
dieſe Meinung zu befri Im Auftrage ſeiner Regierung 
ſchrieb Nigra einen für die Offentlichfeit beftimmten Bericht über 
feine Unterhandlung, worin er nachdrüclich betonte, daß ber 
Vertrag nicht mehr noch weniger bedeute, ald waz er fage, näms 
lich Italiens Verzicht auf die gewaltſamen Mittel zur Gewin⸗ 
nung Roms, und noch pofitiver erklärte Pepoli in einer zu Mais 
land gehaltenen Rede, daß die nationalen Afpirationen bezüglich 
Roms und der Parlamentsſchluß vom 27. Mürz 1861 durch 
den Vertrag weder berührt noch verläugnet würden. So toſte 
denn nach der Bekanntmachung des Vertrags ein unermeßlicher 
Jubel durch ganz Italien, welcher durch die Kunde von der be⸗ 
abſichtigten Verlegung der Refidenz in den neuen Provinzen noch 
weiter gefteigert wurde. Nur in Piemont, wie ſich verſteht, er⸗ 
weckte dieſer lezte Punkt eine ſtarke Erbitterung, beſonders, als 
man erfuhr, daß die Verlegung auf eine ausdrückliche Forderung 
Frankteichs beſchloſen worden war. Die guten Bürger Turins 
jammerten über ihren pecuniären Schaden; der ſtolze piemonte⸗ 
ſiſche Adel ballte die Fauſt gegen die neuen Provinzen, und der 
in dieſen Kreiſen ſehr einflußreiche Klerus hetzte nach Kräften, 
in der Hoffnung, an dieſer Klippe vielleicht noch den ganzen 
Vertrag ſcheitern zu machen. Es kam in Turin drei Tage lang 
unter der Führung junger Edelleute zu Straßentumulten, bei 
welchen die Behörden ſich in unglaublichem Mnaße zuerſt topf⸗ 
los und dann brutal benahmen, und ſchließlich eine Menge 
Todter auf dem Platze blieb. Hier griff aber der König mit 
der ihm eigenthümlichen lebhaſten Schnelligkeit durch. Das Mir 
niſterium Minghetti hatte niemals bei ihm in Gnaden geſtanden; 
durch die Verlegung der Reſidenz war es ihm vollends wider⸗ 
Kae! geworden: jetzt gab er ihm plötzlich dem Abſchied, und 
erief die Führer der piemonteſiſchen Partei unter La Marmora's 
Bet um in das Amt. Dieſe Maaßregel wirkte günftig auf 
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die Stimmung in Turin; daß an der Vollziehung des September⸗ 
vertrags dadurch nichts geändert wurde, bedarf nicht erſt der 
Bemerkung. La Marmora trat für denſelben, alſo zunächſt für 
die Verlegung des Regierungsſites nach Florenz, ebenſo ent⸗ 
ſchieden wie fein Vorgänger ein, obwohl ihm die in Paris ger 
machten Andeutungen über eine baldige Erwerbung Venedigs 
einſtweilen noch ſehr unſicher erſchienen. Er hielt es für wenig 
wahrſcheinlich, daß Preußen ſich jemals zu einem Kriege mit 
Öfterreich aufraffen würde, dasſelbe Preußen, welches einft den 
Grafen Cavour wegen ſeiner Annexionen ſo hart angelaſſen, die 
Depeſche vom 10. September ſo nachdrücklich getadelt, und eben 
erſt die begonnene Unterhandlung über einen Handelsvertrag 
mit Italien in das Unbeſtimmte vertagt hatte. Indeſſen, um fo 
mehr galt es, die Freundſchaft Napcleon's nicht auf das Neue 
zu verſcherzen, und demnach den Septembervertrag rückhaltlos 
durchzuführen. 

Denn in der That, mochte nun in der Zukunft die römiſche 
Frage in der einen oder der andern Weiſe gelöft werden, unter 
allen Umſtänden brachte für jetzt der Vertrag für Italien den 
unberechenbaren Gewinn der Entfernung der fremden Streit⸗ 
macht von dem Boden der Halbinſel, innerhalb einer feſt be⸗ 
ſümmten geit. Er brachte ihm weiter die Herſtellung des herz⸗ 
lichen Einvernehmens mit dem Katſer Napoleon, und damit auch 
die Ausſicht auf Frankreichs diplomatiſche Unterſtützung in der 
venctianiſchen Frage, ſobald ſich in Europa entweder günſtige 
Verhälmiſſe für Italien oder ſonſtige Verlegenheiten für Oſter⸗ 
Teich zeigten. Auf das Lebhafteſte wurde dies Alles an den zu⸗ 
nächſt betroffenen Stellen, in Rom und in Wien, empfunden. 
Bei der Curie brachte die erſte Nachricht von dem Vertrage 
einen Sturm der Entrüſtung hervor. Ganz wie bei den Ereig⸗ 
niſſen von 1860 richtete ſich der Zorn in erſter Linie gegen 
Napoleon, in einem ſolchen Grade, daß man ſogar eine, aller- 
dings nicht amtliche, Annäherung an Italien verſuchte. Victor 
Emanuel konnte bald nachher dem preußiſchen Geſandten im 
Vertrauen mittheilen, er hoffe, die römiſche Frage lange vor dem 
Ablauf der zwei Jahre geregelt zu ſehen; er könne ſie heute zum 
Abſchluß bringen, wenn nicht eine der pöpſtlichen Forderungen 
bei dem jetzigen Stande der öffentlichen Meinung unerfüllbar 
wäre. Man habe ihm, ergänzte er etwas fpäter dieſe Angaben, 
von Rom aus die Anerkennung des Königreichs und die Abtretung 
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der annectirten Provinzen angeboten, wenn er gewiſſe Con⸗ 
ceſſionen auf dem kirchlichen Gebiete mache, und aus drücllich 
auf die Einverleibung Roms verzichte. Er ſei, ſagte er, von 
Herzen bereit, alle ürchlichen Wünſche des Papſtes zu erfüllen: 
in der That war er ebenſo energisch und muthig zu jedem 
Waffenkampf, wie bedenklich und ſchwach in kirchlichen Gonflicten. 
Aber der poſitive Verzicht auf Rom war damals für ihn wie 
für jeden italieniſchen Staatsmann eine politische Unmöglichkeit, 
und ſo hatte dieſe geheime Correſpondenz keine andere Folge, 
als geſteigerten Unwillen im Vatican. 

Nicht geringer als bei der Curie war der Zorn über den 
Septembervertrag in der Wiener Hoſburg. Graf Rechberg er⸗ 
klärte dem franzöſiſchen Geſandten, Herzog von Gramont, gerade 
heraus, das öſterreichiſche Cabinet finde ſich durch Frankreichs 
Verfahren ſchwer verlezt. Gramont antwortete, wenn Oſterreich 
ſich durch den Vertrag verletzt fühle, fo fei Frankreich nicht 
weniger durch das Benehmen der drei Erzherzoge verletzt, welche 
im Laufe des Sommers einen Aufenthalt in Paris gemacht, ohne 
von dem kaiſerlichen Hofe irgend welche Notiz zu nehmen. Dar 
rauf pflog man in Wien weitere Erwägung und beſchloß, einiger 
Maaßen einzulenken. Bei dem zweifelhaften Verhältniſſe zu 
Preußen konnte ein offenes Zerwürfniß mit Frankteich nur 
üußerſt unbequem erſcheinen. So fandte Graf Rechberg in der 
zweiten Hälfte des October eine Depeſche nach Paris, worin er 
die Hoffnung ausſprach, Frankreich werde bei der Ausführung 
des Vertrags für die Würde und Sicherheit des Papstes Sorge 
tragen ; Oſterreich ſei bereit, mit dem Tuileriencabinet die römifche 
Frage weiter zu erörtern, ſo daß hoffentlich beide Mächte 
zu einem Einverſtändniß über die gemeinſame Behandlung der- 
ſelben gelangen würden. Herrn Drouyn de Lhuys mochte dieſe 
Annäherung feines hochgeſchzten Öfterreich recht erfreulich fein; 
bei Kaifer Napoleon aber machte fie geringen Eindruck und bes 
fimmte ihn am wenigſten, im öſterreichiſchen Sinne auf Italien 
einzuwirken. Er blieb bei feinem verdeckten Spiele, floß über 
von Verſicherungen feiner Friedensliebe, war weit davon entfernt, 
zum Kriege zu hetzen, hielt aber durch die Bekundung feiner 
Sympathie Italiens Blick ſeſt auf Venetien gerichtet, deſſen Er⸗ 
langung vielleicht ja durch ſeine Vermittlung in freier Überein⸗ 
kunft erzielt werden könnte. Hiemit traf er nun La Marmora's 
geheimſte Wünſche. Der General war tapfer im Kampfe, lannte 
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aber als militäriſcher Sachverftänbiger die Mißlichkeiten eines 
öſterreichiſchen Kriegs. Eine Ausſicht, durch Napoleon's Hülfe 
Venetien ohne Blutvergießen zu erwerben, that feinem Herzen 
wohl. Als im November die Turiner Kammer die Verlegung 
der Reſidenz verhandelte, wies La Marmora am 12. mit großer 
Deutlichkeit auf die Vortheile hin, welche der Vertrag auch hin⸗ 
ſichtlich der venetianiſchen Frage dem Königreich zuwende. Hütte 
ich, ſagte er, mit dem Kaiſer Franz Joſeph darüber verhandeln 
können, ſo wäre ich in der Lage geweſen, ihm ſolche Gründe 
von gegenseitigem Intereſſe darzulegen, daß fie ihn zur Abtretung 
Venetiens bewogen hätten. Er dachte dabei, neben der diplo⸗ 
matifchen Mitkvirkung Frankreichs, an einen Eintausch Benetiens 
gegen eine Geldentſchädigung, und entſchloß ſich für den Augen⸗ 
blick wegen der drückenden Finanzuolh zur Verminderung des 
Heerbeſtandes um 85000 Mann. Als am 17. November Ge⸗ 
neral Bixio ihn darüber interpellirte, einen Erwerb Venetiens 
durch Kauf verwarf und die Nothwendigkeit verkündigte, daß 
Italiens ſümmilliche Provinzen die Unabhängigkeit des Vater⸗ 
landes mit ihrem Blute befiegelten: da antwortete La Marmora 
mit ironiſcher Freundlichteit, er könne den ehrenwerthen Bixio 
nicht für fo blutgierig halten, daß er auch dann Krieg führen 
wolle, wenn das geforderte Ergebniß ohne die entfeplichen Opfer 
des Schlachtfeldes ſich erringen ließe. 

Eine vertrauliche Mittheilung aus Paris, welche ihm in 
dieſen Tagen zukam, lonnte ihn in ſolchen Stimmungen nur 
beftärfen. 

Wir erinnern uns an Bismarck's Ausfpruc) in jenem Briefe 
an den König vom 16. October, nach Rechberg's Entlaſſung 
werde Schmerling ſehr bald durch ſeine Pariſer Preßagenten mit 
Frankreich Fühlung ſuchen, vermittelſt Anertennung des Königs 
reiches Italien dieſen Gegner entwaffnen, und dann unter dem 
Beiſall der Mittelftanten Preußen jeden, auch den geringſten Ge⸗ 
winn aus dem dänischen Kriege ftreitig machen. Jetzt alſo war 
Rechberg entlaſſen, und am 19. November ſchrieb Ritter Nigra 
an den General La Marmora, aus einer Unterredung mit 
Drouhn de Lhuys und andern glaubwürdigen Informationen 
ergebe ſich ihm, daß Oſterreich nicht mehr abgeneigt gegen die 
Anerkennung des Königreichs Italien wäre, und dafür keinen 
ausdrücklichen Verzicht auf Venetien, ſondern nur das Verſprechen 
lovaler Nachbarſchaft begehren würde, dann würde das Wiener 
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Cabinet auch zum Abſchluſſe von Handelsverträgen bereit fein, 
wie denn die ganze Tendenz der öſterreichiſchen Politik ſich im 
Sinne einer Annäherung an Frankreich, und hied urch an Italien, 
ausſpreche; alle dieſe Dinge feien freilich bisher nur perſönliche 
Intentionen und Meinungen und noch feine amtlichen Vorſchläge. 
immerhin aber auch unter dieſer Form von einleuchtender Wichtig⸗ 
keit. Daß Nigra feine Angaben nicht aus der Luft griff, it 
gewiß; aus welcher Wiener Quelle aber dieſe Anregungen 
ſtammlen, und inwiefern Drouyn de Lhuys mit Vorwiſſen feines 
Kaisers oder hinter deſſen Rücken nach feiner alten Liebe zu 
Oſterreich eigenmächtig handelte, laſſe ich einstweilen dahingeſtellt 
Das Angebot war in mehr als einer Hinſicht für Italien ver⸗ 
fodend. Denn die Anerkennung Jialiens durch Oſterreich Hätte 
mit einem Schlage alle Hoffnungen der früher in den anner⸗ 
tirten Lan den herrſchenden Fürſten getödtet, und dem in ſeinen 
Finanzen ſchwer belaſteten Königreich die Entwaffnung und 
damit die Herftellung des Staatshaushalts und die Mittel der 
höchſt nöthigen Verwaltungsreform ermöglicht. Dennoch aber 
erklärte nach kurzem Nachdenken La Marmota den Vorſchlag für 
unannehmbar. Durch den Septembervertrag haben wir, ſagte 
er, wenigſtens scheinbar, uns zum Verzichte auf Nom bequemt; 
ein Abkommen mit Oſterreich in der vorgeſchlagenen Weiſe würde 
dazu den Verzicht auf Venedig gefellen, und ſoſort einen ſolchen 
Sturm der Entrüſtung bei allem Volk gegen uns entflanmen, 
daß die bevorſtehenden Kammerwahlen den radicalen Parteien 
eine erdrückende Mehrheit liefern würden. Auf ſeine Frage, ob 
Oſterreich bei der Anerkennung ſich etwa zur Räumung Vene⸗ 
tiens gegen eine große Geldzahlung verſtehen würde, antwortete 
freilich Drouyn de Lhuys mit beſtimmter Verneinung. Demnach 
ließ La Marmora die Sache um fo mehr auf ſich beruhen, als 
ſeit Ende November der innere Zwieſpalt in Deutſchland mit 
leder Woche klaffender zu Tage trat, und für Italien die Hof⸗ 
nung erweckte, denmächſt durch Bedrängniß Oſterreichs im Norden 
die Gelegenheit zu einem geſahrloſen Angriff auf Venetien zu 
gewinnen. 
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Wenn Kaiſer Franz Joſeph verſicherte, daß die Ernennung 
Mensdorff's an Rechberg's Stelle keinen Syſtemwechſel bedeute, 
Bismarck aber von dem Perſonenwechſel eine ſchwere Gefährdung 
der bisherigen Allianz befürchtete, jo konnten beide Auffaffungen 
ganz wohl neben einander beſtehen. Der Kaiſer liebte und ehrte 
ſeinen königlichen Bruder von Preußen, und erkannte den vollen 
Werth der preußiſchen Allianz. Gerne hätte er das Mögliche 
gethan, die Wünſche des Bundesgenoſſen zur Befeſtigung des 
Bündniſſes zu erfüllen. Aber kein Menſch in Oſterreich wollte 
damals von der preufiſchen Annexion der Herzogthümer hören 
ohne einen Gegengewinn für Öfterreih; Minifter, Beamte, 
Generale, Volksvertreter, Zeitungen, Alle waren einig darin, 
und, die öffentliche Meinung war ſeit 1859 wieder eine Macht 
in Oſterreich. Die Frage der Herzogthümer aber endlich und 
gründlich aus der Welt zu schaffen, war der heißeste Herzens 
wunſch der öſterreichiſchen Politik. Bei all den innern Schwierig⸗ 
leiten bedurfte man dringend der äußern Ruhe und dauern des 
Friedens, und meinte nun, aus dem ſchrecklichen ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſchen Handel immer neue Verwicklungen herauswachſen zu 
ſehen, wenn man Preußen zu Liebe den Wünſchen der Bevöl⸗ 
lerung und des Bundestags ferner Widerſtand leiſte. Alſo Feſt⸗ 
halten an der preußischen Freundſchaft, aber auch Feſthalten an 
der nichtigen Entscheidung über Schleswig- Holſtein. Sahe 
Preußen zugleich die ruhige Feſtigkeit und die treue Bundes⸗ 
geſinnung Oſterreichs, fo würde es schließlich ſich fügen, wie 
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Friedrich Wilhelm IV. ſich gefügt hatte. So hatte, ſahen wir, 
ſchon Rechberg feine Entſchließung gefaßt, und ohne irgend einen 
Syſtemwechſel ſollte Mensdorff weiter regieren. Nicht nach 
Schmerling's Wunſche Preußen den Rüden zu wenden, und auf s 
Neue mit den Weſtmachten anzuknüpfen, war die Abſicht: ſondern 
Preußen zu den Wiener Programm zu belehren, dann feine 
Freundeshand um fo feſter zu faſſen und damit den Bund der 
vier legitimen Großmächte gegen den revolutionären Imperator 
an der Stine aufrecht zu halten, dieſes Ziel ſchwebte dem neuen 
taiferlihen Miniſter vor Augen. 

Bei dieſen Wiener Geſinnungen aber waren Bismarcks Be⸗ 
forgniffe wahrlich nicht ohne Grund Denn bei der Verwerthung 
des Sieges nicht leer auszugehen, dieſer Entſchluß ſtand bei 
der preußiſchen Regierung ſeſt, und daß Oſterreich zur Zeit 
weniger bewilligen wollte, als Preußen zu fordern gedachte, war 
auch nach Nechberg's letzten Außerungen zweifellos. Es ſtanden 
af ernſte, vielleicht ſchwere Verhandlungen bevor, und die 
Frage war, ob und wie und wann man zu einem Compromiß 
gelangen würde. Nun hatte Bismarck, ſeinerſeits zu jeder mit 
dem Hauptzwecke verträglichen Nachgiebigkeit bereit, bis zu Rech⸗ 
berg's Entlaſſung immer noch an der Hoffnung feſtgehalten, 
dieſen zu einem ähnlichen Verfahren und damit zu einer ſchließ⸗ 
lichen Verſtündigung herbetzubringen. Denn der Graf hatte ja 
perſönlich den Vertrag vom 16. Januar bewirkt, und persönlich 
den Widerſtand gegen Auguſtenburg und die Mittelſtaaten mit⸗ 
gemacht; offenbar war es schwieriger für ihn als für einen bis⸗ 
her unbetheiligten Nachfolger, in einem völlig entgegengeſetzten 
Syſtem umabänderlich feit zu bleiben. Sodann war Rechberg. 
wenn auch kein genialer Staatsmann, doch ſeit langer Zeit er⸗ 
fahren in den Geſchäften, kundig in den europäiſchen Verhältmiſſen, 
klar über die Gefahren, bei welchen es für Öfterreich feine beſſere 
Stütze als Preußens Freundschaft gab. Dabei ftand er von 
jeher mit Schmerling auf ſchlechtem Fuße, wechſelte zwar zuweilen 
nach momentaner Aufwallung feine Haltung, blieb aber ſtets 
ſelbſtändig in feinen Anſichten und Entſchlüſſen, und während 
in Wien niemand behaupten konnte, auf ihn einen beſtimmenden 
Einfluß zu üben, bewahrte er dem preußiſchen Staatsmanne feine 
auf Langjährige Achtung begründete Anhänglichkeit. 

Dies Alles war anders bei feinem Nachfolger. Graf Mens⸗ 
dorff war ein ritterlicher Officier ohne Furcht und Tadel, wohl: 
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wollend und rechtſchaffen, wenn auch mit einem ſtarken Boden⸗ 
fage wieneriſcher Schlauheit, nach militäriſcher Denkweise politiſch 
confervatib geſinnt, in der Diplomatie aber vor Allem auf ehren⸗ 
volle Feſtigkeit bedacht. Bei feinem vielfachen Garniſonswechſel 
und zuletzt bei feiner Leitung des galiziſchen Belagerungsſtands 
hatte er zwar die innern Zuſtände des Reiches kennen gelernt 
und auch von den Aufgaben einer Landes⸗Berwaltung einigen 
Begriff gewonnen. Aber feinen jetzigen Beruf, den er wider⸗ 
ſtrebend, nur auf förmlichen Befehl des Kaiſers, übernommen 
hatte, fand er weder ſeiner Geſundheit noch ſeinen Neigungen 
entſprechend, und daß auch umgekehrt weder feine Vorbildung 
noch ſeine Krüfte den neuen Aufgaben entſprachen, trat von An⸗ 
fang an unverkennbar hervor. Er liebe Preußen, ſagte er, und 
werde für deſſen Wünſche Alles thun, was die Ehre eines 
öſterreichiſchen Generals verſtatte, darüber hinaus aber gar 
nichts, auf jede Gefahr. Hiegegen war ohne Zweifel nichts ein⸗ 
zuwenden; nur bewies es nichts für ſein politiſches Talent, für 
die Fähigkeit, verwickelte Fragen mit ſachkundigem Blicke zu hand⸗ 
haben, günfüge und widrige Momente darin zu ſondern, Maaß 
und Tempo ihrer Behandlung richtig zu wählen. In den ſchönen 
Zeiten von 1850 war er öſterreichiſcher Civilcommiſſar in Hol- 
fein geweſen; er bemerkte jetzt auf der Stelle, wie ſehr ſeitdem 
die Dinge ſich verwandelt hatten; er ſah, daß die Frage der 
Elbherzogthümer zur Zeit für Oſterreich wenig günſtig gelegen, 
um nicht mit Schmerling zu reden, daß ſie durch Rechberg 
gänzlich verfahren war, und oft genug ſeufzte er: wäre doch 
Rechberg jo lange Minifter geblieben, um dieſe Sache zur vollen 
Erledigung zu bringen. Insbeſondere litt er Noth bei der 
Wahrnehmung, wie jeder Schritt in der Verhandlung über 
Schleswig⸗Holſtein den Boden der deutſchen Bundesverſaſſung 
schwanken machte, wie die Löſung der einen Frage unabſehbare 
Händel und Schwierigteiten in der andern Hervorrief: und nun 
waren ihm auf all feinen cis- und transleithaniſchen Com⸗ 
mandos die Geheimmiffe des deutſchen Bundesrechts ebenſo un⸗ 
betannt geblieben, wie die Vorſchriften des Koran und die muſel⸗ 
münniſche Theologie. So fiel er ſeit dem erſten Tage in un 
bedingte Abhängigkeit von ſeinem Reſerenten, dem Herrn von 
Biegeleben, und jenen übrigen Diplomaten „aus dem Reiche“, 
welche in den Tieſen der Bundes verträge lebten und webten wie 
die Fische im Waſſer oder die Mäuſe im Kornſpeicher, und deren 
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politiſche Weisheit ſich in der Forderung zuſammenſaßte, nach 
Bundesgeſetz die Gleichberechtigung aller deutſchen Souveräne, 
und damit die Unterwerfung Preußens unter die Frankfurter 
Majorität in Kraft zu erhalten. Allerdings waren die Wege 
auch zu dieſem Ziele durch Rechberg's frühere Thaten gründlich 
verfahren, durch feine vernichtende Kritik des alten Bundesrechts 
auf dem Frankfurter Fürſtentage und durch ſein verachtendes 
Hinwegſchieben des Bundestags bei dem Beginne deb däniſchen 
Kriegs. Der Kaiſer hatte ein Gefühl von der Mißlichkeit, dieſe 
ausgetretenen Pfade von Neuem einzuſchlagen, und drängte dem⸗ 
nach den Minifter, fo raſch wie möglich direct mit Preußen die 
holſteiniſche Sache zum Abſchluß zu bringen, und damit weitere 
Verwicklungen in Deutſchland zu verhüten: auch Mensdorff 
war hienach ſehr bereit mit ſoldatiſchem Freimuth unmittelbar 
auf das Ziel loszugehen, und ließ, gleich nachdem er das Mini⸗ 
ſterium angetreten, durch Biegeleben eine umfaſſende Arbeit redi⸗ 
giren, welche dann, in drei große Depeſchen vertheilt, am 12. No⸗ 
vember von dem Miniſter unterzeichnet wurde. 

Das erſte dieſer Schriftſtücke pries die enge Verbindung 
der beiden Mächte, welche die einzige Bürg ſchaft für Frieden und 
Heil in der Zulunft bilde. „In Seinem Königlichen Alirten 
von Preußen, ſagte Mensdorff, liebt und verehrt der Kaiſer 
einen Geſinnungsgenoſſen, mit dem er den Ruhm der Rechtlich⸗ 
keit, conferbative Geſinnungen und Anhänglichteit an die deul⸗ 
ſche Sache theilt: der Kaiſer zählt daher feit darauf, daß der 
König gleich Ihm ſelbſt auch die Tugend der Entſagung zu üben 
und die eigenen Wünſche zu begrenzen wiſſen werde, fo weit 
dies nöthig, um der höhern Rückſicht, der Erhaltung und Be⸗ 
feſtigung des öſterreichiſch⸗preußiſchen Bündniſſes, Genüge zu 
thun.“ 

Nach diefer hoffnungsvollen Einleitung beſprach Mensdorff 
die verſchiedenen Möglichkeiten, die ſich für die Leſung der Frage 
darzubieten ſchienen. 

Bunächft die Annepion der Herzogthümer an die preußifche 
Monarchie. Der Kaifer ziehe auch jeht, in Rückſicht auf Deutſch⸗ 
land und Europa, fo wie auf das moraliſche und politifche In⸗ 
tereſſe der beiden Müchte, eine uneigennüßige Verfügung über 
die Herzogthümer allen teritoriafen Combinationen vor, am 
welchen die Mächte betheiligt wären, und zähle dabei beſonders 
auf das perſönliche erleuchtete Urtheil und die weiſe Selbſtüber⸗ 
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windung des Königs. Was würde Deutſchland ſagen, wenn 
die geſammtdeutſchen Rechte und Intereſſen zum einſeitigen Vor⸗ 
theil Preußens ignorirt würden? Welche Compenſationen wür⸗ 
den die außerdeutſchen Großmächte in einem ſolchen Falle be⸗ 
gehren? Dazu fümen die rechtlichen Schwierigkeiten. Preußen 
und Öfterreich Hätten die Rechtstitel Christian 3 IX. ſtets für 
zweifelhaft erklärt. Wollten wir dieſe Zweifel im eigenen Haufe 
nieberlämpfen, was unmöglich ift, fo würden die übrigen deuſchen 
Regierungen ſie uns entgegen tragen; wir würden zwiſchen der 
Erhaltung der Bundesacte oder der preußiſchen Allianz wählen 
müſſen. 

Sodann die Gründung eines halbſouveränen Staats, eine 
Anomalie, die noch ſtärker als die Annexion den Intereſſen der 
beſtehenden Rechtsordnung widerſtrebe. Innerhalb des Bundes⸗ 
rechts erkennen wir gerne Preußen maritime und militärifche 
Vortheile zu. Aber das Bundesrecht verbiete es, den neuen 
Staat weſentlicher Hoheitsrechte zu entkleiden. Würde die Gleich⸗ 
berechtigung der deutſchen Fürsten bei einem fo wichtigen Anlaſſe 
verletzt, ſo hieße das, die deutſche Frage mit allen ihren Schwierig⸗ 
leiten an die Stelle der ſchleswig⸗holſteiniſchen ſetzen. 

So fei die einzige Löſung die Gründung eines ſelbſtündigen 
Bundesſtaats Schleswig⸗Holſtein. 

Die zweite Depeſche erörterte die Frage, wie es ſich Hinficht- 
lich der Entſcheidung über die Thronfolge mit dem Wege Rech⸗ 
tens und der Competenz der Bundes⸗Verſammlung verhalte. 
Sie gelangte zu dem Ergebniß, daß der Bund eine ſolche Com- 
petenz nicht beſitze, daß ſelbſt die Meinung, der Bund könne 
unabhängig von der Feftftellung des Erbrechts über die Mit⸗ 
gliedſchaft am Bunde entſcheiden, grundlos ſei, daß die Erbfrage 
nur in dem betreffenden Bundeslande ſelbſt, nach den dort 
geltenden Verſaſſungs⸗ und Familiengeſetzen, entſchieden werden 
könne; der Bund habe nur darauf zu ſehen, daß die Entſcheidung 
nicht gewaltſam, ſondern auf dem Rechtswege erfolge, alfo in 
Ermanglung anderer Inſtanzen, die Pratendenten zur Ver⸗ 
ftändigung über den Weg eines rechtlichen Abkommens zu der⸗ 
anlaſſen. 

Jedoch könne die rechtliche Entſcheidung nicht allein maaß⸗ 
gebend fein. Vorbehalten bleibe ſtets, daß Schleswig⸗Holſtein 
nicht zerſtückelt werde. Fünde ſich, daß keine der Parteien Erb⸗ 
ansprüche auf das Ganze hätte, jo wäre die empfehlenswertheſie 
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Austunft, daß Oſterreich und Preußen dem relativ Beftberech⸗ 
tigten ihre eigenen, im Wiener Frieden erworbenen Titel mit 
übertrügen. 

Endlich die dritte Depeſche unterſuchte die Frage, ob Olden⸗ 
burg oder Auguſtendurg dieſer Beſtberechtigte fe. Zunächſt 
pulveriſirte ſie die Oldenburger Anſprüche als ſchlechthin grund⸗ 
los. Und nun Auguſtenburg. Es war offenbar für die jetzigen 
Wünſche Hſterreichs der heikelſte Punkt, nachdem man ſeit No⸗ 
vember 1863 fo haufig und fo energiſch die völlige Nichtigkeit 
des Auguſtenburger Erbrechts verkündet und bethätigt hatte. 
Indeſſen: fo ſtarke Bedenken, ſagte die Depeſche, wir gegen 
Auguftenburg gehabt haben und in Bezug auf einzelne holſteiner 
Bezirke auch noch haben, fo ſcheint uns doch, wo es ſich um ein 
ungetheiltes Schleswig⸗Bolſtein handelt, Auguſtenburg's Anrecht 
das beſſere; Oſterreich und Preußen haben dies ja ſchon in 
London am 28. Mai ausgeſprochen, und die Einſetzung des 
Erbprinzen würde Frieden und Einigteit im deutschen Bunde 
wieder herſtellen 

Es war nicht wohl möglich, die Tugend der Entſagung 
und den Segen der Selbſtüberwindung dem preußiſchen Cabinet 
eindringlicher vor Augen zu ſtellen, als es in der Summe dieſer 
drei Hetenftüce geschah, Immerhin wurde ihm daneben ein Fall 
bezeichnet, in welchem Ofterzeich bereit fein würde, von der Höhe 
jener idealen Anforderungen herabzuſteigen. Der kurz vorher 
nach Wien berufene Geſandte Graf Karolyi empfing bei feiner 
Rückeiſe außer den drei Depeſchen noch den Auftrag zu einer 
mündlichen Erklirung, Ofterreich wolle die preußiſche Annerion 
der Herzogthümer genehmigen (mithin nach dem Ausdruck der 
erſten Depeſche die Bundesacte der preußiſchen Allianz opfern), 
wenn ihm Preußen einen entſprechenden Territorialerwerb ver⸗ 
ſchaſſe. Hervorgehoben wurde zugleich, daß eine Geldentſchadigung 
dem Zwecke nicht dienen könne, weil eine ſolche mit der Würde 
Oſterrichs nicht verträglich erachtet werde. Da nun König Wil⸗ 
helm ſeinerſeits die Erkaufung einer neuen Provinz durch die 
Abtretung alter und getreuer Bezirke mit Pflicht und Ehre nicht 
vereinbar hielt, ſo hatte man in Berlin Entſchluß zu faſſen, wie 
man ſich zu der jetzt von Öfterreich beſchützten Auguſtenburger 
Candibatur verhalten wolle. Bismarck war darüber längft im 
Klaren und hatte, noch ehe ihm Biegeleben“s Werke vorgelegt 
wurden, bereits einen erſten, ſehr eingreifenden Gegenzug gethan. 
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Mit den Wiener Eröffnungen vom 12 kreuzte ſich nämlich 
eine dorthin geſandte preußiſche Depeſche vom 14 November, 
welche zwar auf ſtrengem deutſchem Bundesrechte fußte, dennoch 
aber von der Tugend der Entſagung keine Spur erkennen ließ, 
vielmehr zu Biegeleben's mittelſtaatlichen Spmpathien den denk⸗ 
bar ſtärkſten Contraſt bildete. 

Die Bundeseprcution war, wie man ſich erinnert, gegen 
Holſteins damaligen Beſiher, König Christian IX., verfügt 
worden, um auf Grund der Verträge von 1852 zu Gunſten des 
Landes gewiſſe Anderungen der däniſchen Geſammtſtaats verfaſſung 
zu erztringen. Jetzt waren die Herzogthümer von Dänemark 
getrennt, und der Befiß derſelben von Chriſtian an die beiden 
beutfchen Großmächte cebirt worden. Es war mithin augenfällig, 
daß die Execution gegenſtandslos geworden, und folglich nach 
Artikel 13 der Executionsordnung und Artikel 34 der Wiener 
Schlußacte die Erecutionsteuppen ohne Verzug aus dem Lande 
zurüdzuziehen waren. Der Artitel 15, nachdem er dieſe Zurück 
ziehung verfügt, ſchloß dann mit dem Safe: die mit der Erecu- 
tion beauftragte Regierung hat zu gleicher Zeit der Bundes ver⸗ 
ſammlung davon (von der Zurückziehung der Truppen) Nachricht 
zu geben. Bismarck zog daraus die Folgerung, daß bei der No⸗ 
torietöt der Sachlage kein Zweifel über die Beendigung der 
Execution welter denkbar, und folglich kein Bundesbeſchluß dar 
rüber erſorderlich fei: demnach feien Sachſen und Hannover ein⸗ 
zuladen, ihre Truppen ſofort abzuberufen, und gemeinſam mit 
ihren Mitbeauftrag ten, Oſterreich und Preußen, dem Bundes tage 
davon Anzeige zu machen. Rechberg hatte feinerjeits ſchon am 
17. October anerkannt, daß für die Anweſenheit der ſüchſiſchen 
und hannover ſchen Truppen der Executionstitel in Wegfall ger 
kommen ſei, hatte aber beantragt, aus bundes freundlicher Ge⸗ 
ſinnung etwa 2000 Mann davon im Lande zu laſſen. Nun 
lag es freilich auf der Hand, daß bei den Tendenzen der Bundes⸗ 
mehrheit und insbeſondere der ſächſiſchen Regierung, das Ver⸗ 
bleiben der Bundes truppen ein abſolutes Hinderniß für die Feſt⸗ 
ſtellung preußiſcher Herrſchaft oder preußiſches Einfluſſes in den 
Herzogthümern fein würde: und fo antwortete Bismarck auf 
Rechberg's Vorſchlag, daß er denſelben nicht zu motiviren wiſſe. 
Oſterreich ſei ſtets mit Preußen einverſtanden geweſen, daß der 
Bund leinen Titel zur Occupation, ſondern nur zur Execution 
habe. Jetzt, nach dem Wegfall der Execution, könne um fo 
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weniger von einer Occupation die Rede ſein. So lange die innere 
Ordnung nicht geftöxt ſei, habe der Bund keinen Titel, ein 
Bundesland militäriſch zu besetzen. Ofterreich und Preußen ſeien 
durch den Frieden in den Befigitand eingetreten, wie er vor dem 
Beginn der Execution gewefen, wie er auch vom Bunde durch 
die Verhängung der Execution gegen Chriſtian IX. anerkannt 
worden ſei. Daß dabei die Prüfung der Erbrechte vorbehalten 
worben, mache die Anerlennung des Beſizſtandes nur um fo 
deutlicher. So lange keiner der agnatiſchen Erbanſprüche zu 
rechtlicher Anerkennung gelangt ſei, hätten Oſterreich und Preußen 
ein beſtimmtes und ausſchließliches Recht auf die Beſetzung und 
Verwaltung der Herzogthümer. Die Theilnahme des Bundes 
an der Occupation würde eint verfafjungswidrige Erweiterung 
der Bundes rechte gegenüber der Souveränität der Einzelſtaaten 
bilden. 

Dieſer Zwiſchenfall kam dem guten Grafen Mensdorff außerſt 
ungelegen, zumal er gleichzeitig durch Sarolyi's Telegramme 
erfuhr, daß die große Arbeit vom 12. November in Berlin jehr 
wenig Beifall finde, daß dort der Annexionsgedanke Fortſchritte 
mache, anderesfalls aber Oldenburg dem Auguſtenburger vorge⸗ 
zogen würde. Er war ſeit Jahren mit Werther perſönlich be⸗ 
freundet, und beklagte bei ihm die wachſende Difſerenz. Es fei 
ja wahr, die Beweise aller dieſer Prätenbenten feien ſehr lücken⸗ 
haft; zuletzt müſſe ein Machtſpruch entſcheiden. „Für Auguſten⸗ 
burg, ſagte er, habe ich gar feine perſönliche Vorliebe; im 
Gegentheil, das demokratiſche Treiben ſeiner Partei in den Herzog⸗ 
thümern it mir antipathiſch. Aber es geht doch einmal nicht 
anders; nur feine Einſetzung ſtellt den innern Frieden im Bunde 
her; es ift unerläßlich mit den Mittelſtaaten milde und entgegen. 
kommend zu verfahren, und fo hat ihnen Rechberg auch die Zu⸗ 
ſage gegeben, der Bund werde bei der ſchließlichen Ordnung 
der Sache bethelligt werden.“ Mensdorff erlannte übrigens 
an, daß die preußische Erörterung ſehr ruhig und objectib ge- 
halten ſei; er müſſe das ihm etwas fremde Sachverhältniß noch 
näher erwägen. Am 19. November theilte er dann dem Geſundten 
ſeine Antwort mit. Sie begann mit dem Zugeſtändniß, daß 
Bismarcks Auffaſſung des Bundesrechts vollkommen zutreffend, 
und die Execution zweifellos erledigt ſei. Aber bei den unge 
ordneten und probiforifchen Zuſtän den in Holſtein, wo es zur 
Zeit gar keinen Souverän gebe, könne der Bund vielleicht doch 
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eine Occupation beſchließen. Wie dem aber auch fei, obwohl 
wir nicht verpflichtet ſind, die Bundestruppen zuzulaſſen, ſo ſind 
wir doch berechtigt dazu. Welchen Grund hätten wir, ſie zu 
entfernen? Im Gegentheil, wir ſollten uns freuen, durch ihre 
Anweſenheit den hohen nationalen Charakter der ganzen Ange⸗ 
legenheit ſichtbar hervortreten jn laſſen. Wit hoffen alſo auf 
Preußens bundesfreundliche Gefinnung, und ſehen auch in dieſer 
Frage einen neuen Beweis für die Dringlichkeit der Einfehung 
eines definitiven Souverüns. 

Nach der Lectütre dieſer Depeſche ſprach Werther dem Mi⸗ 
nifter feine perſönliche Beſorgniß aus, daß Preußen jept auch 
ohne Oſterreich zur Entfernung der Bundestruppen aus Holftein 
föreiten würde. In der That ging an demſelben Tage den 
preußiſchen Gejanbten in Dresden und in Hannover die Weisung 
zu, aus den nach Wien gemeldeten Gründen die betreffende Re⸗ 
gierung um die Abberufung ihrer Truppen zu erſuchen, und 
beide Geſandte wurden bevollmächtigt, darüber keinen Zweifel 
zu laſſen, daß Preußen dieſes Begehren mit vollem Nachdruck 
geltend zu machen entſchloſſen ſei. 

Da die Anweſenheit der Bundestruppen offenbar ein erheb⸗ 
liches Mittel für die Einſehung des von dem Bunde begünftigten 
Auguſtenburg war, fo ergab ſich die Antwort der beiden Höfe 
je nach ihrer Gefinmung gegen deſſen Anſprüche. Hannover, 
welches jegt einen wahren Haß gegen den Erbprinzen empfand, 
war mit dem preußiſchen Antrag ganz einverſtanden und wünſcht 
vor der Entschließung nur noch Auskunſt über Oſterreichs Auf⸗ 
ſaſſung. In Dresden aber, wo König und Miniſter von 
Auguftenburg's gutem Rechte durchdrungen waren, wurde das Be⸗ 
gehren unbedingt zurückgewieſen. Beuſt hatte die Sache kommen 
ſehen, jedoch einen preußiſchen Antrag darüber am Bunde er⸗ 
wartet, welchen er in Frankfurt energiſch zu bekämpfen dachte; 
ſchon am 23. October hatte er dem General Hake Weiſung ge⸗ 
geben, nur auf einen Bundesbeſchluß das Land zu verlaſſen, 
ohne einen ſolchen aber lediglich der Gewalt, d. h. dem feuer 
der preußiſchen Infanterie, zu weichen. In dieſer ftreitluftigen 
Geſinnung entwickelte der Miniſter dem preußiſchen Geſandten, 
daß von einer Beendigung der Execution nicht die Rede ſein 
könne; dieſe fogenannte Execution ſei von Anfang an thatſäch⸗ 
lich keine Execution, ſondern eine Occupation geweſen, und dieſe 
Occupation müſſe fortdauern, bis der rechtmäßige Herrſcher in 
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Schleswig⸗Holſtein eingeſetzt ſei. Dies hieß denn freilich mit 
ehniſcher Offenheit eingestehen, daß Bismarck vollen Grund gehabt, 
über die geſetzwidrige Handhabung der Bundes execution durch 
Sachſen Beſchwerde zu führen, welches in Holſtein fortdauernd 
für Auguſtenburg gewirkt hatte, während der Bundes beſchluß 
Chriſtian IX. als Souverän des Landes vorausſetzte. Beuſt 
erörterte dann weiter, daß der Artikel 13 der Executiongorbnung 
Lücken habe, daß er ins beſondere den jetzt vorhandenen Fall nicht 
vorſehe, wenn während der Exteutjon ein Wechſel in der Person 
des Landesherrn Statt finde; nur die Bundesverſammlung, nicht 
aber die exequirende Regierung könne entſcheiden, ob der Zwech 
der Exteution erfüllt ſei. Er ſeinerſeits finde keinen Grund, 
einen ſolchen Bundes beſchluß zu veranlaſſen, werde vielmehr 
einem etwaigen preußiſchen Antrag darauf widerſprechen. Jedes⸗ 
falls aber würden für jetzt die ſüchſiſchen Truppen in Holſtein 
bleiben. 

Auf den Bericht von dieſen Erklärungen war man in Berlin 
nicht einen Augenblick zweifelhaft. Der Konig war entrüſtet bei 
dem Gedanken, daß ein in feinen Veſitz übergegangenes Land 
ohne und gegen Bundesgeſetz unter Execution bleiben ſollte. 
Bismarck fand auf's Neue, es ſei auch im Völkerverkehre wün⸗ 
ſchenswerih, nicht für übermäßig geduldig gehalten zu werden. 
Seit dem Wiener Frieden hatte überall der Rückmarſch der alli⸗ 
irten Truppen in die Heimath begonnen und war in ſteter Fort⸗ 
ſetzung begriffen; plötzlich aber erſchien jetzt eine königliche Ordre 
an die noch in den Herzogthümern befindlichen Regimenter, Halt 
zu machen, wo fie ſtänden; die weſtfäliſche Divifion, die eben 
aus Holſtein bis Minden gelangt war, blieb hier in concentrirter 
Aufftellung an der hannover ſchen Grenze, während eine ftarke, 
bei Torgau ſich ſammelnde Abtheilung gegen das ſächſiſche Ge⸗ 
biet demonſtrirte. Bismarck erklärte nach allen Seiten, daß der 
König von Preußen in den von ihm verwalteten Landen den 
Aufenthalt fremder Truppen ohne ſeine Erlaubniß nicht dulde; 
nach Beendigung der Execution habe der Bund hier nichts zu 
ſuchen, und gegen unbefugte Eindringlinge werde Preußen ſein 
Hausrecht wahren. In einer ausführlichen Darlegung von 
26. November theilte er dem Wiener Cabinet die verfügten 
militäriſchen Demonstrationen mit, ſtellte nochmals den Rechts⸗ 
punkt ſeſt, und forderte Oſterreich auf, das agitatoriſche und 
rechtswidrige Treiben Sachſens, welches ſeit einem Jahre 
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fortdauernd die europätfche Politik der beiden Großmächte zu kreuzen 
und zu ſtören verſuche, ernſtlich zur Ruhe zu verweiſen. Eine 
Ehrenſache fei es in diefer Qage für Preußen, vor der Entfernung 
der Bundestruppen in feine Verhandlung über das künftige 
Schickſal der Herzogthümer einzutreten. In Folge dieſer drohenden 
Haltung ging der Alarm durch ganz Deutſchland. Beuſt 
ſagte: ich fürcht' mich nicht — rief die Urlauber der ſächſiſchen 
Regimenter zu den Fahnen und ließ die Staatsenſſen auf den 
Königsſtein flüchten; offenbar hatte er den Gegner noch immer 
nicht völlig kennen gelernt, und pochte darauf, daß Preußen zu⸗ 
zuletzt doch nicht Ernſt machen würde. Aber ein anderer war 
der Eindruck in Wien. Man hatte von dort aus eben erſt an 
den Berliner Hof durch Werther eine neue Mahnung ergehen 
laſſen, nicht jo ſtreng auf dem Buchſtaben der Erecutionsordnung 
zu beſtehen. Jetzt aber, bei den militäriſchen Auſſtellungen 
Preußens, geriet) man doch in Sorge. Denn nicht bloß Bis⸗ 
mard, dem man längſt jede Tollkühnheit zutraute, ſondern auch 
der König Wilhelm erklärte dem Grafen Karolyi die Unwider⸗ 
ruflichteit feines Entſchluſſes. Daß Preußen bei dieſer Sache 
im Rechte war, hatte man ihm wiederholt eingeräumt; jetzt ge⸗ 
ſtand man ſich ſelbſt mit bitterem Gefühle, daß Preußen bei der 
Schlagſertigkeit feiner Heerberfaflung auch die Macht beſaß. 
Man entſchloß ſich, ihm einen Schritt entgegen zu thun, und 
Mensdorff kündigte am 26. November dem preußiſchen Geſandten 
an, mit der amtlichen Vorlage des Wiener Friedens an den 
Bundestag wolle Oſterreich die Erklärung verbinden, daß dieſer 
Vertrag die Execution gegenſtandslos mache, und folglich der 
Bund die Exeeutionstruppen abberufen möge. Indem man alſo 
dem Bun de das formale Recht der Entſcheidung vorbehielt, 
ſtellte man Preußen thatjächlich das geforderte Ergebniß in Aus⸗ 
ſicht; auch verhieß Mensdorff, bei den Mittelſtaaten nachdrüc⸗ 
lich auf eine günſtige Abſtimmung einzuwirken. Ihr wollt. 
ſagte er klagend zu Werther, in dieſer holſteiner Sache auch nie⸗ 
mals das Geringſte nachgeben. 

Ganz ſo böſe, wie Mensdorff es hier meinte, waren die 
Verliner Freunde nun doch nicht. Bismarcks Politik war ſeſt 
wie Stahl, aber ebenfo elaſtiſch; gründlich entſchloſſen, den Mittel⸗ 
finaten jede Einmiſchung in breußiſche Angelegenheiten zu ver⸗ 
bieten, hatte er noch immer den lebhaften Wunſch, mit Ofterreich, 
auf gutem Fuße zu bleiben, und war bereit, wenn ſchließlich in 
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der Sache das Rechte geſchah, ſich Öfterreiche Geſchäſtsforn 
gefallen zu lafſen. Auf Werther's Telegramm über jene Außer⸗ 
ungen Mensdorff's antwortete er umgehend am 27. November 
in einläßlicher Weiſe, und als dann Werther am 29. meldete, 
der laiſerliche Bundeztagsgeſandte habe Befehl, die Abberufung 
der Executionstruppen aus Holftein zu beantragen, erhielt der 
preußiſche College desselben, Herr von Savigny, fofort die Weir 
fung, gemeinſam mit Oſterreich vorzugehen. Zu Savigny's 
perſönlicher Orientirung fügte Bis marck übrigens hinzu, daß 
Preußen drei Tage lang auf die Fertigstellung des Beſchluſſes 
warten, bei längerer Verzögerung desſelben aber durch feine 
eigenen Streitkräfte die Entfernung der Bundestruppen aus 
Holſtein erzwingen werde. Natürlich unterließ Savigny nicht, dieſe 
intereffante Notiz bei feinen Collegen im Hinblick auf die dem⸗ 
nächſtige Abſtimmung beſtens zu verwerthen. Der gemeinſame 
Antrag der beiden Mächte wurde dann am 1. December officiell 
eingebracht. 

In Wien hatte man fich zu dieſer Wendung herbeigelaſſen, 
empfand fie aber mit ſchwer gereipten Gefühlen. Wenn der An⸗ 
trag, wie man nicht bezweifelte, angenommen wurde, jo hatte 
der diplomatische Feldzug für Auguſtenburg gleich bein erſten 
Schritte eine arge Schlappe erlitten. Die Sache wurde nicht 
verfüßt durch das Bewußtsein, daß man dem Zwange folgend, 
nicht dem eigenen Trieb, die Conceſſion gemacht hatte. Es war 
nun menſchlicher Weiſe begreiflich, politiſch aber aum zweckmäßig, 
daß man es nicht über ſich brachte, gute Miene zum böſen Spiele 
zu machen, ſondern ſeinen Arger breit und gewichtig dem Berliner 
Cabinet vorlegte, und damit natürlich für dieſes den Werth des 
gebrachten Opfers erheblich ſchmälerte. Schon am 27. November 
hatte Biegeleben zwei Depeſchen für Karolyi redigirt, worin 
zwar der Antrag beim Bunde angekündigt, aber damit eine nach 
drückliche Erinnerung an den großen Erlaß vom 12. (alſo raſche 
Einſetzung Auguſtenburg's) verbunden, und dann eine ſcharfe 
Mahnung ausgeſprochen wurde, die Allianz der beiden Mächte 
auf die Grundlage der deutſchen Bundesverträge zu ſtellen. 
Nimmermehr könne der Kaiſer ſich entſchließen, die dem Bunde 
angehörigen Könige von Sachſen und Hannover als Feinde an⸗ 
zuſehen oder aus dem Inbegriff conſervativer Prineipien die 
Achtung vor dem Bundesrechte und vor dem Verbot der Selbſt⸗ 
Hülfe auszulöſchen. Auf Bismarck s Mittheilung vom 28. November 
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folgte weiterhin eine Antwort am 3. December, in welcher 
Biegeleben feinen gewohnten magiſtralen Ton noch ſtärker an- 
ſchlug. Ein Auszug aus derſelben mag hier Platz finden. 
„Durch unſern Antrag am Bunde, hieß es, haben wir einen 
neuen Beweis für die Oebhaftigleit unſeres Wunſches gegeben, 
mit Preußen einig zu bleiben. Urſprünglich gedachten wir, erſt 
nach der endgültigen Conſtituirung Schleswig⸗Holſteins die 
Bun destruppen aus den Herzogthumern abzuberufen. Wir haben 
Preußen jetzt ein mit unſerer Überzeugung ſtreitendes Zugeſtänd⸗ 
niß gemacht. Aber möge Preußen unſer Entgegenkommen nicht 
mißdeuten. Gerade, weil die Dinge fo liegen, müſſen wir um 
fo entſchiedener auf unſer Verlangen zurückkommen, daß nunmehr 
ohne weitere Verſchleppung zur definitiven Gonftitwirung Schles⸗ 
wig⸗Holſteins als eines ſelbſtändigen Bundesſtaates geſchritten 
werbe. Es gibt kein Hinberniß mehr dagegen. Politiſch ſteht 
keine andere Löſung offen. Die Rechtsfrage über die Erbfolge 
ift allerdings verwickelt; wahrſcheinlich hat keiner der Prätendenten 
ein zweifelloſes Recht auf alle Theile des Landes. Aber unfer 
Vorſchlag vom 12. November ift rechtlich unanfechtbar. Nichts 
kann die beiden Höfe abhalten, ihre eigenen, durch den Wiener 
Frieden erworbenen Rechte dem Prinzen von Auguſtenburg zu 
übertragen. Daß die Sache thatſächlich damit erledigt wäre, 
kann unſerem Vorſchlage nur zur Empfehlung gereichen. Dem⸗ 
nach ſoll fi Karolyi mit vollſter Entſchiedenheit in diefem Sinne 
ausſprechen und jedesfalls darauf dringen, dem Kgl. Cabinet 
möge es nunmehr gefällig fein, uns feine Anfichten über unfere 
Eröffnungen vom 12. November bekannt zu geben.“ 

Als Graf Goltz ſpäterhin dieſe und ähnliche Productionen 
der Wiener Staatskanzlei las, rief er, in ſolchem Tone schrieben 
ſonſt ſich große Machte nur im Augenblicke vor der Kriegs⸗ 
erklärung, und Mensdorff ſelbſt erwiderte auf eine ähnliche 
Bemerkung dem Baron Werther, auch der Kaiſer bedaure, daß 
Biegeleben oft mit ſo ſcharfer Feder ſchreibe. Was den Inhalt 
betraf, fo verrieth dieſes unabläffige Drängen und Mahnen auf 
raſche Eonftituirung der Elbherzogthümer in greller Weiſe die 
Beſorgniß Oſterreichs, daß eine längere Fortdauer des Provifo- 
riums der preußiſchen Annexion günstig fei, und konnte alſo in 
Berlin nur das Gegentheil der gewünſchten Wirkung erzielen. 

Jadeſſen kam am Bundestage die auf den 5. December 
anberaumte Abstimmung über den Antrag der beiden Mächte 
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heran. Bei der Mehrzahl der Mittelſtaaten waren die aus Wien 
und Berlin gekommenen Vorſtellungen fruchtlos geblieben. In 
München hatte Schrenck s Erſeßung lange Mühen verurſucht, da 
Pfordten vor der Übernahme des Porteſeuilles mehrere dem 
Könige Läftige Bedingungen ſtellte: eben jetzt, Ende November, 
hatte man ſich geeinigt, und Schrenck lehrte auf ſeinen alten 
Poſten am Bundestag, Pfordten aber an die Spitze der Regie⸗ 
rung zurück Der Leßtere war lebhafter und kampfeeifriger als 
je, und aller Hoffnungen voll, mit Oſterreichs Hülfe dem preu⸗ 
ßiſchen Übermuthe Schranken zu ſetzen, Auguſtenburg zu feinem 
Rechte zu verhelfen und die erlauchte Bundes verfaſſung hoch zu 
halten. Mit Schmerling und Beuſt vereint, ſagte er, wollen 
wir dieſen Preußen die Wege weiſen. Bayerns Votum am 
Bundestage blieb alſo feſt für die Fortdauer der Execution; 
ſämmtliche Sachſen, ſodann Württemberg, Darmſtadt und Braun⸗ 
ſchweig ſchloſſen ſich an, indem fie nicht bloß jedes Erbrecht 
Chriſtian's IX. an Schleswig⸗Holſtein beſtritten, ſondern noch 
weiter behaupteten, er habe auch den Beſiß des Landes nicht 
gehabt und folglich nicht an Oſterreich⸗Preußen abtreten können, 
ein Saß, der um fo mißlicher war, als der Bund gegen Chriſtian 
gerade als den Beſitzer der Provinzen die Execution gerichtet 
hatte. Luxemburg⸗Limburg enthielt ſich der Abſtimmung. 
Hienach blieb eine Majoritüt von neun Stimmen, welche den 
Antrag annahm, und damit den Abzug der Sachſen aus Holſtein 
verfügte. Preußen hatte feine Forderung durchgeſetzt, und damit 
der Bundestag jede unmittelbare Einwirkung auf den Zuſtand 
in den Herzogthümern zu Gunſten Auguſtenburg's eingebüßt. 
Von dem Eintritt eines Bundescommiſſars neben den Vertretern 
der beiden Großmächte in die höchſte Civilbehörde Schleswig⸗ 
Holſteins war leine Rede mehr. Die Commiſſare Oſterreichs 
und Preußens, welche bisher Schleswig verwaltet hatten, über⸗ 
nahmen jetzt auch die Landesregierung in Holſtein. 
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ſortbauernd bie europliſche Politik ber beiden Großmächte zu kreuzen 
und zu ſtören verſuche, ernſtlich zur Ruhe zu verweiſen. Eine 
Ehrenſache ſei es in dieſer Lage für Preußen, vor der Entfernung 
der Bundestruppen in keine Verhandlung über das künftige 
Schickſal der Herzogthümer einzutreten. In Folge dieſer drohenden 
Haltung ging der Alarm durch ganz Deutſchland. Beust 
ſagte: ich fürcht' mich nicht — rief die Urlauber der ſuchſiſchen 
Regimenter zu den Fahnen und ließ die Staatscaſſen auf den 
Königsflein ſtüchten; offenbar hatte er den Gegner noch immer 
nicht völlig kennen gelernt, und pochte darauf, daß Preußen zu⸗ 
zuletzt doch nicht Ernſt machen würde. Aber ein anderer war 
der Eindruck in Wien. Man hatte von dort aus eben erſt an 
den Berliner Hof durch Werther eine neue Mahnung erzehen 
laſſen, nicht fo ftreng auf dem Buchſtaben der Executionsordnung 
zu beſtehen. Jetzt aber, bei den militäriſchen Auſſtellungen 
Preußens, gerieth man doch in Sorge. Denn nicht bloß Bis 
marck, dem man längſt jede Tollkühnheit zutraute, ſondern auch 
der König Wilhelm erklärte dem Grafen Karolyi die Unwider⸗ 
ruflichteit feines Entſchluſſes. Daß Preußen bei dieſer Sache 
im Rechte war, hatte man ihm wiederholt eingeräumt; jetzt ge⸗ 
ſtand man ſich felbft mit bitterem Gefühle, daß Preußen bei der 
Schlagfertigkeit feiner Heerverfaſſung auch die Macht beſaß. 
Man entschloß fi, ihm einen Schritt entgegen zu thun, und 
Mensdorff kündigte am 26. November dem preußischen Geſandten 
an, mit der amtlichen Vorlage des Wiener Friedens an den 
Bundestag wolle Oſterreich die Erklärung verbinden, daß dieſer 
Vertrag die Execution gegenſtandslos mache, und folglich der 
Bund die Erecutiondtruppen abberufen möge. Indem man alfo 
dem Bunde das formale Recht der Entſcheidung vorbehielt, 
ſtellte man Preußen thatſächlich das geforderte Ergebniß in Aus⸗ 
ſicht; auch verhieß Mensdorff, bei den Mittelftanten nachdrück⸗ 
lich auf eine günſtige Abftimmung einzuwirten. Ihr wollt, 
ſagte er Hagend zu Werther, in dieſer holſteiner Sache auch nie- 
mals das Geringſte nachgeben. 

Ganz jo böfe, wie Mensdorff es hier meinte, waren die 
Berliner Freunde nun doch nicht. Bismarcks Politik war ſeſt 
wie Stahl, aber ebenfo elaſtiſch; gründlich entſchloſſen, den Mittel⸗ 
ſtaaten jede Einmiſchung in breußiſche Angelegenheiten zu ver⸗ 
bieten, hatte er noch immer den lebhaften Wunſch, mit Oſterreich 
auf gutem Fuße zu bleiben, und war bereit, wenn schließlich in 
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der Sache das Rechte geſchah, ſich Oſerreichs Geſchüftsſorm 
gefallen zu laſſen. Auf Werther's Telegramm über jene Außer⸗ 
ungen Mens dorffs antwortete er umgehend am 27. November 
in einläßlicher Weiſe, und als dann Werther am 29. meldete, 
der kaiſerliche Bundestagsgeſandte habe Befehl, die Abberufung 
der Executionstruppen aus Holſtein zu beantragen, erhielt der 
preußiſche College desſelben, Herr von Savigny, ſofort die Wei⸗ 
fung, gemeinſam mit Hſterreich vorzugehen. Zu Savigny's 
perſönlicher Orientirung fügte Bis marc übrigens hinzu, daß 
Preußen drei Tage lang auf die Fertigſtellung des Beſchluſſes 
warten, bei längerer Verzögerung desſelben aber durch ſeine 
eigenen Streitkräfte die Entfernung der Bundestruppen aus 
Holſtein erzwingen werde. Natürlich unterließ Savigny nicht, dieſe 
intereffante Notiz bei feinen Collegen im Hinblick auf die dem- 
nächſtige Abſtimmung beſtens zu verwerthen. Der gemeinſame 
Antrag der beiden Mächte wurde dann am 1. December officiel 
eingebracht. 

In Wien hatte man ſich zu dieſer Wendung herbeigelaſſen, 
empfand ſie aber mit ſchwer gereizten Gefühlen. Wenn der An⸗ 
trag, wie man nicht bezweifelte, angenommen wurde, jo hatte 
der diplomatische Feldzug für Auguſtenburg gleich beim erſten 
Schritte eine arge Schlappe erlitten. Die Sache wurde nicht 
verfüßt durch das Bewußtſein, daß man dem Zwange folgend, 
nicht dem eigenen Trieb, die Conceſſion gemacht hatte. Es war 
nun menſchlicher Weiſe begreiflich, politiſch aber kaum zweckmäßig, 
daß man es nicht über ſich brachte, gute Miene zum böſen Spiele 
zu machen, ſondern feinen Ürger breit und gewichtig dem Berliner 
Cabinet vorlegte, und damit natürlich für dieſes den Werth des 
gebrachten Opfers erheblich ſchmälerte. Schon am 27. November 
hatte Biegeleben zwei Depeſchen für Karolyi redigirt, worin 
zwar der Antrag beim Bunde angekündigt, aber damit eine nach⸗ 
drückliche Erinnerung an den großen Erlaß vom 12. (alſo raſche 
Einſetzung Auguſtenburg's) verbunden, und dann eine ſcharfe 
Mahnung ausgesprochen wurde, die Allianz der beiden Müchte 
auf die Grundlage der deutſchen Bundesverträge zu ſtellen. 
Nimmermehr könne der Kaiſer ſich entſchließen, die dem Bunde 
angehörigen Könige von Sachſen und Hannover als Feinde an⸗ 
zuſehen oder aus dem Inbegriff conſervativer Prineipien die 
Achtung vor dem Bundesrechte und vor dem Verbot der Selbſt⸗ 
Hülfe auszulöſchen. Auf Bismarcks Mittheilung vom 26. November 
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folgte weiterhin eine Antwort am 3. December, in welcher 
Biegeleben feinen gewohnten magiſtralen Ton noch ſtärker an⸗ 
ſchlug. Ein Auszug aus derſelben mag hier Platz finden. 
„Durch unſern Antrag am Bunde, hieß es, haben wir einen 
neuen Beweis für die Lebhaftigkeit unſeres Wunſches gegeben, 
mit Preußen einig zu bleiben. Urſprünglich gedachten wir, erſt 
nach der endgültigen Conſtituirung Schleswig⸗Holſteins die 
Bundestruppen aus den Herzogthümern abzuberufen. Wir haben 
Preußen jetzt ein mit unferer Überzeugung ſtreitendes Zugeſtänd⸗ 
niß gemacht. Aber möge Preußen unſer Entgegentommen nicht 
mißdeuten. Gerade, weil die Dinge ſo liegen, müſſen wir um 
fo entſchiedener auf unfer Verlangen zurüidtommen, daß nunmehr 
ohne weitere Verſchleppung zur definitiven Conftituiung Schles⸗ 
wig⸗Holſteins als eines felbftändigen Bundesſtaates geſchritten 
werde. Es gibt kein Hinderniß mehr dagegen. Politiſch ſteht 
keine andere Löfung offen. Die Rechtsfrage über die Erbfolge 
ift allerdings verwickelt; wahrſcheinlich hat keiner der Prätendenten 
ein zweiſelloſes Recht auf alle Theile des Landes. Aber unſer 
Vorſchlag vom 12. November ift rechtlich unanfechtbar. Nichts 
tann die beiden Höfe abhalten, ihre eigenen, burch den Wiener 
Frieden erworbenen Rechte dem Prinzen von Auguſtenburg zu 
übertragen. Daß die Sache thatſächlich damit erledigt wäre, 
kann unferem Vorſchlage nur zur Empfehlung gereichen. Dem⸗ 
nach fell ſich Karolyi mit vollſter Entſchiedenheit in dieſem Sinne 
ausſprechen und jedesfalls darauf dringen, dem Kgl. Cabinet 
möge es nunmehr gefällig ſein, uns ſeine Anſichten über unſere 
Eröffnungen vom 12. November bekannt zu geben.“ 

Als Graf Goltz ſpäterhin dieſe und ahnliche Productionen 
der Wiener Staatskanzlei las, rief er, in ſolchem Tone schrieben 
ſonſt ſich große Mächte nur im Augenblice vor der Kriegs⸗ 
erklärung, und Mens dorff ſelbſt erwiderte auf eine ühnliche 
Bemerkung dem Baron Werther, auch der Kaiſer bedaure, daß 
Biegeleben oft mit fo ſcharfer Feder ſchreibe. Was den Inhalt 
betraf, fo verrielh dieſes unabläſſige Drängen und Mahnen auf 
raſche Conftituirung der Elbherzogthümer in greller Weiſe die 
Beſorgniß Oſterreichs, daß eine längere Fortdauer des Proviſo⸗ 
riums der preußiſchen Annexion günftig fei, und konnte alſo in 
Berlin nur das Gegentheil der gewünſchten Wirkung erzielen. 

Indeſſen kam am Bundeskage die auf den 5. December 
anberaumte Abstimmung über den Antrag der beiden Mächte 
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heran. Bei der Mehrzahl der Mittelſtaaten waren die aus Wien 
und Berlin gekommenen Vorſtellungen fruchtlos geblieben. In 
München hatte Schrenck's Erſezung lange Mühen verursacht, da 
Pfordten vor der Übernahme des Portefeuilles mehrere dem 
Könige läſtige Bedingungen ftellte: eben jetzt, Ende November, 
hatte man ſich geeinigt, und Schrenck kehrte auf ſeinen alten 
Poſten am Bundestag, Pfordten aber an die Spitze der Regie⸗ 
rung zurüd. Der Letztere war lebhafter und kampfezeifriger als 
je, und aller Hoffnungen voll, mit Oſterreichs Hülfe dem preu⸗ 
zischen Übermuthe Schranken zu ſeßen, Auguſtenburg zu feinem 
Rechte zu verhelfen und die erlauchte Bundesverfaſſung hoch zu 
halten. Mit Schmerling und Beuſt vereint, fagte er, wollen 
wir dieſen Preußen die Wege weiſen. Bayems Votum am 
Bundestage blieb alſo feſt für die Fortdauer der Execution; 
ſämmtliche Sachſen, ſodann Württemberg, Darmſtadt und Braun- 
ſchweig ſchloſſen fi an, indem fie nicht bloß jedes Erbrecht 
Chriſtan's IX. an Schleswig-Holftein beitritten, ſondern noch 
weiter behaupteten, er habe auch den Beſiß des Landes nicht 
gehabt und folglich nicht an Öfterreich » Preußen abtreten können, 
ein Saß, der um fo mißlicher war, als der Bund gegen Chriftian 
gerade als den Beſitzer der Provinzen die Execution gerichtet 
hatte. Luxemburg Amburg enthielt ſich der Abstimmung. 
Hienach blieb eine Majoritüt von neun Stimmen, welche den 
Antrag annahm, und damit den Abzug der Sachſen aus Holſtein 
verfügte. Preußen hatte feine Forderung durchgefeht, und damit 
der Bundes tag jede unmittelbare Einwirkung auf den Zuſtand 
in den Herzogthümern zu Gunſten Auguſtenburg's eingebüßt. 
Von dem Eintritt eines Bundescommiſſars neben den Vertretern 
der beiden Großmächte in die zöchſte Givilbehörde Schleswig⸗ 
Holſteins war leine Rede mehr. Die Commifjare Oſterreichs 
und Preußens, welche bisher Schleswig verwaltet hatten, über⸗ 
nahmen jeht auch die Landesregierung in Holftein. 
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Vergegenwörtigen wir uns, ehe wir nach dem Schluſſe des 
Frankfurter Vorſpiels in die Entwicklung der Hauptfrage ein⸗ 
treten, noch einmal die Stellung der bei der ſchleswig⸗holſtein⸗ 
iſchen Sache betheiligten Mächte. 2 

Die Bimdesmehrheit ftand nach wie vor ſeſt in ihrer Über- 
zeugung von dem Rechte des Bundestags, die ganze Frage zu 
regeln, von dem unanfechtbaren Anſpruch Auguſten burg s auf 
die Thronſolge, von der Nothwendigkeit des neuen fouderänen 
Mittelſtaats Schleswig⸗Holſtein. Sie war confequent vom erſten 
bis zum letzten Worte, fie beſaß in ihren Mappen eine Fülle 
juriſtiſcher Argumente; in fo weit war ihre Stellung innerlich 
ſtark genug. Vollſtändig aber ſehlten ihr die Mittel äußerer 
Macht, ihre Wünſche zu verwirklichen; ihre ganze Hoffnung ſtand 
auf dem beginnenden Zwiespalt zwiſchen Preußen und Sſterreich; 
der deutschen Nation bot ihr Programm keine andern Vortheile 
als die Wahrung des Legitimitätsprincips, des feſteſten Voll 
werts der dreißig deutſchen Particularſtaaten. 

Im vollen Gegenſatze zu dieſer Partei hatte Preußen von 
jeher weder jene Competenz des Bundestags, noch die Ansprüche 
Auguftenburg's anerkannt, ſondern ſtets König Chriſtian IX 
als den regierenden Herzog von Schleswig⸗Holſtein behandelt, 
gegen ihn als ſolchen Execution beantragt, gegen ihn Pfand⸗ 
beſitz von Schleswig ergriffen, gegen ihn wegen des Verfaſſungs⸗ 
ſtreits Krieg geführt und ihn im Frieden zur Abtretung der 
Herzogthümer gezwungen. Abgeſehen von jener einzigen, ſehr 
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bald als Irrthum erkannten Außerung Bismarcks an Bern 
ſtorſf, vom 15. Mai, hatte Preußen niemals die Berechtigung 
Chriſtian's zur Thronfolge angefochten, und betrachtete demnach 
ſich und Oſterreich als die nicht minder berechtigten Nachfolger 
in dem Beſitze der Herzogthümer. Es war in feiner Auffaſſung 
ebenſo conſequent geblieben wie die Bundesmehrheit in der ent⸗ 
gegengefepten, und hatte an hiſtoriſchen und juriſtiſchen Argus 
menten ebenſowenig Mangel wie dieſe. Dabei hatte es die Macht, 
feinen Willen geltend zu machen, und, was die Hauptſache war, 
ſeine Forderungen entſprachen, wenn nicht den damaligen Stim⸗ 
mungen, fo doch den Intereſſen und Bedürfniſſen der deulſchen 
Nation. 

Endlich Osterreich hatte Anfangs den preußischen Stand⸗ 
punkt getheilt, im Vertrage vom 18. Januar verſprochen, die 
Frage nur im Einverſtändniß mit Preußen zu behandeln, und 
zunächſt fich eifrig beſtrebt, dem Könige Chriſtian den Beſitz der 
Herzogthümer zu erhalten. Als ſich im Mai dies unthunlich 
zeigte, hatte es begonnen, ſich für Auguſtenburg zu intereſſiren, 
und zu die ſem Behuf den Mittelftanten zugeſagt, die Frage nicht 
ohne Mitwirkung des Bundes entſcheiden zu Inffen. Troßden 
hatte es nicht umhin gekonnt, einige Monate fpäter aus der 
Hand Chriſtian's IX. die Herzogthuͤmer zum Gemeinbeſitz mit 
Preußen entgegen zu nehmen, und damit alſo jeder Verfügung 
über dieſelben ohne Preußens Zuſtimmung auf's Neue entfagt. 
Und ſo unumwunden hatte das Wiener Cabinet damals die 
Souveränität Chriſtian's IX. und folglich auch die feiner Rechts⸗ 
nachfolger anerkannt, daß es dem preußiſchen Hofe die Annexion 
der Herzogthümer anbot, wenn derſelbe Oſterreich anderweit 
einen entſprechenden Landgewinn zuwende. Erſt als der König 
dies ablehnte, kam Oſterreich wieder auf feine Augustenburger 
Sympathien zurück; allerdings konnte es nach allem Frühern 
nicht wohl von einem Rechtstitel des Erbprinzen reden, empfahl 
aber dem preußiſchen Cabinet die Einſetzung desſelben aus ver- 
schiedenen Gründen der Zweckmäßigkeit. Seine rechtliche Stellung 
aber nahm es auf dem Boden der Bundesverfaſſung; nach den 
Grundgeſetzen des Bundes fei eine Übertragung holſteiner 
Hoheitsrechte an Preußen ſchlechthin unſtatthaft. Die Erhaltung 
des Bundesrechts fei eine Lebenzſrage für Oſterreich · 

Damit ſah ſich Preußen vor die Alternative geſtellt, ent⸗ 
weder auf jeden Gewinn aus dem däniſchen Kriege, auf jede 
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Verwerthung Schleswig⸗Holſteins für die nationale Sicherheit 
und Macht zu verzichten, oder die Feſſeln dieſes erſtickenden 
Bundesrechts mit einem gewaltigen Aufſchwung zu zerſprengen. 
Die ſchleswig⸗holſteiniſche und die deutſche Frage floſſen zu⸗ 
ſammen. 

Einſtweilen war Bismarck der Anſicht, die Gegner kommen 
zu laſſen, den Angriff abzuwarten. Für's Erſte hatte Preußen 
den Mitbeſiz an den Herzogthümern; es konnte, fo ſchien es, 
dort nichts geſchehen, was Preußen nicht wollte; vollends den 
militüriſchen Oberbefehl führte dort Preußen allein. Unter ſolchen 
Verhällnſſſen ſchien das Übergewicht des nahen Preußen über 
das entfernte Oſterreich unwiderſtehlich zu fein, und fo aus dem 
Condominium ganz von ſelbſt die preußiſche Annexion hervor- 
wachſen zu müſſen. Dieſe Aufſaſſung erſchien um fo unbedenk⸗ 
licher, als ſie damals auch von den Gegnern in vollem Maaße 
getheilt wurde: eben deshalb drüngte man in Wien und München 
mit fo haſtigem Eifer auf eine baldige definitive Entſcheidung, 
weil man überall dieſelbe Anſicht hatte, die Fortdauer des 
Condominiums fei gleichbedeutend mit der preußiſchen Annexion. 
Freilich follte trotz dieſer allgemeinen Übereinftimmung ſich ſehr 
bald zeigen, daß das Condominium auch für Preußen bedenkliche 
Seiten hatte. Da die beiden Mitbeſitzer gleichberechtigt waren, 
und jeder Regierungsact der Zuſtimmung Beider bedurfte, ſo 
konnte keiner den Andern zu einem pofitiven Handeln nöthigen, 
wohl aber jeder den Andern an einem folden hindern. Nun 
hatte Oſterreich in den Herzogthümern überall keine pofitiven 
WMünſche; ihm alſo konnte hier ein preuß iſcher Widerſpruch niemals 
unbequem werden. Um fo mehr aber war Preußen erfüllt von 
dem Drange nach neuen poſitiven Errungenichaften und bot 
damit Tag für Tag dem Wiener Mitbeſtzer Anlaß, fein Recht 
des Einſpruchs zu üben. Auf dem Rechtsboden des Condo⸗ 
miniums alſo hatte ohne Zweifel Oſterreich ſtürtere Mittel, die 
Annexion zu hindern, als Preußen, dieſelbe herbei zu führen. 

Sehen wir nun, wie ſich unter dieſen Verhältniſſen der 
politiſche Verlauf entwickelte. 

Bis zum Abzug der Bundestruppen aus Holſtein hatte 
Bismarck, wie oben bemerkt, jede Außerung über Preußens Be⸗ 
gehren in der Frage der Herzogthümer verweigert. Nachdem 
dann die Execution beſeitigt war, erließ er am 13. December 
als Antwort auf Biegeleben's Ausarbeitungen zwei Depeſchen 
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nach Wien, von welchen die erſte das Verhältniß der beiden 
Regierungen zum Bunde und zum Bundesrecht, die zweite aber 
die Stellung Preußens zu Schleswig⸗Holſtein erörterte. 

Die erſte hatte folgenden Gedankengang. 

Preußen hat beim Eingehen der öſterreichiſchen Allianz ge⸗ 
glaubt, die beiden Machte ſollten ſich gegenfeitig mehr gewähren, 
als wozu das Bundesrecht ſie verpflichtete. Es ſcheint, daß 
Ofterreich einen öhnlichen Wunſch hegt, jedoch die Erfüllung 
desſelben in einer Erweiterung der Rechte des Bundes ſucht. 
Nimmermehr aber können wir dazu die Hand bieten. Wir ver⸗ 
ſtehen nicht, wie Oſterreich es ablehnen kann, die Mittelſtaaten 
als unſere gemeinsamen Gegner, und das Bundesrecht als einen 
höchſt mißlichen Boden für unſere beiderſeitigen Intereſſen zu 
ertennen. Möge ſich Oſterreich daran erinnern, wie übereifrig 
im vorigen Jahr die Führer des Bundestags in unſere euro⸗ 
päifehe Politik einzugreifen, wie fie uns von unſern völterrecht⸗ 
lichen Pflichten zu entbinden, wie fie eine unbefugte Occupation 
an die Stelle der geſetzlichen Execution zu ſeßen und ohne den 
Schatten einer Competenz die ftreitige Thronfolge zu entſcheiden, 
wie fie endlich gegen den klarſten Buchstaben des Bundesgeſehes 
die von ihnen verſalſchte Execution zu verlängern ſuchten. Wie 
uns, hat ſich damals auch dem Wiener Cabinet die Beſorgniß 
der Sprengung des Bundes in voller Schrofſheit aufgebrängt. 
Einem Bunde, dem außerhalb der Baſis feiner Grundverträge 
Majoritätsbeſchlüſſe zu ſaſſen geſtattet wäre, iſt Preußen niemals 
beigetreten. Wir find demnach feſt entſchloſſen, einem in folder 
Weiſe rechtswidrigen Beſchluſſe gewaltſamen Widerſtand entgegen 
zu fepen, und legen Werth darauf, dieſen unſern Entſchluß 
zweifellos zu conftatiren. Unſere europäischen Intereſſen und 
unſere monarchiſchen Grundſätze verbieten uns, unſere Politik 
von einer Mehrheit kleinſtaatlicher Regierungen abhängig zu 
machen, welche ihrerſeits wieder von ihren kleinſtaatlichen Par⸗ 
lamenten dirigirt werden. 

Über Schleswig⸗Holſtein bemerkte die zweite Depeſche, daß 
Preußen weder Oldenburg noch Auguſtenburg unbedingt aus⸗ 
ſchließe, aber ſich nicht dem Vorwurf einer übereilten Entſcheid⸗ 
ung ohne rechtliche Prüfung ausſetzen wolle. Wiederholt habe 
Oſterreich erklürt, daß keiner der Prätendenten einen Anſpruch 
auf die Geſammtheit der Herzogthümer würde nachweiſen Können, 
und wir feien gang derſelben Anficht. Bis das Nähere ermittelt 
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wäre, ſtehe der rechtliche Beſitz den beiden Mächten, und nur 
dieſen zu. Er bilde den Status quo, von den Mensdorff ganz 
ichtig ſage, daß es zu einer Veränderung desſelben der Zus 
stimmung jeder der beiden Regierungen bedürſe. Preußen be⸗ 
kenne alſo rückhaltlos, daß es auch die jo vielfach gewünſchte, 
für die Sicherheit Norddeutſchlands vortheilhafte Annexion 
Schleswig⸗Holſteins nicht ohne die Zustimmung Ofterreichs er⸗ 
langen könne. Ebenſowenig aber feien wir verpflichtet, in ein 
Arrangement zu willigen, welches unſerem Intereſſe nicht ent⸗ 
ſpräche oder gar dasſelbe gefährden würde. Die Einſetzung 
Auguſtenburg's würde uns Oldenburg. Hannover und Rußland 
entfremden; auch ſeien die Brandenburger Anſprüche noch nicht 
erwähnt, welche ſchon 1846 vielſach zur Sprache gekommen ſeien. 
Vor Allem aber, fuhr die Depeſche fort, komme es auf die Frage 
an, unter welchen Bedingungen wir vor dem eigenen Lande den 
Verzicht auf die mit ſchweren Opfern erworbenen Rechte des 
Status quo verantworten können. Nach Außen und Innen fei 
die Beſchaffenheit der militäriſchen Ein richtungen in dem wich⸗ 
tigen Nachbarlande für uns von höchſtem Intereſſe; es ſei eine 
unabweisliche Aufgabe, die Elemente der Wehrkraft Schleswig⸗ 
Holſteins, namentlich zur See, für Deutſchland nutzbar zu machen; 
für Handel und Verkehr ſeien Preußen und die Herzogthümer 
auf die engſten Beziehungen angewieſen. Niemand könne uns 
tadeln, wenn wir dieſe In tereſſen in erſter Linie in das Auge 
faſſen; wir erfüllen nur eine Pflicht gegen Preußen und Deutſch⸗ 
land, wenn wir, ehe wir zu einer definitiven Entſcheid ung ſchreiten, 
Bürgschaften für die Sicherſtellung dieſer Intereſſen verlangen, 
und uns nicht von dem zweifelhaften guten Willen eines künf⸗ 
tigen Landes herrn ober feiner Stände abhängig machen wollen. 
Daß das bloße Verhältniß zum deutſchen Bunde genügende 
Bürgſchaften dieſer Art nicht darbietet, hat leider eine vielfache 
traurige Erfahrung gezeigt. In unſeren vertrauten Beziehungen 
zu Oſterreich ſchiene es uns alſo zu liegen, daß das kaiſerliche 
Cabinet uns bei der Erlangung feſterer Garantien unterſtitze. 

Die Depeſche ſchloß mit der Angabe, daß die Fachmin iſter 
beſchüftigt ſeien, dieſe Garantien näher zu formuliren; ſobald 
der König darüber Beſchluß gefaßt, werde das Wiener Cabinet 
davon in Kenntniß geſetzt werden. 

Am folgenden Tage, dem 14. December, veranlaßte darauf 
Bismarck einen Beſehl des Königs, daß der Juftigminifter die 


NUN 


E Google 


1865 Dfpierreich droht mit bem Bruche ber Allianz. 37 


Mitglieder des Kronſyndicats zu einem Rechtsgutachten über 
die Anſprüche ſämmtlicher Prätendenten auffordern ſolle. Auch 
dies war nicht gerade ein Symptom, daß bei der preußiſchen 
Regierung drängende Sehnſucht nach einer raſchen Entſcheidung 
vorhanden fei. Denn fo viel und vielerlei auch ſchon über die 
Frage gedruckt worden war, jo hatte doch ſelbſtverſtändlich das 
Kronſyndieat die Pflicht, ſich üer jeden der dreißig bis vierzig 
Controverspunkte aus den Duellen und Urkunden ein eigenes 
Urtheil zu bilden, eine Aufgabe, zu deren Löſung mindeſtens 
mehrere Monate, und wenn man anders wollte, auch einige 
Jahre mit gutem Grunde erfordert werden konnten. 

So war die Verſtimmung groß, mit welcher in Wien dieſe 
Nachrichten aufgenommen wurden. Preußen beurtheilt uns ſalſch, 
klagte Mensdorff ſeinem Freunde Werther; glaubt doch nicht. 
daß wir Euch eine Vergrößerung mißgönnten, nur müſſen wir 
dann für uns ein Üguivalent begehren; das iſt bei dem Stande 
unſerer öffentlichen Meinung unerläßlich. Wahrhoftig, fuhr er 
fort, wir schwärmen durchaus nicht für dieſe Augustenburger, 
welche ihr Fürſtenwort von 1852 gebrochen haben: aber was 
wollen Sie? die Politik verbietet uns, fie fallen zu laſſen. Und 
vor Allem, Oſterreich bedarf den Frieden, den dauernden Frieden. 
dieſe schreckliche Herzogthümerfrage aber ſchließt die Keime unab- 
ſehbarer Verwicklungen in ſich; ſo fordert es unſere dringende 
Pflicht, unabläſſig den ſchnellſten Abſchluß derfelben zu betreiben. 
Er ließ demnach auf der Stelle eine ausführliche Antwort auf 
die preußiſchen Depeſchen ausarbeiten, welche am 21. December 
von Wien abging, wieder in Biegeleben s hochmütligem Tone 
redigirt war, neue Argumente nicht enthielt, um fo ſchnetdender 
aber auf den bevorſtehenden Bruch der Allianz hinwies, wenn 
Preußen nicht auf das üſterreichiſche Programm eingehe. 

Bismarck hatte nicht den Wunſch, eine ſolche Kriſis zu be⸗ 
ſchleumigen; er beſchloß alfo für jetzt, die Erörterung mit Wien 
nicht weiter fortzufegen. Er begnügte ſich, die Fachminiſter zu 
baldiger Ausarbeitung ihrer Forderungen an Schleswig⸗Holſtein 
anzutreiben, und den Kronjuriſten aus Archiv und Regiſtratur 
möglichſt vollſtändiges Urkunden material zu lieſern. Wie ge⸗ 
wöhnlich, arbeitete das Kriegsminiſterium unter allen dieſen Be⸗ 
hörden am ſchnellſten: ſchon am 5. Januar 1865 konnte Room 
einen erſten Entwurf vorlegen, nach welchem, kurz geſagt, die 
gesammte Militärhoheit in den Herzogthümern, über Heer und 
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Hlotte, nach Organifation und Oberbeſehl, nebſt dem Beſite 
von Kiel, Friedrichsort und Sonderburg⸗Düppel, fo wie das 
Beſazungsrecht in Rendsburg, im Krieg und im Frieden der 
Krone Preußen zustehen ſollte. Dies ergab freilich ein Verhält⸗ 
niß, welches bis dahin im deutſchen Bunde noch nicht vorgekommen, 
und wogegen Widerſpruch von mehr als einer Seite voraus 
zuſehen war. Man verbrauchte deshalb noch mehrere Wochen, 
um die Faſſung des Entwurfes ſo weit umzumodeln, daß er 
ſich vieſem oder jenem Artikel der löblichen Vundeskriegsverfaſſung 
zur Noth anbeguemen ließe, ein gewiß fehr achtungswerlhes, 
aber für jedes unbeſangene Urtheil hoffnungsloſes Bemühen. 
Dazu kam dann weiterhin von dem Handels miniſter der Antrag, 
daß Preußen den Nord⸗Oſtſee-Canal baue, verwalte und die 
Mündungen desſelben befeſtige, daß Schleswig⸗Holſtein dem 
deutſchen Zollverein und gleichzeitig für immer dem preußiſchen 
Zollſyſtem (im Falle der Auflöſung des Zollvereins) beitrete, 
und daß das dortige Poſt⸗ und Telegraphenweſen mit dem 
preußischen verſchmolzen werde. Sehr beſtimmt ſetzte endlich 
Bismarck den allgemeinen Satz hinzu, daß erſt nach Sicherſtellung 
der Ausführung aller obiger Bedingungen die Übergahe der 
Herzogthümer an den künftigen Souverän erfolgen dürfe. über 
die nähere Ausarbeitung dieser Artikel nebſt den dazu gehörigen 
Erläuterungen und Denkſchriften verging darauf noch der Januar 
und ein erheblicher Theil des Februars 1865. 

Unterdeſſen wuchs draußen die Ungeduld an allen Enden. 
Herr von Beuſt ftand in lebhafter Correſpendenz mit Herrn 
von der Pfordten, und drängte dieſen, an der Spitze der Mittel⸗ 
ſtaaten mit einem Antrage am Bunde vorzugehen. Pfordten 
war durchaus nicht abgeneigt, fragte aber doch zumächit bei 
Oſterreich an, und erhielt hier Anfang Januar die Antwort, daß 
zur Zeit die Verhandlung mit Preußen noch ſchwabe und durch 
ein Eingreifen des Bundes tags eher geſtört als gefördert werden 
tönnte; Bayern möge alſo die Beſtimmung des richtigen Zeit⸗ 
punktes um ſo vertrauensvoller dem Wiener Cabinet überlaſſen, 
als ja beide Regierungen über das Ziel ihrer Beſtrebungen 
volltommen einig ſeien. Pfordten betlagte, daß dieſes Ziel von 
Oſterreich nicht etwas genauer bezeichnet würde: gingen doch 
auch in den übrigen deutſchen Staaten die Meinungen darüber 
bunt genug durch einander. Hannover verwarf vor allen Dingen 
die Einſezung Aug uſtenburg 3. weil dieſer für Schleswig ⸗ 
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Holſtein die demokratiſche Verfaſſung von 1848 anerkannt hätte und 
ohne Zweifel eine gewiſſe Oberhoheit Preußens erdulden würde; 
da ſei die einfache preußiſche Annexion ſehr viel beſſer. Kur⸗ 
heſſen hatte von jeher dieſe Annexion für die einzig verſtündige 
Löſung erklürt. Oldenburg hielt die eigene Candidatur formell 
noch aufrecht, hatte aber geringe Hoffnung auf Erfolg, und er⸗ 
klärte ſich für den Fall ihres Fehlſchlagens dann wie Hannover. 
Gerade entgegengeſetzt begehrten Sachſen, Darmſtadt und eine 
Anzahl der Kleineren mit prineipieller Feſtigkeit die Einſetzung 
Auguſtenburg 's als des einzig legitimen Erben, zu voller Sou⸗ 
veränität; dieſem ſelbſtändigen Bundes fürſten und deſſen Land⸗ 
tag möge dann Preußen feine Wünſche zur Entſcheidung vor⸗ 
legen. Ungefähr derſelben Meinung war in überwiegendem 
Maaße die Bevölkerung in Süddeutſchland, am entſchiedenſten 
die fortgeſchrittenen Liberalen in Schwaben und die von Preußen⸗ 
Haß erfüllten Ultramontanen in Bayern. Was die dortigen 
Regierungen betraf, fo neigte Varnbüler in Stuttgart perſönlich 
zu Preußen hinüber, durſte aber bei der Aufregung des Landes 
keinen Schritt in dieſem Sinne wagen. Pfordten war durch 
ſein juriſtiſches Gewiſſen an Auguſtenburg, und durch Bayerns 
Portieular-Intereſſe an das Bundesrecht gebunden, erklärte aber 
dem preußiſchen Geſandten (jept Prinzen Heinrich VII. Reuß) 
fort und fort, daß auch auf dieſem Boden ſich große Vortheile 
für Preußen herausſchlagen ließen, und daß er Alles auſbieten 
würde, hier für das preußiſche Intereſſe zu wirken. Er war 
bei dieſen Verſicherungen ganz aufrichtig; wenn Preußen die 
Auguſtenburger Thronfolge annahm, wünſchte er in der That 
lieber Freund als Gegner Preußens zu ſein, legte aber in ſeiner 
lebhaften und fanguinifchen Weiſe auf die entgegenstehende Ge- 
finnung feines Königs und der Volksvertretung zu geringes 
Gewicht, ſo daß er bei Bismarck lange Zeit hindurch die irrige 
Vorſtellung erweckte, Bayern wenigſtens in verſchiedenen Punkten 
auf die preußiſche Seite ziehen zu können. Wieder anders lagen 
die Dinge in Baden. Die meiſten der dortigen Minifter hätten 
nach ihrer Herzensmeinung die preußiſche Annexion der Herzog · 
thümer fir das Beſte gehalten; das badiſche Volk aber ſcwärmte 
für die Selbftbeftimmung Schleswig⸗Hoſſteins und folglich für 
Auguſtenburg, und der leitende Miniſter, Herr von Roggenbach, 
noch vor zwei Jahren einer der Führer der klein deutſchen Partei, 
hatte ſich in der vorliegenden Frage durch die voreilige 
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Anerkennung Herzog Friedrichs VIII. die Hände gebunden, und 
erklärte, Preußen Jegliches zu bewilligen, nur nicht die Annexion. 

Je bunter dieſes Gewirre verſchiedener Auſſaſſungen und 
Beſtrebungen war, deſto ſtärker wurde die Spannung, endlich 
beſtimmt zu erfahren, was denn Preußen für ſich begehre. Ich 
will gerne, fügte Pfordten, auf das Einvernehmen der Großmächte 
warten, aber alle Geduld hat ihre Grenzen; am 4. April tritt 
der bayeriſche Landtag zufammen, und wenn ich dieſem nicht 
eine Action zu Gunſten Schleswig⸗Holſteins vorlegen kann, fo 
bin ich ein verlorener Mann. 

Völlig gereizt aber wurde durch Preußens langes Schweigen 
die Stimmung in Wien; man fing an, nach ſo warnen und 
wiederholten Aufforderungen zum Reden, beinahe eine Beleidi⸗ 
gung darin zu ſehen, daß die preußiſchen Fachminiſter ſich für 
ihre Arbeiten fo bedüchtig Zeit nahmen. Dazwiſchen kamen 
ärgerliche Verhandlungen anderer Art, als zuerſt eine Wiener 
Zeitung und dann ein ſubventionittes Pariſer Blatt ausführliche 
und genaue Mittheilungen aus den zwiſchen Wien und Berlin 
gewechſelten Depeſchen brachten. Bismarck erhob fehr nachdrück⸗ 
liche Veſchwerde über eine ſolche Indiscretion, und Mensdorff 
wußte dem preußiſchen Geſandten darauf nichts Anderes zu er⸗ 
widern, als daß er nicht den geringſten Einfluß auf das unter 
Schmerling's Leitung ſtehende Preßbureau habe. Für die Zu⸗ 
kunft verſprach er übrigens das Mögliche zu thun; leider zeigte 
aber eine ſteis wiederlehrende Erfahrung, daß auf dieſem Ger 
biete für ihn nichts möglich war. Sein letztes Wort war und 
blieb bei jeder ſolchen Discuſſion: erledigen wir die ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Sache, dann wird es auch feine läſtigen Zeitungsartikel 
mehr geben. Wann kommen endlich euere Bedingungen, fragte 
er am 12. Januar, der Kniſer beginnt ungeduldig zu werden. 
Am 19. ſprach Franz Joſeph ſelbſt dem Geſandten den dring⸗ 
enden Wunſch auf baldige Löſung der Frage aus und bat um 
raſche ne Dies beftimmte Bismarck, am 26. Januar 
eine vorläufige ußerung nach Wien zu erlaffen, worin er noch 
einmal hervorhob, daß der am 28. Mai 1864 in der Londoner 
Conferenz zu Gunſten Auguſtenburg's geſtellte Antrag überall 
feine Anerkennung der Augustenburger Rechtstitel enthalten habe, 
ſondern lediglich ein politiſcher Friedensvorſchlag an die Groß⸗ 
mächte geweſen ſei, der mit der Ablehnung durch dieſelben jede 
Bedeutung verloren habe. Hinsichtlich der Annepion der Herzog⸗ 
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thümer bemerkte er, daß Preußen das Gleichgewicht mit Oſter⸗ 
reich durchaus reſpectire, es aber nicht in dem ängſtlichen Ab⸗ 
wägen der beiderseitigen Bevöllerungsziffer innerhalb des deut⸗ 
ſchen Bundes finde, fondern in dem Entſchluſſe zu feitem Zu⸗ 
ſammenhalten für eine kräftige gemeinsame Politik. Zugleich 
erhielt Werther den Auftrag, Mensdorff darauf hinzuweisen, daß 
Preußen in einem fo heftigen Mahnen und Drängen zu einer, 
in der Sache nicht begründeten Eile nur das Übergewicht eines 
preußenfeindlichen Einfluſſes in Wien erkennen könne. Natürlich 
half das nicht viel; wenige Tage ſpäter erklärte der Kaiſer dem 
Geſandten, er ſei deſperat über das lange Hinziehen der Sache, 
und Mensbdorf fehrieb nach Berlin, er könne die Mittelſtaaten 
nicht länger mehr von ſcharfen Schritten gegen Preußen zurück⸗ 
halten. Wieder wurde Rarolyi zu gründlicher Berathung nach 
Wien berufen, und meldete ſich dann unmittelbar nach ſeiner 
Rücklehr am 8. Februar bei Bismarck zu einer umfaſſenden Ber 
ſprechung des ganzen Problems. Der Miniſter war ſehr bereit, 
ihm feine Herzensmeinung auf das Gründlichſte vorzulegen. 

Graf Karolyi begann mit einer Verleſung feiner Inſtruction, 
wo der Aus druck vorkam, Preußens Abſicht ſcheine auf Ver⸗ 
ſchleppung der Angelegenheit zu gehen. Bismarck unterbrach 
ihn ſofort. Es zeige dies, wie ſalſch man in Wien die Lage 
auffaſſe. Oſterreich mache uns Vorwürfe, während wir Conceſ⸗ 
ſionen machten. 

Conceſſionen? fragte Rarolyi. Wie jo? Es ſei ja ſchon 
eine Conceſſton, erläuterte Bismarck, daß wir überhaupt über 
eine Veränderung des Status quo unterhandelten, der für uns 
beſſer fei, als Alles, was uns Oſterreich bisher angeboten habe. 
Wir könnten erwarten, daß Ofterreich uns annehmbare Vorſchläge 
machte über das, was an die Stelle dieſes Status quo zu ſeten 
ſei. Die Annexion ſei etwas Annehmbares, aber Oſterreich 
ſchließe ſie ja aus. 

Aber, warf Karolyi ein, dies Proviſorium kann doch nicht 
ewig dauern; endlich muß doch einmal ein Definitivum eintreten. 
Warum? fragte Bismarck zurück. Weshalb könnte unfer gemein 
ſamer Beſip nicht ſelbſt dies Definitivum fein? Übrigens beruh⸗ 
igen Sie ſich, ſetzte er hinzu, als Karolyi bei dieſen Worten 
auffuhr; wir hallen unfer Wort; wir werben unſere Beding⸗ 
ungen vorlegen. Aber wir bleiben dabei: es ift das eine Con⸗ 
ceſſion, und wir laſſen uns keine Vorwürfe machen, wenn wir 
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es nicht augenblicklich thun. Sehen Sie, fuhr er mit guter 
Laune fort, wir ſtehen da vor der Frage der Herzogthümer, wie 
zwei Gaſte, die ein trefffiches Gericht vor fi, haben; der Eine 
aber, welcher keinen Appetit hat und es nicht verzehren will, 
verbietet energisch dem Andern, welchen der Lederbiffen reizt, 
zuzulangen und zu ſchmaufen. So warten wir denn, bis der 
Augenblick kommt; einftweilen befinden wir uns leidlich wohl 
in umferer Lage und werden fie erſt ändern, wenn man uns 
befriedigende Bedingungen bietet. 

Karolyi unterbrach hier dieſe Auslaſſung mit der Bemerkung, 
daß Ofterreih und Preußen nicht allein in Deutſchland ſtänden. 
Bayern würde höchſtens bis Ende Februar mit ſeinen Anträgen 
warten, und Sſterreich lame dann unabweislich in die Lage, 
ſich auszuſprechen und fogar feine Correſpondenz mit Berlin 
vorzulegen, um darzuthun, daß nicht der Wiener Hof an der 
Verzögerung Schuld ſei. Wir werden, ſagte Bismarck lächelnd, 
Euch gerne das Zeugniß geben, fleißige Mahner geweſen zu 
ſein. Die Vorlage der Correſpondenz fürchten wir nicht, ſie 
wird dem preußischen Volke zeigen, wer uns an der Wahrung 
der preußiſchen Intereſſen zu hindern ſucht; auch ſonſt in Deutſch⸗ 
land ſtehen wir nicht vereinzelt, und es iſt ſehr die Frage, ob 
ein baheriſcher Antrag, ſelbſt wenn Öfterreich ihn unterſtüßt, die 
Mehrheit erlangen wird. Mit geſteigertem Nachdruck fuhr er 
dann fort: wenn Ihr Bayern nicht zurückhaltet, fo wird daraus 
Folgendes entitehen: 

in jedem Fall eine wirkliche Verſchleppung der Löfung, 
denn abgeſehen davon, daß am Bunde nich ts ſchleunig erledigt 
werden kann, würden auch wir dann mit unſern Brandenburger 
Erbanſprüchen hervortreten, was neue Verwidlungen hervor⸗ 
mufen müßte — 

falls aber Bayern in der That die Mehrheit gewänne, jo 
würde ein Conflict zwiſchen Preußen und dem Bunde 
gegeben ſein, den wir nicht ſcheuen, den Ihr ſelbſt aber ſo 
deingend zu vermeiden würſcht. Wir würden dabei unfer ganzes 
Volk in Waffen hinter uns haben; möge man ſich hüten, die 
Sache auf dieſe Spitze zu treiben. 

Aber mein Gott, rief Karolyi, der König von Bayern iſt ein 
ſouverüner Herr, wir haben keine Mittel, Bayern zurückzuhalten. 

Nun, ſagte Bismarck, fo laßt es gehen, aber bedenkt wohl, 
welche Stellung Ihr ſelbſt bei der Sache einnehmen wollt. Uns 
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erweckt Bayerns Vorgehen keine Beſorgniſſe; es könnte höchſtens 
unſere Forderungen ſteigern. Wir legen in Deutſchland nur 
auf das Bündniß mit Oſterreich Werth, mit dem ſtarten, wohl⸗ 
bewehrten und conſervativen Oſterreich; nur müſſen wir wiſſen, 
ob wir ein Oſterreich Mens dorff's oder ein Osterreich Schmerling's 
vor uns haben. In längerer Verhandlung führte er dann aus, 
daß ein Obfiegen der Schmerling'ſchen Tendenzen den Bruch 
zwischen den beiden Mächten nothwendig herbeiführen würde, 

Glaubt Ihr, fragte endlich Karolyi, Euere Bedingungen 
bis Mitte Februar vorlegen zu können? 

Vielleicht, erwiderte Bismarck, aber einen Termin laſſen wir 
uns nicht ſezen. Es iſt keine leichte Arbeit, um die es ſich 
handelt. Das Wichtigſte für uns iſt die Militärfrage. Die 
Erfolge des letzten Kriegs haben die Sicherheit unſerer Nord⸗ 
grenze nicht verbeſſert, ſondern unſere dortigen Aufgaben vermehrt. 
In frühern Zeiten gab uns unſere Freundſchaft mit dem bei 
eurpäischen Kriegen ſtets neutralen Dänemark eine weſentliche 
Dedung. Jeßt find wir es, welche die durch ihre Lage nach 
allen Seiten ausgesetzten Herzogthümer zu decken haben. Bei 
jedem Angriff von Norden her würden wir zuerit kämpfen müſſen. 
Allerdings wird während eines allgemeinen Friedensſtandes in 
Europa Dänemark trotz aller Erbitterung für ſich allein nicht 
leicht einen ſolchen Angriff wagen. Er würde aber bei irgend 
einer europäischen Kriſis nicht lange auf ſich warten laſſen, und 
bei einer ſolchen wäre Oſterreich anderwärts beſchäftigt und nicht 
in der Lage, uns ſo wirkſam wie im vorigen Jahre zu unterſtützen. 
Da wäre es denn für uns von der höchſten Wichtigkeit, daß 
namentlich Schleswig nicht im erſten An lauf genommen würde, 
und wir es wie dieſes Mal mit ſchweren Opfern wieder erobern 
müßten. Unter einem jelbftänbigen und deshalb ohnmächtigen 
Auguſten burger Herzog würde dies aber ganz ſicher geſchehen: 
wir können dagegen nur durch ſtarke territoriale Befeſtigungen 
und militäriſche Einrichtungen geſichert werden, welche, in unſerer 
Hand befindlich und organisch mit den unſrigen verbunden, es 
möglich machten, dem erſten Anprall zu widerſtehen, und ein 
raſches Überlaufen des Landes durch den Feind, wie ſolches 1850 
gegen eine verhältnißmäßig zahlreiche und gute holſteiniſche Armer 
geſchah, zu verhindern. Solche ſtarke militäriſche Bürgſchaften 
mit den verwickelten und wenig praltiſchen Vorſchriften der 
Bundeskriegsverfaſſung in Einklang zu ſetzen, iſt keine leichte 
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Aufgabe. Wenn Oſterreich fo eilig iſt, möge es ſelbſt doch uns 
Vorſchläge machen, welche annehmbar genug find, umeine Anderung 
des Status quo für uns zuläffig zu machen. 

Wir drängen, ſagte Karolyi, aus dem einfachen Grunde, 
weil der europäfſche Friede bedroht ift, fo lange die Frage offen 
bleibt. 

Ein großer Irethum! rief Vismard. So lange wir einig 
bleiben, rührt ſich keine der Großmächte gegen den Status quo. 
Nur die Mittelftanten find unzufrieden, und möchten ſich ein⸗ 
miſchen, fo lange fie auf Oſterreichs Beiſtand hoffen. 

Nein, nein, wiederholte Karolyi. Die offene Frage bringt 
Gefahr, und Ofterreich bedarf des geſicherten Friedens. 

Die übereilte Entſcheidung, entgegnete Bismarck, birgt 
größere Gefahr. Erfreut Euch doch der Vortheile, welche der 
gemeinſame Beſitz auch für Osterreich hat. 

Wir können das nicht, ſchloß Karolhi. Unſere Pofition zu 
der Löſung der Frage iſt genommen, die Fortdauer aber des 
Status quo wäre gleichbedeutend mit der Annexion. Hoffent⸗ 
lich erſcheinen Preußens Bedingungen bis Mitte Februar; ſonſt 
würde Bayern vorgehen, und Oſterreich müßte ſich ausſprechen. 
Wir würden es in möglichſt freundlicher Form gegen Preußen 
thun, aber die Divergenz wäre nicht mehr zu verdecken. Alſo 
bringt Euere Bedingungen ſo bald wie irgend möglich, damit 
ſolch ein Fall nicht eintrete. 

So endigte dieſes Geſprüch :). Noch war die Trennung 
der beiden Mächte nicht vollzogen, aber es ſteht übel um die 
Freundſchaft, wenn die Freunde ſich gegenſeitig mit fo runder 
Aufrichtigkeit die Trennungsfalle anzeigen. Hier war dies nun 
fo klar wie möglich geſchehen durch Karolyi’8 Erklärung: wenn 

reußen nicht im Februar annehmbare Vorſchläge macht, fo tritt 

ſterreich zu den Mittelſtaaten und der Bundesmehrheit über 
— und duch Bismarcks Antwort: wenn Oſterreich fid) einem 
uns feindfeligen Bundes beſchluſſe zugeſellt, fo iſt der Conflict 
vorhanden 

Es war bei dieſer Sachlage natürlich, daß die Mittelſtaaten 
ihren Weizen blühen zu ſehen meinten, und an ihrer Spitze 


y) Mach Bismarcks ſofort niedergeſchriebener Aufzeichnung. Sie 
wurde Werther zugeſchict, und dieſer meldete, daß Karolyi’s Bericht, 
den er geleſen, damit udereinſtimme. 
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Baron von der Pfordten feine Thätigkeit für einen ginftigen 
Bun desbeſchluß verdoppelte. Von allen deutſchen Höfen meldeten 
die preußiſchen Geſandten den Einlauf eines bayerischen Rund⸗ 
ſchreibens, welches Stimmen für den Antrag warb; über den 
Inhalt desſelben vermochte man in Berlin nichts Beſtimmtes zu 
erfahren, glaubte aber!), es werde ein Exfuchen an die beiden 
Großmächte um Auskunft über den Stand der Sache und Theil⸗ 
nahme des Bundes an ihrer Behandlung enthalten. Immerhin 
meinte Bismarck, ſchon jetzt in Wien wie in Frankfurt ſeine 
Vorkehrungen trefien zu muſſen. Am 14. Februar beauftragte 
er Werther, bei Mensdorff den Vertrag vom 16. Januar 1864 
in Erinnerung zu bringen, burch welchen ſich beibe Mächte zugefagt 
hatten, die Jukunſt der Herzogthümer nur in gegenfeitigem Ein⸗ 
verftändniß zu regeln, und insbeſondere die Erbfolgefrage nur 
in gemein ſamem Einvernehmen zu entſcheiden — eine Abrede, 
wodurch offenbar jedes Übereinkommen mit einem Dritten über 
die Frage ausgeſchloſſen wäre. Als Werther dies vortrug, meinte 
Mensdorff, es fei doch natürlich, daß die Beftimmung des Vertrags 
nur fo lange gelten könne, als überhaupt ein Einverſtändniß 
möglich ſei. Darauf erwiderte dann Bismarck ebenſo natürlich, 
fo lange das Einverjtändniß über eine neue Einrichtung nicht 
erreicht würde, ſeien nach dem Vertrag beide Mächte zur Erhaltung 
des Status quo ohne Einmiſchung eines Dritten verpflichtet: 
was denn Mens dorff schließlich anzuerkennen nicht unhin konnte. 
Übrigens klagte er damals dem hannover 'ſchen Geſandten, daß 
Rechberg in ſeiner kopfloſen Politik ſtets dem Eindruck des 
Augenblicks gefolgt ſei, jo daß Oſterreich gar keine freie Hand 
mehr habe. 

Ebenfalls am 14. Februar gab Bismarck dem Bundestags⸗ 
geſandten Savig y in einer vorläufigen Instruction die Geſichts⸗ 
punkte an, nach welchen er bei der Stellung des bayerifchen 
Antrags zu verfahren habe. Kein Artitel der Bundesberträge 
gebe dem Bundestage das Recht, über eine ftreitige Thronfolge 
zu entſcheiden. Lein Geſandter eines noch nicht anerkannten 
Fürſten könne in der Bundesverſammlung mitwirken. Gegen 
eine Prüfung der Rechtsfrage ſei nichts zu erinnern, vielmehr 
bedaure Preußen, daß die Ausſchüſſe ſich noch gar nicht mit den 
Anſprüchen Oldenburgs und Brandenburgs beſchäftigt hätten. 


) Nac den Berichten des Prinzen Neuß aus Munchen. 
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Einſtweilen gehe die preußiſche Anſicht dahin, daß ganz ſicher 
teiner der Prätendenten Anſprüche auf ganz Schleswig⸗Holſtein 
beſitze, und keineswegs ſei es über allen Zweifel erhaben, ob 
nach den Gottorp'ſchen Verzichten im 18. und 19. Jahrhundert, 
jo wie nach der 1852 gegebenen Zustimmung Auguſtenburg's 
zu der brabfichtigten Thronfolge, und endlich nach der ohne Proleſt 
der holſteiner Stände formell erfolgten Publication des Thronfolge⸗ 
geſetzes von 1853 — ob nach alledem noch irgend jemand Anfprüche 
auch nur auf einen Theil der Herzagthümer erheben könne, außer 
Epriftian IX. und deſſen Rechtsnachfolger. Oſterreich und Preußen. 
Ein politischer Grund für dieſe, ihre Rechte auf Aug uſtenburg 
zu übertragen, ſei nicht vorhanden, und am wenigſten aus der 
Erklärung vom 28. Mai 1864 herzuleiten. 

Unterdeſſen waren denn die Miniſterien mit der Aus arbeitung 
der preußiſchen Forderungen fertig geworden, und am 22. Februar 
ging die lang erſehnte Botſchaft nach Wien ab. Allerdings, fie 
war leider nicht nach dem Sinne des „intimen Alliirten“ aus⸗ 
gefallen. Es erſchienen die Anträge auf Anschluß der Herzogthümer 
an den Zollverein und das preußiſche Zollſyſtem, auf Überlieferung 
des Poſt⸗ und Telegraphenweſens an Preußen, auf die Ober⸗ 
aufſicht über den zu bauenden Nord- Oſtſee⸗Canal, auf die Abtretung 
von Friedrichsort, Sonderburg⸗Düppel und den Mündungen des 
Canals. Vor Allem aber Heer und Flotte der Herzogthümer 
würden einen Theil der preußiſchen Kriegsmacht bilden, Rendsburg 
Bundes feſtung mit preußiſcher Beſatung werden, die ganze 
Militäegefepgebung Preußens in den Herzogthümern gelten, 
preußiſche Beamte die Aushebung von Recruten und Matroſen 
vollziehen, die Truppen den preußiſchen Fahneneid dem Könige 
leiſten, und nach deſſen Anordnung unter Um ſtänden auch preußiſche 
Garniſonen beziehen, und im Krieg und Frieden dem Könige 
als ihrem Krieg sherrn unterſtellt fein. Die Forderung wurde 
auf die ſelben Gründe geſtüßt, welche Bismarck 14 Tage früher 
dem Grafen Karolhi entwickelt hatte, und ſehr beftimmt zugleich 
eeflärt, daß vor der Sicherung dieſer Einrichtungen Preußen 
feine Herrſchaftsrechte in den Herzogthümern keinem andern 
Landesherrn übertragen würde. 

Preußiſcher Seits gab man dieſe Aufſtellung als einen 
Beweis entgegenkommender Geſinnung, als eine erhebliche Ein- 
räumung im Vergleiche zu der an ſich naturgemüßen Löſung, 
der Verwandlung Schleswig⸗Holſteins in eine preußiſche Provinz. 
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Selten aber iſt eine nachgiebige Conceſſion einer fo einſtimmigen 
Verwerfung begegnet, wie dieſe. Jene deutſchen Regierungen, 
die nicht für Auguſtenburg ſchwärmten, waren einig, die Annexion 
ſei beſſer als ſolch ein verzwickter Baſallenſtaat. Die auguſten⸗ 
burgiſch Geſinnten wieſen eine Halbjouveränität, wie fie hier 
dem Erbprinzen zugedacht war, mit Enküſtung zurück; die 
Meiſten wollten von gat keiner, die Gemäßigteren dach nur von 
einer viel geringeren Beſchrünkung der landesherrlichen Rechte 
hören. Gerade der Hauptpunkt, — der Militürhoheit 
an Preußen, fand allgemeinen Widerspruch. In Wien waren 
der Kaiſer, ſämmtliche Minifter und die öffentliche Meinung 
gleiches Sinnes, daß die preußiſchen Vorſchläge abſolut un⸗ 
annehmbar ſeien. Graf Mensdorff erklärte es dem Baron Werther 
ſchon am 27. Jebruat, und am 5. März ging der amtliche 
Ausſpruch der kaiserlichen Regierung nach Berlin ab, daß auf 
dieſer Grundlage eine Einigung unmöglich ſei. Ton und Inhalt 
bezeugten, mit wie tiefer Erregung das Actenſtück verfaßt worden 
war. Bereits im November, fagte die Depeſche, haben wir uns 
gegen die Bildung eines halbſouveränen Staats Schleswig⸗ 
Holſtein, als die unvollkommenſie aller Löfungen, erklärt: troßdem 
iſt es gerade dieſer Gedanke, welchen das preußiſche Programm 
in beifpiellofer Ausdehnung verkörpert. Es liegt außerhalb aller 
Möglichkeit, den Chef eines ſolchen Staats als gleichberechtigtes 
Mitglied in den Kreis der deutschen Souveräne eintreten zu laſſen. 
Vergebens hat fich die preußiſche Regierung bemüht, den Gegenſatz 
zwiſchen ihrem Vorſchlag und dem Bundes rechte zu verdecken; 
zwiſchen dieſer ſactiſchen Mediatiſirung und den Fundamental⸗ 
fägen der Bundesverträge beſteht ein vollkommener Widerſpruch. 
Die vorliegenden Forderungen richten ſich ausſchließlich auf 
preußische Specialvortheile; Alles, was dabei über die Förderung 
holſteiner und deutſcher Intereſſen geſagt iſt, müfjen wir als 
unbegründet abweiſen. Der jetzige Zuſtand iſt günſtiger als 
jener, bei welchem Dänemark bis an die Elbe reichte. und der 
Schuß des Bundes ſichert auch ein ſelbſtändiges Schleswig⸗ 
Holſtein gegen jede Gefahr. Wir find bereit, Preußen alle 
Vortheile zuzuerkennen, zu denen es nach feinen Opfern, feinen 
Aufgaben, feiner geographiſchen Lage, berechtigt ift, Erhebung 
Rendsburgs zur Bundesfeſtung, den Kieler Haſen für Preußens 
Marine, den Nord⸗Oſtſee⸗Canal, den Eintritt Schleswig⸗Holſteins 
in den Zollverein. Wenn aber Preußen einen Gewinn erſtrebt, 


Google ER 


48 Die preubifchen Februar Forderungen. 1865 


der nur mit Aufopferung des Weſens des Bundes gewährt 
werden kann, fo nöthigt es Oſterreich, auch ſeinerſeits die Löfung 
auf dem Gebiete der öſterreichiſchen Intereſſen zu ſuchen. Den 
Boden des Bundesrechts verlaſſen, heißt, die gefährliche Frage 
der Entſchädigungen heraufbeſchwören. Wir ſind daher nicht in 
der Lage, dieſe Vorſchläge als eine Grundlage für fernere Ver⸗ 
handlungen anzuſehen. So lange Preußen die Souveränitätsfrage 
in der Schwebe läßt, fo lange fehlen die Vorbedingungen für 
die Erörterung ſpecieller Fragen, und wir glauben daher, indem 
wir das uns mitgetheilte Programm ablehnen, nur eine Phase 
der Verhandlungen, in welcher definitive Vereinbarungen ohnehin 
nicht möglich wären, abzuſchließen. 

Es blieb alſo für's Erſte bei dem Proviſorium des 
gemeinsamen Veſihes, zu ſchwerer Bekümmerniß des Grafen 
Mensdorff und zu großer Zufriedenheit Bismarcks, der jetzt 
durch den einftweiligen Beſitz zum definitiven Eigenthum auch 
ohne gewaltſame Mittel zu gelangen hoffte. Jedoch ſchien bei 
dem kategoriſchen, ja drohenden Tone der öſterrtichiſchen Erklärungen 
immer eine gewiſſe Vorſicht geboten: wir haben bei dem däniſchen 
Streite geſehen, wie Bismarck ſchon ein volles Jahr vor dem 
Eintritt des offenen Bruchs die Frage über die dazu erforderlichen 
Streitmittel in Betracht ziehen ließ, und fo begehrte auch jetzt 
gleich nach Werthers Meldungen vom 27. Februar der Kriegs- 
miniſter von General Moltre ein Gutachten über die Stärke der 
im Kriegsfalle gegen Preußen verfügbaren öfterreichifchen Armee. 

Indeſſen, zur Zeit war ſonſt die Welt noch frei von Kriegs⸗ 
beſorgniſſen. Die bald nach der Erneuerung des Zollvereins 
begonnene Unterhandlung über einen Handelsvertrag mit Oſter⸗ 
reich kam in dieſem Augenblick zu günſtiger Entſcheidung. Eben 
am 27. Februar vollendeten die beiderſeitigen Bevollmächtigten 
die Vereinbarung über ihre Tarifconceſſionen und ſchritten demnach 
zur Paraphirung des Vertrags, als wenn niemals eine Differenz 
zwichen Preußen und Oſterreich denkbar wäre. In der That 
hatte Bis marc, an der einſt gegen Rechberg geäußerten Geſinnung 
ſeſthaltend, eine allerdings ſtark abgeſchwächte Wiederholung des 
fo hart umftrittenen Arkikels 25 in dem neuen Vertrage durch⸗ 
geſetzt. 
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Wie Bismarck in dieſem Zeitpunkt die Lage, die Ausſichten 
und die daraus folgende Haltung der preußiſchen Politik auf⸗ 
faßte, darüber gibt uns feine damalige Correſpondenz mit dem 
Grafen Golß vollſtändigen Aufſchluß. 

Im Allgemeinen zeigte die alte Europa zu Anfang 1865, 
nach der Aufregung der polniſchen und däniſchen Kämpfe, etwas 
matte und abgeſpannte Züge. Im äußerſten Osten, in den 
Donaufürſtenthümern, gab es innere Wirren, welche die Auf⸗ 
merkſamkeit der Großmachte in verſchiedenem Sinne beſchaftigten; 
ſonſt herrſchte Friede und Ruhe im Welttheil. Was die ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſche Frage betraf, fo Hoffte das Ausland durchgängig 
auf friedliche Löſung, England mit etwas mehr Neigung zu der 
öſterreichiſchen, Rußland mit größerer Sympathie für die preußi⸗ 
ſche Seite. Beide Mächte jedoch bekundeten mit großem Nach⸗ 
druck, es würde ohne Ausnahme Alles, worüber in der Sache 
Oſterreich und Preußen übereinfämen, auch ihnen genehm fein. 
Napoleon aber hielt feſt, wie fi verſteht, an ſeinen ſtillen 
Wünſchen, und fah mit innerer Beftiedigung, wie fi) in der 
Eintracht der beiden deutſchen Müchte immer bedentlichere Riſſe 
zeigten. Er ließ zuweilen ein Wort fallen, was Oſterreich und 
den Mitielſtaaten Aus icht auf franzöſiſches Wohlwollen gewähren 
konnte, that aber, was ohne offene Aufforderung zum Kriege 
ſich thun ließ, um Preußen vorwärts zu drängen. Seine ſtete 
Sorge war, Preußen möchte für Überlaffung der Herzogthümer 
dem Wiener Hof Kriegshülſe zur Behauptung Venetiens zufagen, 

v. Endet, Begründung d deuuchen ecke. IV. 4 


Google 


50 Preußen und Frankreich 1865 


und ſein ſtetes Thema in allen Mittheilungen nach Berlin blieb 
demnach, Preußen ſolle die Annegion durch Abstimmung des 
ſchleswig⸗yolſteiniſchen Volkes und unter Rückgabe des nördlichen 
Schleswig an Dänemark ſofort vollziehen; allmählich ließ er 
ſelbſt die erfte Bedingung fallen, und verhieß, keine Compen⸗ 
fation für Frankreich zu begehren, wenn Preußen auf irgend 
eine Weiſe, nur unter Rückgabe des Nordens, die Herzog thümer 
ſich aneigne. Freilich, wenn daraus ein großer Krieg mit nicht 
voraus zu berechnenden Folgen entftehe, dann müſſe er ſich freie 
Hand zur Wahrung der franzöſiſchen Intereſſen vorbehalten. 
Wenn Goltz hienach durchgängig Grund hatte, Günſtiges über 
die Stimmung des Kaiſers zu berichten, fo lamen dazwiſchen 
auch wieder Proben von der Abneigung des Minifters Drouyn 
de Chuys gegen Preußen, von feindſeligen Artikeln officiöfer 
Porifer Blätter, oder von befremdlichen Außerungen franzöſiſcher 
Geſandter an deutſchen und auswärtigen Höfen. Dennoch aber 
glaubte Col, auf Napoleon's Zuverläſſigkeit bauen zu können. 
Wenn wir wollten, ſchrieb er damals, würden wir ſehr leicht 
feine Allianz gegen Öfterreid) erlangen können. Ich meine, er- 
läuterte er gleich nachher, am 8. Februar, nicht gerade einen 
förmlichen Vertrag, nicht daß wir uns Napoleon gegenüber en⸗ 
gagirten, ſondern nur, daß wir ſeine Abſichten bei Zeiten in 
authentiſcher Weiſe conſtatiren ſollten. 

ismarck antwortete hierauf zunüchſt am 17. Februar durch 
die Mittheilung eines Geſprächs mit dem franzöſiſchen Botſchafter 
Benedetti, welchem er auf Befragen bereitwillig die preußiſchen 
Arſprüche an die Herzogthümer dargelegt hatte. Benedetti ſchien 
über die Größe der preußischen Forderungen überraſcht, nämlich, 
wie er weiter erläuterte, nicht, daß Preußen fo viel begehrte, 
ſondern, daß es in Wien ſo viel zu erlangen hoffte; er fürchtete, 
daß e8, um dies erwarten zu kännen, bereits eine Gegenconteſſion 
gemacht hätte oder doch zu übernehmen bereit fei. „Ich habe 
ihn, bemerkte Bismarck, hierüber vollſtändig, wie ich glaube, 
bemhigen können. Ich erklärte ihm, daß ſich die Sache gerade 
entgegengeſetzt verhalte, Wir forderten jo wenig, um leine 
Verpflichtung gegen Oſterreich übernehmen zu müſſen. Dieſe 
Forderungen blieben hinter dem zurück, was das eigene Land 
winſche und erwarte, was auch im übrigen Deutſchland Viele 
als richtig anertännten; fie ſeien der Ausdruck von dem Minde 
ſten, was wir zu verlangen berechtigt wären, und was uns 
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Öfterreich ohne Unbilligfeit nicht verfagen könne. Wenn Öfter- 
reich uns nur dieſe Forderungen gewähre, fo ſeien wir ihm 
dafür leinen Dank ſchuldig; im Gegentheil, es würde im Lande 
eine Verſtimmung gegen Oſterreich zurückbleiben, dem man die 
Schuld beimeſſen würde, daß wir nicht mehr eweicht Hütten; 
jede8fal würden wir damit die Angelegenheit zu einem Ergeb⸗ 
niß führen, deſſen beſcheidene Vortheile uns frei von jeder ſtaat⸗ 
lichen Verpflichtung gegen Oſſterreich ließen, und dem Einver⸗ 
ſtändniß des liberalen Theils der deutſchen Negierungen und 
der Öffentlichen Meinung begegnen würden.“ 

Dieſe Bemerkungen hatten, wie es ſchien, den Botfchafter 
beruhigt, deſſen Beſorgniß hauptſüchlich darauf gerichtet war, daß 
Preußen Verpflichtungen für den Fall eines Kriegs über Oſter⸗ 
reichs außerdeutſche Vefigungen übernommen hätte. „Ich habe 
ihm dagegen, ſchrieb Bismarck weiter, nicht verhehlt, daß wir 
unſer Verhalten im Falle eines ſolchen Kriegs zwar von den 
Umſtänden abhängig machen und dabei nur unfere eigenen In⸗ 
tereſſen zu Rathe ziehen müßten, daß wir es aber für eine 
thörichte Politik halten würden, durch ein Engagement im Voraus 
dem Wiener Eabinet eine Sicherheit zu gewähren, welche dieſes 
in den Stand ſetzte, im Vertrauen auf unſere Hülfe eine kriege⸗ 
tifche und aggreſſive Haltung anzunehmen, und welche uns an 
eine ſolche, von uns nicht gebilligte Politik binden konnte. Eine 
entſchiedenere Annäherung an Oſterreich könnte uns nur durch 
Frankreich ſelbſt zur Nothwendigkeit gemacht werden. Wenn 
Frankreich in der Frage der Elbherzogthümer und in feiner 
Haltung zu den Mittelftanten eine uns ſeindſeligere, ja drohende 
Haltung annehmen ſollte, dann würde allerdings die Rüdficht 
auf unſere eigene Sicherheit und der Wunſch einer ſeſten Stellung 
bei uns überwiegen, und wir würden alsdann, um uns Oſter⸗ 
reichs zu verſichern, und nach biefer Seite hin in keine Schwierig⸗ 
teit zu kommen, auch in den Herzogthümern lieber mit Wenigerem 
uns begnügen, wodurch wir den guten Willen Oſterreichs ge⸗ 
winnen, und auch zu den Mittelſtnaten unſere Verhältniffe leicht 
wiederherſtellen könnten. Dann würde die Empfindlichkeit über 
das minus, was wir erlangten, gegen Frankreich ſich kehren, 
deſſen Haltung uns genöthigt hätte, uns mit ſo Wenigem zu 
begnügen, und das in Preußen nicht populäre Bündniß mit 
Oſterreich zu ſuchen. Eine ſolche Eventualität läge zu unſerer 
Befriedigung bei Lebzeiten der jetzigen Souveräne Preußens und 
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Frankreichs außerhalb aller Wahrſcheinlichkett. Im Gegentheil 
gebe gerade das freundſchaftliche Verhalten des Kaiſers Napoleon 
und die Möglichkeit, unſere Forderungen an Ofterreich unſern 
Bedürfniſſen entſprechend zu bemeſſen, und ſichere fü dem Kaiſer 
die Dankbarkeit Preußens.“ 

Graf Benedetti hatte dann jeden Gedanken an eine feind⸗ 
ſelige und unſern Wünſchen entgegentretende Haltung Frankreichs 
eifrig und mit Entſchiedenheit abgelehnt. 

Bismarcks Verhalten gegenüber den beiden Höfen von Wien 
und von Verſailles war in dieſen Erörterungen deutlich genug 
bezeichnet: Vermeiden jeder bindenden Verpflichtung Preußens, 
und einſtweilen Verwerthung der guten Beziehungen zu der 
einen Macht für die Erlangung günftiger Conceffionen von der 
andern. Indeſſen wollte er bei der entſcheidenden Wichtigkeit 
der napoleoniſchen Entſchließungen und der daraus ſich ergeben⸗ 
den Nothwendigleit eines ſeſt bemeſſenen und ſtreng planmäßigen 
Verhaltens, den Grafen Goltz darüber nicht im Zweifel laſſen, 
daß König Wilhelm ſehr geringe Neigung zu einem franzöſiſchen 
Bündniß habe, und nur im äußerſten Nothfall zu einem ſolchen 
Schritte ſich herbeilaſſen würde. Es war dies schließlich auch 
Bismarcks Anſicht, und der einzige Unterſchied zwiſchen den 
Stimmungen des Königs und des Miniſters ließe ſich vielleicht 
dahin bezeichnen, daß es bei dem feſten Entſchluſſe beider Männer, 
in jedem Falle Preußens Ehre und Intereſſe zu wahren, dem 
König Herzenssache war, dabei fo weit wie möglich mit Öftere 
reich in Friede und Freundschaft zu bleiben, dem Miniſter aber 
Verſtandesſache, daß zur Erlangung des Bodens für eine echte 
Freundſchaft vielleicht erſt eine kriegeriſche Auseinanderſetzung 
durchgemacht werden müſſe. Bismarck ſandte alſo den 20. Je⸗ 
bruar an Golz folgende Depeſche⸗ 

„Obſchon mit Ew. Excelleng darin einverſtanden, daß wir, 
nachdem ſchon ein Bruch mit Oſterreich eingetreten wäre, die 
Unterjtügung Frankreichs kaum anders als auf läſtige Beding⸗ 
ungen erhalten würden, erſcheint es mir doch ebenſo ſchwierig 
als bedenklich, ſchon jetzt in Paris ſolche Schritte zu thun, wie 
fie erforderlich wären, um eine Außerung des aiſers herbei⸗ 
zuführen, welche uns irgend welche Bürgſchaften gewährte. Soll⸗ 
ten die Intentionen des Kaiſers einen maaßgebenden Factor 
für unſere politiſchen Berechnungen abgeben, jo müßten ſie in 
authentiſcher Weiſe conſtatirt und präciſirt werden. An einer 


Google kf 0d 


1865 Bismard’s Schreiben an Golz, 20. Februar 53 


nur moraliſch verbindlichen Bufage dürften wir uns nicht genügen 
laſſen, und in einer bindenden Form auch nur feine eventuellen 
Abſichten kund zu thun, würde der Kaiſer unzweifelhaft nur 
unter der Vorausfepung geneigt fein, daß auch der König ſich 
zu einer entſprechenden Willensäußerung verſtände. Wenn über⸗ 
haupt zu einem Reſultate, würden die Verhandlungen zu einem 
vertragsmäßigen Abkommen in einer der firengeren Formen 
führen.“ 

„Ich will nicht auf eine Erörterung darüber eingehen, wie 
ſehr ein ſolches Abkommen auf Jahrzehnte hinaus von Einfluß 
auf unfere und die europziſche Geſchichte werden müßte, ſondern 
Ew. Excellenz ersuchen, mich in der Betrachtung zu begleiten, 
ob der Vertrag, wenn die Zeit feiner Erfüllung gekommen, uns 
das gewähren würde, was er uns ſichern ſollte, und ob er nicht 
vorher ſchon uns Nachtheile bringen könnte, die wir ohne den⸗ 
ſelben nicht zu beſorgen haben. Keine noch fo forgfältige Re⸗ 
daction würde uns davor ſchützen, daß Frankreich, wenn zur 
Verfallzeit die allgemeinen Verhältniſſe und feine beſonderen In⸗ 
tereſſen es erheiſchen follten, in dem Augenblick, wo wir dit 
Erfüllung fordern, durch eine Interpretation entſchlüpfte und 
uns um die Früchte des geheimen Vertrages brächte. Nicht fo 
problematiſch, wie der künftige Gewinn, erſcheint mir, wenn ich 
mich in die Situation des andern Contrahenten hinein denke, 
die unmittelbare Gefahr. Nach ihren, in der Natur der Dinge 
begründeten Intereſſen, kann der franzöſiſchen Regierung nichts 
mehr am Herzen liegen, als das Bündniß zwischen Preußen und 
Oeerreich zu fprengen; dieſer Erfolg allein wäre ihr ein hin- 
länglicher Preis, um uns in den Elbherzogthümern weſentliche 
Conceſſionen zu machen. Wir können fie nicht der Verſuchung 
ausſetzen, die in der Exiſtenz eines ſolchen Vertrages läge, können 
nicht ein Document in ihre Hand geben, das nur gezeigt, nur 
erwähnt zu werden brauchte, um ihr den erſehnten Exfolg in 
vollem Maaaße zu verſchaffen. Der Mangel an Aufrichtigkeit 
gegen Öfterreich, deſſen uns jeden Augenblick zu überführen, 
Frankreich ein fo ſicheres Mittel beſäße, würde uns nicht nur 
auf lange Zeit jedes Vertrauen Oſterreichs koſten, ſondern auch 
in Deutſchland die volle Verurtheilung durch das Volk und die 
Regierungen nach ſich ziehen; er würde tiefes Mißtrauen er⸗ 
zeugen bei England, das ſich durch uns auf der Seite indirect 
bedroht glauben würde, wo es für den Fall eines großen Con⸗ 
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flicts auf unſere Unterſtützung zu rechnen liebt; er würde er⸗ 
kältend auf unfere Beziehungen zu Rußland wirken. Den andern 
Mächten gegenüber iſolirt, wären wir auf Frankreich allein ans 
gewieſen: ohne feinen Zumuthungen ein hinreichendes Gegen⸗ 
gewicht, ſei es in Anerbietungen, fei es in Drohungen, Leiften zu 
können, dürften wir nicht einmal erwarten, daß das deutſche 
Nationalgefühl ſich für eine durch Preußen wieder aufgelegte 
Rheinbundspolitit und für ein verſtümmeltes Schleswig⸗Holſtein 
erwärmen würde.“ 

„Das Bündniß mit Frankreich iſt nur ein Nothanker für 
den Fall, daß das Wiener Cabinet uns einen billigen Abschluß 
versagt. Dann, nachdem fein Bündniß ſich für uns als werth⸗ 
los erwieſen hätte, oder wenn es durch Oſterreichs Initiative 
ſich löſte, würden wir, vor Deutſchland und Europa gerecht⸗ 
fertigt, offen mit Frankreich abſchließen können.“ 

„Verglichen mit den Verhältniſſen, die ein Verſuch, uns der 
eventuellen Abſichten Frankreichs zu vergewiſſern, erſt ſchaffen 
würde, halte ich den gegenwärtigen Stand der Dinge für den 
günſtigeren. Jede von beiden Müchten, Frankreich wie Oſterreich, 
hält ſich bisher die Möglichteit gegenwärtig, daß wir uns der 
andern weiter, als bisher geſchehen, nähern könnten, und der 
Druck einer ſolchen Beſorgniß hat mehr Wirkung, als das ein⸗ 
getretene Übel ſelbſt. Oſterreich würde in dem ausgebrochenen 
Kriege gezwungen ſein, einen Muth zu gewinnen, welchen gegen⸗ 
über der Beſorgniß vor einem Kriege zu faffen, ihm erfahrungs⸗ 
mäßig ſchwer fällt.“ 

„Sollen wir im Vertrauen auf Frankreich, mit Osterreich 
brechen, oder doch dem Cabinet der Tuilerien das ſichere Mittel 
zur Herbeiführung dieſes Bruchs in die Hand legen, fo müſſen 
wir uns fragen, welchen Grad von Aufrichtigkeit wir in dem 
Entgegenkommen eben dieſes Cabinets vorausſetzen können. 
Wir Haben lein Recht, eine gemüthliche Hingebung für Preußen 
in der franzöſiſchen Politik vorauszuſetzen, wie auch unfere 
Politit von derartigen Gefühlen für irgend eine fremde Macht 
frei iſt. Wir beklagen uns daher nicht über die vorliegenden 
Thatſachen.“ 

„Herr Drouyn de huys machte uns aufmunternde Zuſicher⸗ 
ungen im Sinne der Annezion; feine Collegen geben den Zei- 
tungen entgegengeſetzte Inſtructionen. In Petersburg, in kopen 
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hagen, in Münden, in Dresden belebt zu unferem Wiſſen die 
franzöſiſche Diplomatie den Widerſtand gegen die Annexion der 
Herzogthümer; ob anderswo in Deutschland, ob in London, 
iſt nicht ausgeſchloſſen. Unverkennbar ift die Haltung eine zwei⸗ 
deutige.“ 

„Wir dürfen dadurch nicht befremdet, nicht verletzt fein. 
Frankreich ſchuldet uns nichts. Es würde nur dem Gebote 
eines natürlichen Egoismus folgen, indem es ſeine Stellung 
uns gegenüber, indem es uns ſelbſt auszunußen fuchte, inden 
es auf unfere Koſten dem Nationalitätsprincip eine Genugthuung, 
der Anhänglichkeit Dänemarks (anders als England) eine Be⸗ 
lohnung, dem allgemeinen Stimmrecht einen nenen Triumph 
gewährte Möglich, daß ihm dieſe Aquivalente genügen, und 
gewiß, daß die Ausſicht darauf ihm die Berechtigung gibt, ſich, 
da es unſerer Haltung nicht ſicher ift, die Wege nach München 
offen zu halten.“ 

„In der Perſönlichteit des Kaiſers Napoleon und der Me⸗ 
thode feiner Politik finde ich nichts, was den Eindruck der realen 
Vethultniſſe alteriren könnte. Ich vermag die Anſchauung Ew. 
Extellenz nicht zu theilen, daß der Kaiſer einen Minifter lüngere 
Zeit hindurch ſich in einer politiſchen Richtung ergehen laſſe, für 
die derſelbe nicht die volle Billigung und den Auftrag ſeines 
Souveräns beſitzt. Die Weiſungen, welche an die Preſſe gegeben 
werden, können vielleicht mündlich desavonitt, über ihre Wirkung 
auf die öffentliche Meinung in Frankreich vielleicht Bedauem 
ausgedrückt werden; aber der Kaiſer iſt zu umſichtig, zu ſehr 
durch die Erfahrung der jüngſten Zeit gewarnt, um in einer 
Frage, welche, wie die polnische, ihm die Summe des bei uns 
erworbenen Vertrauens loſten kann, einen Miniſter feinen eigenen 
Impulſen zu überlaſſen. Wie er in Polen feine eigenſte Politik 
getrieben hat — im Mai 1862 erhielt ich aus feinem Munde 
die Mittheilung, daß er glaube, für Polen etwas thun zu müſſen 
— wie er gelegentlich die abweichende Haltung des Prinzen 
Napoleon benutzt hat, um fie nach Bedürfniß fallen zu laſſen 
oder zu adoptiren: fo wird auch die Doppelzüngigkeit Frank⸗ 
reichs in der vorliegenden Frage ein Ausfluß feines Willens fein 
um die Möglichkeit zu wahren, im rechten Augenblick auf die 
eine oder die andere Seite treten zu können. Vielleicht ift auch 
dieſe Politit auf feinem Standpunkt die richtige; denn wenn 
uns unſer Bewußtſein ſagt, daß weder Frankreich für Preußen, 
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noch wir für Frankreich ein Bundesgenoſſe A toute épreuve 
fein tonnen, fo wird auch ihm dieſe Wahrheit nicht verborgen 
ſein. Unſere Haltung gegen Frankreich wird getragen von der 
immer präfenten Borausſchung, daß man ſich auf der andern 
Seite nur durch feine Intereſſen beſtimmen lüßt, und von dem 
Bewußtsein, daß wir dasſelbe thun; fie wird ebenſo frei von 
Hingebung wie von Verſtimmung ſein. Ich beobachte die Vor⸗ 
ſicht, Heren Benedetti nichts zu jagen, was nicht in Wien, und 
dem Grafen Rarolyi nichts, was nicht in Paris wieder gejagt 
werden kann. Obgleich tactvoller als in Wien, würde man 
auch in Paris einer ſehr ſtarken Verſuchung zu Indiscretionen 
von eminentem politiſchem Nupen ſchwerlich wiberfiehen.“ 

„Ich halte das öſterreichiſche Bündniß nicht für ausgenutzt, 
und glaube, daß wir, indem wir Wien zwischen der Hoffnung 
auf unſern Beistand und der Furcht vor dem Übertritt auf Seite 
der Gegner Oſterreichs erhalten, beſſere Geſchäfte wachen, als 
wenn wir Oſterreich ohne Noth zwingen, ſich auf unwiderruflichen 
Bruch mit uns einzurichten. Es ſcheint mir zweckmäßiger, die 
einmal beſtehen de Ehe trotz kleiner Hauskriege einſtweilen fort⸗ 
zuſetzen, und wenn die Scheidung nothwendig wird, die Ver⸗ 
bältniffe zu nehmen, wie fie dann find, als ſchon jeht das Band 
unter allen Nachtheilen zweifellofer Perfidie zu zerreißen, ohne 
die Sicherheit, jetzt beſſere Bedingungen in einer neuen Ver⸗ 
bindung zu finden als fpäter.“ 

„Die Politik Sr. Majeſtät hat eine ſtarke Stütze einmal 
in der Thatſache, daß wir in den Herzogthümern, Dank den 
Umſtänden, in einem höhern Grade als ler Beſitzer find, 
und aus dem Veſtte ſelbſt immer wachfende Bürgschaften für 
die Fortdauer desſelben gewinnen, und zweitens in dem Ente 
ſchluſſe, das Land nicht zu verlaſſen, es ſei denn, daß wir be⸗ 
friedigt oder mit Gewalt dacaus vertrieben werden. Ein Angriffs⸗ 
krieg, zu dem Zwecle, uns zu vertreiben, würde jeder Macht 
einen ſchweren Entſchluß koſten. Wir wiſſen beſtimmt, was 
wir wollen: die Annexion, wenn fie ohne Krieg zu erreichen 
ist, oder wenn vor der Entscheidung andere Ursachen den kerieg 
herbeiführen; jedesfalls aber ein Verhältniß, welches die Feſtungen 
und Stiegshäfen, fo wie die Verfügung über die Streittrüfte 
und andere Rechte in den Herzogthümern in unfere Hand gibt. 
Für die Differenz dieſer beiden Lösungen den Krieg mit euro- 
päifehen Großmüchten aufzunehmen, ſcheint mir mit dem Werthe 
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des Objects nicht im Verhältniß zu ſtehen. Gegen die Herab⸗ 
drüdung unſerer Anſprüche unter die zweite aber würden wir den 
Degen ziehen und der vollen Sympathie des Landes ſicher fein.“ 

Dies Alles war geſchrieben, ehe das preußiſche Programm 
vom 22. Februar nach Wien abgegangen, und von Wien aus 
dann die Unmöglichteit jeder Verhandlung auf dieſer Grundlage 
erllärt worden war. Indeſſen wurde doch fo peremptoriſch die 
öſtereichiſche Ablehnung gehalten war, für jezt an dem dem Grafen 
Golt bezeichneten Standpunkte nichts geändert. Das letzte Wort 
war von Wien noch nicht geſprochen; noch konnte man abwarten, 
wie ſich Oſterreich zu dem Drängen der Mittelſtaaten ſtellen, 
und vor Allent, welche Wirkungen der gemeinſame Befig der 
Herzogthümer für Preußen entwickeln würde. 


5. Eapitel, 
Die Zuſtände in Schleswig- Holſlein. 


Es ſtand alſo feſt: in Ermanglung eines von beiden 
Mächten genehmigten Definitivums ſollte die gemeinſchaftliche 
Regierung der Herzogthümer einſtweilen fortbauern. 

Die Hoffnung Vismarcr s, die Sorze Mens dorſ s, daß fich 
aus einem ſolchen Proviſorium mit innerer Nothwendigkeit ſehr 
bald die preußische Annexion herausbilden müßte, wäre ohne 
Zweifel begründe geweſen, wenn die Abtretung der Herzogthümer 
an die beiden Mächte etwa im Jahre 1860 durch den damals 
unbefteitten herrſchenden König Frederik VII. erfolgt wäre. 

Bekanntlich aber geſchah fie erft ein Jahr nach dem Tode 
dieſes Fürſten, nachdem der Erbprinz von Auguſtenburg feinen 
agnatiſchen Thronanſpruch erhoben und weit und breit bei der 
Bevöllerung zu enthuſiaſtiſcher Anertennung gebracht Hatte. Als 
die Commifjare des Condominiums Ende 1864 die Verwaltung 
antraten, zeigte ſich bald, daß ſie mit dem Erbprinzen als einem 
dritten Mitbefiper zu rechnen hatten. Wären die beiden Mächte 
einig geweſen, fo hätte die Befeitigung desſelben geringe Schwierige 
keit gemacht. Aber da ſie eben nicht einig waren, ſo gab 
die Existenz des Prinzen dem Wiener Cabinet die erwünſchte 
Gelegenheit, jeden Fortſchritt ſeines preußiſchen Genoſſen zu 
Nichte zu machen. 

Daß das befreite Schleswig⸗Holſtein als ſouveräner Bundes⸗ 
ſtaat ein kümmerliches Dafein führen würde, ließ fich ziſſermäßig 
darthun. Nach ſeinen bisherigen Einrichtungen beliefen ſich ſeine 
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Einnahmen in runder Summe auf 6 ½ͤ Millionen Thaler ); 
die Erhebungsloſten und die Ausgaben der Localverwaltung 
nahmen 4 ½ ſowie die Verzinſung der alten, bei der Außeinanber- 
ſeßung mit Dänemark überkommenen Staatsſchuld, eine Million 
in Anſpruch: es blieb alſo ein Überſchuß von einer Million, 
auf welchen dann Civillifte, Heer, Feſtungen, Marine und die 
Gentrafbehörben anzuweiſen wären. Setzte man die Civillite 
auch nur auf eine halbe, die laufenden Koſten bed Bundescontingents 
auf 1 ½, die der Centralbehörden auf eine Million, fo ergäbe 
ſich bereits ein Defieit von zwei Millionen. Dazu aber käme 
dann noch eine erhebliche Erhöhung der Staatsſchuld durch die 
preußiſchen Krieg skoſten von etwas über 22, die öſterrtichiſchen 
von 12, die Anſchaffung von den für das Herr erforderlichen 
Vorräthen von etwa 10, im Ganzen aljo ein Betrag von 44 Mil 
lionen, alſo an jahrlichen Hinſen von mehr als 2 Millionen, und 
fo müßte das Deficit ſich auf etwa 4 ½ Million erhöhen, und 
mithin die Einnahme von 6 ½ͤ auf 11 Millionen gefteigert werden. 
Dies ergäbe bei einer Stelenzahl von nicht ganz einer Million 
eine Durchſchnittsbelaſtung des einzelnen Einwohners von etwas 
über 11 Thaler für die geſammte Staalseinnahme, oder von 
3 Thalern für die Verzinſung der Staatsſchuld, während damals 
in Preußen dieſe Roften fi) auf etwas über 7 Thaler, beziehungs⸗ 
weiſe auf 25 Silbergroſchen ftellten®). 

Es ift fofort einleuchtend, wie nichtig bei einer ſolchen 
Finanzlage die Hoffnung werden mußte, durch die Befreiung 
Schleswig⸗Holſteins die Sicherheit Norddeutſchlands geſturkt und 
die Entwicklung einer deutſchen Seemacht belebt zu ſehen. Bei 
jener erdrüdenden Belaſtung des Volkes war noch lein Thaler 
für die Marine, für den Küftenfhup, für Hafen⸗, Canal- oder 


2) Diefe und die folgenden Ziffern aus den Ucten. In den beiden 
Arlegsjahren 1848 und 1849 Hatte das Land je 9—10 Millonen auf 
gebracht; für 1850 war das Budget — vor Wiederausbruch des Kriegs 
— auf rund 7 Millionen bemeſſen worden. Joch, Schles wig⸗ Bolſtein ſche 
Erinnerungen, S. 230. 

) Allerdings enthielten jene goralberwaltungatoſten in Schledtwig- 
Holſein manche Ausgaben, welche in Preußen nicht als Staats 
ſondern als Communallaſten ſigurirten. Dafür aber fiel der Berölte“ 
rung der Herzogthümer neben den Staatsſteuern in Juſtiz und 
Verwaltung eine Maſſe von Sporteln zur Laſt, die ungleich höher 
waren als in Preußen. 
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ſonſtige öffentliche Bauten vorgeſehen, und nichts war gewiſſer, 
als daß auch das Landheer keine wirkliche Erhöhung der deutichen 
Wehrkraft geliefert hütte. Man ware eben auch in dieſer Beziehung, 
wie es Mens dorff, Beuſt und Pfordten empfahlen, bei den Zuſtänden 
der alten Bundespraxis geblieben. Die Schöpfung einer deutſchen 
Flotte hätte ganz dieſelben Hinderniſſe gefunden wie 1852, nur 
daß fi die Zahl der discutirenden Stimmen noch um eine 
vermehrt hatte. Für die Sicherung der deutſchen Kuſten Hätte 
Schleswig⸗Holſtein genau fo viel gethan, wie bisher Hannover 
und Oldenburg; für das Landheer hätte man ſich ohne Zweifel 
mit der nothdürftigen Bereithaltung des für Holſtein ſeſtgeſetzten 
Bundescontingents von 8000 Mann begnügt, ftatt dasſelbe bei 
dem Hinzutritt Schleswigs zu verdoppeln. Zur Entſchädigung 
für dies Alles hätte ſich freilich der eine Vortheil ergeben: 
Deutſchland hätte dann 90 ſtatt 29 ſouveränet Höfe beſeſſen. 

Dagegen bei der Annexion hätte Preußen jenen Schulden⸗ 
zuwachs von 44 Millionen übernommen ; die Civilifte und ein 
erheblicher Theil der Centralbehörden wäre fortgefallen; ſtatt 
deſſen wäre das preußiſche Heerweſen eingeführt worden, welches 
im Jahre 1865 zwei Thaler auf den Kopf der Bevölkerung forderte 
und dafür nicht 6000, ſondern im Frieden 10000, im Kriege 
30000 Combattanten von jeder Million Einwohner aufftellte, 
und alle Mittel damals aufbot, zu der Entwicklung einer ſee⸗ 
tüchtigen Kriegsmarine zu gelangen. 

Alle dieſe Daten lagen der preußiſchen Regierung vor und 
gaben ihr das gute Gewiſſen, unabänderlich auf ihren Forderungen, 
gleich ſehr im Intereſſe der Herzogthümer, Preußens und 
Deutſchlands, feſtzuſtehen. 

Leider waren fie dem Volke, ſowohl in Schleswig- Holſtein 
als ſonſt in Deutſchland, theils unbetannt, theils im Eifer der 
Parteibewegung unbeachtet geblieben. 

In Holſtein, und großes Theils auch in Schleswig, hatte 
das Kriegsjahr den Einwohnern nur geringe Belaſtung, ja ſtatt 
deren manche finanzielle Vortheile gebracht. Mit einem Schlage 
waren feit December 1863 alle bisherigen Ausgaben für die 
königliche Givillifte, die Dinifterien in Kopenhagen, die Armee 
und die Flotte, weggefallen, und die bisher nach Kopenhagen 
gewanderten Erträge der Domänen im Lande geblieben. Von 
den deutſchen Truppen hatte ſeit März bis October 1864 ein 
großer Theil in Jütland auf Feindes Koſten gelebt; für die 
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übrigen Hatte zwar Schleswig die Naturalverpflegung aufzubringen 
gehabt, dafür aber Scheine im Betrage von rund 700000 Thalern 
erhalten, an deren baldiger Einlöſung nirgendwo ein Zweifel 
beſtand. So hatten ſich in den Caſſen der Herzogthümer recht 
anſehnliche Überſchüſſe geſammelt, von welchen allerdings ſeit 
dem October die Feldzulagen der deutſchen Truppen beſtritten 
werden mußten, immer aber noch mehr als 700000 Thaler in 
der Hamburger Bank zinsbar angelegt waren. Unter dieſen 
Umſtänden alſo dachten ſehr wenige Menſchen in den Herzog⸗ 
thümern an eine bevorſtehende Jinarzllemme, und wo etwa ein 
ſolcher Gedanke auftauchte, wurde er ſchnell durch das muthige 
Wort beſeitigt, daß Schleswig⸗Holſtein bereit ſei, nicht bloß fein 
Blut, ſondern auch fein Gut für feine Freiheit einzuſetzen. 

Es ſtand nun, was dieſe Opferwilligkeit betraf, damals in 
den Herzogthümern ebenſo, wie es bei allen Nationen durchgängig 
der Fall iſt. Eine große Maſſe des Volkes war volitiſch inactiv; 
auf obrigkeitlichen Befehl würde auch fie ohne Widerſtreben 
Recruten liefern und Steuern zahlen; aber ihre eigene Herzens⸗ 
ſorge gehörte doch ausſchließlich ihrer Familie, ihrem Acker, 
ihren Herden. Sollte eine politische Demonstration vorgenommen 
oder eine patriotifche Reſolution gefaßt werden, jo erſchien fie 
auf das Betreiben ihrer Vertrauens männer; dergleichen war 
indeſſen ſeit einem Jahre fo vielfach geſchehen, daß in weiten 
Kreiſen der Wunſch herrſchte, mit ſolcher Unruhe nicht weiter 
mehr behelligt zu werden. Auf Leute folder Art hätte denn 
auch die Frage über künftige Höhe der Steuern einen nicht un⸗ 
erheblichen Eindruck gemacht. Aber dieſe Schichten der Bevölkerung 
waren eben polittſch träge, und folgten ſchließlich doch den Antrieben 
der über ihren Hauptern ſich bewegenden, geiftig angeregten 
und politiſch thätigen Minorität. Dieſe aber war damals, mit 
Ausnahme weniger Gruppen, durchaus antipreußiſch, und zog 
den größten Theil der Bevöllerung durch eine unabläſſige 
Agitation in ihre Richtung hinein. Die Dankbarkeit, welche 
das Land den preußischen Befreiern ſchuldete, trat zurück, gegen 
eine ganze Reihe verſchiedener Affecte, hoher und niedriger Art. 
Die Forderungen eines ibenfen Pflichtgefühls wurden in dieſem 
Falle durch verlockende Motive der Eitelkeit und Selbſtſucht 
unterftüßt. Wie hätte das Volk widerſtehen ſollen ? 

Seit dem Einzug der Bun destruppen hatte das Land dem 
ihm bis dahin völlig unbetannten Erbprinzen von Auguſtenburg, 
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als der Verkörperung des „Los von Dänemark“ zugelnuchzt: 
Tauſende und wieder Tauſende hatten ihm ihre Huldigung dar⸗ 
gebracht und ihn aus voller Überzeugung als den einzig legitimen 
Landesherrn, als Herzog Friedrich VIII. begrüßt. Wäre es nun 
möglich, daß ehrenfeſte Holſten nach wenigen Monaten das 
gegebene Manneswort brächen, und, einem brutalen Machtgebot 
ſich beugend, heute verwärſen, was fie geſtern verehrt halten? 
Gerade bei den Beſten und Gewiſſenhafteſten klang dieſer Ruf 
in die Tiefe der Seele hinein: Schteswig⸗Holſtein könnte den 
Fürſten nicht verläugnen, dem es ſoeben feine begeiſterte Anerkennung 
dargebracht hatte. Gegen die Vergewaltigung Friedrichs VIII. 
ſträubte ſich nicht bloß eine politiſche Erwägung, ſondern das 
Gewiſſen des Volkes. Dies Gefühl war lebendig auch bei armen 
Bauern, die weder von agnatiſchem Erbrecht, noch von deutſcher 
Bundesreform eine Vorſtellung hatten, und nur ſelten kam es vor, 
daß einer zweifelte, oder, wie einmal ein ehrlicher Müller in Angeln 
ſich ertundigte: in der Verſammlung hat der Herr Schulmeifter 
geſagt, für uns Alle huldige er dem Herzog; ich habe ihm keinen 
Auftrag gegeben; bin ich daran gebunden? Die Mehrheit fühlte 
ſich in der That gebunden, wenn nicht durch einen formellen 
Huldigungsact, jo doch durch die Conſequenz des eigenen Thuns, 
durch die ehrliche, eigene Rechts überzeugung. 

Neben dieſem höchſt reſpectablen Pflich⸗ und Ehrgefühl 
wurden mannigfaltige Landes⸗ und Standesintereſſen wirtſam. 

Das Volk der Herzogthümer war, wie bereits früher bemerkt, 
eonfervativ und beſtöndig in feiner Eigenart. Bei der ſoliden 
Wohlhabenheit des Landes bewegte ſich das Leben der großen 
Mehrheit in ſchlichtem Behagen auf den von Alters hergebrachten 
Geleiſen. Fremde Elemente außer den verhaßten Dänen kamen 
selten in das Sand; zum Vergleiche des eigenen und eines fremden 
Brauchs war wenig Gelegenheit. So entwidelte ſich ein äußerſt 
ſtarles provinziales Selbſtgefühl, welchem die Leute da draußen 
in der Welt als ziemlich klein neben dem hochgewachſenen Holften- 
ſtamm erſchienen. Es iſt das freilich allgemeine deutſche Art 
oder Unart; hier aber, auf der meerumfchlungenen Halbinfel, 
war fie durch die Verhältniffe doch zu ſeltener Energie geſteigert. 
Man hatte das ſtolze Bewußtsein, der däniſchen Übermacht ein 
Menſchenalter hindurch zähen Widerſtand geleiftet zu haben; man 
war verwöhnt durch die unermeßliche Popularität, deren ſich 
feit 1846 die Sache der Herzogthümer in ganz Deutichland 
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erfreute; mehr als ein holſteiner Polititer erwartete von der 
Aufrichtung eines ſelbſtändigen Holſtenſtaats eine neue Epoche 
des europäiſchen Völkerlebens. Und ein ſolches Land follte jetzt 
aufhören, zu exiſtiren? ſollte preußiſch werden? die ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Armee, welche 1849 und 1850 zwar unglücklich, aber 
ruhmreich gekämpft, ſollte in der preußischen verſchwinden? 
holſteiniſchen Männern ſollte zugemuthet werden, im fremden 
Lande Garniſon zu beziehen und mit der magern Koft preußiſche 
Recruten vorlieb zu nehmen? Ein einmüthiges Nein und abermals 
Nein antwortete dieſen Fragen. Ein fefthewurzelter, züher Particu- 
larismus ftellte ſich hier Bismarck s deutſchen Gedanlen in den 
Weg 


Dieſe Stimmungen waren allerdings nicht gleichmüßig in 
den Herzogthümern verbreitet; fie waren ſtärker in Holftein als 
in Schleswig, und wieder ſtärker in den jtäbtifchen als in den 
bäuerlichen Kreiſen vorhanden. Das Letztere hatte ſeinen ein⸗ 
ſachen Grund in dem Umſtande, daß in dem bisherigen Staats⸗ 
weſen das platte Land die Laſten getragen, die Städte aber die 
Vortheile genoſſen hatten, daß alſo jenes mit geringerer Beſorg⸗ 
niß als dieſe einer Anderung des Zuſtandes entgegenfah. Der 
Grundbeſiß lieferte durch verſchiedene Realſteuern ungefähr drei 
Achtel des Staatseinkommens; die ritterſchaftlichen Güter er⸗ 
freuten ſich dabei einiger, immerhin geringfügiger Erleichterungen, 
batten dafür aber in jenem Augenblick die Ausficht, bei der Er⸗ 
ſtattung der deutſchen Kriegs koſten zu gewaltigen Beiträgen 
herangezogen zu werden, was bei der preußiſchen Annexion in 
Wegfall käme; jedesfalls war die Grun dſteuer ungefähr doppelt 
fo hoch wie in Preußen. Dagegen lebte bisher dab Bürzerthum 
in den Städten beinahe ſteuerfrei; Gewerbeſteuern, ſo wie Ab⸗ 
gaben vom beweglichen Vermögen exiſtirten nicht; es gab nur 
eine Gebäubefteuer von unerheblichem Betrag. Wie die Steuer⸗, 
wurde auch die Militärlaſt von dem beſitzenden Bürgerthum 
kaum empfunden. Denn die däniſche Geſeßgebung ließ die Stell⸗ 
vertretung zu, und da das jährliche Recrutencontingent gering 
war, ſtanden auch die Preiſe der Stellvertreter ſehr niedrig. 
Alle Welt war hier alſo entſetzt über den Gedanken an preußi⸗ 
ſches Stewerfnftem und vollends an allgemeine Dienftpflicht. 
Die Kaufleute, die in der altgewohnten Weiſe ihres Geſchüfts⸗ 
betriebes einen mäßigen, aber ſichern Gewinn bezogen, fürchteten 
von dem Eintritt in den Zollverein ganz neue Conjuneturen, 
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neue Coneurrenz und neue, läſtige Arbeit; die zünftigen Hands 
werker empfanden ähnliches Grauen vor der Einführung der 
preußiſchen Gewerbefreiheit. Der Univerſitüt war es nicht gleich⸗ 
gültig, wenn mit der preußiſchen Annexion der Zwang eines 
zweijährigen Studiums in Kiel für alle künftigen Beamten weg⸗ 
fiel. Die jungen Juriften machten bisher gleich nach dem Ab⸗ 
gang von der Univerfitit ihr Examen, und konnten dann treiben, 
was ſie wollten, bis ſie die Berufung in ein Amt erhielten; 
ihnen drohte die Annexion mit dem langen Vorbereitungsdienſt 
und dem ſchlimmen dritten Examen der preußiſchen Referendare. 
Die ſehr zahlreichen und einflußreichen Beamten bezogen entweder 
hohes Gehalt oder hohe Sporteln, und ſtanden unter geringer 
Controle; es gab 3. VB. leine Oberrechnungskammer; unter 
preußiſcher Herrſchaft dagegen würde eine kleinere Zahl von Per⸗ 
ſonen in eine ſo angeſehene Stellung gelangen, und die wenigen 
Glücklichen schlechter bezahlt und ſchärfer beaufſichtigt werden 
als bisher. Alle dieſe Elemente freuten ſich, für die Vertheidi⸗ 
gung ihrer Sonderintereſſen ein geachtetes Banner in dem Namen 
Auguſtenburg und einen populären Schlachtruf in dem Hoch 
auf das unabhängige Schleswig⸗Holſtein zu haben, und warfen 
fi) mit patriotiſchem Eifer in die Agitation für Herzog Friedrich 
und in den Widerſtand gegen Bismarcks ſogenanntes Junler⸗ 
regiment. Die liberale Partei in ganz Deutfchland rief ihnen 
Beifall zu, ohne zu ahnen, für welche Beſtrebungen fie ſich be⸗ 
geifterte. Denn die bevorſtehenden Folgen der Annexion, welche 
die Anhänger Auguſtenburg's zu fo lebhaften Auftreten veran⸗ 
laßten, die Einführung der Gewerbefreiheit und weiterer Handels⸗ 
concurrenz, die gleichmäßige und gerechte Vertheilung der Steuer⸗ 
und Milttärlaft, die ſorgſältigere Ausbildung der Beamten, dit 
Verminderung ihrer Zahl und ihrer Sporteln bei ſchürſer ge⸗ 
ſpannter Leiſtung: das Alles gehörte fonft überall gerade zum 
Programm der liberalen Partei, und der beſiehende Zuſtand, 
welchen die Freunde Auguſtenburg's für Schleswig⸗Holſtein zu 
erreiten ſtreblen, war ein Conglomerat von Sonderrechten, die 
auf Koſten des gemeinen Wohls ſich durch die Jahrhunderte 
fortgefchfeppt hatten. In Deutſchland begnügte man ſich mit 
der Wahrnehmung, daß der Großgrundbeſitz der Herzogthümer 
für die Annexion, und das ſtädtiſche Bürgerthum gegen dieſelbe 
auftrat, um auch in dieſer Frage Bismarck als den Vorkämpfer 
der feudalen Tendenzen zu verrufen: in Wahrheit bedeutete die 
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von ihm erſtrebte Annexion die Beſeitigung der feudalen Privi⸗ 
legien durch den liberalen Staat, und nicht Bismarck, fondern 
das holſteiniſche Bürzerthum kämpfte für ein feudales Gemein⸗ 
weſen. 

Wir haben früher bemerkt, wie unter dem Schutze der 
Bundesexecution der Erbprinz von Auguſtenburg, getragen durch 
all jene populären Stimmungen, thatfächlic von Holſtein Beſitz 
ergriffen hatte. Die neue Landesregierung und all ihre Behörden 
ohne Ausnahme waren mit Anhängern des Prinzen beſetzt; die 
befreite Zeitungspreſſe, wenn auch damals ſiets zur Vorſicht an⸗ 
gehalten, wirkte fort und fort in gleichem Sinne; über hundert 
Vereine derſelben Farbe ſammelien alle rührigen Köpfe in ihre 
Schaaren, hielten ſtraffe Parteidisciplin und bedrohten jede ab- 
weichende Meinung mit ſocialer Acht. Unterdeſſen wurde während 
des Kriegs das Herzogthum Schleswig durch die Civilcommiffare 
der beiden Großmächte mit unbeſchränkter Vollmacht des Kriegs⸗ 
ſtands regiert; thatſächlich war es der Preuße Zedlitz allein, 
der, zu großer Erleichterung der öſterreichiſchen Collegen, zuerſt 
Revertera, dann Lederer, die Laſt dieſer Verwaltung auf ſich 
nahm. Als dann nach dem Abſchluß der Bundesezecution auch 
Holſtein unter die Botmäßigkeit der Großmächte trat, verſtand 
es ſich sogleich von ſelbſt, daß beide Herzogthümer eine gemein⸗ 
ſame Verwaltung unter der Leitung eines preußiſchen und eines 
öſterreichiſchen Commiſſars als böchſter Civilbehörde haben würden. 
Preußen ließ den bewährten Zedlitz an diefer Stelle; in Wien 
aber erffärte man, daß Herr von Lederer dazu nicht vornehm 
genug ſei, und ernannte ftatt feiner den Baron Halb huber, 
früher Statthalter von Niederöſterreich, einen ſtolzen Herrn von 
gebieteriſchem Auftreten, welcher bereits als Civilcommiſſar in 
Jütland ſich der preußischen Generalität nicht eben fügſam er 
wieſen hatte. Da jetzt allgemeiner Friede herrſchte, ſchien es 
natürlich, nicht die für den Kriegsſtand berechneten Verwaltungs. 
formen Schleswigs auf Holſtein, ſondern umgekehrt die nach 
Friedensſchluß geſtalteten Einrichtungen Holſteins auf Schleswig 
zu übertragen. Es wurde alſo die holfteiner Landesregierung 
nur durch einige Mitglieder verſtärtt und dann als die Central- 
Verwaltung für beide Herzogthümer eingefeßt. Auch ihre bis⸗ 
herige Competenz zu ſelbſtändiger Verfügung wurde beſtätigt: 
die Commiſſare reſervirten ſich einzelne, beſonders wichtige Ge⸗ 
ſchafte, Verfaſſungsfeagen, Normativ⸗Verfügungen, dane hohen 
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Suſpendirung und Conſütuirung von Beamten, Budget-über⸗ 
ſchreitungen, obere Leitung der Staatspolizei, der Preſſe und 
der Vereine — und griffen im Übrigen nur als Recurz⸗ und 
Beſchwerde⸗Inſtanz ein. Man hatte in Berlin keine Ahnung, 
welche gefährliche Conceſſion damit dem Auguſtenburgerthum 
gemacht wurde; ſelbſt in den Perſonalfragen bei der Anſtellung 
der Beamten ſcheint Zedlitz Anfangs mit völliger Argloſigkeit 
zugeſehen zu haben. Das Ergebniß war, daß fünf unter den 
ſechs Rüthen der Landesregierung regeltechte Auguſtenburger 
waren, und daß jeht auch in Schleswig bei den zahlreichen Ba⸗ 
canzen der Localbehbrden, der Pfarr- und Schulſtellen, durch- 
gängig gehorſame Unterthanen des Erbprinzen in die Stellen 
gelangten. Ja, es entwickelte ſich allmählich ein regelmäßiger 
Geſchäftsgang zwiſchen der Landesregierung und „den herzog⸗ 
lichen Miniſterien“ in Kiel, indem jene Behörde eine jede für 
die Partei erhebliche Verfügung unter der Hand dem Prätendenten 
zur „landesherrlichen Genehmigung“ vorlegte. Damit Herr von 
Zedlitz möglicht fekten in die Thätigkeit der Landesregierung 
einzugreifen Veranlaſſung fände, war es bei allen Organen der 
Partei ein feſtes Schlagwort: niemals und unter keinen Um⸗ 
fänden dürfe gegen eine Anordnung der Landesregierung bei 
den Commiſſaren Beſchwerde erhoben werden. Die Commiſſare 
konnten ja gar nicht mehr an der Trefflichkeit ihrer Regierungs⸗ 
rüthe zwelſeln, wenn das Land mit dem Walken derſelben fo 
ausnahmslos zufrieden war. 

Gegenüber dieſen für Preußen Außerft ungünſtigen Um⸗ 
ftänden war es eine unzureichende Entſchädigung, daß das mili- 
türiſche Obercommando und das Übergewicht in den Garniſonen 
des Landes in Preußens Hand geblieben war. Der Kriegs 
miniſter von Moon hatte ſchon im December 1864 das öfter 
reichiſche Cabinet wiſſen laſſen, daß er 16000 Mann unter Ger 
neral Herwarih für die Beſetzung des Landes beſtinme; darauf 
war aus Wien die Antwort gekommen, Oſterreich werde zu 
dieſem Zwecke nur die Brigade Kalik, 4800 Mann, verwenden, 
und betrachte es demnach als ſelbſtverſtändlich, daß bas bisherige 
preußiſche Obercommando fortdaure. Da indeſſen kein Menſch 
im Lande an eine bewaffnete Erhebung dachte, war die Zahl 
der anmefenden preußischen Bataillone für Preußens politiſche 
Wünſche gleichgültig, und gegen das fortan ſich entwickelnde 
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Verfahren der Auguſtenburger beſaß General Herwarth schlechter 
dings keine Mittel. 

Zunachſt begannen die Schleswig⸗Holſteiniſchen“ und die 
„Kampfgenoſſen“⸗Vereine ihre Verzweigungen weiter nach Schles⸗ 
wig hinein zu eritreden; das Ergebniß war nicht unbedeutend, 
wenn auch nicht fo vollſtändig wie in Holſtein. Unauſhörlich 
jepten fie dann ihre Demonftrafionen in Scene; Feſteſſen, Re⸗ 
ſolutionen, Deputationen, Localverſammlungen, große Vereins⸗ 
tage hielten die Bevölterung in Bewegung. Gleich zu Anfang 
der neuen Regierung legten ſie in allen Gemeinden eine Huldi⸗ 
gungsadreſſe an Se Hoheit den Herzog Friedrich auf, um vor 
Europa die unerſchütterliche Feſtigkeit des Landes feierlich zu 
befunden. Der Erfolg ſchien glänzend. Während eine von 
Herm von Scheel⸗Pleſſen veranlaßte Biteſchriſt von 17 Mit⸗ 
gliedern der Ritterſchaft um engen Anſchluß der Herzogthümer 
an Preußen nur langſam etwa 200 Unterzeichner fand, bedeckte 
ſich die Augustenburger Adreſſe raſch mit nahezu an 50000 
Unterſchriſten, wovon etwa vier Fünftel aus Holſtein kamen. 
Allerdings hatte man in Kiel auf noch größere Maſſen gehofft, 
da fait ſammtliche Beamte, Geiſtliche und Lehrer mit den Ver⸗ 
einen in kräſtigſtem Eifer zuſammengewirkt, die Adreffe aller Orten 
von Haus zu Haus getragen, und ſchließlich doch nur ungefähr 
ein Drittel der erwachſenen Männer gewonnen hatten. Immer⸗ 
hin aber nahm es ſich ſtolz genug aus, wenn alle Zeitungen 
jubelnd meldeten, daß 50000 ſchleswig⸗holſteiniſche Männer ihrem 
geliebten Herzog auf's Neue den begeiſterten und opferfreudigen 
Treuſchwur wiederholl hätten. Überhaupt arbeitete jeht Die Preſſe 
ohne irgend einen Rückhalt. Tag für Tag redeten die Blätter 
von Sr. Hoheit Herzog Friedrich VIII., von Holſteins Liebe 
für den rechtmäßigen Landesherm, von den verbrecherischen An⸗ 
maßungen des preußiſchen Willkürregiments, von Bismarcks 
freiheitsſein lichen Umtrieben, von der Erſtickung jedes freien 
Gedankens in ganz Preußen. Mit Andeutungen, daß König 
Wilhelm trotz feines Miniſters den Herzog Friedrich begünftige, 
wechſelten grobe Schmähungen gegen die Perſon des Königs 
ſelbſt. Bei ſolchen Vorgängen regte Bismarck in Wien den Ge⸗ 
danlen an, der Agitation der Vereine feſte Schranken zu ſetzen, 
erfuhr aber eine ebenſo höfliche wie beſtimmte Ablehnung, welche 
dann auch ſehr bald von Wien aus den Weg in die Öffentlich: 
keit fand und die volksthümliche Geſinnung des Wiener Cabinets 
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neben der renchonären preußiſchen in erfreuliches Licht ſette. 
Ebenſo erging es Zedlitz, als er den öſterreichiſchen Collegen 
zu strafrechtlicher Verfolgung jener Zeitungsartikel einlud. Halb⸗ 
huber weigerte ſich unbedingt: in Ofterreich herrsche Preßfreiheit, 
er könne fie hier nicht unterdrücken. Den gleichen Beſcheid ers 
hielt General Herwarth, als auch er bei der Civilbehörde Be⸗ 
ſchwerde gegen die hetzenden Zeitungsartikel erhob; es konne, 
hieß es, ein Einſchreiten gegen die Preſſe nicht Statt finden, 
weil der öſterreichiſche Conmmiſſar es ncht für nöthig und thun⸗ 
lich erachte. Bald nachher befahl Herwarth den Truppen, öſfent⸗ 
liche Demonstrationen, wobei der Erbprinz als Landesherr ge- 
feiert würde, nicht zu dulden; da aber erhob ſich Mensdorff 
felbft mit einer kröfligen Verwahrung gegen ſolche Übergriffe 
der Militärgewalt in die Sphäre der bürgerlichen Verwaltung. 
Und fo entwickelte ſich das öſterreichiſch⸗auguſtenburger Syſtem. 
Es war fo einfach und zugleich fo durchgreifend. Nach dem 
Princip des Gemeinbeſitzes bedurfte es zu jeder Thätigkeit der 
„oberſten Civilbehörde“ der Mitwirkung beider Commiſſare. 
Halbhuber aber verſagte ſeine Mitwirkung in jedem Falle, wo 
ſich irgend ein Vorwand für fein negatives Verhalten erfinnen 
ließ. Damit war die oberſte Civilbehörde fo gut wie aus dem 
Daſein gestrichen, und nicht bloß, wie man damals zu fügen 
pflegte, einer auguſtenburgiſchen Nebenregierung Raum gelaſſen, 
ſondern thatfächlich die ganze Landesregierung unter die Leitung 
der „herzoglichen Miniſterien“ geſtellt. 

Eine Ausbeutung des gemeinfamen Beſihrechts, wie fie hie⸗ 
mit Statt fand, hielt allerdings der preußiſche Miniſter allen 
Begriffen von Recht und Billigkeit zuwider. Ein ſolches Ver⸗ 
ſahren des Miteigenthümers, um ſeinen Genoſſen aus dem ge⸗ 
meinſamen Beſitze durch einen Dritten hinauswerfen zu laſſen, 
erſchien ihm um fo gehäſſiger als Oſterreich ſtets die Rechts⸗ 
anſprüche Auguſtenburg's für abſolut nichtig erklärt hatte, und 
auch jeßt ganz unbefangen bekannte, Auguſtenburg ſei ihm 
gleichgültig, und wichtig nur die Verdrüngung Preußens. 
Trotz alledem gab indeſſen Bis marck die Hoffnung immer noch 
nicht auf, in friedlicher Weiſe zum Ziele zu gelangen. Es könne, 
glaubte er, auf die Dauer der Bevölkerung der Herzogthümet 
ſich unmöglich der Thatſache verſchlicßen, daß weder der Bund, 
noch Oſterreich, noch ein bundesrechtlich ſouveräner Herzog, 
ſondern daß Preußen allein dem Lande Schutz und Sicherheit 
gegen Außen verbürgen könne, und daß mithin Preußen die zur 
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Löſung dieſer Aufgabe erforderlichen Rechte erhalten müſſe. In 
der That begannen ſich Regungen diefer Art zu zeigen, Anfangs 
vereinzelt, bald aber heranwachſend. Am 12. Februar conftitus 
ixten ſich in Flensburg 24 Männer, welche über drei Localblätter 
geboten, als „nationale Partei“, mit dem Programm des An⸗ 
ſchluſſes an Preußen in militäriſcher und diplomatiſcher Beziehung. 
feftzuftellen vor der Einſetzung eines ſouverznen Herzogs. 
Bald nachher machten ſich ähnliche Gedanken inmitten der Auguſten⸗ 
burger Vereine ſelbſt geltend. Freilich nicht vor der Einſetzung 
des Herzogs, wie es die Nationalpartei begehre, dürfe dergleichen 
geſchehen: darüber blieb man einftimmig in dieſen Rreiſen. Aber 
allmählich wurden zahlreiche Stimmen in mehreren Vereinen 
laut, nach der Einfegung werde es die dringendſte Pflicht des 
Herzogs ſein, den Anſchluß an Preußen zu vollziehen, während 
die reinen Particulaciften jeden Gedanken einer ſolchen Demüthis 
gung mit Abſchen zurückwieſen. Eine allgemeine Delegirten⸗ 
Verſammlung von 149 Vereinen verhandelte am 26. Februar die 
Frage, und felbit der leitende Centralausſchuß ſprach ſich günſtig 
für den Anſchluß aus. Bei der Abstimmung aber hatten die 
Particulariſten eine Mehrheit von 120 gegen 88 Stimmen, 
worauf dann der Ausſchuß abdankte und durch Männer der 
Majorität neu beſeht wurde. Da war es denn allerdings be⸗ 
zeichnend für die Lage, daß eben dieſe ſtrengen Particulariſten, 
als fie einige Wochen fpäter in Berlin eine Zuſummenkunft mit 
dem Frankfurter Ausſchuß der 36 und einigen Führern der preu⸗ 
zischen Fortſchrittspartei hatten, ſich genötigt fanden, um dieſe 
Bundesgenoſſen nicht zu verlieren, einen großen Theil der preu⸗ 
ziſchen Februar⸗Forderungen ſachlich als angemeſſen anzuerkennen. 
Natürlich beharrten fie dabei, die vorausgehende Einſeßung des 
Herzogs und Zuftimmung des Landtags vorzubepalten, und 
blieben dadurch in principiellem Gegenſaß zu dem preußischen 
Standpunkt. Immer aber hatten fie der nationalen Auffafſung, 
nicht eben bereitwillig, in der Sache eine ſtarke Einräumung 
gemacht. Bismarck beſtärkte ſich bei dieſen Vorgängen in der 
Anſicht, es ſei nur das Land über den Ernſt der Sachlage voll⸗ 
ftändig und gründlich aufzuklären, um dann ſehr bald einen 
entſcheidenden Umſchwung der Volksſtimmung zu erleben. So 
beſchloß er, den Verſuch zu machen, eine Landesvertretung der 
Herzogthümer ſelbſt zu berufen, und dort die Berechtigung der 
preußiſchen Begehren zur Anerkennung zu bringen. Der geg⸗ 
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neriſchen Agitation würde damit der beſte Theil ihres Bodens 
entzogen fein. 

Während dieſer überall unſichern Verhältniſſe in den Herzogs 
thümern ging an den deutſchen Höfen die Arbeit Beuſts und 
Pfordten's ihren Gang. Allmählich erfuhr man in Berlin, daß 
der Antrag der beiden Höfe nicht bloß eine Auskunft von den 
Großmüch len verlange, ſondern geradezu die Einfepung Auguſten⸗ 
burg's empfehle, womit denn alle freundlichen Reden und freund⸗ 
ſchaftlichen Verſicherungen Pfordten s weſentlich an Bedeutung 
verloren. Weiter aber mußte man vernehmen, daß Pfordten 
bereits im Januar den Antrag dem Wiener Cabinet zur nähern 
Erwägung vorgelegt, und dieſes nach langem Beſinnen im Mürz 
ſich mit demſelben einverſtanden erklärt hatte, ohne ſich veranlaßt 
zu ſehen, dem preußiſchen Alliieten und Mitbeſißer eine Sylbe 
über den Inhalt und die Begründung des Antrags mitzutheilen. 
Erſt am 19. März, als in Frankfurt die demnächſtige Einbringung 
desſelben bereitß angemeldet war, unterzeichnete Graf Mensdorff 
zugleich ein zuſtimmendes Circular an die Mittelſtnaten, und 
die erſte Eröffnung darüber nach Berlin. Auch jeßt meldete er 
dem preußiſchen Cabinet nicht den Wortlaut, ſondern nur ſumma⸗ 
riſch den Inhalt des Antrags. Derſelbe ſpreche die vertranens⸗ 
volle Erwartung aus, daß Öfterreich und Preußen den Erbpringen 
nunmehr als Herzog einſezen würden. Der Wiener Hof habe 
im Sinne seiner preußiſchen Allianz die Mittelſtaaten abgehalten, 
ſogleich auf einen gebietenden Bundesbeſchluß zu dringen, und 
fomit bewirkt, daß man fich mit dem Ausdruck einer Erwartung 
begnüge ). Oſterreich denle dem Bundes tage bei dieſem Anlaſſe 
den Verlauf feiner bisherigen Berliner Correſpondenz mitzutheilen; 
was die Behandlung des Antrags betreffe, ſo ſei das Wiener 
Cabinet gegen die Verweiſung desſelben an einen Ausſchuß, 
wünſche vielmehr unmittelbare Beſchlußfaſſung etwa nach acht 
Tagen; übrigens gebe man dem Berliner Hofe anheim, ob nicht 
die beiden Mächte als zunächft Betheiligte ſich der Abſtimmung 
enthalten möchten, weil dann ihre Meinungsverſchieden heit weniger 
ſcharf Hervorträte. Um Preußens Eifer zur Beſtreitung des An⸗ 
trags weiter abzuſchwächen, erſchien es den Wiener Staats männern 


)) Pforbten erflärte nach zer ſehr un eilig, hieran ſei lein wahres 
Wort; der Antrag ſel genau fo eingebracht, wie er ihn im December 
mit Beuſt verabredet habe. 
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zweckmüßig, in ihren Geſprüchen mit Werther die völlige Gering⸗ 
fügigkeit desſelben zu betonen. Der Bundestag, ſagten fie, iſt 
zur Entſcheidung über eine ſtreitige Thronfolge nicht competent; 
wenn alſo Preußen auf den Antrag nicht eingeht, ſo kann der⸗ 
ſelbe keine rechtliche Wirkung haben außer der einen, daß Beuſt 
und Pfordten ihren Landtagen wieder einmal eine glorioſe An⸗ 
erkennung für Schleswig⸗Holſtein melden lönnten. So fei es 
auch für Oſterreich völlig gleichgültig, ob der Bundestag den 
Antrag annehme oder nicht. Jedesfalls aber liege in ſeiner 
Unterſtützung durch Öfterreid, keine Verlegung des Vertrags vom 
16. Januar; wir haben nur eine Anſicht ausgeſprochen, denken 
aber nicht an irgend eine factifche Vortehrung ohne Einverſtönd⸗ 
niß mit Preußen. 

Es war eine etwas befremdliche Erſcheinung, dieſer Ausſpruch 
völliger Harmloſigkeit eines Bundesbeſchluſſes in dem Munde 
einer Großmacht, welche fort und fort wegen der Heiligkeit des 
Bundesrechts Preußens Wünſche zurücdwies. Denn eine tiefere 
Herabwürdigung der Bundesaulorität konnte es doch nicht geben, 
als fie Beſchläſſe faſſen zu laſſen, denen man ſelbft jede Wirt- 
ſamkeit beim Widerſpruch eines einzigen Mitgliedes beſtritt, ja, 
die man ſogar als außerhalb der Competenz des Bundes liegend 
bezeichnete. Es verftand ſich, daß alle dieſe Reden in Berlin 
nicht den mindeſten Eindruck machten. Sie änderten nichts an 
der Thatſache, daß ein Bundesbeſchluß unter Oſterreichs ftüpenber 
Billigung nicht bloß eine Meinungsäußerung, ſondern eine ge⸗ 
wichtige politiſche Action war. Trotz des Vertrages vom 16. Ja- 
nuar hatte Öfterreich hinter Preußens Rücen mit Preußens 
Gegnern Abrede genommen, und troß ſeiner Theilnahme am 
Wiener Frieden ſich einer feierlichen Anerkennung des Auguſten⸗ 
burger Rechtstitels zugeſellt. Wenn allerdings der Wortlaut 
des Antrags eine ſolche Anerkennung nicht ausdrücklich aussprach, 
ſo war es doch augenfallig, daß er dieſelbe als bereits vollzogen 
vorausſeßte — denn wie hätte er fonft die Einſezung des Prinzen 
„nunmehr“ vertrauensvoll erwarten lönnen ? 

Nach allen bisher ausgetauſchten Erklärungen unterlag es 
leinem Zweifel: die Unterſtütung des Antrags durch Oſterreich 
war mit der Fortdauer der Allianz ſchrwer vereinbar; die An⸗ 
nahme desſelben durch den Bundestag war bereits von Preußen 
als die Ankündigung des Conflicts bezeichnet worden; nichts 
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war gewiſſer, als daß fie in den Herzogthümern allen antipreu⸗ 
ßiſchen Beſtrebungen einen müchtigen Antrieb geben würde 

In Berlin war man auf der Stelle entſchloſſen. Diesem 
Angriff ſollte nicht bloß mit Worten in Frankfurt, ſondem in 
den Herzogthümern durch eine That erwidert werden. Am 
21. Mürz erließ König Wilhelm eine Ordre an den Marine 
miniſter, wodurch die Verlegung der preußiſchen Marineſtation 
von Danzig nach Kiel verfügt wurde, zum Zeichen für alle Welt, 
daß Preußen ſich weder durch Auguſtenburg noch durch den 
Bundestag aus den Herzogthümern würde verdrängen laſſen. 
An denselben Tage ſandte Bismarck einen Erlaß an Werther, 
welcher die oben angeführten Gesichtspunkte entwidelte, eine 
Prüfung des Antrags im Ausſchuſſe begehrte und die Stimm⸗ 
enthaltung ablehnte, weil ſie für Oſterreich nach deſſen Verein⸗ 
barung mit den Antragſtellern nur eine gleichgültige Formalität 
ſei, bei Preußen aber den Schein der Anerkennung des Antrags 
und der Bundescompetenz in dieſer Sache erwecken würde. In 
gleichem Sinne wurde Savigny inſtruirt, und zug leich beauftragt, 
gleich nach der Einbringung des Antrags Preußens Ablehnung 
desſelben zu erklaren. Als einige Tage Ipäter Graf Karolyi dem 
Miniſter meldete, daß Oſterreich feine Absicht, für ſofortige Ber 
ſchlußfaſſung zu ftimmen, bereits am 19. Mürz den Mittelſtaaten 
mitgetheilt habe, alſo nicht füglich davon zurücktreten könnte, 
sprach ihm Bismarck fein Bedauern aus, daß Oſterreich ſchon 
Verpflichtungen auf der andern Seite übernommen habe. „Wir 
gelangen damit, ſagte er, an einen Scheideweg, von dem ich 
wünſche, daß er uns nicht zu weit auseinander führen möge; 
aber fo wie die Sachen ſtehen, lauten unſere Fahrbillets auf 
divergirende Linien, und wir können für dieſe Reiſe nicht in das 
Coupe steigen, welches Sie bereits mit Andern theilen.* 
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Im Bundes tage nahmen bie Dinge den angekündigten Verlauf. 
Am 27. Mürz 1865 brachten Bayern, Sachſen und Heſſen⸗ 
Darnſtadt, welches auf Dalwigk's ausdrückliche Bitte unter die 
Zahl der Vorkämpfer aufgenommen war, den Antrag ein: der 
Bund möge die vertrauensvolle Erwartung ausſprechen, daß 
Sſterreich und Preußen nunmehr die Verwaltung Holſteins dem 
Prinzen von Auguſtenburg übergeben und zugleich dem Bunde 
ihre Entſchließungen über Lauenburg mittheilen würden. Oſter⸗ 
reich begehrte darauf Abſtimmung nach acht Tagen, Preußen 
Verweiſung der Sache an den Ausſchuß; eine Mehrheit von 
neun Stimmen gegen ſechs entſchied für Oſterreich. Hierauf 
folgte Savigny's Erklarung, daß Preußen die vertrauens volle 
Erwartung nicht erfüllen werde, vielmehr jezt die alten Branden⸗ 
burger Erbanſpriche auf ungefähr die Hälfte der Herzogthümer 
anmelde. Am 6. April fand dann die Beſchlußfaſſung Statt; 
Oſterreich gab feine Stimme für den Antrag, feine acht Genoſſen 
vom 27. Marz folgten, und der Bund begann demnach die Ein⸗ 
ſetzung Auguſtenburg's „vertrauensvoll zu erwarten“. Oſterreich 
nahm jedoch noch einmal das Wort, um einen kurzen Bericht 
über ſeine bisherige Verhandlung mit Preußen zu geben, und 
ſchloß denſelben mit der Erklärung, der kaiſerliche Hof würde 
ſogleich bereit fein, feine Rechte auf Schleswig Holſtein dem 
Erbprinzen abzutreten, ſobald Preußen denſelben Schritt thäte. 
Da nun Preußen bereits das Gegentheil einer ſolchen Absicht 
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angezeigt hatte, fo konnte Öfterreich® Eröffnung nur ſehr nieder⸗ 
ſchlagend auf die Mittelſtaaten und deren Anhänger wirken. Es 
bleibt alſo Alles beim Alten, ſchrieb damals die Leipziger 
Eonftitutionelle Zeitung; Oſterreich hat ledizlich den Zweck gehabt, 
die Gehäffigkeit der Sache auf Preußen abzuladen. Pford ten 
tröſtete ſich indeſſen bald: zwar ber Antrag, ſagte er dem Prinzen 
Reuß, wird für's Erſte keine Folgen haben, aber mit dem baheriſchen 
Landtag kann ich jetzt machen, was ich will. 

In Schleswig⸗Oolſtein freilich ſchenkten die Auguſtenburger 
und ihre Gönner dieſen unliebſamen Einzelhtiten der Frankfurter 
Debatten wenig Aufmerkſamkeit. Sie hielten ſich an die Hauptſache: 
unter Oſterreichs Führung hatte der Bundestag die Einſezung 
Herzog Friedrichs VIII. begehrt; wie lange könne jetzt noch die 
preußiſche Ufurpation ſich behaupten? Die Zeitungen arbeiteten 
mit verdoppeltem Grimme gegen Preußen; in den Vereinen wuchs 
das Übergewicht der ſtrengen Particulariſten über die Freunde 
„des engeren Anſchluſſes“. Die preußiſchen Februar⸗Forderungen, 
hieß es, ſeien ebenſo unverſchämt, wie das Begehren der vollen 
Annexion, glücklicher Weiſe aber auch ebenſo ungefährlich, da 
weder Oſterreich, noch der Bundestag, noch die ſchleswig⸗holſteiniſche 
Volksvertretung fie zulaſſen würden, ſelbſt wenn der Herzog ſich 
ihnen unterwerfen wollte. Ganz in diefem Sinne halte der 
erbprinzliche Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, Herr 
Samwer, ein ehrgeiziger Mann, in deffen Geiſt die Schlauheit 
bei Weitem gel: als die Klugheit war, eine Depeſche an ſeinen 
damaligen Agenten in Berlin, einen Heren von Ahlefelbt, am 
31. März durch den Prinzen vollziehen laſſen, worin die größte 
Bereitivilligfeit zum Eingehen auf die Februar⸗Forderungen an 
die Spize geftellt war, dann aber bei jedem einzelnen Punkte 
Vorbehalte von mehr oder weniger beſtimmtem Umfange erſchie⸗ 
nen, und am Schluſſe die Hoffnung ausgeſprochen wurde, daß 
nach der Einfehung des Herzogs eine Verhandlung mit ihm und 
ſeinem Landtage ſchnell zum gewünſchten Ergebniß führen würde. 
Troß aller ſchönen Worte am Anfang war hiemit die Ablehnung 
des preußiſchen Progranıms, Erfüllung der Februat⸗Bed ingungen 
vor Einſetzung des Herzogs, entſchieden. Zugleich leiſtete, um 
Schleswig⸗Holſtein in dieſer Haltung zu befejtigen, Herr von 
Halbhuber das Mögliche. Seien ſie überzeugt, ſagte er damals 
zu dem Grafen A. Bau diſſin, daß niemand als Herzog Friedrich 
die Herzogthümer regieren wird; Preußen iſt der Olmüßer 
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Lection zu wohl eingedenk, als daß es Widerſtand wagen würbe. 
Und wenn es, fragte Baudiſſin, dennoch fo unbeſonnen wäre? 
Dann ſchlagen wir es tobt, rief Halbhuber; ganz Deutſchland 
fteht auf unſerer Seite, und im Augenblicke unferer Kriegs⸗ 
erllärung würde auch eine franzöſiſche Armee den Rhein über⸗ 
ſchreiten. 
Mochte Halbhuber nun an die thatſächliche Richtigkeit dieſer 
Außerungen glauben oder nicht, jedesfalls dienten fie mit großer 
Wirkung zur Ermuthigung der Auguſtenburger, und zur Ein⸗ 
ſchüchterung der preußenfreundlichen Partei. Und raſch folgten 
ſich weitere Proben don der Geſinnung des Wiener Miteigen⸗ 
thümers. Als Zedlitz feinem Collegen von der befohlenen Vers 
legung der preußiſchen Marineſtation nach Kiel Anzeige machte, 
vechieß Halbhuber zuerſt feine Mitwirkung zu den an Ort und 
Stelle erforderlichen Vorarbeiten, ſo daß Zedlitz am 3. April 
ohne Bedenken ein Erſuchen dieſes Inhalts an die Landes⸗ 
regierung abſandte, und noch am 10. zeichnete mit ihm Halbhuber 
ein entſprechendes Schreiben an General Herwarth und billigte 
in einer Conſerenz mit dem preußiſchen Contreadntiral Jachmann 
sämmtliche Vorſchläge desſelben. Mittlerer Weile aber hatte in 
Berlin das Miniſterium am 4. April dem Landtage eine Vor⸗ 
lage über Marinebedürfniſſe, und darunter auch über die Koſten 
der beabſichtigten Kieler Station gemacht, bei deren Einbringung 
Noon bemerkte, daß Preußen den Beſitz des Kieler Hafens nie⸗ 
mals aufgeben werde. Auf die Nachricht hievon erhob ſich in 
Wien vor Allem bei den militärifchen Kreiſen eine große Auf- 
regung; man war tief verletzt über dieſe eigenmächtige Beſitz⸗ 
ergreifung ohne Veſragung des Miteigenthtimers, und am 
11. April ging ein telegraphifcher Befehl an Halbhuber, gegen 
die Vorarbeiten einzuſchreiten, worauf diefer, anſtatt darüber mit 
Zedlitz ſich in's Benehmen zu ſetzen, ſofort an die Landesregierung 
ſchrieb, ihr jeden Schritt zur Ausführung des Zedlitz ſchen Er⸗ 
laſſes untersagte und dieſe Verfügung durch die Zeitungen ver⸗ 
öffentlichte. Zugleich legte Mensdorff in Berlin gegen die ganze 
Maaßregel förmlich Verwahrung ein, als Mitbefiper Holſteins 
und als deutſche Bundes macht, und erklärte, von einem Einver⸗ 
ſtändniß über den künftigen Souverän keiner Maaßregel im eins 
feitigen Intereſſe Preußens zustimmen zu wollen. 

Wenn bereits Oſterreichs Abſtimmung für den Bundes⸗ 
beſchluß in Berlin als unerträglich mit dem bisherigen Alliarz⸗ 
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verhöltniß angefehen worden war, fo erſchien dieſer Einſpruch 
dem preußiſchen Cabinet als ein Beweis offenbar feinbfeliges 
Willens. Man empfand es um ſo ſtärker, als eben in dieſen 
Tagen Bismarck dem Grafen von Karolhi die erſte Eröffnung 
über feine Abſicht der Einberufung eines ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Landtags gemacht hatte. Bismorck antwortete am 17. April nach 
Wien, ein jeder der beiden Miteigenthümer habe als ſolcher das 
Recht, die Buchten und Häfen des Landes für feine Schifffahrt 
zu benutzen, fo weit er dadurch die gleiche Befugniß des Genoſſen 
nicht verkümmere, und jeder Gedanke hieran liege der preußiſchen 
Regicrung ferne. Wenn Oſterreich nach den geographiſchen Ver⸗ 
hältniſſen nicht in der Lage ſei, den Kieler Hafen für feine 
Flotte zu gebrauchen, ſo ſei dies kein Grund dafür, daß das 
anders gelegene Preußen ihn ebenfalls todt liegen laſſe. Roon s 
Ertlärung im Abgeordnetenhauſe beſage nichts, was nicht dem 
Wiener Hofe ſeit langer Zeit aus zahlreichen Mittheilungen 
befannt ſei, nämlich, daß Preußen unter keinen Umflänben in 
eine Löſung der [chleswigehulfteinifchen Frage einwiligen würde, 
wobei es nicht im Beſize des Kieler Hafens bliebe. Übrigens 
werde Oſterreich nicht behaupten wollen, daß das Oberkommando 
in den Herzogthümern zu jeder Anderung der Garniſonsverhält⸗ 
niffe ober jeden Austausch der Beſahungstruppen der Erlaubniß 
beider Regierungen bedürfe, und Preußen fei bereit, ebenſo viele 
Landtruppen aus Holſtein wegzuziehen, wie das nach Kiel be⸗ 
ſtimmte Seebataillon Kopfe zähle. Der König habe bei dieſer 
Sachlage den öſterrtichiſchen Proteft nur mit hohem Vefremden 
entgegen nehmen können. 

Mehr als eine Depeſche wurde dann noch mit wachſender 
Gereiztheit über die Frage gewechſelt; indeſſen gingen die preu⸗ 
ßiſchen Arbeiten in der Kieler Bucht ihren Gang, und Oſterreich 
hielt es an dieſer Stelle doch nicht für rathſam, feiner Einsprache 
thatſächl iche Folge zu geben. Aber das Verhültniß zwiſchen den 
beiden Allirten wurde von Tag zu Tag unerquicklicher. Wenn 
Bismarck ſich über Halbhuber's wachſende Schroffheit beſchwerte, 
fo erwiderte Mensdorfi, derſelbe habe ſtets im Sinne feiner In⸗ 
ſteuctionen gehandelt. Dann wiederholten ſich die preußiſchen 
Klagen über die indiscreten Veröſſentlichungen in der Wiener 
Preſſe, über die von der öſterreichiſchen Botſchaft ausgehenden 
gehäſſigen Artikel in Pariſer Zeitungen; Mens dorff hatte darauf 
nichts Anderes als feinen alten Saß beizubringen, daß die 
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Preßangelegen heiten nicht zu feinem Amtsbereich gehörten. Laſſen 
Sie, ſchrieb damals Bismarck an Werther, dem Grafen Mens⸗ 
dorff keinen Zweifel über unſere Geneigtheit zu einer Verſtandi⸗ 
gung, aber auch darüber nicht, daß wir unſere Haltung genau 
noch jener des Kaiſerlichen Cabinets bemeſſen werden: wir 
werden Alles aufbieten, um zu einem friedlichen Abſchluß zu 
gelangen, aber auch vor keiner Eventualität zurückſchrecken, wenn 
man uns dasjenige verweigern ſollte, was wir zur Sicherheit 
Preußens im Norden und zur Ausbildung unferer Seemacht für 
nothwendig erachten. 

Dem König Wilhelm wurde es ſehr ſchwer, an eine feind⸗ 
felige Geſinnung ſeines kaiſerlichen Neffen zu glauben, und noch 
ſchwerer, eine ſolche im eigenen Herzen auftonmen zu laſſen. 
Immer aber war auch er zur Aufrechthaltung der großen natio⸗ 
nalen Zwecke entſchloſſen, und verkannte nicht die bedenkliche 
Lage: fo ertheilte er feinem Dinifter die Vollmacht, in Preußens 
europäischen Beziehungen auf alle Fälle ſich vorzuſehen. Am 
20. April gab Bismarck in zwei Depeſchen dem Grafen Goltz 
eine umfaſſende Übersicht über die Verhältniſſe, wies ihn zu ger 
nauer Nachſorſchung an, ob zwichen dem Wiener und dem 
Pariſer Cabinet eine Annäherung Statt gefunden, und beauftragte 
ihn, den Naiſer Napoleon davon zu überzeugen, daß allerdings 
die perſönlichen Gefühle des Königs, die Achtung vor den Ver⸗ 
trägen, und der Wunsch, Deutſchland den Frieden zu erhalten, 
der preußiſchen Polilit einen versöhnlichen Charakler gaben, daß 
aber, wenn dieſe Rüdjihten durch das Verhalten der Andern, 
wegfielen, Preußen bei der ſonſtigen Gefährdung Oſterreichs 
durch Ungarn und Italien, und bei dem unzulänglichen Kriegs⸗ 
weſen der Wittelſtnaken, keine Urſache Hätte, den ihm aufgenöthigten 
Bruch zu ſcheuen. Dieſe Erörterungen wurden am 21. April 
dem Geſandten Grafen Uſedom in Florenz mitgetheilt, mit der 
Frage, wie nach Uſedom's Anſicht Italien ſich im Falle des 
Bruchs verhalten, ob es für Preußen eingreifen, ob es vorher 
Frankkeichs Zuſtinmung ein holen, und wenn es geſchühe, ob es 
dieſelbe erlangen würde. „Wir fehen, fügte Bismarck hinzu, die 
hier vorausgeſetzte Eventualität keineswegs als nahe bevorſtehend 
an; die Hoffnung auf eine Löſung der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Frage im Einverſtändniß mit Oſterreich geben wir nicht auf, 
aber die Möglichkeit des Gegentheils ift vorhanden. Es iſt 
jeboch nicht unſere Abſicht, ſchon jetzt Erklärungen der italienifchen 
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Regierung zu probociren. Jede aufregende Anfrage wollen wir 
vermeiden. Sie werden bei Ihrer Stellung in der Lage ſein, 
ſich ſelbſt ein Urtheil über die von Italien zu erwartende Hal⸗ 
tung zu bilden. Ich werde lieber dieſem vertrauen und mich 
mit verhältnißmäßig unbeſtimmten Daten begnügen, als ohne 
Noth in die Entschließungen der dortigen Staatsmänner einen 

ündſtoff werfen, welcher den Frieden vorzeitig gefährden könnte. 

müſſen forgfältig vermeiden, wider unſern Willen, oder 
iher, als die Umſtande es gebicteriſch erheiſchen, in das Fahr⸗ 
waſſer der franzöſiſch- talieniſchen Politit gezogen zu werden, fo 
lunge uns die Möglichleit frieblicher Beziehungen zu Öfterreich 
offen bleibt. 

Uſedom antwortete umgehend, am 26. April, er könne mit 
voller Sicherheit erklaren, daß bei einem großen Kriege Preu⸗ 
ßens gegen Oſterreich, Italien auf der Stelle mit 250000 Mann 
Venetien angreifen würde. Napoleon würde es nach ſeiner 
ganzen italieniſchen Politik nicht hindern können, noch wollen. 
Auch Goltz glaubte annehmen zu dürfen, daß Napoleon den 
Italienern freie Hand laſſen würde; von einer Annäherung des⸗ 
ſelben an Öfterreid ſei nichts zu entdecken. 

Indeſſen Hatte Bismarck einen neuen Faden angeknüpft, der 
möglicher Weiſe zu einer friedlichen Löſung führen mochte. 

Wir haben ſchon oben bemerkt, daß der Minifter in feiner 
feften Überzeugung von der Richtigkeit der preußiſchen Begehren 
ſehr ernſtlich den Gedanken der Berufung eines ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſchen Landtags unter der Herrſchaft des Condominiums 
gefaßt hatte. Wenn nicht gerade die preußiſche Annezion, wohl 
aber die Zustimmung zu den Februar⸗ Forderungen meinte er 
bei dem gleich dringenden Bedürfniß der Herzogthümer, Preußens 
und Deukſchlands, erreichen zu können. Freilich, bei der erſten 
Erwähnung eines ſolchen Gedankens in befreundeten Kreiſen 
erfuhr er allſeitigen Widerſpruch. Der Geſandte von Richthofen 
in Hamburg, Baron Scheel-Pleſſen in Holſtein, Freiherr von 
Zedlitz in Schleswig, erklärten einſtimmig das Unternehmen für 
beffnungsloz. Nicht bloß, daß die Vereine die Wahlen in Hel⸗ 
ſtein vollftündig, in Schleswig zu großem Theile beherrſchen, 
die Majorität des Landtags alſo ſicher auguſtenburgiſch fein 
würde: ſondern ſchon die Wahlen würden im ganzen Lande die 
Leidenſchaſten in neue Hitze bringen, und die Verſammlung 
gleich in ihrer erſten Sizung den Herzog Friedrich VIII. als 
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einzig rechtmäßigen Landesherrn proclamiren, und bis zu deſſen 
Einſezung ihre Incompetenz zu jeder Beſchlußnahme erklären. 
Der Großherzog von Oldenburg, welchen Bismarck von ſeinem 
Plane unterrichtete, ließ ihm fagen, daß die Ankündigung der 
Abſicht ein trefflicher Schachzug gegen die Mittelſtaaten ſei, 
welche ihrerſeits ſchon an einen Antrag dieſes Inhalts beim 
Bundestag dächten, daß jedoch die Verwirklichung der Maaßregel 
Preußen zu einer ſichern Niederlage führen werde. Bismarck 
aber, in deſſen Art es niemals lag, einen einmal gefaßten 
Gedanken leicht aufzugeben, ließ ſich dadurch nicht beirren. 

Kurz zuvor hatte Werther nach einem Geſpräche mit Biege⸗ 
leben berichtet, man ſcheine in Wien nicht abgeneigt, die Feſt⸗ 
ſtellung der Verhälmniffe in Schleswig⸗Holſtein einer directen 
Verſtändigung zwiſchen Preußen und dem einzuſezenden Landes⸗ 
herrin zu überlaſſen; Oſterreich werde nie eine poſitive Geneh⸗ 
migung der preußischen Forderungen ſelöſt ausſorechen, vielleicht 
aber ſich paſſiv dazu verhalten, wenn der künftige Landesherr 
fie anmähme. Hieran anknüpfend, ſchrieb Bismarck am 17. April, 
Preußen trage kein Bedenken, dieſen Weg einzufchlagen, wenn. 
Oſterreich bereit wäre, den Prätendenten, mit dem wir uns ver⸗ 
ſtändigt hätten, mit uns einzufepen. Ein ſolches Ubereintommen 
mit dem Augustenburger Prinzen aber würde uns nur dann 
die erforderliche Sicherheit bieten, wenn die Stände der Herzog⸗ 
thümer ſchon vorher die für uns unerläßlichen Punkte an⸗ 
genommen hätten. Demnach erſcheine die Berufung eines ver⸗ 
einigten Landtags ber Herzogthümer, zur Feſtſtellung des engern 
Anſchluſſes an Preußen in einzelnen Stücken, und der innern 
Selbftändigkeit im Übrigen, ein höchſt förderlicher Schritt, über 
den wir uns mit Oſterreich zu verſtändigen wünſchten. Offenbar 
ſei dazu eine allgemeine Neuwahl erforderlich, und mithin in 
erſter Linie die Frage zu entſcheiden, ob dieſelbe nach dem Wahl- 
geſetz von 1854 oder nach jenem von 1848 erfolgen ſolle. Preußen 
würde ſeinerſeits das Leztere vorziehen, jedoch mit dem aus⸗ 
drücklichen Vorbehalt, daß darin keine Anerkennung der ganzen 
Verfaſſung von 1848 liege, ſondern nur eine Verſammlung für 
den einzelnen Fall gemeint fei. 

Die Antwort Mensdorffs vom 27. April zeigte deutlich, 


daß diefer Vorſchlag dem Wiener Cabinet überraschend und un⸗ 
gelegen kam. Gegenüber der öffentlichen Meinung im In- und 
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Auslande ließ er ſich unmöglich ohne Weiteres ablehnen; man 
that alſo, indem man ihn genehmigte, das Mögliche, um ihn 
durch verſchiedene Einſchräntungen und Bedingungen der hreu⸗ 
ziſchen Regierung ſelbſt unſchmackhaft und unfruchtbar zu machen. 
Vor Allem wurde Werthers Mißverſtändniß berichtigt: niemals 
habe Biegeleben von einem preußiſchen Übereinkommen mit dem 
künftigen Herzog, fondern ſtets von einem ſolchen mit dem be⸗ 
reils eingefehten Souverän geſprochen; ſei dies erreicht, fo werde 
Oſterreich freilich nicht mehr als Miteigenthümer ſich betheillgen, 
immer aber auch dann noch als Bundesmacht dem Herzog die 
ihm nach Bundesrecht zuſtehende Souveränität wahren. Zur 
Sache ſelbſt übergehend, bemerkte Mensdorff, es ſei eigentlich 
gegen alle Grundſätze, vor der Einſetzung des Souveräns die 
Stande zu berufen, indeſſen wolle man im Intereſſe des Friedens 
auf den Vorſchlag unter drei Voraussetzungen eingehen. Erſtens: 
bei allen Verhandlungen mit den Ständen muß von der oberſten 
Civilbehörde der Charakter des Condominiums ſtreng gewahrt 
werden; keine der beiden Regierungen darf ſich in ihrem Namen 
geſondert an die Stände wenden. Zweitens: im Berufungs⸗ 
patent iſt der Zweck mit Beſtimmtheit auszuſprechen und abzu⸗ 
grenzen; es ift zu erklären, daß die Stände die Wünſche des 
Landes auszuſprechen haben, daß aber dadurch weder den Ent⸗ 
ſchließungen des künſtigen Souveräns, noch in Bezug auf Hol⸗ 
ftein jenen des deutſchen Bundes vorgegriffen werden folle. 
Drittens: Oſterreich iſt einverſtanden mit der Berufung nach 
dem Wahlgeſeh von 1848; da jedoch die Verfaſſungen von 1854 
niemals aufgehoben worden find, fo ſcheint es angemeſſen für 
die geſezliche Unanfechtbarkeit der künftigen Verſammlung, deren 
Berufung zunächſt durch die beſtehenden Provinzialſtände be⸗ 
fliehen zu laſſen. 

Es leuchtet ein, daß von dieſen Clauſeln für Preußen die 
dritte gleichgültig, die beiden andern aber ſchlechthin unannehmbar 
waren. Nach der erſten hätte Preußen keinen feiner Anträge 
ohne Oſterreichs Genehmigung an die Stände bringen können, 
und dieſe Genehmigung war ihm ja ſchon ſeit dem 5. Mürz 
kalegoriſch verſagt. Oder andrerſcils, wenn die Stände den 
Herzog Friedrich proclamirten, würde ohne Halbhuber's Mit- 
wirkung Zedlitz ihre Auflöſung nicht verfügen dürfen. Nach der 
zweiten Clauſel wäre jeder Beſchluß der Stände, auch wenn ihn 
die beiden Machte genehmigten. ohne rechtskräftige Wirkung 
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und für den Erbprinzen von Auguſtenburg volltommen unber⸗ 
bindlich geblieben. 

Nach dieſen Geſichtspunkten beantwortete Bismarck am 
7. Mai die öſterreichiſche Depeſche. Die von Mensdorff ange⸗ 
regte Verathung mit den Provinzialſtänden über die Berufung 
eines vereinigten Landtags eignete er im Intereſſe der Rechts⸗ 
continuität ſich an, warf dabei aber die Frage hin, ob man 
dann den Provinzialſtänden anſtatt des Geſetzes von 1848 nicht 
lieber Wahlen nach allgemeinem und directem Stimmrecht vor⸗ 
ſchlagen ſollte. Es war bei dem unternehmen den Staats manne 
die nochmalige Regung eines gefährlichen Gedankens, welcher 
zwei Jahre ſpäter auf einem breiteren Schauplatz zu ſchweren 
Folgen wirkſam werden ſollte. Unbedingt behauptete ſerner, im 
Gegenſatz zu Mens dorff, der preußiſche Miniſter für jeden ein⸗ 
zelnen der beiden Mitbeſitzer das Recht der freien Communication 
mit der Landesvertretung. Dieſe müſſe, um ihrer Aufgabe ge⸗ 
recht zu werden, von allen Seiten vollſtändige Beleuchtung aller 
fleitigen Fragen erhalten. Preußen wünſche ſich mit Oterreich 
über ein gemeinſames Programm zu verſtandigen, konne ſich 
aber in leinem Falle Beſchränkungen für feinen Verkehr mit den 
Stunden auflegen laſſen. 

Endlich aber hob Bismarck noch einen beſonderen Punkt 
mit Nachdruck hervor. Gleich nach dem Erſcheinen des Erb⸗ 
prinzen von Auguſtenburg in Holſtein, am 31. December 1863, 
hatten Oſterreich und Preußen am Bundestage den Antrag auf 
Entfernung des Prinzen aus dem Lande geſtellt, bekanntlich 
aber keine Mehrheit dafür gefunden. Seitdem reſidirte der Prinz 
mit feinen Miniſtern in Kiel, ſtand, wie wir ſahen, mit den 
Vereinen und bald auch mit den Landesbehörden in lebhaftem 
Geſchüftsverkehr, und erfreute ſich, wie früher des Beiſtandes 
der Bundescommiſſare, fo jetzt des öſterreichiſchen Schußes. 
Bismarck erörterte nun, daß die Anweſenbeit des Prinzen im 
Lande während der Wahlen und der Landtagsſeſſion unverträglich 
erſcheine mit der Unparteilichkeit, zu welcher die beiden beſitzenden 
Regierungen gegenüber den verſchiedenen Prätendenten verpflichtet 
feien. Wir dürften erwarten, ſagte er, daß ſchon ein Gefühl 
politiſches Anſtandes den Prinzen zur Entfernung während 
der Wahlen beitimmen müßte; an Oſterreich müſſen wir jedes⸗ 
falls, in Conſeguenz des Antrags vom 31. December, das Ver⸗ 
langen der Entfernung des Erbprinzen und ſeines 1 
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Miniſteriums ſtellen, ehe die Vorbereitungen zu den Wahlen 
beginnen. 

In Wien war man der Meinung, Preußen habe den Antrag 
auf 1 0 0 eines Landtags nur in der ſicheren Hoffnung 
geſtellt, daß Oſterreich ihn ablehnen würde, und beſchloß deshalb, 
dieſe Falle zu vermeiden und möglichſt entgegenkommend in der 
Sache aufzutreten. Man räumte alfo ein, wenn auch mit 
einigem Bedenken, daß jeder der beiden Civilcommiſſare mit den 
Ständen für ſich verhandeln möge, wollte das Begehren, zunächſt 
mit den beſtehenden Provinzialſtänden die Berufung der neuen 
Verſammlung zu vereinbaren, wegen des damit verbundenen 
Zeitverluſtes fallen laſſen, ſah aber allerdings keinen Grund. 
Wahlen nach allgemeinem Stinunrecht anzuordnen. Was den 
Erbprinzen betraf, fo ſchien der Antrag vom 31. December 1863 
auf die völlig veränderten Verhältniſſe dem Wiener Cabinet 
nicht mehr anwendbar; man wirde nichts einwenden, wenn der 
Prinz aus freien Stiicken das Land verlteße, weiter aber wollte 
man nicht gehen. Denn, ſagte Mensdorff in ſeiner Depeſche 
dom 11. Mai, ſollten alle Prätendenten während der Wahlen 
entfernt fein, fo müßten ja auch die Commiſſare und Truppen 
der beiden beſißenden Machte das Land räumen, was doch offen⸗ 
bar unthunlich wäre. Mit Intereſſe, ſchloß der Graf, ſehen wir 
weitern preußiſchen Mittheilungen entgegen. 

Es war alſo, wie man ſieht, vor der Eröffnung des Land⸗ 
tags noch mehr als eine Vorfrage zwiſchen Wien und Berlin 
zu erledigen. Indeſſen war bereits die Kunde von dieſen Ver⸗ 
handlungen ſehr raſch in weitere Kreiſe gelangt und hatte überall 
lebhafte Bewegung hervorgerufen. Die franzöſiſche Regierung 
zollte dem preußiſchen Vorſchlag fo lauten Beifall, daß die aus 
der öſterrtichiſchen Botſchaft inſpirirten Parifer Zeitungen gang 
unbefangen für den Grafen Mensdorff die Ehre der Erfindung 
in Anſpruch nahmen; in München erklärte Minifter von der 
Pfordten feine Bewunderung für Bismarcks ſtaatsmänniſche 
Größe, die ſich in dieſem Vorſchlag bekunde; dagegen in Han⸗ 
nober war man ſehr verftimmt über die Möglichteit, daß Bis⸗ 
marc ſich mit dem Landtag über Auguſtenburg verſtändigen 
Könnte. In Schleswig⸗POolſtern felbft aber war der Eindruck für 
Preußens Wünſche völlig ungünftig. Nach dem Bundesbeſchluſſe 
vom 6. April und Halbhuber 's öffentlichem Proteſt gegen die 
Kieler Haſen arbeiten glaubten wenige Menſchen in den Herzog⸗ 
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Ahümern noch an irgend einen Erfolg der preußiſchen Beſtrebungen. 
Anderes lam hinzu, um Zweifel an der eigenen Feſtigkeit der 
Berliner Ertſchlüſſe zu erwecken. Bei den damaligen innern 
Kämpfen in Preußen war die Partei der Kreugjeitung die einzige, 
welche das Ministerium in der Armes und der Budgetfrage 
unbedingt unterstützte, und dieſes einftußteiche, überall als Re- 
gierungsorgan geltende Blatt erörterte jezt Tag für Tag die 
Unmöglichkeit eines Bruchs zwiſchen Sſterreich und Preußen, 
und begehrte in wimmernden Klagetönen die Erhaltung der 
heiligen Allianz um jeden Preis. Im Haufe der Abgeordneten 
machte die Fortſchrittspartei kein Hehl aus ihrer Sympathie für 
Auguſtenburg, und auch bei den übrigen liberalen Fractionen, 
welche ebenfo wie ihre Wähler die Annexion für die fachlich befte 
Löſung hielten, überwog zur Zeit die Rückſicht auf den Ver⸗ 
faſfungskampf jede andere. So lange die Regierung hier auf 
ihrem Standpunkt beherrte, waren jene entfäloffen, ihr jeden 
Erfolg zu hindern, alfo auch jede Unterftügung in der ſchleswig⸗ 
Holfteinifchen Frage zurüctzuhalten und ſelbſt für den Kieler 
Hafen und für die Kriegsmarine jede Geldbewilligung abzulehnen. 
Zugleich ſorgte der Kieler Hof dafür, daß die perſönliche Freund⸗ 
ſchaft des Kronprinzen mit dem Herzog Friedrich immer wieder 
in den Zeitungen betont wurde, allerdings ohne Erwähnung 
der Thatfache, daß die Fortdauer dieſes Wohlwollens von der 
Erfüllung der Februar- Bedingungen abhängi Genug, 
die öffentliche Meinung in den Herzog thümern hielt zur Zeit 
die preußiſche Sache für verloren, und ſah in Bismarcks Vor⸗ 
schlag, einen Landtag zu berufen, nichts als die Einleitung zu 
einem möglichſt anſtändigen Rüctzug, zu der Verhüllung der ex: 
littenen Niederlage vermittelſt einer hochherzigen Erklärung, dem 
einmüthigen Willen des ſchleswig⸗holſteiniſchen Volkes nicht 
länger widerſtreben zu wollen. So warfen ſich die Auguſten⸗ 
burger Vereine mit glühendem Eifer in die Wahlagitation. Ihre 
aller Orten verkündete Loſung lautete, wie es Richthofen und 
Scheel⸗Pleſſen vorausgefagt hatten; niemand dürfe zum Abgeord⸗ 
neten gewählt werden, der ſich nicht feierlich verpflichte, gleich 
in der erſten Stzung für die Proclamation Herzog Friedrichs VIII. 
als Landes herrn und für die Incompetenz der Verſammlung 
bis zu deſſen Einſezung zu ſtinmen. Ein ſolcher Ausſpruch 
würde dann feine alljeitige Bekräftigung durch Osterreich, den 
deutſchen Bund und alle Parteien in Preußen ſelbſt erhalten, 
6. 
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und der rechtloſe Annexionsplan wie Rauch vor dem Sturmwind 
verwehen. 

Angeſichts aller dieſer Umſtände mochte Bismarck manches 
Mal bitteres Herzens ausrufen: ich trete die Kelter allein. Aber 
leinen Augenblick lam ein Gedanke entmuthigtes Weichens in 
feine Stele; zu ſeſt gewurzelt ſtand bei ihm die Überzeugung 
von der innern Güte und dem nationalen Werthe ſeiner Sache; 
ich werde dereinſt, ſagte er damals, der populärſte Mann in 
ganz Deutſchland ſein. 

In mehreren Erlaſſen an Werther faßte er am 12. Mai 
noch einmal fammiliche Beſchwerdepuntte gegen Öfterreich zu⸗ 
ſammen, und forderte alfo Werther auf, mit Mensdorff alle jene 
Momente zu beſprechen, ihm Preußens Wunſch auf Frieden und 
Bündniß zu versichern, zugleich aber auch über die Gewißheit 
des bewaffneten Conflicts bei Fortſetzung des bisherigen Ver⸗ 
fahrens keinen Zweiſel zu laſſen. Werther vollzog dieſe Weiſungen 
am 18. Mai, konnte jedoch nur von geringem Erfolge berichten. 
Zwar eine Proclamakion Friedrichs VIII. durch den Landtag 
verhieß auch Mensdorff zu verhindern, und war zugleich bereit, 
in einigen Einzelheiten Halbhuber ein freundlicheres Benehmen 
anzubefehlen: in den Hauptſachen aber hielt er feſt an der alten 
Stellung. Am Bundestag, fagte er, habe Oſterreich feine Stimme 
abgegeben, weil Preußen ſich der Abſtimmung nicht habe enthalten 
wollen, und habe ſo, wie geſchehen, abgeſtimmt, weil Preußen 
bei feinen holſteiniſchen Anforderungen ohne Rückſicht auf Oſter⸗ 
reich vorgehe. Er ſei einverſtanden, daß Oſterreich und Preußen 
zur Führung im Deutſchland berufen ſeien, könne deshalb aber 
nicht alle Nüdficht auf die Mittelftanten aus den Augen ſetzen, 
die mit Unrecht als Preußens Gegner angeſehen würden. Leb⸗ 
haft bedauere er die augenblickliche Erkältung unſerer Beziehungen, 
daran aber ſeien nur die unberechtigten preußiſchen Forderungen 
Schuld. In Ermanglung eines Aquiwalents für Oſterreich könne 
von der preußiſchen Annexion nicht die Rede fein. Die Bildung 
eines preußiſchen Vaſſallenſtaats ſei durch das Bundesrecht aus⸗ 
geſchloſſen; wer auch immer öſterreichiſcher Miniſter wäre, würde 
außer Stande ſein, dazu die Hand zu bieten. Um ſie zu er⸗ 
möglichen, würde eine Reform der Bundesberfaſſung vorausgehen 
müffen; eine ſolche aber ſei ausſichtslos, und die Erhaltung 
des bisherigen Bundesrechts durchaus in Oſterreichs Intereſſe 
begründet. So lange alſo Preußen auf jenen Forderungen be⸗ 
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harre, würde es ein unfruchtbares Bemühen bleiben, wenn Öfter- 
reich Gegenvorſchlige machte. Nur auf dem Wege gegenſeltiger 
Conteſſionen wäre vielleicht eine Verſtündigung möglich. 

Es war die ſtolze Sprache, an die man bei der österreich 
ſchen Staatskanzlei gegen Rivale und Vaſallen ſtets gewohnt 
wer, und auch in dieſem Falle, wie fo häufig früher, ſteigerte 
ſie ihren Ton, nicht im Bewußtſein überlegener Stärke, ſondern 
zur Verdeckung der innern Verlegenheiten. Denn eben in dieſen 
Togen entwickelte ſich für das Donaureich nicht bloß eine Mini- 
ſter⸗, ſondern in engſter Verbindung damit eine finanzielle und 
eine Verfaſſungskriſts. Wie wir ſahen, hatte Schmerling. nach⸗ 
dem der Abſolutismus von 1850 durch die italieniſchen Nieder⸗ 
lagen zu Falle gekommen, dem Kaiſer Hoffnung gemacht, die 
Reichseinheit durch conſtitutionelle und liberale Mittel zu 
befeftigen, und die Centralregierung durch ein gemeinſames 
Parlament aller Kronlande zu ſtärken. Jeßt aber zeigte ſich auf 
der einen Seite, daß Miniſter und Reichsrüthe vereinigt nicht ſtart 
genug waren, den wachsenden Widerſtand Ungarns und das 
grollende Mißvergnügen der Croaten und Ezechen zu überwinden, 
und auf der andern, daß das Haus der Abgeordneten, anſtatt 
die Machtmittel der Regierung zu vermehren, fie überall an ihre 
verfaſſungsmäßigen Schranken erinnerte, mit Interpellationen 
und Refolutionen bedrängte, und vor Allem bei den Geldfragen 
in ſortbauerndem Gegen ſaße zu den Minifiern ſtand. Die Finanz⸗ 
lage war allerdings traurig; in jedem Jahre überſtiegen die 
Ausgaben die Einnahmen, und zeigte ſich am Jahresſchluß 
das Deficit noch größer, als im Budget vorgeſehen war. So 
Hatten 1864 die Ausgaben den Voranſchlag um ſieben Millionen 
Gulden überſchritten, die Einnahmen aber waren um 20 Millionen 
darunter zurückgeblieben. Die Regierung half ſich, wie ſie konnte, 
leiſtete ohne Rückſicht auf die budgetmäßige Beſtimmung der 
Gelder die nothwendigſten Zahlungen und blieb bei weniger 
dringenden im Rückſtand; der Reichsrath hatte alſo Anlaß in 
Fulle zu der ſchneidigſten Kritik. Die Meheheit erklärte wiederholt, 
daß an neue Steuern und weitere Anleihe nicht zu denken, alſo 
dein anderer Ausweg als die krappfte Sparſamkeit fer. Ihre 
Abſtriche trafen alle Verwaltungszwweige und, wie man ſich denken 
kann, an erſter Stelle den Militäretat, für welchen die Regierung 
107 Millionen gefordert hatte, das Abgeordnetenhaus aber nur 
79 bewilligen wollte, trab der Erklärung des Kriegsminiſters, 
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daß damit bie Organifatiun des Heeres nicht aufrecht erhalten 
werden könne. Immer that die Regierung das Mögliche, um 
die Koſten der Armee und Flotte zu ermäßigen: alle irgend 
entbehrlichen Pferde wurden verkauft, ein großer Theil der 
Mannſchaften, als Urlauber in die Heimath entlaſſen, zahlreiche 
Bauten zu Militärzwecken eingeſtellt. Die Generale wütheten 
der Adel beſtürmte den Kaiſer, das Reich nicht durch die conſtitu⸗ 
tionellen Quackſalber zu Grunde richten zu laſſenj alle ſchönen 
Verheißungen Schmerling's ſeien in ihr Gegentheil umgefchlagen: 
fein großer Reichsrath habe den Eigenwillen der Ungarn nicht 
zu beugen vermocht, ſtatt deſſen aber durch feine ungebührlichen 
Kritiken das Anſehen der Regierung geſchwächt und durch feine 
gehaſſige Kuauſerei die Wehrkraft des Reiches gelähmt. Dem 
Kaiſer begannen dieſe Vorſtellungen einzuleuchten. Eine allgemeine 
Unſicherheit, Abſpannung und Verdroſſenheit lagerte ſich über 
das Reich. 

Bei dieſen Umſtänden, welche natürlich in Berlin nicht 
unbekannt waren, konnten Meusdorff's tönende Worte der 
pieußiſchen Regierung unmöglich imponiren. In dieſem Augen⸗ 
blicke erinnerte man ſich jenes Ausſpruchs des Kaiſers Franz 
Joſeph, bei etwaiger Trübung des Verhaltniſſes möge man 
wieder den General Manteuffel nach Wien ſenden, und am 
19. Mai wurde bereits eine Inſtruction für dieſen entworfen, 
welche mit ſchneidender Klarheit die Gefahren der Lage bezeichnete. 
„Unfer Verhältniß zu Ofterreich, hieß es dort, ſteht an einem 
für die Richtung unſerer geſammten Politik entſcheidenden Wende⸗ 
punkt: Öfterreich® bisheriges Verfahren muß uns unaufhaltſam 
zum Bruche führen. In einem ſolchen Falle aber muß Preußen 
feine Beziehungen zu den andern Mächten entſprechend vorbereiten. 
Bisher iſt jede Einmiſchung der Freuden in die ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Sache durch das Zuſammenhalten Oſterreichs und 
Preußens vermieden worden; dies Verhältniß verſchwin det, wenn 
Oſterreich ſich zu uns in Gegenſat bringt. Wir werden dies 
bedauern, aber wir müſſen uns darauf einrichten. Oſterreich hat 
niemals Anſtand genommen, in europäiſchen Fragen, ohne 
Nüdficht auf uns, die Richtung einzuſchlagen, die ihm für feine 
Intereſſen die nüfzlichſte erſchien, und wie 1854 bei dem orien- 
taliſchen Krieg, fo ſelbſt 1863 bei dem polnischen Mufitande, 
trotz ſeiner nahe liegenden, eigenen Intereſſen, eine offenbar nur 
durch feinen Wunſch einer Annäherung an Frankreich motiv itte 
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Haltung einzunehmen. Setzte das Wiener Cabinet trotz der 
Erfahrungen des letzten Jahres ein ſolches Benehmen fort, fo 
wären wir zu unſerer eigenen Sicherung genöthigt, ebenfo zu 
verfahren: Preußen würde dies nicht schwerer finden, als Oſter⸗ 
reich. Es iſt der weſentliche Zweck Ihrer Anweſenheit in Wien, 
hierüber Klarheit zu erlangen, ob unſere Allianz dort noch fo 
weit gefehägt wird, um dieſelbe durch die Gewährung unſerer 
berechtigten Forderungen aufrecht zu erhalten, oder ob die 
entgegenftehenden Tendenzen in Wien bereits eine ſolche Stärke 
erlangt haben, daß wir den Bruch für wahrſcheinlich halten, 
und hienach zunächſt unſere Haltung in Schleswig⸗Holſtein, 
dann aber auch unfere europäiſche Grſammtpolitik beftimmen 
müßten. Wir wünſchen die Verſtändigung, werden aber den 
Conflict nicht ſcheuen.“ 

Allerdings ließ es ſich nicht verkennen, daß eine außer⸗ 
ordentliche Sendung mit ſolchen Aufträgen die Dinge fehr leicht 
zur Kriſis führen und nach Umftänden die fofortige Erkltrung 
des Bruchs für Preußen zur Ehren ſache machen könnke. Demnach 
befahl der König zu nochmaliger umfaſſender Erwägung der 
ganzen Angelegenheit den Zuſammentritt des Staats miniſteriums 
zu einer Sizung, die unter feinem Vorſiz und unter Theilnahme 
des Kronprinzen und des Generals Moltke am 29. Mai Statt 
fand. 

Der König eröffnete die Verhandlung mit der Bemerkung, 
daß der däniſche Krieg von Anfang an allerdings als eine nicht 
bloß preußische, ſondern nationale Sache aufgefaßt worden fei, 
niemals aber habe man Oſterreich darüber im Zweifel gelaſſen, 
daß Preußen eine Entſchädigung für ſeine Opfer fordern werde. 
Es frage ſich nun, ob man zu dieſem Zwecke die Annexion der 
Herzogthümer oder das Programm vom 22. Februar in das 
Auge faſſen ſolle. Bismarck ergriff darauf das Wort, indem er 
mit dem Satze begann, daß Preußen durch die neue Ordnung 
der Dinge mindeſtens nicht schlechter geſtellt werden dürſe, als 
es früher zu dem befreundeten Dänemar! geſtanden. Eine ſolche 
Verſchlechterung aber würde in der Schöpfung eines neuen, von 
Preußen unabhängigen Mittelſtaats liegen, bei der jehigen 
Feindſeligteit Dänemarks, gegen welche die ſchleswig⸗holſteiniſche 
Armee nicht ausreiche, Preußen alſo ftärker belastet werde Um 
hiegegen geſichert zu fein, fuhr er fort, bieten ſich drei Wege 
dar. Der erſte wäre Beſchränkung auf die Begehren vom 
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22. Februar. Er hätte den Vorzug, daß dieſe Mirimalforderung, 
beſonders wenn wir etwa auf den preußiſchen Fahneneid und 
die völlige Einverleibung der ſchleswig⸗holſtein iſchen Truppen 
in das preußische Heer verzichteten, vielleicht auf friedlichem 
Wege zu erreichen wöre. Freilich würden dann die Herzogthümer 
mit einer Staatsſchuld von 80 Millionen belaſtet, die öffentliche 
Meinung in Preußen das Ergebniß als einen Rüczug betrachten, 
und die in dieſem Zuſtand unausbleiblichen Reibungen ſchließlich 
doch zur Annexion führen. Der zweite Weg würde uns den 
Beſitz der Herzogthümer durch eine Entſchüdigung Sſterreichs 
und eine Geldabfindung der Prätendenten verſchaſſen. Da jedoch 
Oſterreich territoriele Entſchädigung begehrt, Se. Majeſtät aber 
keine Gebietsabtretung will, fo iſt dieſer Gedanke nicht weiter 
zu verfolgen. Endlich der dritte Weg heißt formelle Forderung 
ver Annexion. Hier wäre die wahrscheinliche Folge der Aus⸗ 
bruch des Kriegs mit Oſterreich. Die europätſche Lage erſcheint 
im Augenblicke dafür günftig, da ſowohl Rußlands als Frankreichs 
Neutralität zu hoffen ift, ja das ruſſiſche Cabinet Andeutungen 
gemacht hat, daß es die Rechte Oldenburg's vertreten würde, 
wenn Oſterreich die Anſprüche Auguſtenburg's zur Geltung 
brächte. Ein Krieg mit Oſterreich wird früher oder fpäter doch 
nicht zu vermeiden fein, nachdem die Politik der Niederhaltung 
Preußens von der Wiener Regierung wieder aufgenommen worden 
iſt. Allein den Rath zu einem großen Kriege gegen Oſterreich 
können wir Sr. Majeſtät nicht ertheilen: der Entſchluß dazu 
kann nur aus der freien königlichen Überzeugung ſelbſt hervor⸗ 
gehen. Würde ein folcher gefaßt, fo würde das geſammte raue 
Volk ihm freudig folgen. 

So vorſichtig die Erwägungen dieſes Votuns gehalten 
waren, ſo blieb doch die kriegeriſche Tendenz desſelben unverkennbar. 
Um fo dringender legte darauf in nicht minder vorſichtigen 
Wendungen der Finanzminiſter Bodelſchwingh feinen Wunſch 
auf friedlichen Ausgleich dar. Der Kriegsminifter von Roon, 
nicht fo riegsfehen wie Bodelſchwingh, aber einem Bruche mit 
Oſterreich politifch abgeneigt, bezeichnete allerdings die Annexion 
als das ſtets zu erſtrebende Ziel, gab jedoch anheim, ob man 
nicht für jeht als erſte Station des Weges am Februar⸗Programm 
feſtzuhalten habe. Der claſſiſch gebildete Unterrichtsminiſter von 
Mühler widerſprach diefer Auffaſſung: die Schußherrſchaft habe 
die Athener einft zum peloponneſiſchen Kriege geführt, die einfache 
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Einverleibung ſei beffer. Der Juſtizminiſter Graf Lippe kündigte 
in gleichem Sinne an, daß nach dem bemnächft vorzulegenden 
Gutachten der Kronjuriſten weder Oldenburg noch Auguſtenburg 
begründete Anſprüche auf die Thronfolge in den Herzogthümern 
beibringen könnten. Der Minifter für Landwirthſchaſt, Selchom, 
fand es bei dieſer Sachlage geraten, ohne lunges Zaubern bie 
Annexion zu begehren und durchzuſetzen, worauf indeſſen Graf 
Eulenburg, der Miniſter des Innern, wieder in das Fahrwaſſer 
Roon's zurücklenkte, daß im Streben nach dem Beſitze Schleswig⸗ 
Holſteins zu beharren ſei, die Annexion aber nicht ſofort ans 
gekündigt zu werden brauche. Andrerſeits warnte der Kronprinz 
vor den ſchweren Gefahren der Annexion und dem Unheil eines 
Kriegs mit Ofterreih, welcher Deutſchland zerſleiſchen und die 
Einmiſchung der Fremden herbeiführen würde alle dieſe Schwierig⸗ 
keiten würden mit der Einſezung des Erbprinzen von Auguſten⸗ 
burg verſchwinden, denn dieſer fei durchaus preußiſch geſinnt 
und zur Annahme der Februar Bedingungen bereit. Gegen dies 
großmüthige Vertrauen erhob jedoch Graf Eulenburg nach der 
Erklärung des Erbprinzen vom 31. März mehrfache Bedenken, 
und Bismarck bemerkte, daß ein öfterreihifcher Krieg nicht als 
Bürgerkrieg betrachtet werden könne; Öfterreich habe feinerfeits 
ſtets das franzöſiſche Bündniß geſucht, und werde es in derſelben 
Stunde annehmen, in welcher Frankreich es bewilligte. In der 
Seele des Königs mochten dieſe Voten ſtreitende Gefühle erwecken. 
Noch überwog, wie es ſchien, dei ihm das Strauben gegen den 
Bruch mit dem alten Alliierten. Wohl hätten wir, ſagte er, 
auch ohne Ofterreich die Herzogthümer erobert; fein Bündniß 
aber hat uns den europäiſchen Krieg fern gehalten. Indeſſen 
wandte er ſich noch zu Moltke: was iſt die Meinung der Armee? 
Meine perſonliche Anſicht iſt, erwiderte der General, daß die 
Annexion die einzige heilſame Löſung für Preußen und für 
Schleswig⸗Oolſtein iſt. Der Gewinn it fo groß, daß er einen 
Krieg verlohnt. Gerechtfertigte Anſprüche Ötenis find zu 
befriedigen; gelingt das nicht, fo muß man zum Kriege felt 
entfehloffen fein. So viel ich weiß, geht die Meinung des 
Heeres auf Annexion. Ich halte eine ee Durchführung 
des Kriegs für möglich; auch die numeriſche Übermacht am ent 
ſcheidenden Punkte kann erreicht werden, wenn der Theil der 
Landwehr, der fonft für die jeht nicht bedrohten Feſtungen bestimmt 
iſt, mit in das Feld rückt. 
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Der König aber ſchloß jetzt die Conferenz mit der Er⸗ 
kitrung, daß er ſich feine Entchließung noch vorbehalte. 

Somit blieb es zur Zeit bei der Auſtechthaltung des 
Februar⸗Programms, und überhaupt bei dem bisher eingehaltenen 
Gange der Verhandlungen. Zu der Sendung Manteuffels war 
demnach kein Grund vorhanden. 


Vierzehntes Bud 
Übereinkunft von Gaſtein. 
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1. Kapitel. 
Preußjiſches Altimatum, 


Die Hohenzollern der lezten Jahrhunderte waren ein kriegs 
ſtarkes, aber kein kriegsluſtiges Geſchlecht. Sie waren bereit, 
Leib und Leben einzuſezen, wo es nothwendig war für das, 
was ſie als Recht und Ehre ihres Staats erkannten: aber ſie 
hatten keine Herzen zfreude an der greuelvollen, wenn auch lorbeer⸗ 
reichen Blutarbeit der Schlacht. Faſt wie eine Familientraditton 
hatte ſich die Stimmung herausgebildet, zwar in den unvermeid⸗ 
lichen Kampf mit ſortreißender Eutſchloſſenheit einzutreten, aber 
nicht das Schwert zu ziehen, ſo lange irgend ein Mittel fried⸗ 
liches Ausgleichs noch unverſucht geblieben war. Mochte dadurch 
ein beſonders günſtiger Augenblick verſaumt, dem Gegner Zeit 
zur Rüſtung gelaſſen, die Gefahr des zuletzt doch aufflammenden 
Kampfes vermehrt werben; immer blieb das Gefühl, daß die 
Zögerung denn doch Erfüllung einer Gewiſſenspflicht geweſen war. 

Auf die Dauer hat Preußen trotz mehrerer Verlufte keinen 
Grund gehabt, dieſe Handlungsweiſe feiner Könige zu beklagen. 
Im Jahre 1780 regierte ſein Monarch über fünf Millionen 
Unterthanen: im Jahre 1880 lenkte fein Herrscher die Geſchicke 
von 45 Millionen Menſchen. Und in dem Jahrhundert, welches 
dieſes beiſpielloſe Wachsthum ſah, hatte Preußen beinahe 
90 Friedensjahre und ertrug nur ſechs Jahre lang die Anweſenheit 
feindlicher Truppen auf feinem Boden, ein Verhältniß, welches 
auch nicht vorgekommen war, jo lange es eine deutſche Geſchichte gab. 
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Nicht am wenigſten machten ſich Gedanken der angegebenen 
Art dem König Wilhelm bei dem Verhältniß zu Öfterreich geltend. 
Die bittern Erinnerungen an Olmütz und die darauf folgenden 
Jahre waren mit dem Beginne des däniſchen Kriegs zurück⸗ 
getreten; in dem neuen gemeinſamen Kampfe gedachte man wieder 
der Waſfenbrüderſchaft von 1813 und des langjährigen Bünde 
niſſes der Reſtaurationszeit. Damit vereinte ſich die nahe Ber- 
wandtſchaft und perſönliche Freundschaft der beiden Souveräne: 
die Vorftellung eines öſterreichiſchen kriegs war für den König 
eine tieftraurige. Um Alles wollte er keine bereite Entſchließung 
faſſen. 

Aber andrerſeits drängten die Verhältniſſe vorwärts mit 
anſchwellender Wucht. Die Frage, ob der Conflict ſich ohne 
Schaden und Schande vermeiden ließe, wurde für Preußen 
drückender von Tage zu Tage. Es hatte feine Anſprüche vor aller 
Welt erhoben, ſie bei jeder Wiederholung mit ſteigendem Nach⸗ 
druck geltend gemacht, und ſah fie in ihren wefentlichften Punkten 
von Oſterreich hartnackig abgewieſen. Und nur zu bald hatte 
der Gegenfag weitere Dimenfionen angenommen. Kein Menſch 
und kein Staat kann ſeine Vergangenheit auslöſchen, und wie 
ſcit 100 Jahren die Dinge gewachſen waren, fand Ofterreich 
das Gedeihen feiner Macht in der Herſplitterung Italiens und 
Deutſchlands, Preußen aber das ſeine, wie Italien, in der Ein⸗ 
heit des großen Vaterlandes. Zweimal hatte Oſterreich den 
nordiſchen Rivalen von dieſen Bahnen abgelenkt, unter Metternich 
durch ſchmeichelnde Überrebung, unter Schwarzenberg durch Droh⸗ 
ung übermägtiger Gewalt. Jeßt war die Frage zum dritten 
Male geſtellt. Oſterreich verbot dem Allürten die Verwerthung 
der Siegesfrucht für ſich und Deutschland; es verbot fie auf 
Grund des alten Bundesrechts. Wenn es auf dieſem Boden 
verharrte, ſo hatte Preußen nur zwiſchen einem neuen Olmütz 
und dem Bruch des Bundes die Wahl. Ein beſonderer Umftand 
kam hinzu, der preußiſchen Regierung jedes Zurücweichen zu 
erſchweren. Jahr für Jahr hielt ihr das Haus der Abgeordneten 
den Satz entgegen, daß die neue Einrichtung des Heerweſens 
verſehlt und ſchädlich, daß ſie eine unnütze Vergeudung der 
nationalen Kräfte ſei. Wie populär im Lande die Annexion 
Schleswig⸗Holſteins, die Schöpfung einer deutſchen Flotte, die 
Bundesreform an ſich auch waren, die Volksvertreter blieben 
dabei, jede Meinungsäußerung über dieſe Fragen zu verſagen, 
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ſo lange der Verfaſſungsſtreit ſchwebe; und bis die Regierung 
die Forderungen der Majorität hinſichtlich des Heeres und des 
Bupgets anerkannt hätte, jede Geldbewilligung auch für die Flotte 
und den Kieler Hafen abzulehnen. Die Regierung, welche für 
die Verſtärkung ihrer Heeresmacht einen ſolchen Streit auf ſich 
genommen, war unwiederbringlich verloren, wenn ſie ſchließlich 
mit ihrer ftarfen Armee die Demüthigung von 1850 wiederholte. 

Bismarck begann, den Glauben an die Moglichteit jener 
Zweiherrſchaft in Deutſchland aufzugeben, die er dem Grafen 
Rechberg und anfangs auch deſſen Nachfolger fo oft und fo 
dringend empfohlen hatte. Ganz fo wie Mensdorff, hielt auch 
er die Allianz der beiden Mächte hoch, aber ebenſo wie jener, 
wollte er fie nut auf die eigenen Bedingungen, nicht auf die 
des Genoſſen. Bei der ſtolzen Selbſtgefälligleit, womit man in 
Wien einen kriegeriſchen Entschluß Preußens für unmöglich hielt, 
ſah Bismarck den Zuſammenſtoß nahe und naher rücken, und 
hätte es, ſo weit gedrängt, aus hundert Gründen vorgezogen, 
das Unausweichlice in möglichſt raſcher Entwicklung abzuthun. 
Wenn wirklich nicht auszuweichen wäre, würde auch der König 
derſelben Geſinnung fein; dieſem war aber zur Zeit die Frage, 
ob in der That eine ſolche Unmöglichkeit vorlage, noch nicht 
entſchieden. 

So ging denn zunächit der Depeſchenwechſel über den beab⸗ 
ſichtigten Landtag der Herzogthümer weiter. Am 24. Mai hatte 
Bismarck auf die öſterreichiſche Eröffnung vom 11. geantwortet, 
das Zugeſtandniß hinſichtlich der Befugniß des preußiſchen 
Conmiſſars zu Einzelberhandlungen mit den Ständen dankbar 
angenommen, jedoch leinen Grund gefunden, die Zurücknahme 
des erſten Wiener Vorſchlags, einer vorausgehenden Berathung 
der Provirzialſtände von 1854, zu billigen. Er meinte, die 
früher von Mensdorff mit Recht betonte Geſetzlichkeit des Ver⸗ 
fahrens wiege ſchwerer, als der Verluſt einiger, für die Vor⸗ 
bereitung der Wahlen nöthiger Wechen. um fo beitimmter aber 
hatte er den Antrag auf Ausweiſung des Prätendenten wieder⸗ 
Holt. Wenn Mensdorff behaupte, ſagte er, daß feit December 
1863 die Verhaltmiſſe ſich weſentlich geändert Hätten, fo fei das 
vollkommen richtig, nur fe die Anderung der Art, daß die 
Gründe für die Ausweiſung noch viel dringender und zwingender 
geworden ſeien. Damals fer Prinz Friedrich der einzige Prä⸗ 
tendent geweſen; jetzt ſei ein Bundesfürſt, der Großherzog von 
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Olden burg, neben ihm aufgetreten. Damals habe der Erbprinz 
ſich gegen Christian IX. erhoben, gegen welchen Deutſchland den 
Krieg zu erklären im Begriffe ſtand; jetzt richte ſich die Agitation 
des Erbprinzen gegen die beiden deulſchen Mächte ſelbſt. Dem 
müſſe ein Ende gemacht werden. Werther wurde hienach ange⸗ 
wieſen, dem öſterreichiſchen Miniſter zu bemerken, daß nicht die 
Entfernung, ſondern die Anwesenheit des Erbprinzen die Bus 
ſtimmung beider Mitbeſitzer bedürfe; Preußen aber verſage dieſe 
unbedingt, und werde ſein Verbot mit allen Mitteln, ohne Rück⸗ 
ſicht auf irgend welche Folgen, geltend machen. Mensdorff er⸗ 
widerte am 1. Juni, er beklage den Zeiwerluſt, welchen die 
vorausgehende Berufung der Provinzialftän de verurſachen werde, 
wolle aber in diefer Frage keine Schwierigteit machen und laſſe 
ſich hierüber jeden preußſſchen Beſchluß gefallen. Der Erbprinz 
aber könne nicht ausgewieſen werden, und jedem einſeitigen Ver⸗ 
fahren Preußens gegen ihn müſſe Ojterreic mit entſchiedenem 
Proteſt entgegentreten. In einem Schreiben vom 13. Juni ging 
dann Bismarck über diefen Standpunkt kutz hinweg, um feine 
Freude über das erreichte Einverſtändniß hinſichtlich der Pro⸗ 
uinziafftände auszuſprechen, und gab noch an demſelben Tage 
Zedlitz die Weiſung, ſich mit Halbhuber über die Betreibung 
der nöthigen Ergänzungswahlen zu verſtändigen. Es zeigte ſich 
dann, daß Halbhuber auch hier mit langſamer Verdroſſenheit zu 
Werke ging, und es koſtete Zedlitz unter fortdauernde Antteiben 
Bismarck's nicht geringe Mühe, feſtzuſtellen, welche Wahlformen 
und Wahlbeamten bei den alten Ständen geſetzlich vorgeſchrieben 
ſeien. 
Indeſſen wurde das Berliner Cabinet noch in beſtimmterer 
Weiſe darüber aufgellärt, mit welcher Ungunſt trotz aller ſchönen 
Redewendungen in Wien der Plan eines ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Landtags betrachtet wurde. Graf Karolyi ließ damals ein 
Schreiben feines Ministers vom 5. Juni in Bismarcks Händen, 
welches mit dem Satze begann, jener Vorſchlag ſei nicht mehr 
geeignet, den Weg zu einer annehmbaren Löſung abzukürzen, 
fondern drohe im Gegentheil, neue Verwiclungen herbeizuführen: 
die Berufung des Landtags ſei Oſterreich ſteis als völlig über⸗ 
flüſſig erſchienen, wenn Wien und Berlin einig ſeien, und als 
ſehr gefährlich, wenn das Gegentheil der Fall wäre. Alles 
komme auf die baldige Wahl eines Souveräns an; Oſterreich 
bleibe bei feinem Votum für Auguſtenburg, ſei übrigens auch 
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bereit, die Oldenburger Candibatur zu erwägen. Ebenſo drin⸗ 
gend aber ſei auch die Entſcheidung über die preußiſchen Forde⸗ 
rungen vom 22. Februar. Oſterreich habe fie am 5. März ab 
gelehnt; deshalb aber hade Preußen keinen Grund gehabt, die 
Unterhandlung für abgebrochen zu erklären. Wir hegen alſo, 
ſagte Mensdorff, die ernſtliche Erwartung, daß Preußen ben 
Jaden derselben an dem Punkte, wohin wir ihn am 5. März 
geführt haben, wieder aufnehmen und mit weiſer Mößigung die 
Gegenſätze löſen werde. Der Hafen von Kiel und die Gamiſon 
von Rendsburg werden keine Schwierigkeit bilden; über die 
maritimen Leiſtungen der Herzogthümer wird die Verſtändigung 
möglich fein; über die militäriſchen Verhälmiſſe wird der Bund 
das legte Wort zu reden haben. Würde jedoch, ſchloß dieſe De⸗ 
peſche, das jetzige Proviforium noch länger fortdauern müſſen, 
fo beantrage Ofterreich die Verminderung der preußiſchen Ber 
ſatzungstruppen von 16000 auf ungeſähr 10000 Mann. 

In Berlin war man nicht wenig überraſcht über dieſen Erz 
laß, nachdem Oſterreich am 5. März in fchroffer Weiſe die (durch 
die preußiſchen Forderungen eröffnete) Phaſe der Unterhandlung 
als hoffnungslos für abgeſchloſſen erklärt hatte. Immer durfte 
man in der jetzt begehrten Wiedereröffnung derſelben ein Zeichen 
entgegenkommendes Sinnes ertennen: Bismarck antwortete alſo 
am 16. Juni in freundlichſtem Tone, daß man auf den Erlaß 
vom 5. März nur deshalb nichts erwidert habe, weil man nach 
der vollſtändigen Ablehnung der preußiſchen Begehren positive 
Gegenvorſchlage aus Wien hätte erwarten müſſen. Man ſel 
bereit, in eine Verſtändigung über die Perſon des Souveräns 
einzutreten, halte Oldenburg für den beſſern, wolle aber gern 
auch über jede andere Candidatur verhandeln, fohald Oſerreich 
in die Entfernung des Erbprinzen und feiner Miniſter aus dem 
Lande eingewilligt habe. Sollte zu Preußens Bedauern die 
Verſtändigung nicht gelingen, ſo müßte freilich das Condominium 
forldauern, was auch weder dem Lande noch dem preußiſchen 
Staate Nachtheil bringen würde, immer vorausgeſetzt, daß eine 
wirkliche Regierung geführt, und jeder Verſuch einer Neben⸗ 
regierung und einer Agitation auf Einſetzung einer andern Sou⸗ 
veränität, als Auflehnung gegen die rechtmäßige Obrigkeit 
behandelt würde. Bei dem jepigen Zuftande, wo dieſe Agitation 
fi im ganzen Lande rühre, könne Preußen nicht auf eine Ver⸗ 
minderung feiner Beſahungstruppen eingehen. 

v. SbeL, Begründung d. deutschen Reiche, TV. 


Google PRINCETON UNIVERSITI 


98 Preußiſches Ulnmatum. 1865 


So führte jede Erörterung immer wieder auf denselben 
Streitpunkt zurück und bei jeder Wiederholung mußte ſich trotz 
aller Friedenswünſche der Gegenfatz der beiderſeitigen Auffaſ⸗ 
ungen fhärfer zeichnen. Preußen betrachtete ſich kraft des Wiener 
Friedens als Theilhaber einer rechtlich begründeten Landes ⸗ 
berefehaft in den Herzogihümern, und ftellte demnach für jede 
Ceſſion ſeiner Rechte Bedingungen und Schranken nach freiem 
Ermeſſen. Oſterreich dagegen verfuhr als beinahe zufälliger In⸗ 
haber fremdes Eigenthums — etwa nach Pfordten's Ausdruck, 
wie ein Gensdarm, der eine geſtohlene Sache dem Diebe abgejagt 
hat — und ftrebte, das Land fo ſchnell wie möglich dem recht⸗ 
mäßigen Eigenthümer zu übergeben. Wunderlich genug bei 
einer Macht, welche Jahre lang die Rechtmäßigkeit aller Präten⸗ 
denten beſtritten halle, und jeden Tag bereit war, gegen Ab⸗ 
tretung der Grafſchaft Glatz die Herzogthümer der preußiſchen 
Annexion zu überlaſſen. Indeſſen gestalteten ſich in dieſen Tagen 
die innern Verhältniſſe des Donaureiches jo ernſt, daß Mens dorff 
ſich immer flärter veranlaßt fand, Preußen gegenüber die Dinge 
nicht auf die Spipe zu treiben, und mithin am 24. Juni einen 
weitern Schritt entgegen that. In einem vertraulichen Schreiben 
an Werther führte er aus, daß ez für Oſterreich ſchwer fei, pofi⸗ 
tive Gegenvorſchlage zu machen, ohne die übrigen Betheiligten 
hinzu zu ziehen. Was wir allein thun können, ſagte er, haben 
wir ſchon gethan; wir geſtehen Preußen einen Kriegshaſen und 
die Beſetzung einer Bundesfeſtung zu, letzteres unter der Be⸗ 
dingung, daß dann Maſtadt ausſchließlich öſterreichiſche Beſat⸗ 
ung erhält. Weiterer Landgewinn für Preußen außer dem Kieler 
Hafen wäre durch einen entsprechenden Landgewinn für Oſter⸗ 
rich (Hohenzollern oder ſchleſiſche Grenzbezirke) bedingt. Dagegen 
kann über die Militärhoheit Oſterreich unmöglich entſcheiden: 
die zur Erfüllung der preußiſchen Wünſche erforderlichen Ande⸗ 
rungen des Bundesrechts kann nur der Bundestag beſchließen. 
Über andere Punkte, die Marine, den Canal, die Verkehrsver⸗ 
bältniffe, könnte Oſterreich die Entſcheidung einer Vereinbarung 
zwiſchen Preußen und dem künftigen Souverän überlaſſen. Es 
muß folglich. die Löſung der Souveränitätsfrage allem Andern 
vorherge hen. 

Hiemit hatte alſo das Wiener Cabinet feinen frühern Wider- 
ſpruch gegen Bismarcks Vorſchlag, Preußen ſich allein mit dem 
künftigen Souverän verständigen zu laſſen, großes Theils aufe 
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gegeben. Auch erkannte Bismarck dies am 3. Juli bereitwillig 
an, und erwiderte es durch eine nicht minder erhebliche Einräu⸗ 
mung preußiſcher Seits. „Nun wohl, ſagte er, wir erklären 
uns bereit, die militäriſche Organiſation des holſteiniſchen Con⸗ 
tingents zur Erörterung beim Bunde zu ſtellen, in der Hoffnung, 
daß u hier das fachliche Bedürfniß einleuchtend fein wird. 
Wir ſind auch geneigt, fuhr er fort, zur Einſetzung des Souve⸗ 
rind zu ſchreiten, wenn Öfterreich dazu mit uns den Großherzog 
von Oldenburg annimmt. Im letzten Winter erklärte das kaiſer⸗ 
liche Cabinet wiederholt, die Wahl zwiſchen beiden Candidaten 
ſei ihm völlig gleichgültig; erſt neuerlich bevorzugt es Auguſten⸗ 
burg mit voller Entſchiedenheit. Dieſen aber können wir nach 
feinem fortgeſetzten ſeindſeligen Verhalten uns nicht aufzwingen 
laſſen. 

Somit waren, was die Fünftigen Einrichtungen in den Her⸗ 
zegthämern betraf, die beiden Miächte ſich näher gerückt als in 
irgend einem frühern Augenblicke. Oſterreich wollte die preu⸗ 
ßiſchen Forderungen zwar nicht ſelbſt genehmigen, aber ihrer 
Erfüllung durch den Bund und den künftigen Landesherrn ſich 
nicht mehr widerſetzen; und Preußen willigte ein, die bisher 
ſtets zurückgewieſene Mitwirkung des Bundestags ſelbſt in An⸗ 
ſpruch zu nehmen. Leider aber blieb noch ungelöst zurück die 
Alles behenſchende Perſonalfrage, da Oſterreich an Auguſtenburg 
feſthielt, Preußen dagegen jeht deſſen Einſehung nicht mehr 
unter gewiſſen Bedingungen genehmigte, ſondern ihn unbedingt 
ausſchloß. Vieles war in der letzten Zeit zuſammen gekommen, 
um diefe Wandlung in Berlin herbeizuführen, und das frühere 
Wohlwollen des Königs gegen den Erbprinzen in ſein Gegen⸗ 
theil zu verkehren. 

In den Herzogthümern erhielt ſich der Zuſtand unverändert, 
wie wir ihn feit dem Beginn des Jahres ſich haben entwickeln 
ſchen. Die Zeitungen und bie Vereine arbeiteten mit wachſender 
Heſtigteit für Auguſtenburg und ein ſouveränes Schleswig Hol⸗ 
ſtein; die Landesregierung führte die Verwaltung im gleichen 
Sinne, und fandte in regelmäßigem Geſchaſtsgang wöchentlich 
ihre Berichte an den Finenzminiſter des Erbprinzen, Staatsrath 
rande. Die Anhänger der Annexion, ebenſo wie jene des 
engern Anſchluſſes, waren völlig eingeschüchtert; wo jemand von 
ihnen hervortrat, wurde er durch die Zeitungen dem öffentlichen 
Unwillen denuncirt, in der Geſellſchaft gemieden, durch die welt⸗ 
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lichen und geiſtlichen Beamten nach Möglichkeit chicanirt. So 
wagten ſie um ſo weniger, ſich zu rühren, als Preußen bisher 
noch niemals die Abſicht der Annexion beſtimmt aus geſprochen 
hatte, und bei der Thronbeſteigung des Erbprinzen, gleichviel, 
ob mit oder ohne Februar⸗Bedingungen, jeder preußiſch Geſinnte 
fur ſeine ganze Zukunft beſorgt ſein mußte. Weder Zedlitz noch 
Herwarth fanden ein Mittel, dieſe Zuſtände zu beſſern, da jeder 
in dieſem Sinne geſtellte Antrag an Halbhuber's Veto ſcheiterte. 
Der öſterreichiſche Civilcommiſſar ſtand ſelbſt in Briefwechſel mit 
Samwer, und ließ nicht ſelten durch ihn oder andere Vertrauens⸗ 
männer Mittheilungen an die Schleswig⸗Holſteiniſche Zeitung 
in Altona gelangen 2), das hervorragenbfte Preforgan der Partei, 
welches unter der Redaction eines Breslauer Demokraten, 
Woſes May, Tag für Tag ſich in den heftigſten Angriffen gegen 
Alles, was preußiſch hieß, erging. 

Dieſe Dinge waren, wie wir wiſſen, dem Wiener Cabinet 
durchaus genehm. Als indeſſen Bismarck immer nachdrüclicher 
die Entfernung des Erbprinzen aus dem Lande begehrte, und 
der ganze Gegenſatz der beiden Mächte ſich in dieſem Punkte 
zu concentriren ſchien, meinte man in Wien, eine freiwillige Ab⸗ 
reiſe des Prinzen würde der Sache desſelben keinen Schaden 
thun, und fie alfo einen darauf gerichteten Rath an den Kieler 
Hof gelangen, wie ſich verſteht, mit der beſtimmten Erklkrung 
des fortdauernden öſterreichiſchen Schutzes gegen jeden Zwang. 
Unterdeſſen hatte auch König Wilhelm einen ähnlichen Gedanken 
gefaßt, und erließ ein eigenhändiges Privatſchreiben an den 
Erbprinzen, durch welches er ihn, in durchaus gnädigem Tone, 
aufforderte, die Schwierigkeiten der Lage durch feine perſönliche 
Entfernung aus den Herzogthämern zu vermindern. Welche 
Gründe und Gegengründe die Berather des Erbprinzen bei die⸗ 
ſem Anlaſſe geltend gemacht haben, mag dahin gestellt bleiben: 
genug, das Ergebniß war eine gemeſſen ablehnende Antwort 
an den König und eine Note in der Kieler Zeitung, daß der 
Herzog Friedrich entſchloſſen ſei, das Land nicht zu verlaſſen, 
auch wenn Preußen und Oſterreich einen desfallſigen Wunſch 
ausſprechen ſollten. 


y Dieſe Briefe fand die preußiſche Behörde nach der Verhaftung 
Mah's unter deſſen Papieren. 
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Der König, welcher am 21. Juni, von Bismarck gefolgt, 
nach Karlsbad gegangen war, fühlte ſich baburd) perſonlich ver⸗ 
letzt, als Monarch und als Kriegsherr, da der Erbprinz noch 
immer preußiſcher Offteier, und als ſchleſiſcher Gutsbeſther preußi⸗ 
ſcher Unterthan war. Gleich darauf berichtete Herwarth über neue 
Hetzartilel der Schleswig⸗Holſteiniſchen Zeitung gegen die preu⸗ 
ßiſchen Truppen mit ſtachlichen Hindeutungen auf die Perſon 
des Königs ſelbſt, und ebenſo meldete der Geſandte Richthofen 
aus Hamburg, daß der Erbprinz zur Zeit in Nienftäbten, nicht 
weit von Hamburg entfernt, Sommeraufentgalt genommen, und 
daß dort auf den 6. Juli, den Geburtstag des Prinzen, große 
Maſſendemonſtrationen beabſichtigt, und überhaupt in allen 
Städten des Landes öffentliche Feſtlichkeiten in Vorbereitung 
Begriffen ſeien. Der Arger des Königs wuchs mit jeder folder 
Nachricht, und eben in dieſem Augenblicke reichte der Juſtizmini⸗ 
ſter die Conchufionen der Kronjuriſten über die erbrechtliche 
Frage ein, welche dem Prinzen jeden Anſpruch auf die Thron⸗ 
folge in den Herzogthümern aberkannten. 

Dies Rechtsgutachten hat auf der einen Seite ſo bedeutende 
Wirkungen gehabt, und auf der andern ſo maaßloſe Schmäh⸗ 
ungen erfahren, daß einige nähere Mittheilungen darüber hier 
am Plate ſind. 

Die Mitglieder des Kronſyndicats waren, wie kaum der 
Bemerkung bedarf, nicht exit für biefen Fall ernannt, fonbern 
längſt zu fester Stellung in ihr Amt berufen. Ihre Amtspſicht 
lautete nicht auf Vertretung der Nechtsanſprüche der Krone, 
ſondern auf unparteliſche Rechtsbelehrung derſelben. Es waren 
zwei penſienirte Juſtüminiſter, ſechs Präſidenten und Mäthe 
des oberſten Gerichtshofs, zwei Präfidenten von Appellations⸗ 
gerichten, vier Profeſſoren der Univerſitäten Berlin und Bonn 
(Heffter, Homeyer, Daniels, Bauerband), welche ohne Widerſpruch 
zu den hödften Autoritäten ihres Faches zählten; dazu kamen 
ein Oberpräfident, ein Wirklicher Geheimrath und ein General⸗ 
Staatsanwalt, ſowie endlich als Ver ſißender der damalige Justiz 
miniſter Graf Lippe. Mithin ſtanden unter 18 Mitgliedern 14 
nach ihrem fonftigen Berufe volltemmen fo unabhängig den 
Wunſchen der Staatsregierung gegenüber, wie irgend ein Pro⸗ 
ſeſſor der 16 juriſtiſchen Facultäten, welche feit November 1889 
ſich für Auguſtenburg's Erbrecht ausgeſprochen hatten. Das 
Referat über Lauenburg war Homeher, jenes über Schleswig ; 
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Holſtein Heffter übertragen worden. Uns lann es nut auf das 
Letztere ankommen, da über Lauenburg ſchon damals keine ernſt⸗ 
liche Meinungsverſchiedenheit vorhanden war. Durch die großen 
Friedensſchlüſſe von 1815, welche die unbedingte Einverlei⸗ 
bung Lauenburg's in die däniſche Monarchie verfügt hatten, 
waren alle Anſprüche älteres Datums auf das kleine Land hin⸗ 
fällig geworden. 

Was Schleswig- Holſtein betraf, fo erörterte Heffter in fei- 
nem mehr als 400 Folioſeiten ſtarken Berichte zunächſt die Frage, 
welche Rechte daſelbſt Oſterreich und Preußen durch den Wiener 
Frieden erworben Hätten, und gelangte hier zu folgenden Süßen. 
Das däniſche Thronfolgegeſetz von 1853 hat, da die damaligen 
Stände der Herzogthümer zu einer Berathung desſelben nicht 
competent waren, die Thronfolge Chriſtian s IX. dem Lande 
gegenüber rechtsgültig feftgeftellt. Demnach hat König Christian 
1863 unter Anerkennung der europäifchen Mächte den Beſtt der 
fonberänen Gewalt auch in den Herzogthümern ergriffen ; er 
war ſeitdem der (wenn gleich beftrittene) Vertreter der vollen 
Regierungsgewalt in Schleswig⸗Holſtein, und war als ſolcher 
befugt, einzelne Landestheile mit unbedingter rechtlicher Wirkung 
zu erwerben oder abzutreten. Indem er im Wiener Frieden 
ſeine Rechte auf Schleswig⸗Holſtein den beiden deutſchen Mächten 
überließ, hat er dieſen die volle Souveränität des Landes über⸗ 
tragen. Dabei fragt es ſich jedoch, ob die zur Zeit in rechtlichem 
Beſihſtand befindlichen Mächte nicht verpflichtet feien, erweis liche 
Erbanſprüche ſonſtiger Prätendenten bei ihren weitern Dis poſi⸗ 
tionen über das Land anzuerkennen. Heffter unterſucht alſo in 
eingehender Ausführlichteit Alles, was feit 1836 für und wider 
die Rechtstitel der einzelnen Prätendenten vorgebracht worden 
ift- Nach feinen Ergebniſſen kommen nun die branden burgiſchen 
Anſprüche erſt nach dem Ausſterben bes Oldenburger Geſammt ; 
haufes, in absehbarer Zeit alſo gar nicht zur Geltung. Sodann 
die Gottorper Anſprüche ſind durch die Verzichte von 1727, 
1773, 1851 und 1852 erloſchen. Verwickelter aber ſteht die 
Frage hinſichtlich Auguſtenburg's. Allerdings ist eine ganze 
Reihe der gegen feine Berechtigung erhobenen Einreden unbegründet. 
Denn das Recht dieſes Hauſes kann nicht angefochten werden 
wegen Unterlaſſung der Lehnsnuthung, nicht wegen uneben⸗ 
bürtiger Heirathen, nicht wegen älterer Verzichte. Der einzige 
Einwand von Bedeutung ift der Vertrag vom 30. December 1852, 
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durch welchen Herzog Chriſtian für ſich und feine Familie die 
demnächſt einzuführende Thronfolge anzuerkennen und nichts 
dagegen vorzunehmen verſprochen hat. Gewiß kann hienach er 
ſelbſt keinen Anſpruch mehr gegen Chriſtian IX. oder deſſen 
Rechts nachfolger erheben, oder fein ruhen des Recht einem Dritten 
zur Berwerthung cediren, und ebenſo gewiß kann bei feinen, 
des Familienhauptes, Lebzeiten, lein anderer Auguſtenburg aus 
eigenem Rechte gegen Chriſtian IX. in dieſem Sinne auftreten. 
Aber wie jteht es nach feinem Tode? Sit auch dann noch der 
Erbprinz durch das Verſprechen des Waters gebunden? oder 
kann er dann ein eigenes, feinem Blute anhaſtendes Recht 
geltend machen? Heffter glaubt dieſe Frage, wenn auch etwas 
zweiſelndes Tones, bejahen zu müſſen, und if alſo der Anſicht, 
daß nach dem Tode des Herzogs Oſterreich und Preußen die 
Anſprüche des Erbprinzen allerdings zu berückſichtigen hätten. 

So Heffter. Allein die Mehrheit feiner Collegen vermochte 
er mur von einem Theil feiner Sütze zu überzeugen. Zunächſt 
erhoben die Kronſyndilen mit 17 gegen eine Stimme ſeinen 
erſten Antrag zum Beſchluß: das Thronfolgegeſetz von 1853 
hat die Erbfolge den drei Landen gegenüber in rechtsgültiger 
Weiſe geregelt. Sofort aber erhob ſich gegen Heffter's weitere 
Site die Frage: wenn jenes Geſetz rechtsgültig für die Herzog⸗ 
thümer war, ließ ſich dann conſequenter Weiſe noch von entgegen⸗ 
ſtehenden Rechten eines Agnaten auf Schleswig⸗Holſtein reden? 
Konnte man dann noch eine rechtliche Verpflichtung für Oſter⸗ 
reich und Preußen behaupten, ſolche mit dem Geſeze unvertrüg⸗ 
liche Rechte eines Agnaten anzuerkennen? Dieſe Fragen wurden, 
in Conſequenz des erſten Beſchluſſes, von der Mehrheit verneint, 
und zur weitern Begründung des Spruches noch Folgendes 
bemerkt. Territorialabtretungen durch den Landesherrn als 
Souverän in Folge eines Friedensſchluſſes ſeien Staats handlungen, 
durch welche das Object der Eucceſſtonsaufprüche vermindert 
werde oder ganz verloren gehe. Noch niemandem ſei es bisher 
eingefallen, zu einem Friedensſchluſſe und den damit erfolgenden 
Abtretungen die Zuſtimmung der bereits vorhandenen Regierungs- 
folger zu verlangen. Nach dem allein maaßgebenden Wortlaute 
des Wiener Friedens hätten die verbündeten Mächte ein gemein⸗ 
ſames, uneingeſchrünktes Verfügungsrecht dem geſanmten olden⸗ 
burgiſchen Hauſe gegenüber erworben. Ihre weitern Intentionen 
binſichtich der Herzogthümer möchten Gegenſtand der politifchen 
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Erwägung fein: vom völkerrechtlichen Standpunkte aus ſeien 
dirſe Mächte als die einzigen zu betrachten. auf welche bedingungs⸗ 
los die Rechte König Chriſtian's über Land und Leute über⸗ 
gegangen ſeien. Hienach erfolgte mit eilf gegen ſieben Stimmen 
der Veſchluß: die Mächte feien zur Anerkennung ſonſtiger Erb⸗ 
rechte nicht verpflichtet. 

Nach der Zeititellung diefes Satzes hatte die juriſtiſche 
Prüfung einzelner Erbauſprüche keine praftifche, ſondern nur noch 
eine akademiſche Bedeutung. Das Kronſyndicat beftätigte, meiſt 
einftimmig oder gegen eine kleine Minderheit, Heffters Anträge 
über die Nichtigkeit der brandenburgiſchen und gottorpiſchen 
Anſprüche, war einverſtanden mit ſeiner Widerlegung der aus 
dem ältern Rechte erhobenen Einwürfe gegen Auguſtenburg, und 
erklürte mit ſiebzehn gegen eine Stimme: 

daß der Erbprinz Friedrich von Auguſten burg nach dem 
Ableben König Frederif's VII. als nächſtberechtigter Agnat 
zu den Herzogthümern nicht anzuſehen — ſowie 

daß der Herzog Christian von Auguſtenburg durch den 

Vertrag vom 30. December 1852 hinter König Chriſtian und 

deſſen männliche Deſcendenz zurückgetreten ſei. 

Dagegen lehnte die Mehrheit Heffter's Ausführung über 
die Anſprüche des Erbprinzen nach dem Tode des Herzogs ab. 
Noch einmal erneuerte ſich der Streit, ob das Verſprechen des 
Vaters für den Sohn bindend, ob eine ausdrückliche Zuſtimmung 
des Sohnes dafür erforderlich ſei, ob die Theilnahme des Sohnes 
an der Additionalacte als Zuſtimmung betrachtet werden konne. 
Entſcheidend für die Abſtinmung wurde ſchließlich die Erwägung, 
daß Herzog Chriſtian durch ſeine Theilnahme an der Bewegung 
von 1848 in Gefahr geſtanden, als Hochverräther feine ganze 
Habe einzubühen; nur durch die ſchüzende Vermittlung Friedrich 
Wilhelm's IV., alſo auf völferrechtlichem Wege, ſei es ihm ge⸗ 
lungen, unter Vorwiſſen feiner Sühne eine Entſchädigung dafür 
zu erlangen; bei der ganzen damaligen Verhandlung ſei die ihm 
und feinen Söhnen wohlbelannte Absicht geweſen, durch jene 
Entſchädigung die Sicherheit der neuen bänifhen Thronſolge, 
wie fie von den europäiſchen Großmachten beabſichtigt war, zu 
vervollſtändigen. So ſei ſeine Zuſage ein integrirender Theil 
des großen europfiſchen Arrangements für die Thronſolge des 
dänischen Geſammtſtaats: bei ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen dieſer 
Art genüge überall der Conſens der Familienhäupter, um die 


N UNIVERS! 


Google 


1865 Das Kronſyndieat entſcheidet gegen Auguſtenburg. 105 


Sueceffion in fouveränen Staaten durch Vertrag unter den 
nächſten Prätendenten völkerrechtlich zu ordnen. Der Erbprinz 
fei folglich für alle Zeit durch das Verſprechen des Vaters ge⸗ 
bun den. 


Es wurde alſo mit eilf gegen ſieben Stimmen beſchloſſen, 
daß der Erbprinz auch nach dem Tode feines Vaters ein Suc⸗ 
ceſſtonsrecht in den Herzogthümern nicht in Anſpruch zu nehmen 


be. 

In allen dieſen Beſchlüſſen iſt offenbar nicht der Scharfſinn 
und die Beleſenheit, mit welcher hier noch einmal alle jene lehn⸗ 
rechtlichen Controverſen behandelt wurden, das intereſſanteſte 
Moment. Die hiſtoriſche Bedeutung des Vorgangs liegt viel⸗ 
mehr in der Thatſache, daß die Erörterung durch Heſſter's In⸗ 
conſequenz genöthigt wurde, zu den höchſten Principien des 
monarchiſchen Staats Stellung zu nehmen. Das Syndicat 
mußte ſich entſcheiden, ob Staats⸗ und Völkerrecht die höhere 
Autorität beſitzt oder Privatfürſtenrecht, ob ein vor Jahrhunderten 
feſtgeſtelltes Erbrecht jedem Agnaten ein unantaſtbares Perſonal⸗ 
recht verleiht, oder ob die geſetgebende Gewalt des Staats zur 
Einführung einer neuen Thronfolgeordnung befugt ift, mit andern 
Worten, ob das Thronrecht nach den Grundſätzen des Feudal⸗ 
ſyſtems, oder nach der englifchen Auffaſſung der beiden leßten 
Jahrhunderte zu beurtheilen iſt. Die Mehrheit des Kronſyndicats 
nahm hier den modernen, die Minderheit den feudalen Stand⸗ 
punkt. Mit der Anſicht der Mehrheit ſtimmte Bismarck, der an⸗ 
geblich feudale Junker, überein; es ift auf der andern Seite ein 
Zeichen der damaligen Verſchiebung aller Begriffe, daß ein großer 
Theil der liberalen Parteien den feudalen Sägen der Minderheit 
zujauchzte. 

Urtheile man nun über den juriftifchen Werth des Gute 
achtens, wie man wolle, unzweifelhaft iſt feine erntſcheidende 
praktiſche Wirkung. Denn der König, bereits entrüſtet über das 
perſonliche Verhalten des Erbprinzen, fand ſich jetzt auch von 
feinen bisherigen Rechtsbedenken befreit. Das Februar-Programm 
war fortan für Preußen ein überwundener Standpunkt. 

Die entſprechenden Maaßregeln folgten ſich fortan ohne 
Aufenthalt. Bismarck ſchrieb an Werther über die zum 8. Juli 
beabsichtigte Maffendemonftration und ließ ihn dem Grafen 
Mensdorff erklären, Preußen werde gegen jeden dabei vorkom⸗ 
menden Unfug ſofort militäriſch einſchreiten, ſodann wies er 
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Zedlitz an, von nun an jeder Sitzung der Landesregierung perſön⸗ 
lich beizuwohnen, von jeder dort behandelten Sache Kenntniß zu 
nehmen und jede ihm bedenklich erſcheinende Verfügung derſelben 
zu verbieten. Am 30. Juni ſchrieb darauf der König eigenhändig 
an den Kaiſer Franz Joſeph, um unmittelbar von ihm ſelbſt 
die Auswelſung des Eropringen zu begehren; ich aal Sab 
er den Brief, die Beeinträchtigung meiner Würde als St 

und als Kriegsherr, die in der Stellung liegt, welche der em 
mir gegenüber einnimmt, auf die Dauer nicht hinzunehmen, und 
appellire an Deine Freundſchaft und an Deine eigenen Gefühle 
mit der Bitte, dazu mitzuwirken, daß die Memebur in einer 
unſern gegenseitigen Beziehungen entſprechenden Weiſe, d. h. von 
ung gemeinſchaftlich, erfolge. 

Die Erwiderung des Kaiſers auf dieſes Freundeswort 
wurde mit um fo größerer Spannung erwartet, als König Wil⸗ 
helm darin der Entscheidung über die Möglichkeit des Friedens 
oder die Unvermeidlichkeit des Bruchs entgegenſah. Seine Ge⸗ 
duld ging auf die Neige und wurde nicht geſtärkt durch die Tag 
auf Tag einlaufenden Berichte aus den Herzogthümern. Zedlitz 
meldete, daß Halbhuber jede Maaßregel gegen die Feier des 
6. Juli weigere, dann, daß derſelbe gegen die Anweſenheit Zed⸗ 
lit in den Sitzungen der Landesregierung Proteſt erhebe. 
Richthofen erfuhr, daß die Altonaer Stad tbehörde am 6. durch 
eine Deputation den Erbprinzen als Landesherrn begrüßen und 
ihn ihrer Treue verſichern wolle; der Prinz ſeinerſeits habe ſich 
zwar die Maſſendemonſtration verbeten, werde aber Deputationen 
empfangen. Werther berichtete, daß Mensdorff über die ange⸗ 
kündigte Maſſendemonſtration exſtaunt und verdrießlich geweſen, 
dann aber gemeint hätte, man würde den Leuten, wenn ſie nicht 
grobe Ausſchreitungen begingen, nichts anhaben können. In 
ben nüchſt folgenden Tagen kamen dann die Nachrichten über 
den Verlauf der erbprinzlichen Geburtstagsfeier. Auf Zedlitzs 
Betreiben hatte bie Landesregierung noch am 5. Juli eine Ver- 
fügung erlaſſen, welche zur Vermeidung politiſcher Demonſtra⸗ 
tionen, allerdings in matten und zweideuligen Außbrüden, mahnte. 
Das platte Land verhielt ſich am 6. durchgängig ruhig; in den 
Städten aber war überall geflaggt, zahlreiche Feſteſſen fanden 
in geſchloſſenen Rüumen Statt. Der Prinz empfing eine Menge 
von Deputationen aus allen Theilen des Landes, darunter auch 
einzelne Beamte. Endlich in Kiel lud die Univerſität durch 
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öffentlichen Anſchlag zur Feier des Geburtstags des Allerhöchiten 
ürften und Herrn, Sr. Hoheit des Herzogs Friedrich VIII., 
alle herzoglichen und ſtädtiſchen Behörden u. ſ. w. ein; in der 
geſchmücken Aula, hielt Profeſſor Jorchhammer die Festrede, 
welche den Herzog als den Landesherrn feierte, Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteins Vol! zu Treue und Gehorſam gegen ihn ermahnte und 
in heftigen Sägen Preußens rechtswidrige und freiheitsfeindliche 
Beſtrebungen bekämpfte. Unmittelbar nachher wurde die Rede 
in Tauſenden von Exemplaren durch das ganze Land verbreitet, 
und der Sprecher in der Zeitungspreſſe mit begeiftertem Lobe 
gefeiert. 

Um fo mehr blieb der König feft in dem Entſchluſſe, wenn 
er nicht günſtige Nachricht aus Wien erhielte, in Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein ſich ſelbſt zu helfen, auf jede Gefahr, auch auf die eines 
Kriegs mit Öfterreih. Mit der feiner Regierung eigenth ümlichen 
Vorausfiht und Neſchheit ergingen die Anfragen und Befehle 
für die erforderlichen Vorbereitungen nach allen Seiten. Am 
7. Juli ſchrieb Bismarck an den Generalinſpector der Artillerie, 
von Hinderfin: ift der Zuſtand der Artillerie ein folder, daß 
wir es darauf ankommen laſſen können, ob die Verhandlungen 
mit Öfterreih ſchon in nächſter Zeit zu einem Punkte führen, 
wo ber Bruch wahrſcheinlich ift? Ich ſage nicht, ſehte er hinzu, 
daß ich den Bruch ſchon jetzt mit Sicherheit vornusſehe; aber 
die Lage iſt von der Art, daß wir vielleicht nach vierzehn Tagen 
in Schleswig⸗Holſtein einſeitig vorgehen müſſen, und es dann 
nicht mehr von ums abhängt, ob der Krieg eintritt; es fragt 
ſich ob wir handeln önnen, ohne die Gefahr eines nach unferer 
militäriſchen Lage verfrühten Kriegsanfangs. Eine gleiche Frage 
erging an den Kriegsminiſter in Bezug auf die Armee überhaupt: 
Oſterreich ſoll im Stande fein, binnen vier Wochen 180000 
Mann an unferen Grenzen aufzuſtellen; können wir das auch? 
wir wollen den Krieg nicht unter allen Umſtünden; bie Zuftände 
aber in Schleswig⸗Holſtein find für uns unerträglich geworden, 
wenn Ofierreich nicht zur Ab hülſe mitwirkt, jo müſſen wir einſeitige 
Maaßregeln treffen, die ſich Osterreich wahrſcheinlich nicht gefallen 
laßt. An den Grafen Ipenpliß wurde die Weiſung erlaſſen, 
mit der Coln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft eine Unterhandlung 
zu eröffnen, weiche der Regierung eine Summe von vielleicht 
20 Millionen Thalern für die Kriegführung verfügbar machen 
konnte. 
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Die Antworten brachten überall her befriedigende Auskunft. 
Roon kelegraphirte an Bismarck den 9. Juli: ich kann, was Sie 
nöthiges Falls wollen, und meldete Tags darauf, daß binnen 
vier Wochen 250000 Mann in Böhmen einrücken, 46000 Mann 
in Weſtdeutſchland operiren, und 200000 Mann Erſatz⸗ und 
Beſatzungstruppen die Feſtungen beſetzt halten könnten. Was 
die Artillerie betraf, jo erklärten er und Hinderſin übereinſtimmend, 
daß der befohlene Umtauſch der Haubitzen gegen Vierpfünder 
noch nicht vollſtändig durchgeführt fei, die Gießereien aber Tag 
und Nacht arbeiteten, und im Nothfall die Armee auch mit Hau⸗ 
bien in das Feld rücen könne. Ich lege alſo, ſchrieb Noon, 
Ihrer Politik keine Feſſeln an, Sie wiſſen, daß ich einen Krieg 
mit Osterreich nicht liebe, aber ich weiß, daß er unter Umftänden 
eine politische Nothwendigleit fein kann, und man ihn dann auf 
alle Chancen hin unternehmen muß. Nicht minder gute Nach⸗ 
richten gab Itzenplitz am 13. über die Ausſichten der finanziellen 
Operation. 

So auf alle Fälle vorbereitet, erwartete man mit wachſender 
Ungeduld die Antwort Franz Joseph's auf das königliche 
Schreiben. Ein über das andere Mal telegraphirte Bismarck 
an Werther, wann dieſelbe zu erwarten fei. Er ſprach in diefen 
Tagen den in Karlsbad verwellenden franzöſiſchen Votſchafter 
in Wien, Herzog von Gramont, und bat ihn, mach feiner Rück⸗ 
kehr den Grafen Mensborff von dem Exnfte der beiden Süße 
zu überzeugen, daß Preußen gute Freundſchaft mit Oſterreich 
von Grund des Herzens wünſche, daß es aber ganz ſicher zum 
Schwerte greifen müſſe, wenn Ofterreich feine Politik in Schleswig⸗ 
Holſtein nicht ändere !). Eine umfaſſende Mittheilung an Werther 
für den Fall einer ablehnenden Antwort des Kaiſers wurde 
mittlerer Weile vorbereitet, drei Depeſchen, welche die verſchiedenen 
Streitpunkte erörterten, um ſchließlich daran die Erklärung zu 
knüpfen, daß der König den Entſchluß kund gegeben habe, die 


y Durch die Zeitungen ging damals eine Erzählung, Bismard 
habe dem Herzog geſagt, er wünſche den Krieg, Preußen werde Oſter⸗ 
reich ohne Mühe ſchlagen und die Suprematie in Deutfchland erringen. 
Ohne eine Anregung von preußiſcher Seite ließ Gramont ſogleich in 
Wiener Blättern dieſe Angaben für grundloſe Erfindungen erllären. 
Charakteriſtiſch war es, daß das kaiſerliche Preß bureau die Aufnahme 
diefer Ertiörung in eme officiöfe Zeitung weigerte. 
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öffentlichen Verunglimpfungen Preußens und feines Heeres, durch 
welche das nationale und militäriſche Gefüht besfelben verleht 
werde, nicht länger zu dulden; man werde alſo Herwarth an⸗ 
weiſen, amilich bei der oberften Civilbehörde Abhülfe zu verlangen, 
und wenn dies erfolglos bleiben ſollte, ſelbſtändig die geeigneten 
Maßregeln zu Schuß und Genugthuung zu ergreifen. Der 
König, erllärte der Erlaß, verhehlt ſich nicht den Ernſt dieſes 
Entſchluſſes, noch die Bedeutung der Folgen, welche die Durch⸗ 
führung desſelben für das Verhältniß beider Mächte zu einander, 
unerachtet gewiſſenhafter Schonung und Anerkennung der Rechte 
des Mitbeſitzers, haben kann. Aber wenn uns die Mitwirkung 
zur Abhülje verfagt wird, . ein Fall, von dem wir hoffen, 
daß er nicht eintreten werde, müſſen wir die nothwendigen 
Maaßregeln einfeitig ergreifen, und fie auf jede Gefahr durch⸗ 
führen. Wir würden jede daraus etwa erfolgende Rüchvirtung 
auf unſere Beziehungen zur kaiſerlichen Regierung beklagen, aber 
unſere Beruhigung darin finden, daß wir zu den Entſchlüſſen, 
mit welchen wir fo lange gezögert haben, durch die Nothwendigkeit 
gedrängt worden ſind. 

Als bis zum 11. Juli noch keine Nachricht aus Wien ge⸗ 
tommen war, gingen dieſe Depeſchen an Werther zur Mittheilung 
an Mensdorff ab. Gleich nachher erſchien dann eine Sendung 
Werther's mit der Antwort des Kaiſers auf den königlichen Brief 
vom 9., und einer Erwiderung Mensdorff's vom 10. auf Bismarcks 
Erlaß vom 3. Juli. Die letztere ſprach wiederholt die Freude 
über das bis jetzt erlangte Einverſtändniß, betreffend die Februar⸗ 
Forderungen, aus, beide Schreiben aber ſtellten in dringender 
Weiſe den Antrag, daß der König von ſeiner Ungnade gegen 
Auguftenburg abſchen und den Erbprirzen als Souverän der 
Herzogthümer anerkennen wolle. Zugleich fragte Mensdorff an, 
ob zur weitern Verhandlung über Schleswig⸗Holſtein die Sendung 
einer Vertrauensperſon nach Karlsbad oder Gaſtein genehm ſein 
würde, worauf Bismarck umgehend antwortete, daß dieſelbe ſehr 
erwünſcht fei, übrigens aber noch einmal (am 14.) hervorhob, 
daß, wie erfreulich auch Mensdorffs Entgegentommen in den 
übrigen Punkten ſei, doch das Bedauern über Oſterreichs Feſt⸗ 
halten an Auguſtenburg ungeminbert bleibe. Der Prinz ſtelle 
ſich als Regenten, als Macht gegen Macht den beiden Regierungen 
gegenüber, ſuche fie durch demagogiſche Mittel, durch einen Druck 
von unten her zu bezwingen, untergrabe in den Herzogthümern 
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Ordnung und Autorität: Se. Majeſtät könne dergleichen ſich 
nicht gefallen laſſen. So lange dieſer Bufland in den Herzog 
thümern nicht beſeitigt ſei, wie dies durch die Erlaſſe vom 11. 
gefordert worden, könne die Verhandlung mit Ofterreich dem 
Ziele nicht näher geführt werden. 

So blieb für den Augenblick die Lage drohend und ſeuer⸗ 
gefährlich. Auf eine Anfrage Roon’s, ob etwa ſchwere Geſchütze 
aus den rheiniſchen Feſtungen in die ſchleſiſchen überführt, und 
die Maaßregel in den Zeitungen beſprochen werden follte, 
antwortete Bismarck bejahend, ſtets in dem Gedanken, daß es 
das befte Mittel zur Erhaltung des Friedens fei, Osterreich von 
dem Emfte der preußischen Entſchließung zu überzeugen. Die 
Anweſenheit des Königs in Karlsbad näherte ſich dem Ende; 
er gedachte jept zur üblichen Nacheur nach Gaftein zu gehen, 
und auf dem Wege bortbin, in Regensburg, zur Feſtſtellung 
des entſcheiden den Beſchluſſes einen Miniſterrath zu halten, zu 
welchem auch Werther aus Wien und Goltz aus Paris berufen 
werden ſollten. Eine eben eintreffende Antwort Mensdorff's 
auf die Eröffnungen vom 11. Juli war nicht dazu gemacht, 
die Kriſis hinaus zuſchieben. Sie bewegte ſich in allgemeinen 
Wendungen: bei dem hoffnungs reichen Stande der Verhandlung 
über die Zukunft der Herzogthümer werde Preußen doch nicht 
durch einseitiges Thun die Verantwortung ſchwer bedenklicher 
Folgen auf ſich laden; das Wiener Cabinet wolle ebenſowenig 
wie das Berliner geſetzwibrige Zuſtünde in den Herzogthümern; 
man werde unterſuchen, ob die Landesregierung Fehler begangen 
habe, die eine Beschränkung ihrer Competenz nöthig machten; 
Halbhuber ſolle über das Benehmen der Preſſe und der Vereine 
gehört werden; jedoch ſeien Meinungsäußerungen über das 
Recht Auguſtenburg's nicht ſtraſbar, da ja die Frage der Sou⸗ 
veränität in den Herzogthümern eine offene ſei. Mit ſolchen 
Sägen rückte die Streitfrage natürlich keinen Schritt ihrer 
Loſung näher. 

Für die Erwägungen des Miniſterraths, welcher gemäß dem 
königlichen Befehle am 21. Juli in Regensburg Statt fand, 
war dadurch die Richtung beftimmt vorgezeichnet. Zunächſt 
wurde die Abſendung eines Ultimatums nach Wien beſchloſſen; 
würde auch dieſes ablehnend oder ausweichend beantwortet, ſo 
würde Preußen felbftändig mit militäriſcher Gewalt in Holſtein 
doorgehen. Für den Eintritt dieſer Eventualität wurde eine 
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genaue Weifung an General Hervarth im Voraus feftgeftellt. 
Schon jetzt ſollte er, um dem Wiener Cabinet den vollen Eruſt 
des Ultimatums anſchaulich zu machen, mit Verhaftung und 
Ausweiſung gegen einige preußiſche Unterthanen einſchreiten, 
welche damals in Schleswig⸗Holſtein ſich an der Auguſtenburger 
Agitation hervorragend betheiligten. Sodann würde er Alles 
vorbereiten, um auf eine weitere königliche Ordre den Erbprinzen 
von Auguſtenburg zu verhaften, an Bord der im Kieler Hafen 
ſtationirten preußiſchen Corvette Vineta bringen und durch dieſe 
nach Pillau in Oſtpreußen überführen zu laſſen. Sobald an 
Herwarth dieſe Ordre abginge, würde der erſte Act der Mobil- 
machung. der Ankauf der erforderlichen Pferde, angeordnet werden. 
Nach den Berichten von Ibenplih und Vodelſchwingh waren 
die Geldmittel für den Krieg zu erwarten; wenn, wie man hoffen 
durfte, die Verhandlung über die Cöln⸗Mindener Eiſenbahn zu 
dem gewünſchten Ergebniß führte, würden die verfügbaren Beträge 
auf 60 Millionen Thaler ſteigen, alſo die Koſten der vollſtän⸗ 
digen Mobilmachung und eines einjährigen Feldzugs ohne 
Steuererhöhung, ohne neue Anleihe oder Papiergeld⸗Emiſſion zu 
deden fein. 

Was die Beziehungen zu den auswärtigen Mächten betraf, 
ſo hatte Bismarck kurze Zeit vor ſeiner Abreiſe von Berlin 
12590 den Grafen Benedetti die poſitive Erklarung empfangen, 

bei einem Bruche mit Öfterreic, Frankreichs wohlwollende 
a für Preußen ohne irgend eine Compenfation geſichert 
ſei. Gleich nachher hatte dann Venedetti ein Telegramm aus 
Paris vorgelegt, worin die Vereitwilligteit Napoleon’ aus- 
geſprochen war, mit Preußen ein Bündniß zu ſchließen und 
deſſen Vorſchläge darüber entgegen zu nehmen. Hienach erhielt 
b Graf Goltz die Inſtruction, falls keine Verftändigung mit 
sterreich eintrete, den Abſchluß eines Neutralitäts⸗Vertrags mit 
Frankreich, und nach Uimſtänden die Feſtſtellung weiterer gegen- 
ſeitiger Verpflichtungen vorzubereiten; er würde ferner die 
Geneigtheit Napoleon s zu einer etwaigen perfönlichen Annäherung 
zu vermitteln ſuchen. An Graf Uſedom in Florenz war bereits 
der Befehl ergangen, den ihm kurz vorher bewilligten Urlaub 
zur Zeit nicht anzutreten; er follte nunmehr amtlich dem italieniſchen 
Minifterium die Frage ftellen, wie ſich dasſelbe bei einem Kriege 
zwiſchen Preußen und Oſterreich zu verhalten gedenke. 
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Das an Öfterreich zu richtende Ultimatum erhielt dann 
folgenden Inhalt: 

Ablehnung jeder Verhandlung über die Zukunft der Herzog⸗ 
thümer, bis dort die Autorität hergeſtellt, und jede Agitation 
befeitigt iſt. Wenn dies geſchehen, fo ift Preußen über Olden⸗ 
burg's Einfegung zu unterhan deln bereit. Die Auguſtenburger 
Candidatur ift für uns vollſtändig ausgeſchloſſen, fo lange der 
Erbprinz in feiner uſurpatoriſchen Stellung beharrt. Würde 
Öfterreich die Herſtellung der Ordnung in den Herzogthümern 
ablehnen, fo würde Preußen fi im Stande der Nothwehr be⸗ 
finden, und einfeitig durch General Herwarth das Erforderliche 
vorfehren. Weitere Entihlüffe, ab Herwarth dieſen Auftrag 
erhält, hängen von dem beabſichtigten Beſuche des Kaiſers Franz 
Joſeph in Gaſtein und dem Ergebniß der Zuſammenkunft der 
beiden Monarchen ab. 

Zugleich würde Werther dem Grafen MenSdorff vorläufige 
Kenntuiß von der Abſicht der Regierung geben, gegen jene 
preußiſche Unterthanen in Schleswig⸗Holſtein polizeiliche Maaß⸗ 
regeln zu ergreifen. 

So war Jegliches nach jeder Seite auf das Genaueſte vor⸗ 
gefehen. Man wünſchte lebhaft, daß der Krieg nicht nöthig 
werden möchte, war aber, wenn nöthig, auch zum Kriege völlig 
entſchloſſen und bereit. 

Der König mit Bismarck und General Manteuffel zeifte 
darauf weiter nach Gaſtein, hatte aber unterwegs am 23. Juli 
in Salzburg noch eine pofitifCe Unterredung mit dem bahe⸗ 
niſchen Minifterpräfibenten, über welche hier kurz zu be 
richten iſt. 

Seit dem Bundesbeſchluſſe vom 6. April wartete Freihert 
von der Pfordten in großer Unruhe und vielſach wechselnden 
Affecten auf den Verlauf der öſterreichiſch⸗preußiſchen Unter 
handlung. Er ftand mit Beuſt in ſteter vertraulicher Corre⸗ 
ſpondenz, zeigte ſich aber foridauernd geneigter als diefer, Preu⸗ 
ßens ſonſtigen Wünſchen, wenn nur das Bundesrecht gewahrt 
bleibe, entgegenzulommen. Mit Freude, ſahen wir, begrüßte er 
die Mittheilung von Preußens Antrag auf Berufung eines 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Landtags; Beuſt und ich, ſagte er dem 
preußiſchen Geſandten, hätten die Sache fonft beim Bundestage 
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in Anregung gebracht, natürlich kann jetzt davon keine Rede 
mehr ſein. Bald aber ſchien auch dieſe Erörterung zwiſchen 
Wien und Berlin wieder einzuſchlafen; Pfordten vernahm ſtatt 
deſſen Preußens Begehren der Ausweiſung Auguſtenburg's, und 
wurde dadurch in zornige Aufregung verſezt, zumal jett auch 
die bayerifchen Kammern wieder einmal Refolutionen auf An- 
erlennung Herzog Friedrichs VIII. faßten. Zuerſt vertraulich 
dem Prinzen Reuß, dann öffentlich den Kammern, gab er die 
Erklärung ab, daß, wenn das Bundesrecht in Schleswig⸗Holſtein 
nicht geachtet würde, Bayern keinen Grund mehr ſehe, ferner 
noch Mitglied des deutſchen Bundes zu bleiben. In wahren 
Jubel ſetzte darauf ſeine Stimmung um, als Bismarck ihm ver⸗ 
kauliche Nunde von Preußens Bereitwilligteit, die Frage der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Militärhoheit der Berathung des Bundes⸗ 
tags zu unterbreiten, zukommen ließ. Damit, rief er, ſei die 
weſentliche Schwierigkeit beſeitigt; jetzt werde Preußen ſehen, 
daß es keinen beſſern Freund als Bayern habe, daß niemand 
eine lautere Stimme als er für Preußens berechtigte Forderungen 
erheben werde. Am 10. Juli meldete Prinz Reuß, daß Pfordten 
den preußiſchen Miniſter dringend erſuche, ihm Ort und Zeit 
zu einer perſönlichen Zusammenkunft zu bestimmen; er reiſe 
eben zu einem Geſoräche mit Beuſt, ſtehe aber vom 17. ab zu 
Bismarcks Verfügung. Dieſer antwortete höchſt verbindlich und 
bezeichnete den 23. Juli und Salzburg, da ich nicht weiß, 
bemerkte er, was nach Gaſtein aus mir wird. Pfordten fand 
dann den ſächſiſchen Miniſter ſteifer als jemals in feiner preußen⸗ 
ſeindlichen Geſinnung, und verabredete mit ihm einen neuen 
Antrag am Bunde, betreffend die Berufung der Stände in den 
Herzogthümern, die Aufnahme Schleswigs in den Bund, und 
die Übernahme der Executions⸗ und der däniſchen Kriegskoſten 
durch die Geſammtheit des Bundes. In Salzburg beeilte er 
ſich, Bismarck denſelben mitzutheilen, und hatte die Freude, wenn 
auch einige Bedenken, fo doch leinen Widerspruch dagegen zu 
erfahren. Denn in der That, die beiden erſten Punkte des 
Antrags weren für Preußen in der damaligen Sachlage harm⸗ 
108, und der dritte, die Übernahme der Kriegskoſten durch den 
Bund, machte das Ganze der durchlauchtigen Frankfurter Ver⸗ 
ſammlung ſchlechthin ungenießbar. Als dann Bismarck ſeiner⸗ 
eus dem Gaperifcen Ecllegen die gefammte Lage der Dinge 
in den Herzogthitmern entwickelt und mit großem Va auf 
v Svbel, Begründung b. beatigen Reihe. IV, 
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den hohen Unwillen des Königs gegen das uſurpatoriſche Ber 
nehmen Auguſtenburg's hingewieſen hatte, räumte Pfordlen rück 
haltlos ein, daß es allerdings für Preußen jept unmöglich 
geworden fei, den Erbprinzen ohne Weiteres als Herzog 
anzuerzennen; inbeffen, meinte er, wenn dies mit dem reral⸗ 
citranten Auguſtenburg fo ſtehe, fo könnte vielleicht doch die 
Anerkennung eines unterwürfig gewordenen Auguſtenburg wieder 
möglich werden. Er erbot ſich, in dieſem Sinne mit Nachdruck 
auf den Prinzen einzuwirken, und Bismarck war weit entfernt 
davon, einem ſolchen vermittelnden Beſtreben preußiſcher Seits 
jede Ausſicht abzuſprechen. Was die preußiſchen Februar⸗For⸗ 
derungen, und insbeſondere die Frage der Militärhoheit, betraf, 
fo kam es zu feiner beſtimmten Abrede; man begnügte ſich mit 
dem Aus drucke des beiderſeitigen verſöhnlichen Willens, und 
Vis marck deutete einmal an, daß Preußen ſich vielleicht mit einer 
auf beſtimmte Zeit bemeſſenen Militärconvention begnügen 
könne. Um ſo kräſtiger aber erklärte er dem bayeriſchen 
Staatsmann, daß der hoffentlich auf Schleſien und Böhmen 
zu Iocalifitende Krieg unvermeidlich ſei, wenn Oſterreich dem 
Regensburger Ultimatum nicht entſpreche, und Pfordten hatte 
kein Bedenken, den Inhalt des letztern berechtigt zu finden, weil 
in der That Preußens Ehre bei den jetzigen Beſchwerden 
engagirt fei h. 

Er hatte nach dicſem Geſpräche noch eine Audienz bei dem 
Könige, wobei dieſelben Dinge in gleichem Sinne behandelt 
wurden, und Pfordten ſich überzeugte, daß der König und fein 
Miniſter ſich in völliger Übereinſtimmung befanden, die Gerüchte 
alſo über Zwiespalt im preußiſchen Cabinette völlig grundlos 
feien, Nach München zurückgekehrt, ſprach er ſich in hohem 
Maaße befriedigt über die Zusammenkunft aus, und verſicherte 
dem dortigen diplomatiſchen Corps, daß es jetzt in Oſterreichs 
Hand liege, den Bruch zu verhüten oder herbeizuführen. Ohne 
Zögern ſchrieb er an ſeinen Auguſtenburger Schügling, und 


y) Aug dieſes Geſprach veranlaßte bald nachher die Zeitungen 
zu ehr detallirter Erzählung von Bismarck 5 Rußerungen über den 
eventuellen Vriegsfall, und feine Hoffnung auf Neutralität der Mittel 
finaten. Pforbien beellte ſic, durch die Bayeriſche Zeitung die Falſch⸗ 
beit dieſer Berichte nach Jorm und Inhalt erllären zu laſſen. 
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ſorderte ihn dringend auf, dem preußiſchen Monarchen eine ehren⸗ 
hafte Genugthuung zu geben; zugleich ſandte er eine Depeſche 
nach Wien, in welcher er dem Grafen Mens dorff feine feſte 
Überzeugung ſowohl von der Energie, als von der Friedens liebe 
Preußens ausſprach, und mit warmen Worten in den Minifter 
drang, eine Verſtündigung zu ſuchen, fo lange der König noch 
auf öſterreichiſchem Boden weile. 
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Während Preußen, einen klaren Zweck vor Augen, jedes 
von demſelben geforderte Mittel forgfam und gründlich vor⸗ 
bereitete, um nöthiges Falls alle Kräfte auf den entſcheidenden 
Punkt zu vereinigen: waren unterbeffen in Osterreich wunderbare 
Zuſtände eingetreten. 

Schon oben haben wir erwähnt, daß das Miniſterium 
Schmerling bereits ſeit längerer Zeit auf die Unterſtützung keiner 
Partei mehr rechnen konnte. In Ungarn und Croatien, in 
Galizien und Venetien hielt es die Herrſchaft nur durch milie 
tärifehen Abſolutismus aufrecht. In den Landen dies ſeits der 
Leitha waren die ſlaviſchen Bevölkerungen widerwillig, weil fie 
in Schmerling's Einheitsſtaat ſich durch das Übergewicht des 
deutſchen Elements benachtheiligt meinten. Der hohe Adel zürnte 
über den politifchen Einfluß des Bürgerthnms, welches im Reichs 
rath das Anſehen des Herrenhauses durch jenes der Abgeordneten 
in Schatten ſtellte, eine fefte Ordnung und Controle des Staats- 
haus halts und der Landes verwaltung anftrebte und damit eine 
Menge hergebrachter erfreulicher Miß bräuche unliebfem ftörte. 
Der Klerus war entrüftet über die feit 1861 wieder proclamirten 
Grunbſatze der Toleranz und Glaubensfreiheit, ſah mit Entſetzen, 
daß in dem frommen Tirol die Bildung proteftantiicher Gemeinden 
vorbereitet wurde, vernahm mit Abſcheu, daß Schmerling die 
Verkündung der päpftlicen Enchelica und des Syllabus von 
1864 zwar nicht verbot, dafür aber den Grund anführte, daß 
dieſelben nur perfönfiche Meinungsaußerungen des Papftes, und 
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folglich ohne allen Einfluß auf das zöſterreichiſche Staatsrecht 
fein wärden. Endlich die urſprünglichen Stüten Schmerling's, 
die deutſchen Liberalen, hatten mit feinem bureaukratiſchen und 
eigenwilligen Verfahren lüngſt die Geduld verloren; fie klagten 
über feine Dienſtwilligkeit gegen jeden laiſerlichen Wink während 
umgekehrt Franz Joſeph dem Miniſter grollte, weil er nicht mit 
hinreichendem Eifer und Erfolg dem parlamentariſchen Ubermuth 
feſten Zügel anlege. 

Unter dieſen Umſtänden bedurfte es nicht viel, um einen 
vollſtan digen Syſtemwechſel in der innern Politik herbeizuführen. 
Es war ein Mitglied des Miniſterraths ſelbſt, Graf Moritz 
Eſterhazy, welcher dazu den entfcheibenden Anſtoß gab, 

Graf Moritz hatte einen zur Lenkung der Menſchen reich 
ausgeftatteten Geift. Er war ein ſcharfer Beobachter, kühler 
Urtheiler, umſichtiger Berechner; er verftand, die rechte Stunde 
mit unerſchöpflicher Geduld zu erwarten und dann am treffenden 
Punkte den Hebel amzufepen. Sich ſelbſt mit der Thätigkeit 
und der Verantwortlichteit der Macht zu beladen, war jedoch 
nicht feine Sache; er war kränklich und arbeitſcheu in hohem 
Grade und Hatte in mißtrauiſcher Vorſicht einen tiefen Wider⸗ 
willen, irgend etwas Schriftliches von ſich zu geben, ſo daß er 
früher foger als Botſchafter beim Vatican in einem halben Jahre 
ſich kaum zur Einsendung eines Berichtes entſchlcß, und deshalb 
endlich zurückgeruſen werden mußte. So hatte er auch in völliger 
Unthätigteit als Miniſter ohne Portefeuille, Schmerling's Politik 
ſich vier Jahre lang entwickeln laſſen, im Herzen ein Gegner 
Schmerling's in jedem Punkte, Alles erſorſchend, niemals mit⸗ 
wirkend, niemals widerſprechend: bis er endlich im Sommer 
1865 den Augenblick gekommen fand, um den Adel vor dem 
Auſſtreben des Bürgerthums, Ungarn vor dem Drucke der deut⸗ 
ſchen Centraliſten, die Kirche vor Schmerling's interconfeffionellen 
Gejepentwärfen zu bewahren. Da jetzt der große Führer der 
ungariſchen Oppoſition Franz Deät, auch mit der allconſerwatiden 
Partei zur Bekämpfung Schmerling's in ein halbes Einvemehmen 
trat, ließ ſich der Kaiſer beſtimmen, Anfang Juni mit feiner 
Gemahlin einen Beſuch in Peſt zu machen, wo er von der Be⸗ 
völterung mit unermeßlichem Jubel aufgenommen wurde, und 
in einer feierlichen Anſprache den entſchiedenen Willen belundete, 
die Völler feiner ungariſchen Krone möglichſt zu befriedigen. 
Je kräftiger bisher Schmerling nicht die Befriedigung, ſondem 
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die Unterwerfung Ungarns betrieben hatte, deſto deutlicher war 
in jenem Kaiſerworte die Hindeutung auf den bevorſtehenden 
Umſchlag. Die Haltung der liberalen Mehrheit des Abgeordneten 
hauſes brachte darauf die Kriſis zur Reife. Die Verfaſſung von 
1861 hatte einen fogenannten Octroytrungs⸗Paragraphen, eine 
Beſtimmung, welche der Regierung das Recht verlieh, in drin⸗ 
genden Fällen ohne Zuziehung des Reichsraths Verfügungen mit 
Geſetzes kraft zu erlaſſen. Bei der wachſenden Verbitterung der 
Verhältniſſe war die liberale Partei von der Beſorgniß erfüllt 
die Regierung möchte dieſen Artikel zu einer Verfaſſungsänderung 
benutzen, und gleich nach der Rückkehr des Nalſers aus Ungarn 
kam es trotz Schmerling's heftigem Widerſpruche zu einem Bes 
ſchluſſe, welcher ein ſolches Verfahren als geſetzwidrig charakte⸗ 
riſirte. Da Abſichten diefer Art fehr beftimmt im Sinne des 
ungariſchen und böhmifchen Adels lagen, war ſachlicher Anlaß 
genug zu dem Beſchluſe vorhanden; leider mußte er, wie die 
Dinge einmal lagen, das Gegentheil von den Wünſchen ſeiner 
Urheber bewirken, indem er dem Kaiſer als ein neuer Übergriff 
des Parlaments, als eine neue Verletzung der Kronrechte dar- 
geftellt wurde. Wenige Tage vorher war ſodann das Budget 
für 1865 im Abgeordnetenhauſe mit den uns bekannten Abſtrichen 
im Hter- und Flottenweſen zum Abſchluß gelommen, und man 
ſchickte ſich an, jetzt das Budget für 1866 in Angriff zu nehmen: 
da erſchien der Finanzminiſter Plener mit der Erklärung, daß 
er in Folge unvorhergeſehener Ausgaben und rüdjtändig ge⸗ 
bliebener Einnahmen für die Deckung der laufenden Bedürfniſſe 
des Jahres eine Anleihe von 117 Millionen Gulden beantragen 
müſſe. Der Schrecken und Un wille war groß, mit welchem das 
Haus dieſe Mittheilung aufnahm; alle Welt war einflirnmig 
darüber, daß eine ſolche Forderung erſt nach vollſtändiger Prü⸗ 
fung des Budgets von 1886 zur Verhandlung kommen dürfe, 
und am 21. Juni wurden dem Miniſter ſtatt 117 Millionen 
deren 13 bewilligt, und auch dieſe nur, weil man ſonſt die am 
1. Juli fälligen Binfen der Staatsſchuld nicht hätte bezahlen 
lönnen. Ein ſolcher Vorgang erſchien auch dem Kaiſer uner⸗ 
trägfid) und richtete den Zorn desſelben ſofort gegen das bis⸗ 
herige Cabinet überhaupt: wozu diente cin Miniſter, der, während 
er dem Monarchen die Herzen der einen Reichshälfte entfremdete, 
in der andern nicht im Stande war, die für den Staat umer- 
(äßtichen Geldmittel einer rebelliſchen Bolts verttetung atzuringen? 
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Eben ſollte der Erlaß über Berufung des ungariſchen Landtags 
veröffentlicht werden: da bemerkte Eſterhazy dem Kaiſer, daß 
die Unterſchrift des bisherigen ungariſchen Hoſtanzlers, Grafen 
Hermann Zichy, die gute Stimmung der Magyaren ſogleich 
wieder verderben würde. Der Kaiſer war einverſtanden, und 
ernannte am 26. Juni an Zichg's Stelle einen bewährten Alt⸗ 
conſervativen, den Grafen Georg Mailath. Damit war die 
Kriſis erklärt, und am 27. reichten ſämmtliche Miniſter mit Aus⸗ 
nahme des Grafen Mensborff und des Kriegsminiſters General 
Franck ihre Entlaſſung ein. Der Kaiſer genehmigte mit un⸗ 
gnädigen Worten. Indeſſen führten ſie proviſoriſch ihre Amter 
bis zur Ernennung ihrer Nachfolger fort, und dieſe ließ ſich 
noch geraume Zeit erwarten, fo daß Oſterreich beinahe einen 
Monat hindurch ohne eine anerkannte Regierung war. 
Allerdings blieb es nicht lange verborgen, von welcher 
Hand und in welchem Sinne fortan die Geſchicke des Reiches 
gelenkt werden ſollten. Zum Vorſitz im Miniſterrath wurde 
Graf Beleredi berufen, bisher Statthalter von Böhmen, ein 
Staatsmann, den im Grunde des Herzens der Zuſtand Oſterreichs 
vor dem Jahre 1848 als das höchſte Ideal erſchien, jene Zeit, 
wo die Reichscinheit nicht durch ein eigenwilliges Parlament, 
ſondern durch die Armee und die Kirche vertreten war, und 
jedes Kronland unter der feſten Leitung des weltlichen und 
geistlichen Adels fein eigenartiges Daſein führte. Dies war 
nun allerdings in ganzer Vollſtöndigkeit nicht wohl mehr erreich⸗ 
bar, immer aber ſchien es einen Verſuch zu lohnen, wie weit 
man in dieſer Richtung gelangen könne. Demnach hatte Belcredi 
ſchon während ſeines böhmiſchen Amts den gefügigen Czechen 
geſchmeichelt, die durchweg liberalen Deutſchen gehaßt, den hohen 
Prälaten jeden Vorſchub geleiftet; und fo hoffte er jezt auf dem 
weitem Schauplaß mit demſelben Verfahren ein folides Ergebniß 
zu erzielen. Zunächſt dachte er keineswegs als abſolutiſtiſcher 
Unterdrücker aufzutreten, ſondern im Gegentheil als Vorfechter 
der echten Freiheit die einzelnen Kronlande in ihrer Autonomie 
herzuſtellen, die Magyaren und Croaten, die Czechen, Slovaken 
und Slovenen von dem Drucke der Deutſchen zu erlöſen, der 
Kirche ihre Selbſtändigkeit gemäß dem Concordate zurückzugeben, 
den Adel vor der läſtigen Bevormundung durch die Bureaukratie 
zu beschützen. Es verſtand ſich, daß ein fo löbliches Thun fich 
ohne Anſtoß nicht unter den Augen der jetzigen Mehrheit des 
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Abgeordnetenhauſes entwickeln konnte; Beleredi wollte alſo feine 
amiliche Wirkſamkeit erſt mit dem Schluffe der par lamen tariſchen 
Seſſion beginnen. Auch ſchien es zur Einleitung des neuen 
Syſtems zweckmßig, von dem bisherigen Parlamente nicht im 
Kampfe, ſondern im Frieden zu ſcheiden, und ſo wurden jetzt 
Conerſſianen möglich, welche Schmerling bis zum lezten Augen⸗ 
blick mit größter Anſtrengung hatte bekämpfen müſſen. Als die 
Miniſterkriſis zum Ausbruche lam, war eben das Herrenhaus 
mit der Berathung des von den Abgeordneten fejtgefepten Bud⸗ 
gets für 1865 beſchäſtigt, und wollte der Regierung für Heer 
und Flotte fieben Millionen mehr als die Abgeordneten zuge⸗ 
ſtehen. Ein folder Beſchluß hätte weitſchichtige Verhandlungen 
zwiſchen beiden Häuſern hervorgerufen und den Seſſtonsſchluß 
vielleicht auf ferne Friſt hinausgeſchoben. So erſchien am 
3. Juli ein laiſerliches Handſchreiben, welches auch für die bisher 
in Kriegsſtärke verbliebenen Garniſonen Venetiens und Dalma⸗ 
tlens die Zurückführung auf den Friedensſtand verfügte, worauf 
dann Feldmarſchall Heß am 6. im Herren hauſe erklärte, daß 
hienach die Armee mit den von dem andern Hauſe bewilligten 
Summen auskommen könne. Der Kriegsminiſter beſtätigte, daß 
Se. Majeſtät befohlen habe, mit den Erſparniſſen bis an die 
Grenze des Möglichen zu gehen, und in der That wurde gleich 
nachher die Armeereduction in Venetien allſeitig durchgeführt, 
und auch hier zahlreiche militäriſche Bauten eingeftellt. Bis 
zum 18. Juli wurden dann die ſonſtigen kleinen Differenzen 
zwiſchen den Budgetſätzen beider Häufer ausgeglichen, und hienach 
der gleichlautende Beſchluß von den Abgeordneten am 21., von 
den Herren am 22. gefaßt. Die hier erſcheinenden Anſchläge 
ließen auf dem Papier ein Deficit von ſieben Millionen, für 
welches ein beſonderes Geſetz Deckung ſchaffen ſollte; nach den 
im Jahre 1864 gebliebenen Einnahme⸗Ausfällen von 30 Mile 
lionen aber war man für den Schluß von 1865 auf ein that⸗ 
ſächliches Defieit von 80 Millionen gefaßt, und die dafür er⸗ 
forderliche Anleihe war, wie wir fahen, von dem Reichsrathe 
noch nicht bewilligt worden. Dieſe Betrachtungen hielten jedoch 
den Grafen Beleredi nicht auf, da er ja überhaupt ohne einen 
Reichsrath zu regieren gedachte. Die Seſſion wurde mith in 
am 27. Juli geſchloſſen, und an demselben Tage das neue Mi⸗ 
niſterium conſtituirt. Belcredi wurde Staatsminiſter, Borfipenber 
des Miniſterraths, Verwaltungs- und Polizeiminifter; Graf 
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Lariſch übernahm die Finanzen, Ritter von Komers die Juſtiz, 
Krieg sminiſter Franck die Marine. 

In dieſer Lage alſo befand ſich der Kaiſerſtaat, als Mens⸗ 
dorff das preußiſche Ultimatum aus Regensburg erhielt. ein 
Verfaſſungsſturz in naher Ausſicht, der Conflict mit Ungarn 
noch ungelöft, die Armee auf den tieſſten Friedensſtand reducirt, 
die Finanzen in vollständiger Hülflofigteit. Es konnte nicht 
fehlen, daß ſolche Zuſtände zwar nicht die Geſinnung gegen 
Preußen änderten, aber doch zu kriegeriſchem Vorgehen nicht 
ermuthigten. Insbeſondere war es Graf Eſterhazy, welcher 
einem Streben nach friedlicher Ausgleichung das Wort redete. 
Er hatte es von jeher beflagt, daß Mensdorff ſich in den deut⸗ 
ſchen Fragen fo unbedingt von Biegeleben leiten ließ, und hatte 
bei den wachſenden Streitigkeiten mit dem Reichsrath manches 
Mal crllärt, der beſte Bundesgenoſſe in dieſer Lage fei für 
Oſterreich der ſtarke Bändiger der widerſpenſtigen preußiſchen 
Volksvertretung. Jetzt trat ſein Einfluß in höherem Maaße als 
früher hervor; er war durchdrungen von der Unmöglichkeit eines 
großen Kriegs bei der innern Gährung oller Kronlande, fann 
alſo auf ein beſchwichtigendes Auskunftsmittel für die leidige 
Frage der Herzogthümer, und freute fi, als der öſterreichiſche 
Gefandte in München, Graf Blome, ihm ein ſolches entgegen⸗ 
brachte Blome, ein geborener Holſteiner, von einer großen, 
unruhigen Intelligenz innerhalb eines engen Geſichtskreiſes, war 
von jeher, wie faſt alle holſteiner Edelleute, ein Gegner Auguſten⸗ 
burg's geweſen, hatte dann als Geſandter für denſelben wirken 
müſſen, blieb aber bei feiner Anſicht, daß die Frage für Oſter⸗ 
zeich werthlos ſei, und das Wiener Cabinet in der augenblicklichen 
Kriſis es auf einen Krieg nicht ankommen laſſen dürfe. Da 
Oſterreach die preußiſche Aunezion der Herpogthümer verwarf, 
die gemeinſame Verwaltung aber täglich neue Schwierigkeiten 
ſchuf, fo war Blome auf den Gedanken gekommen, Preußen ganz 
einfach die Theilung des Objectes, deſſen Gemeinbeſiz ſich fo 
gefährlich zeige, in der Art vorzuſchlagen, daß das Wiener 
Cabinet etwa Holſtein, und das Berliner Schleswig annectire. 
Ein folder Vorſchlag lag allerdings weit außerhalb der bisher 
von Biegefeben vorzezeichneten Linie, Graf Eſterhazy aber fand, 
da Oſterreich gegen die preußiſche Annexion an ſich nichts ein⸗ 
zuwenden habe, und nur zur Erlangung eines paſſenden Agui⸗ 
valents ihr widerſpreche, fo ſei bis dahin das Proviſorium in 
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den Herzogthümern fortzufriften, und zu diefem Zweck die geo⸗ 
graphiſche Theilung, wenn nicht des Landes, jo doch der einſt⸗ 
weiligen Verwaltung desſelben, ein fehr guter Gedanke. Da 
der Kaiſer dieſe Erörterung vorläufig billigte, ſo erhielt Graf 
Blome den Auftrag, ſich nach Gaſtein zu begeben, dort zunächft 
nach Krͤften für die Einfegung Auguſtenburg's zu wirken, wenn 
dies aber erfolglos bliebe, über das etwaige Theilungsprogramm 
die Stimmung des preußiſchen Cabinets zu ſondiren ). Am 
26. Juli reiſte Blome zu dieſem Vehufe von Wien ab. 

Allerdings wurden Mensdorffs Hoffnungen auf ein fried⸗ 
liches Ergebniß ſogleich durch die Nachrichten aus den Herzog ⸗ 
thümern ſehr ſtark abgeſchwücht. Wie es ihm Werther an⸗ 
gekündigt hatte, ließ General Herwarth am 25. Juli den Nedae⸗ 
teur May in Altona durch eine Militärpatroutlle verhaften und 
nach Preußen zu gerichtlicher Verfolgung abführen, und am 26. 
kündigte Zedlig dem preußischen Abgeordneten Sreeſe die poligeie 
liche Aus weiſung aus den Herzogthümern an. In Holftein er⸗ 
hob ſich über dieſe Vorgänge ein gewaltiger Lärm, und Halb⸗ 
huber veroffentlichte ſofort eine Heftige Verwahrung gegen beide 
Maaßregeln. Mensdorff ſagte mit halbem Lächeln zu Werther, 
daß dieselben wohl als Probe für die dennächftige Behandlung 
des Erbprinzen zu betrachten feien, und beeilte ſich um fo mehr, 
den Proteſt des öſterreichiſchen Mitbefiers gegen eine folde 
Verletzung feines Rechts zu Bismarcks Kenntniß zu bringen. 
Dieſer entgegnete umgehend, etwas ſophiftiſch, daß Preußen, wie 
zur Handhabung der Disciplinargewalt über die preußiſchen 
Truppen und Beamten in den Herzogthümern, ſo auch zur Aus⸗ 
übung der Strafgerichtsbarkeit über preußische Unterthanen da- 
ſelbſt der öſterreichiſchen Zuſtimmung nicht bedürfe; und ſeßte 
dann, etwas boshaft, hinzu, habe doch auch Mensdorff als 
öſterreichiſcher Civilcommiſſar 1851 kein Bedenken getragen, 
mehrere politiſche Flüchtlinge aus Oſterreich in Holſtein kurzer 
Hand verhaften zu laſſen, ohne feinem preußiſchen Collegen auch 
nur Kenntniß davon zu geben. 

So war für den Beginn von Blome's Unterhandlung die 
politiſche Atmoſphäre eben ſowenig günſtig wie bei entſetzlichem 


Y) Nach Werthers Berichten, und einer etwas ſpöteren Mittheilung 
des Eivilcommiffars Hofmann an General Manteuſſel. 
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Nebel⸗ und Regenwetter in Gaftein die phyſiſche. Er begann 
bei Bismarck mit dem Antrage auf die Anerkennung Auguſten⸗ 
burg's, erhielt aber ſogleich die Antwort, daß darüber keine Ver⸗ 
handlung vor der Befriedigung der legitimen preußischen For⸗ 
derungen möglich ſei. Blome klopfte an, ob nicht der Ausweg 
ergriffen werden könne, daß beide Mächte im Geheimen den 
Erbprinzen als Souverän bezeichneten. Bismarck erklärte auch 
dies erſt dann für möglich, wenn die preußiſchen Februar⸗Be⸗ 
dingungen vorher geſichert ſeien. Hoffentlich aber, meinte Blome, 
würde die Sache leichter thunlich erſcheinen, wenn der Prinz 
dem Könige eine Entſchuldigung ausſpräche, was Bismarck dann 
nicht geradezu in Abrede ftellte, immer aber betonte, daß bloße 
Worte jetzt nicht mehr ausreichten, es ſeien thatſächliche Beweiſe 
nöthig, daß der Prinz feine uſurpirte Stellung aufgebe. Wir 
find, benertte er, nicht gefonnen, mit Umgehung der Rechte 
Oſterreichs einfach zu annectiren; im Gegentheil wir find bereit, 
iber die Einſetzung Oldenturg s ſofort zu unterhandeln. Wir 
lönnen niemand einſeßen vor der Sicherſtellung unſerer Februar⸗ 
Forderungen: dies würde mit Oldenburg, welcher zuverläſſiger 
und politiſch unabhängiger iſt als der Erbprinz, leichter gelingen. 
Blome wandte dagegen die Anhanglichkeit der Bevölkerung an 
den Letztern ein; um Oldenburg auf dem Throne der Herzog⸗ 
thümer zu erhalten, würden fort und fort die preußiſchen Bajo⸗ 
nette erſorderlich fein, was weder für Wien noch für Berlin 
einen annehmbaren Zuſtand bilden würde. Auch diefe Sorge 
erachtete Bismarck für unbegründet. Den dortigen Tonangebern, 
ſagte er, kommt es weſentlich auf die Bequemlichleiten und die 
Ausbeutung der Kleinſtaaterei an, die ihnen unter preußiſchet 
Herrſchaft verloren ginge, unter Oldenburg aber erhalten bliebe. 
Sie würden ſich bald beruhigen. 

Alle in dieſem Geſpräche berührten Punkte wurden wieder⸗ 
holt erörtert, eine Einigung aber nicht erreicht. Am 30. Juli 
hatte Blome eine Audienz bei König Wilhelm, und machte, wie 
acht Tage früher von der Pfordten, ſogleich die Wahrnehmung, 
daß Bismarck lediglich im Sinne feines Monarchen handle. 
„Oſterreich, fo ungefähr redete der König, macht uns fo viele 
Unannehmlichleiten, weil es jeder Machtberſtärkung Preußens 
principmäßig feit dem ſiebenjährigen Kriege entgegentritt; dies 
zeigt ſich in den Herzogthümern völlig klar, da ſonſt eine gemein⸗ 
ſchaftliche Verwaltung derſelben ſehr möglich und einfach geweſen 


TON UNIVERS) 


Google 


124 Öfterreihifäe Miniſterkriſis. 1865 


würe. Nur um keine Sympathie daſelbſt fiir Preußen aufkommen 
zu laſſen, die zur Annexion Hätte führen lönnen, iſt Preußen 
bei den Einwohnern durch Halbhuber's Verfahren und durch 
Begünstigung des als „angeſtammt“ Geſtempelten veröchtlich 
und verhaßt gemacht worden. Dies hat einen ſolchen Grad er⸗ 
reicht, daß ich es nicht mehr ruhig anſehen kann und mir auf 
Grund des Wiener Friedens einseitig Recht verſchaffen muß, 
wenn Öfterreich nicht an meiner Seite zugleich vorgeht. Dazu 
gehört die Entfernung des Erbprinzen aus den Herzogthümern, 
Zuſammenwirken der beiden Civilcommiſſare, Wiederherſtellung 
der Landesgeſetze über Preſſe, Vereine, politiſche Polizei. Erſt 
wenn dies geſchehen, kann von der Zukunft der Herzogthümer 
bei mir die Rede ſein.“ 2 

In feiner Antwort auf dieſe königlichen Außerungen be⸗ 
theuerte Blome vor Allem, daß bei dem Wiener Cabinet nicht 
entfernt eine Tendenz im Sinne des ſiebenjährigen Kriegs vor⸗ 
handen fei. Er erläuterte Halbhuber s Benehmen: es fei nach 
Oſterreichs Anſicht nur das Widerſpiel der von Zedlitz geleiteten 

preußischen Übergriffe geweſen, welche eine Annexion vorbereiten 
ſollten, und von Oſterreich nicht zugelaffen werden könnten; er 
deutete an, daß nach dem offenen Zerwüttfniß zwiſchen den Com 
miſſaren vielleicht die Ablöfung beider Herren durch friebfertigere 
Perſonen die Lage beffern möchte. Indeſſen, ſchloß er, die Ein⸗ 
fehung des Erbprinzen würde allen dieſen Berdrießlichleiten mit 
einem Schlage ein Ende machen. 

Der König erwiderte, es müſſe zuerſt und vor Allem die 
Ordnung in den Herzogthümern hergestellt fein, ehe von einem 
Prätendenten die Rede ſein könne: und ſodann mie dieſer die 
Februar⸗ Bedingungen ahne Einschränkung annehmen, und zwar 
vor feiner Einſetzung. 

So chat die Unterhandlung keinen Schritt vorwärts. Es 
blieb nur noch die Frage übrig, ob ſich eine minder kriegs⸗ 
gefährliche Einrichtung des bisherigen Gemeinbejipes finden ließe 
Plone glaubte hiefür im Princip die Geneigtheit Oſterreichs in 
Ausſicht ftellen zu tonnen; und trug jezt feinen Gedanken vor, 
wenn nicht die Souveränität, fo doch die Verwaltung Schleswig⸗ 
Holſteins, deren Gemein ſamkeit bisher die Quelle aller Händel 
geweſen, zu heilen, fo daß Öfterreid die eine. Preußen die 
andere Landes hälſte unter feine alleinige Adminiſtration nähme. 
Bismarck erklärte ihm, daß ſich darüber reden laſſe, und ftellte 
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nur, wenn Preußen in diefer Weife Schleswig erhalte, gewiſſe 
Vorbehalte preußiſcher Intereſſen hinſichtlich Holſteins in Aus⸗ 
ſicht. Eine beſtimmte Erklärung über ſeinen Plan glaubte Blome 
jedoch der Zuſammenkunft der beiden Souveräne ſelbſt vor⸗ 
behalten zu müffen, und auch Bismarck hatte gegen einen ſolchen 
Aufſchub um fo weniger etwas einzuwenden, als ein ſchärferes 
Vorgehen preußiſcher Seits offenbar unthunlich war, ſo lange 
der König auf öſterreichiſchem Boden verweilte. Er ließ ſich 
nur für dieſe Zwiſchenzeit von Blome ftrenge Verſchwiegenheit 
zuſagen. Demnach reiſte Blome am 31. Juli nach Iſchl zurück, 
wo ſich Kaiſer Franz Joſeph damals aufhielt, und unterbreitete 
dieſem feine Vorſchluge über den Fortgang der Verhandlung. 
Der Kaiſer berief darauf ſofort den Grafen Mensdorff, um an 
der Erwägung der Sache Antheil zu nehmen, 

des war fein Wunder, wenn die öſterreichiſchen Staats ⸗ 
lenter nicht mit raſchem Eifer auf Blome s Programm zugeiffen. 
Denn, mochte man es wenden und formuliren, wie man wollte, 
es war unmöglich, darin eine neue, totale Schwenkung der 
Wiener Politik, die vierte in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache, 
zu verkennen. Nachdem man am 6. April an dem Bundes⸗ 
beſchluſſe für baldigſte Einſetzung Auguſtenburg's Theil genommen, 
und ſeitdem in den Herzogthümern alle Mittel für dieſen Swed 
in Bewegung geſetzt hatte, war ein neuer Vertrag mit Preußen 
über Realtheilung oder verbeſſerte Fortführung des Condominiums 
ein Sprung von Schwarz auf Weiß. eine Abwen dung vom 
Bundestag, eine Beleidigung der Mittelftaaten. Und vollends, 
was winde die Welt zu einer Theilung der Herzogthülmer ſagen, 
der „up ewig ungedeelten“ Lande, deren Untrennbarkeit man 
vor und während und nach dem Kriege ſo hundertfach verkündet 
hatte. So lebhaft der Kaiſer ein friedliches Ubereintommen mit 
Preußen wünſchte, erlangte Mensdorff doch, daß der Monarch 
ſich zu einer Fahrt nach Wien entſchloß, um die wichtige Frage 
einer nochmaligen Beratung durch das geſammte Minifterium 
zu unterziehen. Das Eine bedang ſich Blome dabei aug, daß 
vor den Räthen der Staatskanzlei, Biegeleben und Genoffen, 
das Geheimmiß gewahrt bleibe. Mensdorff ſelbſt ſchwankte 
zwiſchen entgegengeſetzten Bedenken. Am 4. Auguſt ſagte er 
dem Baron Werther, er hoffe, an dem von Blome angeknüpften 
Faden der Verſtändigung feithalten zu können; am folgenden Tage 
ſprach er in großer Aufregung zu dem ruſſiſchen Geſandten über 
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den hoffnungslofen Stand der Unterhandlung, und erwähnte, daß 
Preußen auf Italien einwirke zur Theilnahme am Kriege, wenn 
ein ſolcher ausbräche. Dann trat unter dem Vorſtze des Kaiſers 
der Miniſterrath zuſammen, und Blome entwickelte feinen Antrag, 
indem er zugleich mit großer Wärme die Überzeugung ausſprach, 
daß Bismarck mit voller Aufrichtigkeit die Veritändigung mit 
Oſterreich jeder andern Combination und Eventualität vorziehen 
würde. Zunächſt fand dieſe Behauptung ebenſo wie ſein Pro⸗ 
gramm lebhaften Widerſpruch auf verſchiedenen Seiten. Einzelne 
Miniſter wollten Bismarck s friedlicher Geſinnung nicht über den 
Weg trauen: fie hielten den Krieg für gewiß, wenn Oſterreich 
die preußiſche Annexion der Herzogthümer nicht demüthig bin⸗ 
nehme. Müßte es aber einmal Krieg fein, fo wäre der jehige 
Augenblick zur Erklärung desſelben günftig; jetzt ſtehe ganz 
Deutſchland auf Oſterreichs Seite; aus Paris habe man erfreuliche 
Kunde, nach welcher Napoleon einem Angriffe Italiens abgeneigt 
ſei; Preußens Kriegsbereitſchaft ſei lange nicht ſo weit vor⸗ 
geſchritten, wie Bismarck fie zu ſchüldern pflege; Oſterreich werde 
Zeit genug haben, fein Heer aus dem Friedensſtande wieder auf 
die Kriegsſtärke zurücubringen, und für einen dreußiſchen Krieg 
würde die Opferwilligkeit der geiſtlichen und weltlichen Groß⸗ 
grundbeſther den Stagtseaſſen Hunderte von Millionen entgegen- 
tragen. Die ſo redeten, wußten ſehr wohl, daß ſie bis zu einem 
gewiſſen Grade die öffentliche Meinung ihres Volkes und Heeres 
hinter ſich hatten. Denn die Stimmung der Armee hatte ſeit 
der Waffenbrüderſchaft des däniſchen Kriegs ſich gründlich ver⸗ 
wandelt. Die Offciere ſagten: wir werden nicht eher rüften, 
bis Preußen ernſtlich rüſtet; kommt es aber zum Rüſten, jo wird 
es auch zum Schlagen kommen; zuerſt hat Preußen die Bundes⸗ 
truppen aus Schleswig⸗HOolſtein verjagt; jetzt will es den 
Auguſtenburger und ſchließlich auch Oſterreich hinausdrücken, 
und reicht deshalb Oſterreichs erklärtem Feinde, Italien, die 
Hand entgegen: aber noch gibt es eine öfterreichiſche Armee und 
noch ein ſchwarzgelbes Barmer. Die Zeitungen redeten täglich 
von preußischen Gewaltthaten in Holſtein, von Bismark s 
Tyrannei in Preußen, und von der Beſchimpfung Oſterreichs, 
wenn es vor einem ſolchen Gegner zurückweiche. Auch in Ungarn 
wünſchten die leitenden Parteien den Beſtand der Geſammt⸗ 
monarchie, und ſahen in der deutſchen Machtſtellung Oſterreichs 
für die Magyaren eine Garantie gegen das ſonſt drohen de 
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Übergewicht der Slaven So konnten jene Minifter mit gutem 
Grunde auf den Patriotismus der Nation im Falle eines Bruchs 
mit Preußen Bezug nehmen ). 

Aber auch die entgegengesetzte Meinung war im Miniſter⸗ 
rathe vertreten, und wurde beſonders von Eſterhazy mit Nachdruck 
geltend gemacht. Gerade, wenn man Bismarck s Friedensliebe 
nicht traue, ſolle man um ſo mehr vermeiden, ihm den erwünſchten 
Anlaß zum Bruche zu bieten. Man möge immerhin verſichern, 
daß die Armer raſch genug ſchlagfertig werden könne; aber feit 
ſtehe, daß ſie es zur Zeit nicht ſei. Im Vertrauen auf patriotiſche 
Gaben bei leeren Caſſen einen großen Krieg beginnen, fei 
unverantwortlich; ohne Frage unterliege Blome s Vorſchlag 
ſchweren Einwendungen, aber gerade heraus, es fei zur Zeit für 

ſterreich unmöglich, einen großen Krieg zu führen; fo möge 
Blome nach Gaſtein gehen, dort möglichſt geringe Conceſſtonen 
machen, aber jedesfalls den Bruch verhüten ). Der Kaiſer, dem 
es, wie feinem preußischen Gegner, Herzens und Gewiſſensſache 
war, feinen Schritt zur Ausgleichung unverſucht zu laſſen, 
entfchieb in biefem Sinne, und zwar für eine proviſoriſche 
Theilung der Verwaltung unter ausdrücklicher Aufrechthaltung 
der gemeinſamen Souveränität. Er befahl eine nähere Aus⸗ 
arbeitung dieſes Programms, und nachdem er dasſelbe unter 
Mens dorff 8 Beirath genehmigt, schrieb er am 7. Auguſt einen 
eigenhändigen Brief an König Wilhelm, worin er bemerkte, daß 
zwar das vorgeſchlagene Ablommen dem urſprünglichen Ziele 
des däniſchen Kriegs nicht entſpräche, daß er aber ſein Gewiſſen 
mit dem Gedanken beruhige, „welches Unglück wir herauf⸗ 
beſchwören, und welches Argerniß wir der Welt geben würden, 
wenn wir Beide, der Sohn Friedrich Wilhelms III. und der 
Enkel des Kaiſers Franz, aus Freunden und Bundesgenoſſen 
plötzlich zu Gegnern würden“ ſo reiche er dem Könige nochmals 
zu freundſchaftlichem Einverſtandniß die Hand. Mit dieſem 
Schreiben eilte Blome am 8. Auguſt nach Gaſtein zurück. 


Y Nach den Berichten des preußiſchen Militärbevollmächtigten, 
Grafen Gröben, in Wien. 

„) Nach Mitteilungen von Mensdorff an den hannover ſchen 
Geſanblen v. b. Anefebed, in befien Bericht vom 7. December. Vgl. auch 
Frieſen s Erinnerungen II, 128. 
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Unterdeſſen war man auch preußiſcher Seits in ununter⸗ 
brochener Thütigteit geblieben, um im kritiſchen Augenblick auf 
jeden Fall gefaßt zu fein. Blome's Vorſchlag befriedigte im 
Grunde den König und Bismarck ebensowenig wie die öſter⸗ 
reichiſchen Staatsmänner; indeſſen, einigen Vortheil gewährte 
er immerhin, und vor Allem wurde es auch hier als Gewinn 
empfunden, daß er die Nothwendigkeit des Kriegs noch einmal 
vertagte. Es lam alſo auf das Abwägen der verſchiedenen 
Momente an, auf den Werth der einzelnen Erbietungen, welche 
Blome mitbringen würde, gegenüber den Ausſichten und Ge⸗ 
fahren eines etwaigen kriegeriſchen Entſchluſſes. Daß man hin⸗ 
ſichtiich der Schlugfertigleit des Heeres und der Bereitſchaft der 
Geldmittel auf feſterem Boden als Oſterreich ſtand, wußte man 
ſehr wohl: daneben aber war, wie ſich verſteht, vor allem die 
Haltung der übrigen Mächte bedeutſam. Im dritten Deutſch⸗ 
land war Beuſt in feiner Eigenſchaſt fo eifrig als je, und eben 
beſchaftigt, in Wien, wo er damals einen kurzen Veſuch machte, 
für eine erneute Anrufung des Bundestags zu wirken ), dagegen 
blieb Pfordten in freundlicher Stimmung; Varnbüler in Stutt⸗ 
gart hütte ſich gerne offen für Preußen erklärt, wenn es ihm 
feine Schwaben nur verſtatten wollten; in Hannover aber hatte 
man damals lediglich den Wunſch, daß Preußen den Auguften- 
burger fortſchaffen möge, lehnte freilich, als Bismarck hierauf 
mit der Frage antwortete, ob Hannover bei einem daraus ent⸗ 
ſpringenden Kriege an Preußens Seite fechten würde, mit einigem 
Entſetzen eine ſolche Zumuthung ab. Was die europäiſchen 
Müchte anging, ſo hatte Preußen von England und Rußland 
keine Hülfe, aber auch feine Gefährdung zu erwarten. Kaiſer 
Alexander hatte zwar die Februar⸗Bedingungen etwas ſturk ge⸗ 
funden, beharrte aber in ſeiner dankbaren Verehrung gegen 
König Wilhelm. Lord John Ruſſell predigte wie immer den 
Frieden, erllärte, daß feiner Regierung die Zulunſt der Herzog⸗ 
thümer völlig gleichgültig fei, fand Preußens Anſprüche darauf 
genz begreiflich, mahnte aber doch, der alten Lady Oſterreich 
nichts zu Leide zu thun. 

Somit kam für Preußens Entſchlüſſe Alles auf Frankreich 
und Italien an, und wir haben geſehen, wie ſchon am 21. Juni 
von Regensburg aus Goltz und Uſedom hierüber inſtruirt wurden. 


9) Beuft, Erinnerungen zu Erinnerungen S. 48. 


Google 


1865 Preußens Verhandlung mit Italien. 129 


Zunächſt bei dem Florentiner Hofe ſchienen Schwierigkeiten 
irgend welcher Art undenkbar. Er hatte ſo oft und ſo offen 
feine Abſichten auf Venetien erklärt, er halte Jahre lang trof 
aller Fmanzroth fein Heer dazu auf dem Kriegsfuß erhalten, 
daß man fein Losbrechen ſicher erwarten durfte, fo bald ſich ihm 
die trefflichſte aller Gelegenheiten, ein Krieg zwiſchen Preußen 
und Oſterreich, darböte. Dies wäre dann doppelt wichtig für 
Preußen, einmal, weil es einen Theil der öſterreichiſchen Armee 
ferne im Süden beſchäftigte, ſodann, weil es bei Nupoleon's bes 
kanntem Streben nach der Befreiung Venetiens auch dem Bundes⸗ 
genoſſen Italiens eine günſtige Geſinnung des Kaiſers zu ſichern 
schien: demnach hatte Bismarck längſt freundlichere Beziehungen, 
als fie 1880 und 1862 beſtanden Hatten, mit Italien anzuknüpfen 
geſucht, und Anfang 1864 eine Verhandlung über den Ab⸗ 
ſchluß eines Handelsvertrags mit dem Turiner Hofe begonnen, 
dieſelbe jedoch im Auguſt desſelben Jahrs, zur Zeit der Schön⸗ 
brunner Zusammenkunft, ohne Zweifel aus Rückſicht für Oſter⸗ 
reichs Empfindlichkeit, wieder ſuſpendirt. Als dann aber im 
Frühling 1865 die Spannung mit dem Wiener Cabinet ſich 
ſteigerte, gab er, am 13. Mai, einen Wink hinüber nach Turin, 
ob Italien jetzt nicht die Verhandlung wieder aufnehmen wollte, 
und zwar zum Zwecke eines mit dem ganzen, jetzt reconſtruirten 
Zollverein abzuschließenden Vertrags; in dieſem Falle würde 
Preußen, nach Empfang einer dahin gehenden Anregung, von 
ſemmtlichen Staaten des Bollvereins die Anerkennung des 
Königreichs Italien, geſtützt auf das Bedürfniß des deutſchen 
Handels, verlangen. Für Italien war dies ein ſehr erfreuliches 
Erbieten; die Anregung tam umgehend, der preußiſche Antrag 
an die Zollvereinsregierungen folgte, und obwohl die Mittel⸗ 
ſtaaten hier wie anderwärts der Trennung von Oſterreich wider⸗ 
ſtrebten, erhob ſich bei ihrer eigenen Bevölkerung das materielle 
Intereſſe sehr lebhaft für den Vertrag; es war vorauszusehen, 
daß ihr Widerſtand nicht lange dauern, und dann Italien dem 
preußiſchen Cabinet für einen nicht unerheblichen Fortſchritt dere 
pflichtet ſein würde. 

Als Uſedom die Regensburger Weiſungen erhielt, war 
gerade der italienische Geſandte Nigra in Florenz anweſend, 
nachdem er kurz zuvor 1 in Paris und Victor Emanuel 
in Turin geſprochen hatte. Er verſicherte dem Grafen auf das 
Beſtinmteſie, daß Napoleon Preußen beg ünſtige und 5 einer 

v Spbel, Wegrünbung d. beutfchen Reiches. IV. 
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Vergrößerung desſelben nicht widerſetzen werde; niemals werde 
es wieder einen franzöſiſchen Souverän von fo preußenfreund⸗ 
licher Gesinnung geben. Italien habe ſich keiner Zeit ver⸗ 
pflichtet, zu einem Angriff auf Öfterreich vorher Napoleons 
Zuſtimmung einzuholen, und nimmermehr werde dieſer Italien 
bei einem ern ſten Kriege zwiſchen Preußen und Oſterreich von 
der Befreiung Venetiens zurückhalten. Bei einem ſolchen großen 
und ernfien Kriege gebe es für Italien ſelbſt nur einen einzigen 
Entſchluß, ſofortigen Angriff, auch ohne einen vorausgegangenen 
Vertrag mit Preußen; keinem Miniſter, heiße er wie er wolle, 
würde die Nation ein anderes Verhalten erlauben. 

Dies Alles erſchien fo klar und ausſichtsreich wie mög lich, 
und demnach ſtellte Uſedom am 27. Juli dem General La 
Marmora in hoffender Stimmung die amtliche Frage: wenn 
Preußen, was heute noch nicht gewiß, aber vielleicht ſehr nahe 
it, mit Öfterreich in Krieg geräth, was wird Italien thun? 
Hier aber ſchallte ihm ein anderer Klang als aus Nigra's Worten 
entgegen. Wir wollen kurz hier wiederholen, was La Marmora 
ſelbſt über dies Geſprüch, in einem Schreiben an Nigra, erzählt 
hat. „Wie Sie ſich vorſtellen können, meldete er dem Geſandten, 
„nahm ich dieſe Mittheilungen mit der größten Zurückhaltung 
„entgegen, und anſtatt meine innere Befriedigung über eine fo 
„günftige Wendung zu verrathen, hab ich jehr begründete Zweifel 
mund Schwierigkeiten hervor, vorzüglich in der Absicht, Zeit zu 
„gewinnen. Will Ihre Regierung, ſagte ich, im Ernſte mit 

Derr Krieg beginnen, ſo möge ſie uns einen förmlichen 
„Vorſchlag machen; uns aber benutzen zu laſſen, nur um einen 
„dipfomatifchen Druck auf Öfterreich auszuüben, oder nad) ber 
„gonnenem Kriege plöplich einen preufifhen Separatſtieden zu 
„erleben, das ziemt ſich nicht für uns. Uſedom proteſtirte: es 
ei Preußen Emft mit dem Kriege; es werde ſtets gewiffenhaft 
„mit den Verbündeten handeln. Darauf aber erwiderte ich: 
„jedesfalls müſſen wir vor einer bindenden Abrede uns über 
„die Intentionen des Kaiſers Napoleon Gewißheit ſchaffen. 
„Übrigens erlaubte ich mir, zur Anſpornung des preußiſchen 
„Ehrgeizes zu bemerken, daß bisher kein Wenſch die Drohungen 
„Preußens emſthaſt genommen, Öfterreid) vielleicht am wenigſten, 
„da es gerade in dieſem Augenblick entwaffnet. In Bezug auf 
dieſen letzten Punkt kam der Miniſter auf den Gedanken, die 
öſterreichiſche Abrüſtung ſei vielleicht die Folge eines geheimen 
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Einvernehmens zwiſchen Wien und Paris, wobei Oſterteich fid) 
zur freiwilligen Abtretung Venetiens geneigt erklart hatte, und 
dann dem Kaiſer Napoleon ein italieniſcher Krieg unnöthig und 
unerwünſcht erſcheinen möchte: er forderte alſo Nigra dringend 
auf, dieſen Punkt bei Drouyn de Lhuys in's Klare zu fepen. 
Nach alledem kam er zu dem Garakteriſtſſchen Entfehluffe, feine 
preußiſche Unterhandlung einſtweilen hinzuſchleppen, damit nicht 
Preußen die Ausſicht auf Italiens Beiſtand mißbrauchen könne. 
um Schleswig⸗Holſtein dem Wiener Hofe abzuängſtigen und 
dann Italien im Stiche zu laſſen — auf der andern Seite aber 
wollte er den Faden doch bedächtig fortſpinnen, um durch das 
drohende Bild des italieniſch⸗preußiſchen Bündniſſes vielleicht 
feinerfeits in Wien Venetien herauszufglagen, und dann Preußen 
gelaſſen den Rüden zu wenden. 

Dieſer militäriſche Diplomat war ein ſolider Linienofficier 
und vollkommen befähigt, ein treffliches Exercir⸗Reglement auf⸗ 
zuſtellen und in ſtraffer Weiſe durchzuführen. Um die Organiſation 
und Ausbildung des jungen italien iſchen Heeres, weſentlich nach 
preußiſchem Mufter, hatte er ſich große Verdienſte erworben und 
ſich dadurch bei feinem Könige in hohes Anſehen gejegt. Aber 
zum Feldherrn fehlte ihm die friſche, vorwärts drängende Kühn⸗ 
beit, und zum Staatsmann Bismarck's ſeltene Gabe, die Dinge 
zu fehen, wie fie find. Sonſt war er von Natur ſchlau und 
zähe, wie irgend ein Piemonteſe; da er aber feine Schlüſſe all- 
zuoft auf falſch. Beobachtungen baute, diente fein Scharffinm 
ſehr häufig nur dazu, ihn von der geraden Straße auf fumpfige 
Nebenwege zu verlocken, und die Ungelenkigkeit ſeines Geiſtes 
hinderte ihn dann, den Jrrthum bei Zeiten anzuerkennen und 
möglichjt zu verbeſſern. Unter Cavour hatte er gelernt, daß 
Preußen der Trabant Oſterreichs, und demnach Italien an 
Frankreichs Schutz gewieſen ſei; in dieſen Anſchauungen war 
und blieb er feſtgebannt, und wünſchte ſchließlich, Venetien lieber 
unter franzöſiſcher Mitwirkung auf diplomaliſchem Wege zu 
gewinnen, als ſich neben Preußen auf einen unſichern Krieg 
einzulaſſen: und leider war kein Cavour mehr vorhanden, um 
ihn zu belehren, daß heute Preußen ſich von Ofterreich, emancipirt 
habe, und folglich Italien ſich von Frankreich emancipiren ſollte. 
Es konnte nicht anders ſein, als daß er von einem ſolchen 
Standpunkte aus alle Dinge durch täuſchende Glaſer ſah. Seine 
Borausfegungen waren ſümmtlich das Gegentheil der Wahrheit. 
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Zwiſchen Frankreich und Öfterreich beſtand damals leine Über- 
einkunft; Frankteich hatte leine Einwendung gegen einen italie- 
niſchen Krieg; Oſterreich wollte unter leinen Umſtänden Venetien 
freiwillig abtreten; Preußen dachte an ein italieniſches Bündniß 
nicht als eine diplomatiſche Finte, ſondern als Mittel eines 
ernſten Krieges für große Zwecke. Als ſpäter dieſe Thatſachen 
offenbar und unwiderleglich geworden waren, ſchrieb La Marmora, 
mit ſtarker Indiscretion und mäßiger Wahrheitsliebe, ein Buch, 
um haarscharf zu beweiſen, daß er zu jedem feiner Schritte 
durch correcte Schlüffe und zwingende Gründe genöthigt worden 
ſei. Warum trotzdem jeder feiner Schritte ein Fehler gewefen, 
bemühte er ſich nicht, zu erklären. 

Als Bismarck den Bericht Uſedom's über die mit La Mare 
mora gepflogene Erörterung erhielt, beeilte er fich, durch einen 
Erlaß vom 1. Auguſt die Frage wieder in ihren richtigen Zu⸗ 
ſammenhang zu rücken. Indem er zunächſt die Widerſprüche 
zwiſchen Nigra's und La Marmora's Außerungen betonte, fuhr 
er fort): 

„Jür uns iſt von höchster Wichtigkeit, zu wiſſen, ob wir 
auf ein entſchiedenes und ſchleuniges Eingreifen Italiens rechnen 
können, oder ob es zögern, abwarten, von fremden Impulſen 
abhängen wird. Können wir nicht mit Sicherheit auf feine 
Mitwirkung rechnen, fo fragt es ſich, ob wir nicht lieber un ſere 
Forderungen an Oſterrcich mäßigen, und uns mit den immer 
nicht unbedeutenden Vortheilen begnügen, die wir auf friedlichem 
Wege erlangen können. Wir könnten dann ſuchen, den Bruch 
zu vermeiden: im entgegengeſetzten Falle würden wir ihn nicht 
provociren, aber der Eventualität des ſelben mit größerem Ver⸗ 
trauen entgegenfehen. Die Borausſehung, welche Beide, Nigra 
und La Marmora, ausſprechen, daß unſer Krieg, wenn Italien 
Theil nehmen follte, ein ernſter fein müßte, ift ſelbſtverſtändlich. 
Wir würden ihn mit aller Macht führen und führen müffen. 
Den Erfolg kennen wir natürlich nicht. Wenn aber La Marmora 
meinen follte, ihn abzuwarten, ehe er handelt, fo könnte er bei 
einem ſchnellen Verlauf des Ereigniſſes jeden Einfluß auf den 
Inhalt des Friedens einbüßen. Ich will den Gedanken eines 
vorherigen Bündniſſes damit nicht abweiſen. Es könnten beide 
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Staaten wenigſtens die Pflicht übernehmen, leinen Frieden zu 
ſchließen ohne die Sicherung des beiderſeitigen Beſitzſtandes vor 
dem Kriege. Eroberungen hängen vom Kriegsglück ab und 
laſſen ſich nicht garantiren. Wir würden dem Gedanken eines 
ſolchen Bündniſſes näher treten, ſobald der Krieg mit Oſterreich 
ſich unvermeidlich zeigte. Noch iſt die Möglichkeit eines Nach⸗ 
gebens Oſterreichs nicht ausgeſchloſſen; noch können wir uns 
nicht verpflichten, den Bruch herbeizuführen und den Krieg 
hervorzurufen. Von weſentlichem Einfluß auf unſere Erwägungen 
hierüber wird die Beantwortung der Frage ſein, was wir von 
Italien zu erwarten haben, wenn es zum Kriege kommt.“ 

Bismark durfte hoffen, dem Grafen Usedom hiemit das 
Material zur Aufklärung La Marmora's über die wirkliche 
Sachlage gegeben zu haben. Ein ſehr einfacher Saß ſagte Alles: 
je zurückhaltender Italien wäre, deſto mehr würde Preußen zu 
einem irgend leidlichen Abkommen mit Oſterreich geneigt; je 
bereitwilliger und entſchloſſener Italien ſich zeigte, deſto feſter 
und kriegerischer würde Preußens Vorzehen gegen Öfterreic) ſic 
geſtalten. 

Aus Paris war im Augenblicke eine pofitive Auskunft nicht 
zu erlangen. Der Kaiſer war abweſend in Plombieres, die 
Kaiſerin in Fontainebleau, Drouyn de Lhuys auf einer Urlaubs⸗ 
reiſe. Bismarck gab indeß am 4. Auguſt dem Grafen Goltz 
entſprechende Weiſung, wie fie Uſedom erhalten hatte. Wir 
werden, hieß es darin, den Krieg nicht provociren, aber auch 
nicht ſcheuen. Bringt Blome einen annehmbaren Modus vivendi, 
ſo werden wir ihn einem Kriege vorziehen, deſſen Folgen für 
den europäifchen Irjeden ſich ſchwer im Voraus berechnen laſſen; 
Se. Majeſtät der König ift auf alle Fälle gefaßt, und vorbereitet, 
den Conflict, wenn er durch beharrliches ee e unſerer 
Forderungen unvermeidlich würde, aufzunehmen. Frank⸗ 
reich find wir nicht beunruhigt. Weder Ihre, noch Benedettys 
Außerungen geben Grund, eine Anderung der frühem günſtigen 
Dispoſitionen zu vermuthen. Dagegen machen die Mittheilungen 
aus Italien den Eindruck, als beſorge man dort, daß eine Anz 
näherung zwiſchen Frankreich und Oſterreich Statt gefunden, 
und Napoleon in Wien Verheißungen gegeben Hätte, welche 
Italien zurückhalten könnten. Blie ben wir über dieſe Verhültniſſe 
im Unklaren, fo würden wir die weitere Entwicklung des Con⸗ 
ic mit DOfterrei in entſprechendem Maaße vorſichlg zu 
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behandeln haben. Wir ſtehen jetzt dicht vor der Eutſcheidung. 
Mit dieſer wird der Zeitpunkt zu beſtimmten Eröffnungen an 
Frankreich gekommen ſein, um uns ſeiner Stellung, welche vor⸗ 
aus ſichtlich auch auf die ſüddeutſchen Staaten von entſcheidendem 
Einfluß fein wird, durch zweiſeitige Erklärungen zu verſichern 
Bis dahin mögen Sie auf vertraulichem Wege zu ſondiren ſuchen, 
ob Napoleon's Dispoſitionen noch dieſelben find, und ob wir 
einem Bruche mit Oſterreich näher treten können, ohne ein zwei⸗ 
deutiges Verhalten Frankreichs fürchten zu müſſen. 

Mit diefer Inſteuction kreuzte ſich eine Antwort des Grafen 
Goltz auf den Regensburger Erlaß. Goltz hatte zwar in den 
letten Tagen Feine der leitenden Personen geſprochen, gab aber 
als die Summe aller feiner bisherigen Beobachtungen Folgendes 
an: bei einem preußiſch⸗öſterrtichiſchen Kriege über Schleswig⸗ 
Holſtein würden zwei Geſichtspunkte für den Kaiſer Napoleon 
maaßgebend fein, auf der einen Seite das Princip der Sellſt⸗ 
beſtimmurg der Nationalitäten, auf der andern das wahrſcheinliche 
Beſtreben des Kaiſers, feine vortheilhafte Stellung bei einem 
ſolchen Conflicte zu benutzen, um von dem einen oder dem andern 
Theile Coneefftonen zu erlangen, oder auch beiden Theilen als 
Wahrer der Ruhe Europas den Frieden zu dictiren, und dann 
feine Congreß⸗Idee zur Ausführung zu bringen, um dort jenen 
Frieden durch Europa ſanctioniren zu laſſen. 

Wenn dieſe Anſichten richtig waren, ſo erſchien Frankreichs 
Haltung ebenſo zweifelhaft, wie Italiens Entschließung. Die 
Frage alſo, ob Preußen ſich mit mäßigen partiellen Vortheilen 
begnügen, oder es auf den großen Krieg anlommen laſſen ſollte, 
war noch völlig unentſchieden im Augenblicke von Blome 's 
Rüctehr nach Gaſtein. 
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Am 10. Auguſt begann Graf Blome feine zweite Unter⸗ 
handlung in Gastein. Da man preußiſcher Seits darauf ver⸗ 
Harte, erſt nach Herſtellung der Ordnung in den Herzogthümern 
über eine definitive Geſtaltung ihrer Zukunft berathen zu können, 
Oſterreich aber ebenſo feſt blieb, einen Hauptpunkt der von 
Preußen geforderten Ordnung, die zwangsweiſe Entfernung 
Auguſten burg's, zu weigern: fo trat man ſofort in die Erwägung 
des Blome 'schen Vorſchlags ein, das bisher beſtehende Condo⸗ 
minium in einer beiden Theilen zufagenden Weiſe proviſoriſch 
neu zu ordnen. 

Blome brachte hierüber nun folgenden Bertragsentwurf. 

Die Ausübung der im Wiener Frieden von beiden Mächten 
erworbenen Rechte folle in Bezug auf Holſtein an Öfterreich, in 
Bezug auf Schleswig an Preußen übergehen. Preußen würde 
für dieſen Behuf eine Etappenſtraße und einen Telegraphendraht 
durch Holſtein, ſowie die Erlaubniß zum Bau des Nord-Ditfee- 
Canals nach Maaßgabe einer Eiſenbahn⸗Conceſſion (alſo ohne 
Hoheits⸗ und Befeſtigungsrechte) erhalten. Beim Bunde ſolle 
beantragt werden, Kiel zum Bundes hafen, Rendsburg zur Bundes⸗ 
ſeſtung zu erheben; bis darüber der Bundesbeſchluß gefaßt fer, 
werde Rendsburg Garniſon von öſterreichiſchen und preußiſchen 
Truppen erhalten, und der Kieler Hafen von den Kriegsſchiffen 
beider Mächte benutzt werden. Es ſei beabsichtigt, daß beide 
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Herzogthümer dem Zollverein beiträten. Endlich überlaſſe Öfter- 
reich ſeine Rechte an Lauenburg gegen eine angemeſſene Geld⸗ 
entſchädigung an Preußen. 

Holſtein war an Bevölkerung und Finanzen erheblich be⸗ 
deutender als Schleswig; Preußen hatte zur Vertreibung der 
Dänen drei Mal mehr an Blut und Gut als Oſterreich auf 
gewandt: feine Forderung, daß dieſe doppelte Differenz aus⸗ 
geglichen werde, war alfo unbeftreitbar. Die Überlaſſung Lauen⸗ 
burg 's gegen eine anſehnliche Geldſumme konnte dafür kaum in 
das Gewicht fallen, fo wenig wie die Conceſſion zu einem Canal⸗ 
bau auf preußiſche Keſten ahne Hoheitsrechte. Alles, was Öfter- 
reich darüber hinaus noch anbot, beſchränkte ſich auf proviſoriſchen 
Mitgebrauch des Kieler Hafens und einstweilige Mitbeſetung 
der Feſtung Rendsburg, bis etwa der Bundestag darüber eitwas 
Anderes beſchließe — ſowie auf den Ausdruck einer Abſicht, 
künftig über den Eintritt Schleswig⸗Holſteins in den Zollverein 
zu verhandeln. 

Es war demnach ſehr begreiflich, daß dieſe Zugeſtändniſſe 
Bismarck nicht befriedigen, fo wichtig es auch war, Oſterrrich 
mit dem Kerne des Vorſchlags wieder auf den Boden der Ver⸗ 
träge vom 16. Januar und 30. October 1864 zurückkehren zu 
ſehen. Der preußiſche Minifter hatte vorher ſeinerſeits einen 
Entwurf im urſprünglichen Blome ſchen Sinne auf definitive 
Theilung Schleswig⸗Holſteins ausgearbeitet: danach ſollten 
Schleswig und Lauenburg an Preußen fallen, und dieſes außer⸗ 
dem in Holftein den militäriſchen Beſiß von Kiel und Rendsburg, 
zwei Etappenſtraßen und zwei Telegraphenlinien, den Bau und 
die Verwaltung des Canals und der Lübed-Rieler Eiſenbahn, 
ſowie feſte Zuſage über Holſteins Eintritt in den Zollverein 
erhalten, und ſchließlich Oſterreich verſprechen, das Land an 
keinen Britten abzutreten, der ſich nicht im Voraus zur Erfüllung 
aller jener Forderungen ſeinerſeits verpflichtet hätte. Jetzt, bei 
der Unſicherheit der eurapiſchen Lage, hielt es Bismarck für 
angemeſſen, von der Aufſtellung dieſes Programms abzusehen, 
und auf der Grundlage des öſterreichiſchen Vorſchlags eine 
eventuelle Erörterung der einzelnen Punkte desſelben vorzunehmen. 
Demnach wurde die allgemeine Natur des künftigen Verhältniſſes 
noch beftinmter dahin präcifict, daß die Ausübung der gemein- 
ſamen Rechte getheilt werden ſollte „unbeſchadet der Fortdauer 
dieſer Rechte beider Mächte an der Geſammtheit beider Herzog⸗ 
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thümer“: wodurch Preußen gegen eine künftige Uberlaſſung 
Holſteins an einen ihm unbequemen Geſſionär geſichert wurde. 
Blome konnte ſodann mehrere der preußiſchen Specialforderungen 
bewilligen. eine zweite Etappenſtraße, preußiſchen Postverkehr 
auf der Eiſenbahn, beſtimmtere Zuſage über die Verbindung der 
Lander mit dem Zollverein. Preußen acceptirte feinerjeits die 
Abtretung Lauenburgs, und die Entſchädigungs ſumme für Oſter⸗ 
reich wurde auf 2 ½ Million däniſcher Thaler ſeſtgeſezt. Da⸗ 
gegen mußte Blome auf der gemein ſchaftlichen Veſaßung Rends⸗ 
burgs mit jehrlichem Wechſel des Commandos beharren, und 
konnte nur mit Mühe die Zuftimmung feiner Regierung zu den 
preußiſchen Begehren hinſichtlich Kiels erlangen, wo Bismarck 
preußiſches Commando und preußische Veſaßung des Hafens, 
ſowie preußiſche Befeſtigung von Friedrichsort als unabweisliche 
Bedingung bezeichnete. Über dieſe Dinge wurde am 11. und 
12. Auguft verhandelt, und am 13. die letzen Details durch⸗ 
gesprochen. Preußen wußte jeht, wie weit in den einzelnen 
Punkten Oſterreichs ugeſtändniſſe reichten. Der Augenblick der 
Entſcheidung über die Annahme oder Ablehnung des Ganzen 
war gekommen. 

Wenn man hoffen durfte, daß Öfterreich in der Conſeguenz 
des zur Zeit ergriffenen Standpunktes feſt bleiben würde, fo 
bot das eben verhandelte Übereinkommen allerdings für Preußen 
einen bedeutenden Gewinn. Seitdem Preußen für die Geneh⸗ 
migung der Annexion eine Landabtretung an Oſterreich verweigert, 
hatte dieſes ſtets beſtritten, daß durch die Abtretung der Rechte 
König Chriſtian's im Wiener Frieden die beiden Höfe eine wirt 
liche Souveränität in den Herzog thümem erlangt hätten; es 
hatte Schleswig⸗Holſtein verwalten helfen als momentaner, fo 
zu ſagen zufälliger Inhaber, bis der definitive Thronfolger ein» 
träte. Von folgen Scrupeln war nun in dem Vertragsen wurf 
keine Mede mehr. Hier fußte man wieder durchaus auf den 
Wiener Anſchauungen vom December 1863, vom 16. Januar 
1864, von jener Zeit, wo man Chriſtian IX. als den berechtigten 
König-Herzog Schleswig⸗Holſteins betrachtete, ihn durch Kriegs⸗ 
drohung zur Anderung der Verfaſſung Schleswigs aufforderte, 
und ihm jedesfalls die Perſonalunion der Herzogthümer mit 
Dänemark bewahren wollte. Man erkannte damit wieder an, 
daß Chriſtian durch den Wiener Frieden den deutschen Mächten 
nicht zweifelhafte Rechtsanſprüche, ſondern eine reale Souberä⸗ 
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nität abgetreten habe. Denn fouveräne Rechte mußten es doch 
fein, kraft deren Oſterreich ſich jetzt zur vollſtändigen Weiterceffion 
des einen Herzogthuns an die Krone Preußen befugt hielt, 
oder in deren Ausübung es eine ganz neue Ordnung der ge⸗ 
ſammten Regierung in den beiden andern auf unbeſtimmte Zeit 
verabredete. So verfahren konnte man nur, wenn man ſich als 
den Rechtsnachfolger einer unbeſtreitbaren ſouveränen Gewalt 
anſah, wenn man alſo zu der früher behaupteten Rechtsauffaſſung 
zurücktam, welche durch die drei Daten des Londoner Protokolls, 
des daniſchen Thronfolgegeſetzes und des Wiener Friedens, 
charakteriſirt war. 

Als unmittelbare Folge daraus ergab ſich ohne Zweifel die 
Unterdrückung der Auguftenburger Agitation. Wenn die beiden 
Monarchen die rechtmäßigen Eigentümer der Landeshoheit in 
Schleswig⸗Holſtein waren, fo mochte immerhin unter ihnen ſelbſt 
die Frage der freiwilligen Ceſſion derſelben an einen Dritten 
verhandelt werben, aber jeder der beiden Mitbeſißer war zu der 
Forderung berechtigt, daß nicht dieſem Dritten und feinen Ge⸗ 
offen auf eigene Fauſt die bestehende Ordnung zu unterwühlen 
und deren Berechtigung in Frage zu ſtellen, geſtattet würde. 
So aber war es das ganze Jahr hin durch geſchehen, und endlich 
hatte Preußen die Fortdauer dieſes Zustandes fehr deutlich als 
Kriegsfall bezeichnet. Um dieſen Bruch abzuwenden, alſo in 
der Sache die preußiſche Forderung zu erfüllen, ohne jedoch ſo 
unliebſame Dinge wie ein reumüthiges Beſſerungsverſprechen, 
eine förmliche Verläugnung Halbhuber's, eine polizeiliche Aus⸗ 
weiſung des Eröprinzen auf ſich zu nehmen, hatte Blome den 
Ausweg erſonnen, durch eine Theilung der Verwaltung auf 
einen ganz neuen Boden zu treten und vermittelſt praktifcher 
Betätigung der Grundſäße des Wiener Friedens Preußen für 
die Zukunft feſte Gewähr gegen Auguſtenburg zu leiſten. 

Dies Alles bildete eine unverächtliche Verſtärtung der preu⸗ 
ßiſchen Stellung in den Herzogthümern. Es lam dazu, daß 
eine ſolche Wendung der öſterreichiſchen Politik einen tiefen Riß 
zwiſchen dem Wiener Cabinet und den Mittelſtaaten hervor- 
bringen mußte; es wäre fortan nicht mehr Preußen, ſondern die 
Mehrheit des Bundestags, welche über Oſterreichs Unyuverläffige 
keit zu klagen hätte. 

So zeigte der Vertragsentwurf manche Lichtfeiten für Preußen. 
Aber freilich, auch der Schatten fehlte nicht. Ein reines und 
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volles Ergebniß wurde nicht gewonnen. Wenn auch für Schles⸗ 
wig und Lauenburg die Annexion thatſüchlich erreicht wurde, 
fo blieb die Zukunft Holſteins fortdauernd ungewiß; über die 
teichtigften Fragen, die Militächoheit und die Flottenleiſtungen 
war entweder nichts geſagt, oder die Entſcheidung des Bundes 
vorbehalten, und dadurch mittelbar auch die Zukunft Schles⸗ 
wigs wieder in das Unfichere geſiellt. Vor Allem aber, wenn 
jetzt Oſterreich ein Princip anerkannte, aus welchem die Beſei⸗ 
tigung der Augustenburger Agitation die unwiderlegliche Folge 
rung war, wer ſtand nach den bisherigen Erlebniſſen dafür ein, 
daß Oſterreich zu allen Zeiten an dieſer Anerkennung feſthalten 
würde? Viermal hatte Oſterreich in der Angelegenheit binnen 
kurzer Friſt feine Haltung gewechſelt. und wenn es jetzt, bei 
feinen schlimmen Ausſichten für den Erfolg eines Nriegs, cine 
Schwenkung zu Preußen hinüber machte, ſo gab dies nur eine 
ſchwache Bürzſchaft gegen eine fünfte Schwenkung zurück auf die 
entgegengesetzte Seite, wenn ihm die Zutunſt einmal beſſere 
Chancen bei einem preußiſchen Kriege zu eröffnen ſchiene. 

Unter dieſen Umftänden brachte die auswärtige Politik die 
Entſcheidung. Gerade in dieſem Augenblick kamen Meldungen 
von allen Seiten, welche für die Annahme des Vertrags den 
Ausſchlag gaben. 

In einer Depeſche vom 9. Auguſt meldete Graf Uſedom, 
Sa Marmora habe ihm erklärt, daß über das Verhalten Italiens 
noch nichts feit ſtehe, und die betreffenden Entſchlüſſe noch nicht 
berathen ſeien. Nach feiner (La Marmor) Anſicht werde Ita⸗ 
lien eine gute Gelegenheit zur Eroberung Venettens nicht un⸗ 
benutzt laſſen; ob nun die jetige eine gute fei, würde von dem 
Inhalt eines mit Preußen abzuschließenden Vertrags abhängen; 
aber ſchwerlich könne Italien zu einem ſolchen ſchreiten, ohne 
vorher Napoleon darüber zu befragen; denn eine preußiſche Al⸗ 
lianz könnte ſehr wohl die Wirkung haben, Italien von Frank⸗ 
reich zu emancipiren, was dem Kaiſer äußerſt unwillkommen fein 
möchte. La Marmora, bemerkte Uſcdom, kommt von dem Ver⸗ 
dachte nicht los, daß das Berliner Cabinet Italien nur als 
Schreckbild gegen Oſterreich benutzen und dann nach Erlangung 
feiner Zwecke ſich rasch mit Osterreich verſohnen würde. Sicher 
iſt andrerſeits, daß Italien, ſobald es Venetien genommen hat, 
ſich zur Ruhe ſetzt; weiter iſt auf feine Mitwirkung nicht zu 
rechnen. 5 
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Sodann berichtete Graf Goltz, bei fortdauernder Abweſen⸗ 
heit Napolcon's und Drouhn de Chu, über ein langes Ge⸗ 
ſpräch mit der Kaiſerin Eugenie. Die hohe Dame hatte ſehr 
vertraulich, ja herzlich geredet; Goltz war von ihrer aumuthigen 
Gunſt entzückt, Bismarck aber von dem Inhalt ihrer Worte nicht 
in gleichem Grade befriedigt. Der Kaiſer, hatte fie geäußert, 
werde ſich in den Streit der beiden deutſchen Mächte ſicher nicht 
einmischen; unter der Vorausſetzung des Nationalitätsprincips 
und der Selbſtbeſtimmung des Volkes ſei er für die preußiſche 
Annexion der Herzogthümer; er werde beim Aus bruch des Kriegs 
Italien nicht hindern, auf eigene Gefahr daran Theil zu nehmen, 
jedoch werde Italien wahrſcheinlich erſt dann losſchlagen, wenn 
ſich der Charakter und die Ziele des Kriegs deutlich ausge⸗ 
ſprochen hätten; jedesfalle könne man dem Beginne eines Kampfes 
zwischen Preußen und Osterreich nur mit Sorge über deſſen 
umberechenbare Folgen entgegen ſehen. Die Frage des Grafen, 
ob Napoleon fich durch einen förmlichen Vertrag zur Neutralität 
verpflichten würde, verneinte ſie beſtimmt. Die Anſichten des 
Kaſſers ſeien bekannt, er begehre für Frankreich keine Vergröße⸗ 
rung, ſondern Ruhe und Frieden, aber unmöglich könne er ſich 
auf alle Fülle bie Hände binden. Endlich ſagte eine Depeſche 
des Prinzen Neuß aus München vom 11. Auguft, daß Pfordten 
zwar ſehr ärgerlich über den Erbprinzen von Auguſtenburg ſei, 
welcher ſeine Mahnungen keiner Antwort würdige, aber mit um 
ſo größerer Spannung das Ergebniß der Gaſteiner Verhand⸗ 
lung erwarte; fäme es unglücklicher Weiſe dort zum Bruche, fo 
würde es Bayern unmöglich ſein, neutral zu bleiben, und mit 
Gewißheit könne er erklären, daß sämmtliche Mittelſtaaten ſich 
in demſelben Falle befinden würden. 

Dieſe Ausfichten auf die Haltung des Auslandes beim Ein⸗ 
tritt einer kriegeriſchen Wendung waren nicht glänzend: völlige 
Unzuverläſſigkeit der franzöſiſchen Politik, fortdauernde Unent⸗ 
ſchloſſenheit der italienifgen Regierung, ſichere Parteinahme 
der deutſchen Mittelſtaaten für Oſterreich. Der Fall war damit 
eingetreten, in welchem, wie Bismarck dem Grafen Uſedom ge⸗ 
ſchrieben hatte, „die Frage entfteht, ob wir nicht lieber unſere 
Forderungen an Oſterreich mäßigen und uns mit den immer 
nicht unbedeutenden Vortheilen begnügen, die wir auf 
friedlichem Wege erlangen können.“ Der König war weder durch 
die hier gewonnenen Ergebniſſe vollſtändig. befriedigt, noch von 
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ſicherem Vertrauen auf die künſtige Zuverlüſſigkeit der Wiener 
Politik erfüllt, immer aber von Herzen erfreut über die Ver⸗ 
meidung des Bruchs mit Öfterreih und des nähern Anſchluſſes 
an Frankreich und Italien. Der anweſende General Manteuffel 
ſchrieb fpäter: „bei der Gaſteiner Convention war die Anſicht, 
in drei Monaten müſſe man klar ſehen, ob Oſterreich es ehrlich 
mit Preußen meine: wenn es nicht geſchähe, fo würde Krieg 
erfolgen, unter Abschluß ſonſt unliebſamer Allianzen.“ So voll⸗ 
zogen am 14. Auguſt Bismarck und Blome die Übereinkunft, 
was dann der König gleich an demſelben Tage in eigenhändigem 
Briefe dem Kaiſer Franz Joſeph mittheilte. Die neue Einrich⸗ 
tung ſollte bis zum 15. September in das Leben treten. Die 
gemein ſame Landesregierung würde aufgelöft, das militäriſche 
Obercommando beſeitigt, alle preußiſchen Truppen, außer den 
Garniſonen von Rendsburg und dem Kieler Hafen, nach Schles⸗ 
wig, alle öſterreichiſchen nach Holſtein verlegt werden. Am 
19. Auguſt fand hierauf die Zuſammenkunſt der beiden Monar⸗ 
chen in Salzburg, und am 20. die Natification des Vertrags 
durch dieſelben Statt. Von beiden Seiten wurde in warmen 
Worten die Abſicht ausgeſprochen, die Übereinkunft in redlichem 
Einvernehmen und thötiger Zuvortommenheit auszuführen. Als 
die Rede auf Auguſtenburg kam, wurde beiderſeits anerkannt, 
daß er nach der jepigen Ubereintunft in den Herzogthümerm 
ſchlechterdings nur als Privatmann auftreten und betrachtet 
werden dürfe. Sowohl der Kaiſer als Graf Moritz Eſterhazy 
vereinten ſich mit Bismarck in dem Ausſpruch der Erwartung, 
daß fortan beide Mächte in feſter Eintracht und confervativem 
Sinne gemeinfam die Angelegenheiten Geſammtdeutſchlands leiten 
würden. In Bethätigung der wiederhergeſtellten Freundſchaft 
beſtinmte dann der König den in Wien fo hoch geſchäßten Ge⸗ 
neral von Manteuffel zum Gouverneur von Schleswig, der 
Kaiser aber zum Statthalter von Holſtein den Feldmarſchall⸗ 
Lieutenant von Gablenz, den Kriegskameraden der Preußen 
vom vorigen Jahre, und gab ihm als Civilcommiſſar anſtatt 
des anſtößigen Herrn von Halbhuber einen Miniſterialrath von 
Hofmann bei. Der König ſtattete gleich nachher auch der Kaiſerin 
einen Beſuch in Iſchl ab, und verließ darauf erleichtertes Herzens 
das öſterreichiſche Gebiet. Wie ſehr er nach einem friedlichen 
Ausgleich verlangt, wie ſehr ihn alſo der Abschluß der Überein⸗ 
kunft ſchließlich erfreut hatte, bekundete er, indem er feinen 
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Minifterpräfidenten, der freilich nicht in jubelnder Stimmung feine 
Unterſchrift dazu gegeben, einige Wochen nachher in den Grafen 
ſtand erhoben. 

Unterdeffen trugen Draht und Preſſe die Kunde der Ve⸗ 
gebenheit in alle Welt, und der Eindruck, den fie hervorrief, war 
außer draftif In den zaßfzeicften Meeifen erfhien fie als 
ein großer Sieg der preußifchen Politik. Die Wiener Zeitungen, 
außer den Offigiöfen, ſtrömten einftimmig von Entrüstung und 
Beſchämung über; fie erklärten die Demüthigung Oſterreichs für 
um fo ſchmählicher, je patriotischer die öſſentliche Meinung das 
Cabinet zu muthiger und ſtolzer Entſchloſſenheit ermahnt hätte. 
In den Herzogthümern war die Wirkung im erſten Augenblicke 
dei allen Anhängern Auguſten burg's niederſchmetternd. Wir find 
preußiſch geworden, ſagte man in Schleswig. Wir wer den 
nüchſtens wie Lauenburg verkauft werden, hieß es in Holſtein. 
Der Erbprinz ſelbſt war im Begriffe geweſen, auf Pfordten's 
Annahmen nach Berlin zu gehen, um die Großmuth des Königs 
anzurufen, hatte es daun aber auf ermuntern de Berichte feines 
Wiener Agenten Wydenbrugt unterlaſſen, und ſah jetzt die letzte 
Hoffnung ſchwinden. Daß ein Proteft, welchen 31 holfteiner 
Stündemitglieder und Delegirte von 46 Ortſchaſten gegen die 
Gaſteiner Übereinfunft dem Bundes tage einſandten, wirkungslos 
bleiben würde, war jedermann im Voraus klar. Im außer- 
preußiſchen Deutſchland flackerte noch einmal eine gerauſchvolle 
Erregung auf; die Zeitungen grollten über Oſterreichs Schwäche, 
zurnten über Bismarcks Triumph, höhnten über die Ohnmacht 
des Bundestags. In mannigfaltigen Variationen wurde das 
Selbſtbeſtimmungsrecht Schleswig⸗Holſteins gefeiert, welches durch 
die Gaſteiner Contrahenten auf das Schmühlichſte mit Füßen 
getreten werde. In der richtigen Eckenntniß, daß die Entſcheidung 
der ſchleswig⸗holſteiner Frage ſofort auch jene der deutſchen 
Bundesreform in ſich ſchließe, arbeitete die württemberger Volks⸗ 
partei“, von heſſiſchen und baheriſchen Geſinnungsgenoſſen ber 
auftragt, ein Parteiprogramm für die künftige deutſche Verſaſſung 
aus, in welchem die Süße prangten: keine öſterreichtſche, feine 
preußiſche Spitze, Vereinigung der reindeutſchen Staaten unter 
einer demokratiſchen, die Regierungen beherrſchenden Central⸗ 
gewalt und Volksvertretung, keine Einheit als auf der Grundlage 
der Freiheit. Eine andere Stellung nahm innerhalb dieſer 
zürnenden Agitation der Ausſchuß der 36 in Frankfurt, indem 
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er unerſchütterlich an der Hoffnung ſeſthielt, durch eine forte 
gesetzte Oppofitiom des Wiener und des Berliner Parlaments 
auch die dortigen Regierungen auf die Bahnen des füddeutſchen 
Liberalismus hinüberzuzwingen. Er berief auf den 1. October 
einen neuen Abgeordnetentag nach Frankfurt, zu dem er inzbeſon⸗ 
dere die Mitglieder aus Ofterreich und Preußen einlud, und 
welchem er dann eine Reihe von Reſolutionen vorlegte, des 
Inhalts, daß der Gasteiner Vertrag alle Rechtsordnung und 
Rechtsſicherheit in Deutſchland vernichte, mithin als Rechtsbruch 
von der Nation verworfen werde, namentlich für die Herzog⸗ 
thümer in keiner Weise rechtsverbindlich und gültig fei, und 
von allen deutſchen Landtagen mit höchſter Energie bekämpft 
werden müſſe. Aber er mußte eine arge Enttäuſchung erleben. 
Denn trotz ſeiner ausdrücklichen Mahnung waren unter 272 An⸗ 
weſenden nur ein Oſterreicher und acht Preußen erſchienen, von 
welchen ſechs die Erklärung abgaben, daß ſie als Preußen den 
Anträgen nicht beitreten könnten, und ſich deshalb der Abſtimmung 
enthielten. Mehrere namhafte preußiſche Abgeordnete der Fort⸗ 
ſchrittspartei, Tweſten, Th. Mommſen, G. Jung, hatten ihr 
Nichterſcheinen in Frankfurt mit dem Satze motivirt, daß die 
Mehrheit der preußiſchen Volksvertretung niemals Beſchluſſen 
zuffimmen würde, weiche gegen die Macht und die Zukunſt des 
preußiſchen Stagts in die Schranken treten . Andrerſeits Hatten 
15 abweſende Oſterreicher angezeigt, daß fie an der Rechts⸗ 
anſchauung der frühern Abgeordnetentage feſthielten, aber aus 
nicht näher zu erörternden Gründen an dem jetzigen Theil zu 
nehmen, ſich nicht beſtimmt fänden. Die Mehrheit der kur⸗ 
heſſiſchen Abgeordneten und ein Theil der bayerischen hatte ber 
ſchloſſen, von dem Tage ferne zu bleiben, weil nichts als nutz⸗ 
loſe Worte dabei herauskommen würden. 

Ahnlicher Stimmung und Meinung waren auch die ſüd⸗ 
deutſchen Ultamontanen und die mit ihnen zuſammengehende 
großdentſche Partei. Der Ausſchuß des deutſchen Reformbereins 
erließ an die Mitglieder ein Rundſchreiben, in welchem er ebenſo 
nachdrücklich wie die Demokraten und Liberalen die Verletzung 
aller rechtlichen und ſittlichen Grundſätze durch die Gaſteiner 


) Ein franzöſiſcher Diplomat zußerte ewas fpäter: „in jedem 
Preußen ftedt doch ein Stück vom alten Grip.“ Möge er für alle 
Zeiten Recht behalten. 
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Übereinkunft verdammte, aber, in Betracht, daß die Beſtrebungen 
des Vereins auf legale Umbildung des deutſchen Bundes gelähmt 
feien, fo lange Fürſten- und Volksrecht in einem deutſchen Lande 
von deutſchen Regierungen ſelbſt in ſolcher Weiſe gebeugt würde 
— eine Generalverfaminfung des Vereins bis auf Weiteres ver⸗ 
tagte. Das bayeriſche Hauptorgan der ultramontanen Partei, 
die Hiſtoriſch⸗volitiſchen Blätter, brachten im September einen 
von Jörg geschriebenen Redactiondartitel, welcher in zutreffender 
Schärfe die Schwankungen Oſterreichs in der Herzogthümerfrage 
charateriſirte: zuerſt Behauptung des Nechts der Verträge von 
1852, und folglich Bekämpfung Auguſtenburg's gemeinſam mit 
Preußen, jedoch ohne das preußiſche Streben auf Dänemarks 
Zertrümmerung; dann ſeit dem 28. Mat 1864 Oppoſttion gegen 
Preußen und Unterſtützung Auguſtenburg's, der Mittelſtaaten, 
des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker; jetzt wieder der alte 
Standpunkt, in Folge defjen die Souveränität der beiden Monar⸗ 
chen in Schleswig⸗Holſtein proclamirt, von Auguſtenburg aber, 
Selbſtbeſtimmung und Mittelſtaaten keine Rede mehr ſei. Noth⸗ 
wendig habe ſich aus dieſer Unſicherheit ein wachſendes Uber⸗ 
gewicht des in feiner Haltung comfequenten Preußen ergeben; 
Tolle dieses nicht zur Alleinherrſchaft in Deutſchland ſich entwickeln, 
fo fei es nothwendig, daß alle deutſchen Staaten dem Wiener 
Cabinet den Muth erfriſchten und bereitwiliger als Preußen 
den öſterreichiſchen Wünschen entgegenfämen. In dieſem Sinne 
wurde nicht gerade die Aufnahme Geſammtöſterreichs in den 
deutſchen Bund, wohl aber eine Garantie des leblern auch für 
die außerdeutſchen Beſitzungen Oſterreichs bezeichnet. 

Allein von ſolchen Gedanken waren gerade in dieſem Augen⸗ 
blick die Regierungen der Mittelftaaten fo weit wie möglich 
entfernt. Natürlich waren fie durch die Gaſteiner Übereinkunft 
auf das Tieſſte gekränkt, und ebenfo natürlich richtete ſich ihr 
Zorn weniger gegen den offenen Widerſacher, den ſie ſeit Jahren 
bekämpft, als gegen den treuloſen Genoſſen, der auf die feind⸗ 
liche Seite zurückgetreten war. Zunachſt am Bundestage war 
damit ihre völlige Ohnmacht wieder ebenſo offenbar geworden, 
wie im Frühjahr 1804. Yayern, Sachſen und HeſſenDarnſtadt 
hatten am 27. Juli den von Pfordten mit Bismarck beſprochenen 
Antrag in Frankfurt eingebracht, und der Bundestag denfelben 
fofort dem holſteiniſchen Ausſchuß zur Berichterſtattung üterwieſen. 
Kein Menſch, schrieb Savigny an Bismarck, ift eigentlich recht 
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erbaut davon. Dann kam der Gaſteiner Vertrag, und mit dieſer 
Nachricht auch die ſichere Erfolgloſigleit jedes Bundesbeſchluſſes 
gegen den Willen der Großmächte. Im Ausſchuſſe ſelbſt trat 
Württemberg in der Meinung, es sei beffer, nichts zu thun, als 
ſich durch unnütze Schritte zu proſtituiren, gegen Bayern und 
Sachſen der Anſicht der Mehrheit bei, der Bundesverfammlung 
gar leinen Vorſchlag über den Antrag vom 27. Juli zu empfehlen, 
als den negativen, weitere Mittheilungen der Großmächte zu er⸗ 
warten, und einftweilen Ferien bis Ende October zu machen. 
Dies Alles wurde von der hohen Verſammlung am 31. Auguſt 
genehmigt. Friedſertiger konnte man ſich nicht verhalten. Um 
fo mehr aber wuchs damit die Gröitterung der Einzelnen. 
Roggenbach nahm gleich nachher ſeine Entlaſſung, angeblich aus 
Gründen der innern badiſchen Verhältniſſe; immer hatte er auch 
die Niederlage ſeiner bisher betriebenen ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Politik vor Augen, ſah die verhaßte preußiſche Annexion heran⸗ 
nahen und mochte doch nicht einer offenen Yelämpfung Preußens 
ſich anschließen. Pfordten freute ſich, daß der Gaſteiner Vertrag 
die Ab ſicht der Mächte, eine deutſche Flotte zu gründen, ausſpreche; 
freilich, fehte er hinzu, die Lage Auguſtenburg's iſt ſehr ver⸗ 
ſchlimmert; indeſſen, ich habe das Meinige gethan. Auch er 
51 in dem Vertrage einen preußischen Triumph, ſchien gegen 

ſterreich eine gewiſſe Schadenfreude zu empfinden, und ſprach 
von den Herzogthümern nur noch mit Übesreh, An lebhafteſten 
aber kochte der Unwille in dem Herzen Beuſt's. Jetzt brachte 
denn feine offieibſe Leipziger Zeitung eine Reihe von Artileln, 
worin die Unrechtlichkeit und Verderblichteit der Gaſteiner Uber⸗ 
einkunſt erörtert wurde. Auch er erkannte den engen Zuſammen⸗ 
hang der ſchleswig⸗holſteiniſchen und der deutſchen Frage: dieſe 
Zerreißung Schleswig⸗Holſteins ſei das Vorzeichen der Zerreißung 
Deutſchlands durch die Mainlinie; das einzige Rettungsmittel 
in dieſer Gefahr ſei ein ſeſtes Bündniß der deutſchen Staaten 
gegenüber den beiden Großmächten. Bei einem Geſpräche mit 
dem öſterreichiſchen Gefchäftsträger wies er deſſen beſchwichtigende 
Außerungen mit Entrüſtung zurück. Lange genug, ſagte er, 
Haben wir uns durch Oſtereich in die Irre führen laſen; 6s 
ift jegt Zeit, uns auf die eigenen Bühe zu ftellen; aus Rücſicht 
für Ofterreich haben wir den preußiſchen Antrag auf einen 
Handelsvertrag mit Italien abgewieſen, dadurch unſern wirth⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen ſchweren Schaden zugefügt, und an Ver⸗ 
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druß aller unſerer Induſtriellen gegen die Regierung erregt; 
jegt hat Öfterreich ſelbſt uns die Hände frei gemacht, und wir 
werben nicht zaubern, zur Erlangung des Handelsvertrags auch 
die Anerkennung des Königreichs Italien auszuſprechen. 

In der That, über der italieniſchen Nation leuchtete damals 
ein günſtiger Stern. Dasſelbe Ereigniß, welches ihr die Ausſicht 
auf Venetiens baldige Eroberung für den Augenblick wieder in 
Nebel hüllte, brachte ihr zur Entfhäbigung die Geneig heit der 
bis dahin feindseligen deutſchen Staaten, den Beſtand des jungen 
Königreichs durch ihr Votum weiter zu beſeſtigen. General La 
Marmora freilich hatte eines ſolchen Troſtes für den Gaſteiner 
Vertrag kaum bedurft. Er hatte endlich auf feine Anfrage in 
Baris den Bericht Nigra's vom 13. Auguft über eine Untere 
redung mit dem eben zurückgekehrten Drouyn de Lhuys erhalten, 
in welcher dieſer dem Geſandten mitgetheilt Hatte, wenn Italien 
Krieg führen wolle, werde Napoleon es auf deſſen eigene Gefahr 
vorgehen laſſen, es nicht hindern, aber auch nicht schützen, fondern 
höchſtens die Lombardei deden. Der ſranzbſiſche Miniſter halle 
aber weiter bemerkt, daß er La Marmora's Antwort an Uſedom 
ſaſt vollſtändig billige; Italiens Stellung ſei ausgezeichnet; 
man ſolle nur zu warten verſtehen. Was Preußen betreffe, ſo 
würde bei einem Kriege über Schleswig⸗Holſtein Frankreich ruhig 
bleiben, bei weiterer Ausdehnung des Kampfes aber ſeine eigenen 
Intereſſen wahrnehmen. Alſo möge Italien ſich nicht übereilen, 
ſich nicht compromittiren. Vielleicht ſei Osterreich ſelbſt auf dem 
Wege zu einer Verftändigung mit Italien. Wenigſtens habe in 
Paris Fürſt Metternich etwas von einem Wunſche des Wiener 
Cabinets verlauten laſſen, gewiſſe Handelsbeziehungen mit Italien 
zu regeln; damit einmal begonnen, könne die Sache viellicht 
weiter gehen. 

Nachdem La Marmora zunächſt die obige Mittheilung über 
Napoleon's Erlaubniß zum Kampfe kelegraphiſch erhalten, erklärte 
er am 15. Auguft dem Grafen Uſedom mit ſeltener Lebhaftigkeit, 
wenn Preußen wirklich einen „großen“ Krieg gegen Ofterreich 
beginne, werde Italien in denſelben eintreten; leine italieniſche 
Regierung habe die Möglichkeit, anders zu verfahren. Wie wir 
wiſſen, kam bie tapfere Entschließung zu fpit: wenige Tage 
nachher empfing er die Nachricht von dem Gaſteiner Vertrag. 
Er zeigte darauf eine getheilte Stimmung, ſchrieb Graf Usedom; 
er ſchien den Auſſchub des nationalen Kriegs zu beklagen, aber 
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doch mit einer gewiffen Befriedigung ſich von der Laſt einer 
ſchweren Verantwortung befreit zu fühlen. Kein Gedanke lam 
hiebei dieſem beſchräntten und ſelbſtdewußten Kopfe, ob nicht 
gerade fein Zaubern es geweſen, welches die Kriegsluſt Preußens 
gedämpft und den Entſchluß zum Vertrage entſchieden hätte. 
Im Gegentheil, er war jeht doppelt durchdrungen von der Richtig⸗ 
keit ſeines hinbaltenden Benehmens, von der Unmöglichkeit eines 
preußiſchen Kriegs gegen Oſterreich ). Er dankte ſich ſelbſt und 
feiner Vorſicht, den weiſen Rath Drouyn de Lhuys geahnt, ſich 
nicht übereilt, fi nicht compromittiet zu haben. Um fo mehr, 
ſagt er in ſeinem Buche, mußte ich der Erklärung des franzöſiſchen 
Miniſters Rechnung tragen. Deſſen Eröffnung, daß vielleicht 
Oſterreich einen Schritt thun würde, aus dem ſich möglicher 
Weiſe etwas Weiteres ergeben Könnte, nahm ihm einen Stein 
vom Herzen. Da ihm die Unzuverläſſigkeit einer preußiſchen 
Allianz jet ſonnenklar erwieſen ſchien, faßte er auf Grund der 
Pariſer Nachrichten den Entſchluß, einen unmittelbaren Verſuch 
freundlicher Anknüpfung feinerfeits in Wien zu machen. 


9 Ufebom trat bald nachher den ihm bereits im Juli bewiligten 
und dann aufgeſchobenen Urlaub an, und La Marmora war wieder 
ſcharſſinnig in feiner Weise. indem er in dieſer Entſemung einen 
Aug druck der Verlegenheit und der Scham fiber Preußens muthloſes 
Verhalten erbliden wollte. Nach der Kunde von Gaftein, ſagte er, 
habe ſich Ufedom bei ihm zwet Monate lang nicht ſeten laſſen. Uſedom 
batte jedoch vor feiner breiſe noch mehrere Geſprüche mit ihm. 
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4. Eapitel, 
Bismarck in Niarritz. 


In Paris war die Gaſtelrer Übereinkunft bereits mehrere 
Tage vor ihrer Natification belannt geworden. Trotz des ſtrengen 
Geheimniſſes, welches die beiden Contrahenten ſich angelobt, 
hatte Mens dorff ſchon am 10. Auguſt Blome's Vorſchläge, und 
am 14. die Unterzeichnung des Vertrags dem Fürſten Metter⸗ 
nich mitgetheilt, und dieſer die Kunde ſofort an Drouyn de 
huys weiter gegeben. Als Werther ſich nachher darüber be⸗ 
ſchwerte, antwortete Men ödorff höchſt treuherzig, er habe das 
nur gethan, um Metternich s bekannten franzöſiſchen Eifer zu 
zügeln. Metternich's Eifer war jedoch im Gegentheil durch die 
Nachricht ſo weit entzündet worden, daß er ſowohl dem fran⸗ 
zöſiſchen Miniſter, als dem italienischen Geſandten verkündete, 
dier jet nun die definitive Löſung der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Frage; das begehrliche Preußen, welches feine Hand nach dem 
Ganzen ausgeitredt, habe ſich weislich jetz mit der Hälfte be⸗ 
gnügt. 

Die öffentliche Meinung aber in Frankreich fällte ein anderes 
urtheil über den Vertrag. Sie ſah darin, wie die deutſchen 
Radicalen und Demokraten, einen entſchiebenen Sieg der preu⸗ 
ßiſchen Politik, und fiel um fo hitziger über denſelben her, je 
einmüthiger fie feit zwei Jahren für Dänemark Partei genommen, 
und in Bismarck den wahren Urheber der däniſchen Niederlage 
erkannt hatte. Hier habe, hieß es, die widerlichſte Heuchelei 
enblich vie Mas le abgeworfen. Die deutſchen Mächte hätten 
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Dänemark belriegt, weil dieſes das untheilbare Echleswig-Hol- 
fein hätte theilen wollen; jegt riſſen fie ſelbſt bie Herzog thümer 
gewaltthätig auseinander. Sie wären im Namen des Nationalitäts⸗ 
prineips für Deutſchland gegen Dänemark in den Kampf gezogen: 
jetzt ließen ſie Deutſchland, den deutſchen Bund, die deutſche 
Vollsſtimme unbeachtet, und Preußen hielte die Dänen in Nord⸗ 
ſchleswig unter ſeinem Joch. Alle liberalen Grundſatze, alle 
Fordern ingen ber Civiliſation ſeien mit Füßen getreten, mitten 
im 19. Jahrhundert würden die Völler wie Viehheerden ver⸗ 
handelt. Die Zeitungen aller Farben, minifterielle, legitimiſtiſche, 
radical, ftimmten in dieſen Chorus ein; die orleaniſtiſche Revue 
des deux Mondes war bieſes Mal einig mit der von ber Re⸗ 
gierung ſubventionirten Revue Contemporaine. 

Drouyn de Chuhs rieb ſich bei dieſem, weſentlich gegen 
Preußen gerichteten Sturm die Hände, und ſprach gegen mehrere 
Mitglieder der diplomatiſchen Geſellſchaft dieſes Einverſtändniß 
in hohem Tone aus. Er wußte, aus welchen Gründen das Er⸗ 
eigniß auch dem Kaiſer Napoleon umerfreulich fein würde, und 
hoffte, ihn damit von all jenen, auf Preußens Mitwirkung ber 
rechneten Plänen gründlich zu heilen. Indeſſen hatte Graf 
Goltz von Bismarck eingehen de Inſtructionen über den Vertrag 
erhalten, und ſuchte darauf am 19. Auguſt den franzöſiſchen 
Miniſter zu überzeugen, daß der ganze Zeitungslärm gegenſtands⸗ 
los ſei. Es handle ſich in dem Vertrage gar nicht um das 
Definitivum, ſondern um eine neue Form des Proviſoriums, 
nicht um Theilung der Souveränität, ſondern um Verbeſſerung 
der Verwaltung; Preußen habe mit dem Wiener Cabinet vor 
Beſeitigung der von Halbhuber beſchützten Mißbrüuche über die 
Zukunft der Herzogthümer nicht weiter verhandeln können; der 
Vertrag habe eben die Abſtellung jener Mißbräuche zum Zweck; 
fomit tonne und werde die Verhandlung über das definitive 
Schicksal jetzt erſt wieder beginnen. Der Miniſter freute ſich, 
dies zu vernehmen, geſtand aber, es habe feine Regierung be⸗ 
frembet, von einer Verhandlung zwiſchen Preußen und Oſterreich 
zu hören, ohne von Preußen eine Mittheilung darüber zu er⸗ 
halten. Übrigens redete er in ſchmeichleriſcheren Tönen als jemals 
früher, und verſicherte Frankreichs wohlwollende Neutralität bei 
der preufsifchen Annexion der Herzogthümer, wenn nur Preußen 
den Dänen in Nordſchleswig einige billige Rückſicht ſchenken 
wolle. Dann aber ſondirte er noch etwas weiter. Bei größerer 
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Ausdehnung des Kriegs und der Kriegszwecke könne natürlich 
Frankreich nicht ohne volle Gegenleiſtung auf die Freiheit ſeiner 
Action verzichten. Es fei auch bekannt, daß der Kaiſer mehr zu 
Preußen als zu Öfterreid) neige. Denn Oſterreich könne dem 
franzöſiſchen Intereſſe ja nichts bieten; mit Preußen dagegen 
ſei in dieſer Beziehung eine Verſtändigung ſehr wohl denkbar. 
Es gebe Nachbarländer, welche den Gegenstand von Com⸗ 
binaticnen bilden könnten, ohne irgend eine Beeinträchtigung 
der beiden Contrahenten. Goltz entgegnete: kein preußischer 
König kann preußifches Land wegſchenken! andere Combinationen 
find denkbar, aber vor dem geeigneten Zeitdunkte nicht auszu⸗ 
ſprechen. Das iſt ſehr wahr, ſchloß der Miniſter das Geſpräch. 

Wie wir mehrmals bemerkten, hatte Srouhn de Ohuys von 
jeher größere Sympathie für Oſterreich als für Preußen gehabt, 
niemals die Wünſche feines kaiſerlichen Gebieters für Italien 
getheilt und folglich auch ſich über die Möglichkeit eines preußiſch⸗ 
ütalieniſchen Kriegs gegen Oſterreich nicht gefreut. So ſanden 
wir ihn, wie er La Mormora die kaiſerliche Erlaubniß zum 
Vorgehen mittheilte, dann aber feinerfeits die dringenden Rath⸗ 
ſchläge zu Zaudern und Abwarten hinzufügte. Jedesfalls follte 
nach feiner Anſicht Preußen erſt dann Unterstüzung erfahren, 
wenn es dem franzöſiſchen Cabinet ſehr realen Antheil am Ge⸗ 
winne zugeſichert hätte. 

Da nun Golz fo geringe Neigung zeigte, üder Landgewinn 
für Frankreich zu verhandeln, fo blieb der Minifter um jo ſeſter 
in feinem Streben, den Gafteiner Vertrag bei Napoleon gegen 
Preußen zu verwerthen. Der Kaiſer kam am 23. August aus 
dem Lager von Chälond nach Fontainebleau, und der Miniſter 
erſtattete ihm dort am 27. Bericht über Gaſtein. Dem Kaiſer 
wer jede neue Befeſtigung der öſterreichiſch⸗preußiſchen Allianz 
ſehr widerwärtig, und Drouyn de Lhuys, ohne die Erläuterungen 
des Grafen Goltz irgend zu erwähnen, betonte um jo mehr die 
ing der großen Fundamentalſätze der franzöſiſchen Po⸗ 
lit der populären Selbſtbeſtimmung und des Nationafitätse 
brincips, durch welche der Vertrag die franzöſiſche Regierung 
ſelbſt bloßſtelle, da dieſelbe ihre deutſch freundliche Haltung gegen- 
über den däniſchen Sonpathien Frantreichs eben auf jene Prin⸗ 
kipien geftüßt habe. So erwirkte er fi eine Weiſung, ein den 
Vertrag tabelndes Rundschreiben zu verfaffen, nach welchem die 
franzöſiſchen Geſandten bei etwaigen Gesprächen ihre Außerungen 
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einzurichten hätten. Jedoch befahl der Kaiſer ausdrücklich, daß 
die Geſandten den fremden Höfen den Erlaß ſelbſt nicht mit: 
theilen ſollten: denn in Berlin ſollte man zwar ſeinen Verdruß 
erfahren, aber doch jede unhöflich Form vermieden werden, 
welche dann Preußen dem Wiener Hofe noch ſtärler annähern 
könnte. 

Am 28. Auguſt hatte Napoleon den Grafen Goltz im 
engſten Kreiſe zur Tafel bei ſich. Er wußte, daß die perſönlichen 
Erlebniſſe des Grafen nicht ohne Einfluß auf deſſen politiſche 
Auffaſſungen waren, und verhielt ſich demnach gegen ihn um jo 
zutraulicher und huldvoller, je ſtrenger und belehrender er über 
die preußiſche Politik zu reden gedachte. Gleich nach dem erſten 
Empfange brachte er das Geſpräch auf die Gasteiner Übereinkunft. 
Die Frage der Herzogthümer, ſagte er, war ſtets ſchwer zu ver⸗ 
ſtehen, und jept verſtehe ich nichts, aber auch gar nichts mehr 
davon; fo ſchneidend widerſpricht Ihr neueſter Vertrag allen 
Conſeguenzen Ihres bisherigen Programms. Goltz hob den 
proviſoriſchen Charakter des Vertrags hervor, einer auf kurze 
Dauer berechneten Verbeſſerung der völlig in Confufion gera- 
thenen Landesverwaltung; der König habe dies einem Bruche 
vorgezogen, deſſen Folgen unübersehbar geweſen, zumal er — 
Goltz — nach Berlin berichtet habe, daß Frankreichs Neutralität 
wohl für einen Streit über Schleswig⸗Holſtein, keineswegs aber 
bei weiterer Ausdehnung des Kriegs geſichert ſei. Hier ſiel der 
Kniſer ein: Sie haben ſich ein großes Verdienſt um Ihr Land 
erworben durch die Bejeitigumg aller Täuschungen in dieſer 
Hinſicht wie folte ich im Voraus mich binden, fiille zu fipen 
in allen Fällen, nichts zu verlangen, was immer auch kommen 
möchte? Sie kennen meine Geſinnungen gegen Preußen: ich 
wünſche, ja ich halte es für nöthig, daß es ſich vergrößere und 
dadurch von dem fremden Einfluffe frei werde, dem es ſeit 1815 
nicht zum Vortheile Frankreichs hat folgen müſſen. Hiemit 
ſollte Preußen für feine Entschließungen ſich genügen laſſen; 
auch kann es ja zur Zeit ſelbſt keine andern Gegenftände zur 
Verhandlung bringen als Schleswig⸗Holſtein; man kann die 
Haut des Bären nicht eher verkaufen, als man ihn hat; darüber 
habe ich meine Erfahrungen gemacht. Und nun erzählte Napo- 
leon, wie er 1859 den Italienern größere Zuſagen gemacht, als 
er zu Villafranca habe erfüllen Können, und er demnach nicht 
mehr in der Lage geweſen ſei, Victor Emanuel's eigenmächtige 
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Annexionen 1860 zu hindern. Seitdem, ſagte er, gebe ich kein 
Verſprechen, von dem ich nicht weiß, daß ich es unter allen 
Umftänden halten zan. Etwas ſchüchtern bemerkte Graf Golß: 
indeſſen hat mir Drouyn de Lhuys geſagt, auch bei größeren 
Dimenſionen des Kriegs würden Ew. Majeſtät ſich mit Preußen 
leicht verſtändigen, aber nicht mit Osterreich. Das ift vollkommen 
richtig, erwiderte der Kaiſer. Aber Ihr begreift, welchen pein⸗ 
lichen Eindruck mir das Gasteiner Ereigniß machen mußte. Ihr 
wolltet die Herzogthümer befreien, Ihr verkündetet ihr Recht, 
vereint zu fein, Ihr wolltet die Bevölkerung über ihr künftiges 
Schicjal befragen: und jezt ſchließt Ihr einen Vertrag, der Euch 
werügſtens in den böſen Schein ſeßt, als thätet Ihr von dem 
Allem das Gegentheil. Auch ſeht Ihr, wie die öffentliche Mei⸗ 
nung, die ich nicht unbeachtet laſſen kann, ſich von Euch ab⸗ 


wendet. 

Bel Tiſche ſchlug Napoleon wieder einen freundlicheren 
Ton an. Er erzählte dem Botſchafter, Oſterreich habe ihm zu; 
gemulhet, die Frage der Herzogihümer einem europliſchen Con⸗ 
greß zu unterbreiten; er habe das auf der Stelle kategoriſch ab⸗ 
gelehnt. Welche Haltung, fragte er, nimmt Rußland zu der 
Sache? Goltz konnte keine Auskunft darüber geben, vermuthete 
aber freundliche Neutralität. England, äußerte darauf Napoleon, 
will mit dem ganzen Handel nichts mehr zu ſchaſſen haben. 
Was aber Öfterreich betrifft, fo ſcheint der Vertrag die bittere 
Erinnerung an die vorausgegangenen Streitigkeiten keineswegs 
ausgelöſcht zu haben; dort fühlt alle Welt ſich gedemüthigt, die 
öffentliche Meinung, die Miniſter, der Kaiſer Franz Joſeph 
ſelbſt. (Holtz zog hieraus den angenehmen Schluß, daß es nicht 
die Herſtellung des friedlichen Einvernehmens zwiſchen Oſterreich 
und Preußen ſei, welche Napoleon's Arger über Gaftein bewirke) 

Nach Tiſche beehrte Napoleon den Botſchafter mit einer 
nochmaligen Anfprache, bei welcher er feiner Bewunderung für 
die preußiſche Armee und deren Oſſiciercorps Ausdruck gab, und 
den militärifhen Geiſt des preußiſchen Volkes lobend anerkannte, 
der in Friedenszeiten ſtärker als in Frankreich fei. Dann forderte 
er ihn zu einem Gange in den Garten, wieder einer großen 
Auszeichnung, auf, und ſagte ihm hier: schreiben Sie dem 
Grafen Bismarck, bei einem Kriege zwiſchen Preußen und Oſter⸗ 
reich würde ich wohlwollende Neutralität beobachtet haben, aber 
ich fei überraſcht, ſehr überraſcht durch das, was geſchehen ift. 
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Goltz wagte die Außerung: wenn die Kriſis ſich erneuern ſollte, 
dürfen wir doch auf dieſelbe wohlwollende Geſinnung hoffen. 
Gewiß, antwortete der Lalſer. Aber ich beflage, daß Preußen 
mehr und mehr von feinem überlieferten Berufe zurücktritt, ſich 
an die Spitze der nationalen Bewegung in Deutſchland zu 
feben; wenn der König ein liberales und nationales Programm 
aufſtellt, wozu er leines Kriegs bedarf, ſo werden alle liberalen 
Elemente in Deutſchland ihm zufallen, und man wird die elenden 
parlamentariſchen Zänkertien und die traurige Frage der Herzoge 
thümer vergeſſen. 

Goltz war mit diefer Mahnung zu einer liberalen Politik 
durchaus ein verſtanden, und berichtete feinem Chef mit ſichtlicher 
Befriedigung die treffliche Aufnahme, die er bei Napoleon 
gefunden. Bismarck war von dem Vorgange weniger entzückt. 
Befremdet hat den König, ſchrieb er dem Botſchafter am 1. Sep⸗ 
tember, die peinliche Ulberraſchung Napoleon's, welche nach Ihrer 
Meinung nicht die Herftellung unſeres Einvernehmens mit Oftere 
reich zum Grunde hat: welchen Grund aber könnte er ſonſt 
haben? wünſchte er wirklich unſern Bruch mit Oſterreich, fo 
müßte dies uns doppelt mißtrauiſch machen. Die Einladung 
zu einer liberalen Wendung der preufifcj-beutjchen Politik lehnte 
Bismarck kurz und binbig ab. Die Parteien, fagte er, welche 
Napoleon dabe im Auge haben kann, find höchſtens stark genug, 
Kanmmerbeſchlüſſe ihres Sinnes herbeizuftihren; die Regierungen 
der Mittelſtaaten find unter ſich zwieſpältig und ſchwach durch 
die Schlecktigkeit lihrer militüriſchen Organisation; das Alles 
kann uns weder eine feſte Stütze, noch eine ernſte Geſahr in 
Ausſicht ſtellen: der echte Kern erfolgreicher und praktiſcher 
nationaler Beſtrebungen kann nur in einem ſtarken Preußen und 
einer ſelbſtündigen preußiſchen Politik liegen. Goltz wurde alſo 
angewieſen, fort und fort, entſprechend den Vorſchriften des 
4. Auguft, zwar keine beftimmten Anträge an Napoleon zu 
bringen, wohl aber mit der größten Aufmerkſamkeit die Ge⸗ 
ſinnungen desſelben gegen Preußen zu ſtudiren. 

Unterdeſſen hatte Drouyn de Chuys das Seinige gethan, 
um die preußiſch⸗franzöſiſchen Beziehungen weiter abzukühlen. 

Am 8. September ſandte Balan, damals Geſandter in 
Brüſſet, eine Nummer der dort erſcheinenden Emaneipation 
Belge mit einem wörtlichen Abdruck jenes, vom 29. Auguſt 
datirten Rundſchreibens an die franzöſiſchen Miſſionen ein. 
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Dasſelbe ließ an maſſiver Grobheit nichts zu wünſchen übrig. 
Nachdem es auf Grund der Zeitungsberichte über den Gafteiner 
Vertrag in demſelben die Verletzung der Verträge von 1852 
und die Beſeitigung des beſtberechtigten Erben, die Zerreißung 
der ſchleswig⸗holſteiner Untheilbarkeit und die Hinwegſe zung 
über das populäre Selbfibeftimmungsreht, die Nichtachtung der 
däniſchen Nationalität und die Übergehung der deutſchen Bundes⸗ 
genoffen bellagt. kam es zu dem Schluſſe, der Vertrag habe 
keine andere Grundlage als die Gewalt, keine andere Recht⸗ 
ſertigung als die Convenienz der Theilungsmächte; es ſei das 
eine Praxis, an welche das heutige Europa nicht mehr gewöhnt 
ſei, und deren Vorbilder nur in den verhangnißvollſten Epochen 
der Geſchichte ſichtbar würden. Das Actenſtück ignorirte alſo 
vollſtändig die von Goltz dem franzöſiſchen Miniſter gemachte 
Mittheilung über den proviſoriſchen Charakter der Übereinkunft, 
welcher allein zur vollſtändigen Widerlegung aller jener Vor⸗ 
würſe aus reichte. Im erſten Augenblick hielt Bismarck das 
angebliche Cireular für eine freche Fälſchung; indeß ging es 
rasch durch alle Zeitungen Europas, ohne daß ein Widerſpruch 
erfolgte, und bald kam Nachricht aus Dresden und Hannover, 
daß die dortigen franzöſiſchen Geſandten es durch Vorleſen zur 
amtlichen Kenntniß der betreffenden Regierungen gebracht hatten. 
Um das Maaß zu füllen, folgte dann die Veröffentlichung einer 
Circularbepeſche Lord John Ruſſell's vom 14. September, die 
ſich dem Gedankengang des franzöſiſchen Schriftitüces genau 
anſchloß, ſei es in Folge einer Aufforderung Drouhn de Ohuys, 
was freilich gleich nachher Napoleon ſehr beſtimmt abläugnete, 
ſei es nach Lord John's Drange, hinter ſeinem Pariſer Collegen 
in liberaler und humaner Geſinnung nicht zurüctzuſtehen. Dieſes 
Mal wurde er auch durch die Königin Victoria nicht gehindert, 
da die erlauchte Frau zur geit wegen der Zurücſezung Auguſten⸗ 
burg's ſehr ungnadig gegen Preußen geſtimmt war ). Genug, 
es war erſtaunlich, mit welcher Wärme uns ſchlimmen Deutſchen 
llotzlich die Gehüſſigkeit des Annectirens von den Eroberern 
Algeriens und Indiens, die Trefflichkeit des Liberalismus von 
dem franzöſiſchen Autoktaten, die Unverlehlichkeit fürſtliches 
Erbrechts von dem whiggiſtiſchen England, und das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht der Völker von den Beherrſchern Nizza’ und 
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Irlands entgegen gehalten wurde. Erfreulich war indeß dabei 
die Thatſache, daß auf deutſchem Boden auch in zahlreichen, 
fonft preußenſeindlichen Sereifen eine fo brutale Einmischung des 
Auslandes in deutſche Streitfragen mit Unwillen zurückgewieſen 
wurde. 

In Berlin war man natürlich überraſcht und verletzt in 
hohem Grade. Weng man auch gewußt hatte, daß Napoleon 
über die Gaſteiner Übereinkunft nicht gerade erfreut war, fo 
ſchien der Weg doch weit von ſeinen ſchillernden Gejprächen mit 
Goltz am 28. Auguſt zu dem Erguſſe plumper Injurien gleich 
am folgenden Tage. Dabei dauerte das feindliche Toben der 
franzöſiſchen Regierungsblätter mit ungeminderter Stürke täglich 
fort. Faſt unbegreiflich erſchien es unter ſolchen Umſtänden, 
daß, als am 7. September Napoleon mit Gemahlin und Sohn 
zu längerem Aufenthalt nach Biarritz abreiſte, Graf Goltz und ein 
jüngerer preußjiſcher Diplomat, Sohn des Generals von Nado⸗ 
witz, die ehrende Einladung empfingen, den Hof dorthin zu bes 
gleiten, und dann ſortdauernd des intimften Verkehrs gewürdigt 
wurden. Ich weiß nicht, ob Bismarck ſchon früher den Gedanken 
gehabt hat, auch ſeinerſeits, wie 1864, Erfriſchung in dem kräf⸗ 
tigen Wellenſchlag des biscapiſchen Meeres zu ſuchen; jedesfalls 
ſprach er jetzt dem Könige den Wunſch aus, dort mit eigenen 
Augen den Stand unferer Verhältniſſe zu erkunden. Der König 
war Anfangs zweifelhaft, ob nach der erlittenen Beleidigung dies 
paſſend ſei. Indeſſen meldete Goltz auf Grund wiederholter 
Mittheilungen des Kaiſers ſelbſt, daß diefer das Rundſchreiben 
lebhaft bedauere; er ſei bei den Zeitungsnachrichten über Gaſtein 
empfindlich berührt worden durch die Nichtbeachtung aller Prin 
zipien der napoleonischen Politil, demnach habe er Drouyn de 
Lhuys beauftragt, eine Verwahrung an die Geſandten zu ſchicken; 
den Wortlaut des darauf erlaſſenen Rundſchreibens aber habe 
er nicht gelannt, und am wenigſten eine Mittheilung desſelben 
an die Höfe oder gar an die Zeitungen gewollt. Auch habe 
er ſchon am 20. September dem Minifter befohlen, etwas zur 
Abschwächung des Rundschreibens zu thun, und wolle ihn jetzt 
anweiſen, in einer neuen Depeſche wegen des proviſoriſchen 
Charakters des Vertrags den Inhalt des Rundschreibens zurück⸗ 
zunehmen. In der That setzte im Hotel des Qual d Orſay der 
Wind um: am 29. September ſandte Drouyn de Lhuys eine 
Depeſche nach Berlin, des Inhalts, er erſehe mit Genugthuung 
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den proviſoriſchen Charakter des Vertrags, er hoffe alſo bei der 
definitiven Löſung der Frage Grund zu haben, den preußiſchen 
Wünſchen ohne Rückhalt zuguflimmen und dadurch die Verbin⸗ 
dung der beiden Mächte noch enger zu ziehen. Auch fagte er 
dem preußiſchen Geſchäftsträger, er ſei ſehr erſtaunt über den 
üblen Eindruck ſeines Rundſchreibens in Berlin, und wünſche 
dringend, denſelben zu verwiſchen. Bismarck fand allerdings 
dieſe Erklärungen in der Sache keineswegs genügend, denn die 
Verletzung ſei öffentlich geweſen, die Genugthuung nur im 
Stillen erfolgt. Jedoch erſchien es bedenklich, weitere Forderungen 
deshalb zu ſtellen; man hatte keine Ausſicht, die Abſetzung 
Drouhn's zu erlangen; jebesfalls hatte ihn Napoleon ganz 
ausdrücklich desavouirt; fo beſchloß man, von weitern amtlichen 
Erörterungen abzuſehen, und der König genehmigte Bismarcks 
Reiſe nach Biarritz, unter dem Vorbehalte, daß dort zur Zeit 
keine Verpflichtungen gegen Frankreich übernommen würden, 
da zunächſt die Wirkung Gaſteins auf die deutschen und ſchles⸗ 
wig⸗holſtetniſchen Verhültniſſe abzuwarten ſei. Der Minifter 
ging darauf am 30. September über Paris in das Phrenßen bad, 
wo er bis zum 12. October mit Napoleon zuſammen berwellle 
und nach der Rückreiſe des Kaiſers dann noch den Reſt des 
Monats zubrachte. 

Nach einem kurzen Telegramm über die erſte Unterredung 
mit Napoleon am 4. October, berichtete Bismarck am 11., dem 
Tage vor der Abreiſe des Kniſers, zuſammenfaſſend ſeine Er⸗ 
fahrungen. 

„Ich habe in Paris zunächſt den Staatsminister Rouher 
beſucht, und bei demſelben eine unſeren Intereſſen durchaus 
günſtige Stimmung vorgefunden, auf welche ich deshalb einen 
beſondern Werth legen darf, weil Rouher das perſönliche Ver⸗ 
trauen des Kaiſerz in höherem Maaße zu beſizen ſcheint, als 
Drouyn de Lhuys, und jedesfalls aufrichtiger ift als der 
Letztere. Er hatte gehört, daß es zweifelhaſt fei, ob ich bei 
meiner Anweſenheit von nur einem Tage in Paris dem aus⸗ 
wärtigen Miniſter meinen Beſuch machen würde. Er redete mir 
lebhaft zu, es zu thun, damit die Beſeitigung der durch das 
Circular vom 29. Auguſt geſchaffenen Verſtimmung nicht durch 
perſönliche Verletzung des Herrn Drouyn de Lhuys erſchwert 
werde. Ohnehin eniſchloſſen, den fraglichen Veſuch zu machen, 
ließ ich Herrn Rouher, der ein politiſcher und perſönlicher Gegner 
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von Drouhn de Lhuys ift, das Verdienſt, mich dazu überredet 
zu haben. Es ſchien mir um fo nothwendiger, den Vorgang 
vom 29. Auguſt der Vergeſſenheit zu übergeben, nachdem ich 
von Heren Rouher mit Beſtimmtheit erfahren hatte, daß der 
Kaiſer ſelbſt jenes Circular vor dem Abgang in feinem Wort⸗ 
Haute geſehen und gebilligt hat. Die Zuworkommenheit, mit 
welcher Herr Drouyn de Lhuys mich demnächſt empfing, war 
darauf berechnet, jede Empfindlichkeit über das Circular zu be⸗ 
feitigen. Der kaſſerliche Miniſter erklärte den Urſprung dieſer 
feindfeligen Kundgebung aus der Befürchtung, daß Preußen ſich, 
ohne Frankreich Dank dafür zu ſchulden, der Herzogthümer be⸗ 
mächtigen und, verſtärkt durch die Mittel diefer neuen Erwerbung, 
ſich demnächſt einer antifranzöſiſchen Politik wieder zuwenden 
werde. Er sagte, daß Preußen aus der wohlwollenden Haltung 
Frankreichs baaren Gewinn zöge, während die Vortheile, welche 
Frankreich aus guten Beziehungen zu Preußen erwachsen könnten, 
von einer ungewiſſen Zufunft abhingen. Auf meinen Wunſch 
deutete er die Vortheile, welche Frankreich erhoſſen könne, in 
demſelben Sinne näher an, wie dies in den kurz vor meiner 
Abreife von Berlin Ew. Majeſtat von mir gemeldeten Auße⸗ 
rungen des Geſchäftsträgers Lefebvre geſchehen war 9). Jede 
Begehrlichteit nach preußiſchen oder deutſchen Landes theilen ſtellte 
er auf das Beftimmtefte in Abrede. Ich erwiderte ihm, daß wir 
der Geſchichte der Zukunft ihren Lauf nicht vorzeichnen und fie 
nicht nach Willkür erfinden, ſondern nur ihre Entwicklung ab» 
warten und benutzen könnten; wir unſererſeits hofften und 
wünſchten, daß dies in einer Weiſe geſchehen würde, vermöge 
deren die natürlichen guten Beziehungen zwiſchen Preußen und 
Frankreich erhalten und gefördert werden könnten. 

„Trotz der gefliſſentlichen, ich möchte ſagen: übertriebenen 
Freundlichleit, mit welcher der Miniſt 
feiner Depeſche zu verwiſchen ſuchte, habe ich doch keine volle 
Überzeugung von der Aufrichtigkeit feines Wohlwollens für uns 


1) Leſebore hatte auf verſchiedene Territorien franzöſiſcher Zunge 
bingedeutet 

Der Herzog von Gramont hat fpäter inſinuürt, bei jenen Ger 
ſprächen habe nicht Lejebvre, ſondern Bismarck die erwähnten Vor⸗ 
ſchlage gemacht Der weitere Verlauf erſpart uns die Mühe des 
Gegen beweiſes. 


Google 


158 Bismarck in Biarritz. 1865 


gewonnen, ſondern halte die Kundgebungen des letztern nur für 
den Ausfluß beſtimmter kaiſerlicher Befehle 1). 

„Am Tage nach meiner Ankunft in Biarritz wurde ich vom 
Kaiſer in beſonderer Audienz empfangen ... Es war erſicht⸗ 
lich, daß der Kaiſer ſelbſt lebhaft gewünscht hatte, das Circular 
vom 29. Auguſt ungeſchehen machen zu können. Er ſchien nicht 
zu wiffen, daß ich von feiner vorgängigen Billigung desselben 
Kenntniß hatte, denn er hob hervor, daß er die auswärtigen 
Geſchüfte zwar in Situationen von Bedeutung unmittelbar in 
die Hand nehme, ſich aber um die Einzelheiten des gewöhnlichen 
Geſchäftsganges, jo lange die Wichtigkeit derſelben ſich ihm nicht 
erkennbar gemacht habe, wenig kümmern könne. Er tabelte 
wiederholt die Veröffentlichung des Actenſtücks und die Über⸗ 
eilung, mit welcher es, ohne vorgängigen Gedankenaustauſch mit 
Ew. Majeftät Vertreter, abgefaßt worden ſei. Auf dieſe Weise 
habe man in Paris die Tragweite des Gaſteiner Abkommens 
für die Geſammtpolitil Preußens überſchützt, zumal man nicht 
Hätte glauben können, daß ein für Preußen fo günſtiges Reſul⸗ 
tat durch keine geheimen Zugeſtändniſſe an Oſterrcich erkauft 
worden fei. Der Kaiſer ließ durchblicken, was Drouyn de Lhuys 
mir mit voller Beitimmtheit angedeutet hatte, daß die üöſterrei⸗ 
chiſchen Mittheilungen, welche durch ganz vertrauliche Canale 
(anscheinend Ihre Majeſttt die Kaiſerin) an ihn gelangt feien, 
der Vorausſetzung einer geheimen, gegen Frankreich gerichteten 
coalitioniſtiſchen Verſtändigung der deutſchen Mächte Vorſchub 
geleiftet hätten. Se. Majeität legte mir nochmals mit einiger 
Feierlichteit die Gewiffensfrage vor, ob wir Öfterreich keine 
Garantie wegen Venetien geleiſtet hätten. Ich verneinte es mit 
der Verficherung, daß der Kaiſer meiner Aufrichtigkeit um fo 
gewiſſer fein könne, als ſolche Verabredungen, wenn fie getroffen 


4) Gott berichtet am 23. October aus Paris, Drouyn de Lhuys 
laſſe durch vertraute Perfonen verbreiten, daß Bismarck ihm die 
Nothwendigkeit großer Gebletzerweiterung für Preußen vorgeſtelt 
und ihm Compenjationen angeboten, er aber, Drouyn, Alles abgelehnt 
habe. Goltz meinte, daß Drouyn de Lhuys dieſe falfche Darftellung 
zu Nutz und Frommen der öſterreichiſchen Botſchaft erfunden habe, 
um diefe gegen Preußen aufguhegen. Bel den Diplomaten in Paris 
rede er viel eorrecter, rühme Bismarck 3 Liebenswürdigleit und klage 
nur, daß derfelbe fo zugefnöpft geweſen. 
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würden, doch nicht lange geheim blieben, und ich das Bedürfniß 
hätte, bei ihm den Gedanken an meine Zuverläſſigkeit zu erhalten; 
außerdem hielt ich auch für die Zulunſt ein Abkommen für uns 
möglich, vermöge deſſen wir Ofterreich in die Lage setzten, nach 
Belieben einen Krieg herbeizuführen, welchen Preußen ohne 
eigenen Vortheil zu dem feinigen zu machen, gezwungen fein 
würde. Der Paifer verſicherte demnüchſt, daß er leine Pläne 
anzuregen beabſichtige, durch welche der europäijche Friede geſtört 
werden könne, und daß Herr von Lefebvre, deſſen Briefe über 
unſere Unterredungen er erhalten habe, in feinen Eröſſnungen 
weiter als in feinen Inſtructionen gegangen ſei ). Faſt in den⸗ 
ſelben Worten, mit welchen ich den Gedanken gegen den Miniſter 
Drouyn de Lhuys ausgesprochen, und welche dieſer inzwiſchen 
ohne Zweifel gemeldet hatte, ſagte er: man müffe die Ereigniſſe 
nicht machen wollen, ſondern reifen laſſen; dieſelben würden 
nicht ausbleiben, und alsdann den Beweis liefern, daß Preußen 
und Frankreich diejenigen Staaten in Europa ſeien, deren In⸗ 
tereſſen ſie am meiſten auf einander anwieſen, und daß er dann 
jeder Zeit bereit fein würde, die Freundschaft und die Sympathie 
zu betätigen, von der er für Preußen erfüllt fei. Der Kaiſer 
knüpfte hieran die Frage, auf welchem Wege wir glaubten, uns 
mit Oſterreich über Holſtein auseinander zu ſehen. Ich erwiderte 
offen, daß wir hofften, Holſtein durch Geldentſchadigung zu 
erwerben und zu behalten. Se. Majeſtät machte hiezu keine 
Einwendung, und erklärte ausdrücklich fein Einverſtandniß zu 
den Motiven, mit welchen ich die Beſorgniß des Miniſters 
Drouyn de Lhuys wegen des Wachſens der preußiſchen Macht 
ohne Aquivalent für Frankreich widerlegte, indem ich hervorhob, 
daß der Erwerb der Elbherzogthümer am ſich noch keine Macht⸗ 
verſtürkung Preußens ſei, ſondern im Gegentheil die Kräfte 
unſeres Vaterlandes nach mehr als einer Richtung, behufs Ent⸗ 
wicklung unſerer Marine und unſerer Defenſivſtellung gegen 
Norden hin, in einem Maaße feſtlege, welches durch den Zuwachs 
von einer Million Einwohner nicht aufgewogen würde. Der 
Erwerb der Herzogthümer ſei nur ein Angeld (arrhes) für die 


9) Napoleon verwahrte ſich insbeſondere gegen die Annahme, daß 
er eigennübige Pläne gegen Belgien bege, und sprach ſich in gleichem 
Sinne gegen Golf und nach dem Tode König Leapold's 1. auch gegen 
Lord Cowley aus. Bericht von Goltz, 9. December. 


Google Finder 


160 Bismerd in Biarrif, 1865 


Erfüllung der Aufgabe, welche die Geſchichte dem preußiſchen 
Staate geſtellt habe, und bei deren weiterer Verfolgung wir 
freundſchaftlicher Beziehungen zu Frankreich bedürften. Es ſcheine 
mir im Intereſſe der frangöfifchen Politik zu liegen, den Ehrgeiz 
Preußens in Erfüllung nationaler Aufgaben zu ermuthigen: 
denn ein ſtrebſames Preußen werde ſtets hohen Werth auf Frank⸗ 
reichs Freundſchaſt zu legen haben, während ein entmuthigtes 
ſeinen Schutz in deſenſiven Bündniſſen gegen Frankreich ſuchen 
würde ). Dieſe Argumentation bezeichnete der Kaiſer als eine 
ihm vollſtändig einleuchtende und ſympathiſche. 


y) Eine Entwicklung dieſer Gedanken gab Wismar art 16. Auguſt 
dem Grafen Golz zu weiterer Verwerthung in Paris. Man wird einige 
Sätze daraus mit In tereſſe leſen. 

„Die continentale Politif bat feit langer Zett auf der engen 
Verbindung der drei öſtlichen Mächte beruht, welche in der Nachwirkung 
der heiligen Manz ſich als eine Coalttton gegen Frankreich darſtelte . 
Die Stellung des deutihen Bundes ift in demſelben Sinne aufgefaßt 
worden, und hat mehr der Befeftigung die ſer Coalition als der lebendigen 
innern Entwidlung Deutſchlands dienen müffen. Die Politit Preußens 
war feit fünfzig Jahren nach diefer Cette hingewandt .. So fehr 
auch die innere Entwiclung und die realen Intereſſen des Landes 
Preußen in vielen Beziehungen Frankreich angenähert haben, ſo ſchien 
die fortdauernde Theiinahme an jenem Bünbniß doch durch dle Ans 
nahme geboten, die vieleicht eine Fiction war: daß Preußen feine 
bauptſächlichſten Gefahren von Frankreich zu befürchten habe. Dieſe 
Auffaſſung hat mehr oder weniger die Politik Preußens ſeit 1815 
beftimmt, und es genöthigt, der groß⸗ und ſüddeutſchen, durch die 
conſervativen Intereſſen Rußlands verſtärkten Politit Oſterreichs zu 
folgen, welche den Bund, befien auch Preußen zum Schutze gegen Frant⸗ 
reich zu bedürfen glaubte, zum Drucke auf Preußen benußte - ..“ 

„Gegenüber biejem traditionellen Syjtem fteht ein anderes Princtp. 
welches ebenfalls in einem tiefen Bedürfnis Preußens feine Begründung 
hat. Es ift das Princip der unabhängigen und freien Entwicklung 
des preußiſchen und norddeutſchen Elements zu einer jelbftändigen 
roßmacht, die ohne Anlehnung ſich durch eigene Macht ſicher fühlt. 
Es wäre dies eine Politik, die . . in freier Entfaltung der eigenen 
Lebensteime und Sammlung der dieſen homogenen Elemente im 
Norden Deutjchlarıds, wie in Beſeitigung der Hinderniſſe, welche der 
Corſolibtrung eines nationalen Lebens entgegenstehen, ihre Aufgabe 
fände. Das durch die eigenthümliche Stellung Preußens und feinen 
eigenen Lebenstrieb hervorgerufene Streben nach Machterweiterung 
innerhalb der natürlich gegebenen Sphäre wird von einem großen 
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„Dieſer wefentliche Inhalt der Unterredung mit Sr. Maje⸗ 
ftät wiederholte ſich in verschiedenen Wendungen während der 
erſten Audienz, und während noch längerer Geſpräche, die ich 
ſpäter nach einem Dejeuner mit dem Kaiſer hatte. Bei letzterer 
Gelegenheit erkundigte er ſich lebhaſt nach der Richtung, welche 
Ew. Majeftät Regierung Angeſichts der Wirren in den Donau⸗ 
fürſtenthümern einhalten würde. Die Ausſicht, daß dieſe Linder 
dermaleinſt dazu dienen könnten, Oſterreich für Venetien zu ent⸗ 
ſchädigen, ließ ſich beſonders im Hinblick auf beftimmte Andeu⸗ 
tungen, welche der Geſchäſtsträger Lefebvre mir früher gegeben, 
im Hintergrunde erkennen. Ich entgegnete, daß unſer directes 
Intereſſe an dem Schickſal der Donaufürſtenthümer bisher nicht 
Aber die Sicherſtellung des deutſchen Verkehrs in dieſelben hinaus⸗ 
gehe, und daß unſere Mitwirkung zu etwaiger Neugeſtaltung 
der Zukunft jener Länder durch die Nothwendigtrit bedingt fei, 
mit Rußland über eine für uns verhältnißmäßig weniger wich⸗ 
tige Frage nicht in Verwicklungen zu gerathen. Die Zuverlaſſig⸗ 
keit un ſerer freundſchaftlichen Berhältniſſe zu Rußland, und die 
Bedeutſamkeit unſerer nachbarlichen Beziehungen machten es uns 
zur Pflicht, das ſeit lange zwiſchen beiden Höfen beſtehende Ver⸗ 
trauen nicht zu untergraben. Der Kaiſer ſchien der Wahrheit 
dieſer Bemerkung Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen. 

„Er entwickelte ferner, wie Ew. Majeſtät es ſeitdem in den 
Zeitungen geleſen haben werden, das Intereſſe, welches Europa 
daran habe, die Duelle anſteckender Krankheiten zu verſtopfen, 


Theile der Nation als ein Vebürfniß empfunden, und ein Einlenken 
auf bieſen Beg ungebulbig erfehnt und geſordert .. 

„Tann Kaiſer Napoleon es für feinen Beruf Halten, Preußen zu 
entmuthigen, wenn es den Verſuch macht, dieſen Weg zu betreten, 
eine Stellung einzunehmen, welche ebenſo gut gegen Oſterreich Front 
macht, wie früher gegen Frankreich, und dadurch den Nachwirkungen 
der Coalition fih zu entziehen? Kann er es dem Intereſſe Frankreichs 
entſprechend erachten, Preußen auf den alten Weg der befenfinen 
Coalition zurüctzudrängen, was der Fal ſein würde, wenn er die von 
Ihnen angedeutete Stellung einzunehmen ſuchte?“ Aufhe zen Oſterreichs 
und Preußens gegen einander, um dann im Trüben zu fiſchen.) 

. Es wäre damit der Beweis gegeben, daß jene Bejorgnih, 
vor den von Weiten drohenden Gefahren mehr ols eine Fiction, daß 
die fünfzigjährige traditionelle Politit die richie war und auch in 
der Zukunft für Preußen die beſtimmende bleiben muß.“ 

„. epbe l Begründung b. beugen Beides IV. u 
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welche, wie gegenwärtig die Cholera, ihren Uefrung aus den 
Wallfahrten nach Mela entnähmen, und fie durch die heimkehren⸗ 
den Pilger dem Weſten mittheilen. Se. Majeſtät glaubte, daß 
durch gemeinſame Schritte der europäiſchen Mächte Gefahren 
dieſer Art erheblich vermindert werden Könnten, und ſprach die 
Hoffnung aus, daß Preußen geneigt fein würde, hiezu mitzuwirken. 
Sbſchon ſich die Gefahr nicht verkennen läßt, daß durch Eingriffe 
in die Wallfahrtsangelegenheiten der Fanatismus der Muhame⸗ 
daner erregt, und der Orient, abſichtlich oder unabſichtlich, in 
Aufruhr verſetzt werden kann, ſo glaubte ich doch in allgemeinen 
Worten die Überzeugung ausſprechen zu ſollen, daß Ew. Maje⸗ 
ſtät fi bei jedem Werke der Civillſation in jener Richtung 
bereitwillig betheiligen würden, fo weit Preußen in der Lage 
ſei, einen Einfluß in dieſen entfernteren Gegenden zu üben. 
Ich vermuthe, daß hierüber eine amtliche Eröffnung Frankreichs 
an die übrigen Regierungen ergehen wird. 

„Nach meinen allgemeinen Wahrnehmungen darf ich bie 
gegenwärtige Stimmung des hieſigen Hofes als eine uns äußerſt 
günſtige bezeichnen. Graf Goltz und Herr von Radowitz, welche 
morgen ihre Rückteiſe nach Paris antreten, erfreuen ſich der 
beſondern Gnade der Kaiſerin, und find die einzigen Fremden, 
welche täglich zu den engen Kreiſen des kaiſerlichen Hofes zu⸗ 
gezogen werden. Die Geſundheit des Kaiſers und des kaiſerlichen 
Prinzen läßt nichts zu wünſchen übrig, wenn man von der 
befannten Schwierigkeit abſieht, mit weicher der Kaiſer ſich zu 
Juße bewegt“. 

Über den kurzen Aufenthalt Bismarcks in Paris, Anfangs 
November, liegen ſodann folgende Angaben vor. 

Eine Audienz bei dem Kaiſer in St. Cloud war ſehr be⸗ 
friedigend. Napoleon ſprach wiederholt fein Einverſtändniß mit 
der Erwerbung der Herzogthümer für Preußen durch Geld⸗ 
abfindung Oſterreichs aus. Nur fei es zweckmäßig, die Annexion 
durch irgend welches Organ des Landes nachher fanctionirt zu 
ſehen; die Frage der Abtretungen an Dänemark könne der Zu- 
kunft je nach den Ereigniſſen vorbehalten bleiben. Übrigens 
erſuchte Napoleon den Miniſter, dem Könige zu fagen, er ſei 
mit ihm (Bismarch) ganz einverstanden, daß, um uns über die 
Zutunſt unſerer politischen Beziehungen zu verſtändigen, es nicht 
nöthig ſei, die Entwicklung der Lage zu überſtürzen, ſondern 
daß man dieſelbe abwarten müſſe, um die Entſchließungen ihr 
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anzupaſſen. (Bismarck bemerkt hieriiber; dieſe Zurückhaltung 
des Kaiſers entſprach nicht nur meinen Wünſchen, ſondern war 
von mir ſelbſt durch die Art meines Auftretens indicirt und 
veranlaßt, nach dem Willen des Königs, zur Zeit keine Ver⸗ 
pflichtungen gegen Frankreich zu übernehmen.) Napoleon fügte 
dann die Aufforderung hinzu, der König möge ihm vertraulich 
schreiben, ſobald ihm die Umftände ein engeres und ſpecielleres 
Einvernehmen der beiden Regierungen zu erfordern ſchienen; es 
werde dann leicht ſein, zu einem Verſtändniß zu gelangen. Da⸗ 
gegen erklärte er ohne eine Anregung von Seiten Bismarcks, 
daß ein Bündniß mit Oſterreich im Falle eines Conflicts in 
Deutſchland für ihn eine Unmöglichkeit jet. Einen Verſuch in 
diefer Richtung, welchen Fürſt Metternich bei ihm vor Gaſtein 
gemacht, habe er abgelehnt. 

Dieſe letzte Außerung, ſowie die Mittheilungen Napoleon's 
an Golz vom 28. August, zeigten, mit welchem Widerſtreben 
Oſterreich an den Gaſteiner Vertrag herangetreten, und welche 
Wechſelfälle bei der Ausführung desſelben denkbar waren. Bis⸗ 
marck deutete demnach bei einem Geſpräche mit Nigra dieſem die 
Möglichteit weiterer Verwicklungen in Deut ſchland und die Wichtig 
leit eines feiten Einvernehmens zwiſchen Preußen und Italien 
für ſolche Fälle an. Er bat den Geſandten, feine Regierung 
zunächſt zur Wiederaufnahme der Verhandlungen über den deutſch⸗ 
tulieniſchen Handelsvertrag zu beftimmen: wenn Sie dem Zoll 
verein die Rechte der meiſtbegünſtigten Nationen zugeftchen, fo 
werden Sie einen hochpolitiſchen, für alle Zukunft vortheil haften 
Act vollziehen. 

Am 7. November kam dann Bismarck nach Berlin zurüd, 
Poſitive Vereinbarungen hatte er weder bezweckt, noch geſchloſſen; 
es war ihm genug, im Allgemeinen die Haltung des Kaiſers 
Napoleon als eine günſtige für Preußens Erhebung wahr⸗ 
genommen zu haben, fo daß, falls Oſterreich wieder in die 
feindſeligen Beſtrebungen des Frühlings zurückfiele, gegen eine 
energiſche Bekämpfung derſelben Frankreich nicht als Hinderniß 
zn betrachten wäre. 

Seine Stimmung war erregt und gehoben; in lebhaften 
Worten ſprach er die Überzeugung aus, alle Hinderuiſſe ſiegreich 
überwältigen zu fünnen. 


11 
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Die auf Grund des Gaſteiner Vertrags angeordnete Ver⸗ 
waltung Schleswigs und Holſteins entwickelte ſich vom erſten 
Augenblicke an in charatteriſtiſcher Weiſe. 

Schon in den letzten Tagen des August kam General 
Manteuffel in Kiel an, um die bisher preußiſche Garniſon der 
Stadt, ſowie den Kriegshaſen nebſt deſſen preußiſcher Beſatzung 
zu beſichtigen. Er wurde gleich zu Anfang mit einer kleinen 
Probe der bisherigen Zustände empfangen. In Kiel ſollte 
lünftig zwar der Hafen preußiſche, die Stadt aber öſterreichiſche 
Garniſon bekommen. Für den Einzug der Kaiſerlichen bereitete 
nun die Auguſtenburger Partei dort große Ovationen als Aus⸗ 
druck der Freude über den bevorſtehenden Abmarſch der Preußen 
vor. Die gleichgeſinnten Ständemitglieder wollten in der Uni⸗ 
verfität, dicht neben Manteuffel's damaliger Schloßwache, eine 
öffentliche Verſammlung halten, und hatten dazu die Genehmigung 
der Landesregierung erwirkt. Der General aber fuhr ungefäumt 
nach Schleswig und faßte Herrn von Halbhuber mit etwas 
derbem Griffe an. Er forderte das ſofortige Verbot der Ver⸗ 
ſammlung; hier handle es ſich um ein militäriſches Anſtands⸗ 
princip; er laſſe ſich nicht auf der Naſe herumtrampeln — und 
Holbhuber, bereits über feinen baldigen Abgang unterrichtet, 
wagte es nicht, feinen Nachfolger bie Entwirrung eines vielleicht 
ſehr unwillkommenen Handels zu hinterlaſſen. Er unterzeichnete 
mit Bedlig das begehrte Verbot. So unfreundlich wehte die 
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holſteiner Luft dem tapfern General bei feiner Durchteiſe ent⸗ 
gegen. In Schleswig empfingen ihn anderweitige Schwierig⸗ 
keiten. Wie ſein College in Holſtein mit der Auguſtenburger 
Partei, hatte er jenſeits der Eider mit dem Gegenſatze der 
deutſchen und der däniſchen Bevölkerung zu rechnen. Zur Er- 
Iuuterung des Verhültniſſes müffen wir hier einen Blick auf die 
bezüglichen Vorgänge des letzten Sommers zurücwerfen. 

Unter den größern liberalen Zeitungen in Deutſchland war 
ſeit dem Ausbruche des dänischen Kriegs die Kölniſche die einzige 
geweſen, welche fortdauernd die Anſprüche Auguſtenburg's ab⸗ 
gewieſen, und ihr Programm rein auf das Nationalitätsprincip 
geſtellt, alſo Südſchleswig für Deutſchland, Nordſchleswig für 
Dänemark gefordert, und ſich dadurch großen Zorn in Deutſch⸗ 
land und warme Anerkennung in Dänemark zugezogen hatte. 
Im Mai brachte, dieſer Auffaſſung entſprechend, das Blatt eine 
Reihe von Mittheilungen aus Nordſchleswig, nach welchen die 
damalige Landesregierung im den bänifchen Bezirken durchgängig 
auguſtenburgiſch geſinnte Beamte angeſtellt, und diefe die dänischen 
Einwohner in vielfacher Hinſicht mit unleidlichen Bedrückungen 
heimgeſucht hätten. Die Summe war, daß jetzt an die Stelle 
der frühem däniſchen Tyrannei gegen die Deutſchen nicht eine 
gerechte Freiheit für beide Theile, ſondern umgekehrt deutche 
Tyrannei gegen die Dänen getreten fei. Hievon nahm Bismard, 
nicht geſonnen, auch in jenen Gegenden dem Einfluß Auguſten⸗ 
burg's Naum zu geben, Veranlaſſung zu einer Weisung an 
Zedliß, zuverlaſſige Perſonen auf preußiſche Koften nach den 
döniſchen Bezirken zu fenden, die ſich an Ort und Stelle von 
den dortigen Zuſtänden und Beſchwerden zu unterrichten hätten. 
Durch Zedlitz beauftragt, ging dann mit dieſer Miſſion der 
Landrath Prinz von Hohenlohe am 9. Fun in den Norden ab. 
Überall, wohin er gelangte, ſtrömten ihm eine Menge bänifcher 
Klagen zu. Däniſcher Gottesdienſt und däniſche Unterrichts⸗ 
ſprache ſeien auch in dänifchen Gemeinden unterdrückt worden; 
die neu angeſtellten deutſchen Geistlichen und Lehrer hielten ſich 
nicht fern von politiichen Barteinmtrieben; die Beamten chiranirten 
und verfolgten einen Jeden, der ſich nicht zu Auguſtenburg bekenne; 
die Polizei fahre mit harten Strafen dazwischen, wo einmal ein 
Dune ein dänisches Lied finge; man habe von den hohen 
deutſchen Mächten und deren Commiſſaren milde Unparteilichleit 
erwartet; es ſcheine aber, daß die Landes regierung die däniſchen 
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Beſchwerden, auf die fie ſelbſt weder Antwort noch Abhülſe gebe, 
auch zu den Commiſſaren gar nicht gelangen laſſe. Die Kunde 
von Hohenlohe's Thätigkeit flog schnell in die Stadt Schleswig 
hinüber; die Landesregierung war außer ſich über ein ſo un⸗ 
regelmäßiges Verfahren, erhob Proteſt dagegen bei Zedliß, und 
ließ ſich nur durch Halbhuber s ermuthigenden Zuſoruch von 
einem Enklaſſungsgeſuch in Maſſe abhalten. Zedlitz befahl 
darauf dem Prinzen nach wenigen Tagen die Rückkehr. 

Indeſſen blieb der Vorgang nicht ohne Folgen. Die ver⸗ 
llagten Beamten waren eingeſchiichtert, die dänifche Bevölkerung 
neu belebt. Dazu kam Kunde aus Kopenhagen, daß der müchtige 
Kaiſer Napoleon auf die Rückceſſion des däniſchen Nordens 
bringe, und die preußische Regierung Günſtiges in dieſer Hinſicht 
hoffen laſſe. So zeigte ſich das Volk einſtweilen gut preußisch, 
um nicht durch Widerhaarigkeit im Einzelnen eine jo gnädige 
Geſinnung des Königs zu verſcherzen. Vor dem Kriege, wo die 
Lande ſümmtlich unter der däniſchen Krone ſtanden, hatten fie 
niemals an eine Trennung von Holſtein oder an eine Verbindung 
mit Jutland gedacht: jetzt aber ging ihr ganzes Sinnen und 
Wünſchen auf die Rückkehr zum däniſchen Vaterlande, und An⸗ 
fang September wurde zur Erfrischung der Gemüther eine große 
Maſſenpilgerfahrt nach Kopenhagen in Scene gejeßt. um fo 
ſtärker wurde bei den deutſchen Schleswigern der Groll und 
Argwohn gegen dieſe erneuerte Auflehnung des daniſchen Weſens; 
auf das Schwerſte verdachten ſie es der preußiſchen Regierung, 
daß fie dazu den erſten Anſtoß gegeben hätte. Es war ein 
neuer Hader zu all den bisherigen Spaltungen. 

General Manteuffel aber blieb gutes Muthes, feine ſchwierige 
Aufgabe trotz alledem zu löͤſen. Er genoß das volle Vertrauen 
des Königs, war allerdings der Leitung des Miniſterpräſidenten 
unterſtellt, wußte fid) aber mit Bismarck in fo vielen weſentlichen 
Punkten einig, daß er für fein Handeln alle wünſchenswerthe 
Freiheit zu haben glaubte. „In Schleswig, fo ungefähr Hatte 
er ſich bereits in Gaſtein erklärt, muß man nicht im gewöhnlichen 
Berwaltungsſchlendrian verfahren. Das Land ift befeht, aber 
nicht gewonnen, nicht unterworfen. Hier gilt es, den Leuten 
perſönlich in's Auge ſehen, ihnen Reſpect und damit Vertrauen 
einfloßen, raſche Abhülfe bei jedem Übelftand ſchaffen, feſte Fauſt 
bei jeder Widerſpenſtigkeit zeigen. Iſt erſt Gehorſam im Gemüthe. 
wird auch nicht fern die Liebe ſein. Dann wird man auch 
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anfangen dürfen, ganz regelrecht nach der Schablone zu verwalten. 
Bis dahm aber muß ich die Arme frei haben, und vor Allem 
bitte ich für einen fröhlichen Beginn um eine tüchtige Summe 
Geldes, damit ich dem Volle den fruchtbaren Segen der preußiſchen 
Herrſchaft augenfällig machen kann.“ Bismarck hatte ihm von 
Herzen zugeftimmt. Nichts deſto weniger blieb dem General, fo 
geiſtreich und hochgeſtellt er war, vielfaches Lehrgeld in der 
Schule des preußiſchen Verwaltungsdienſtes nicht eripart. 

Als er in Schleswig ankam, betraf fein erſtes Geſprüch mit 
Zedlitz die Einrichtung und Beſetzung der Verwaltungsämter. 
Nach den Erfahrungen, welche Zedlig mit einem faft ſelöſtändigen 
Regierungscollegium gemacht, wurde fogleich beſchloſſen, daß er 
die Civilberwaltung allein führen würde, unterſtützt durch eine 
ausreichende Anzahl von Rathen in verſchiedenen Bureaux, als 
techniſchen und ausführenden Gehülfen. Die Bezirks⸗ und 
Gemeindebehörden ſollten einftweilen die bisherige, wenn gleich 
vielfach fragwürdige, Organiſation und Competenz behalten. Es 
blieb die große Schwierigkeit, die Perſonenfrage. Zedlitz erläuterte 
dem General, die Entlaſſung der bisherigen, auguſtenburgiſch 
geſinnten Beamten und Fernhaltung aller ihrer Parteigenoſſen 
bei der neuen Beſetzung fe ſelbſtverſtändlich. Aber auch die 
ſogenannte Nationalpartei ſei nicht zu gebrauchen. Ebenſo wie 
die Auguſtenburger, ſtäken ſie tief in demokratiſcher Wühlerei, 
und vor Allem, laum Einer von ihnen beſüße die für den 
Beamten erforderliche jnriſtſche und finanzielle Bildung. Es 
gebe keinen andern Ausweg, als die techniſch Bewährteſten unter 
den frühern däniſchen Beamten anzuftellen; hier finde ſich eine 
Anzahl durchaus befähigter und rechtſchaffener Männer, bei 
welchen man vor jeder Auguſtenburger Anwandlung geſichert 
ſei. Freilich würde es im erſten Augenblick einiges Geſchrei 
bei der deutſchen Bevölkerung abſetzen, aber einem ſolchen würde 
man bei dem heilloſen Parteigezänke und bei der Maſſe der 
Stellenjäger im Lande niemals entgehen, man möge beſchließen, 
was man wolle. Eine ſolche Nichtachtung des Zeitungslärmens 
entſprach dem Sinne des Generals; er wies Zedlitz an, Alles 
in der angegebenen Weiſe vorzubereiten, berichtete dieſen Ent 
ſchluß nach Berlin, und bat zugleich um die Überweilung von 
100000 Thalern aus der preußiſchen Staatseaſſe, um gleich am 
erſten Tage feiner Verwaltung einige, dem Lande erwünſchte 
Anlagen verkünden zu können. 
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Es geſchah, was Zedlih vorausgefagt hatte: die erſte An- 
ſtellung eines der frühern däniſchen Beamten erregte einen 
tobenden Alarm von Hadersleben bis Altona. Der Geſandte 
Richthofen in Hamburg beklagte gegen Bismarck die grundloſe 
Eingenommenheit Zedlit's gegen die Nationalpartei, erachtete 
für Schleswig die däniſche Partei ungleich gefährlicher als die 
Auguſtenburger, und erklärte, daß, wenn hier nicht Einhalt 
geſchähe, nicht eine einzige deutſche Stimme mehr in Schleswig⸗ 
Holſtein für Preußen ſich erheben würde. Scheel⸗Pleſſen, fo 
wie mehrere preußiſche Agenten, welche Bismarck im Laufe des 
Sommers zum Studium der dortigen Zuſtände nach Schleswig 
geſandt hatte, berichteten im gleichen Sinne. Bismarck war auf 
der Stelle entſchloſſen. An 11. September eröffnete er dem 
General, die Klugheit gebiete, offen als Freund unſerer Freunde 
aufzutreten, alſo die Nationalpartei, da fie tapfer und ſtandhaft 
zu der preußiſchen Fahne gehalten, ohne zu üngſtliche Rücjicht 
auf die perſönlichen Eigenſchaften dieſer Männer heranzuziehen; 
die däniſche Partei, obwohl Gegnerin Auguſten burg 8, habe 
unſeren Erwartungen nicht entſprochen, vielmehr durch die 
Maſſenſahrt nach Kopenhagen offene Feindſeligleit bekundet; es 
ſei bedenklich, ſich auf fie zu ſtüzen und dadurch die Deutſchen 
abzuſtoßen; unter den früher däniſchen Beamten möge es tüchtige 
und ehrenwerthe Männer geben, in dieſem Augenblicke aber 
haben wir weniger auf adminiftrative Fähigkeit, als auf die 
Zuneigung der Einwohner zu ſehen. Trotz einer wiederholten 
Vorſtellung Manteuffel's blieb der Miniſter auf dieſem Stand⸗ 
punkte und lehnte die vorgeſchlagene Anftellung mehrerer Dänen 
ab. Manteuffel war darüber ſchwer verdroſſen, und in noch 
höherem Grade erſtaunt, als Bismarck ihm am 13. September 
ſchrieb, der König fei ganz einverſtanden mit dem Vorſchuß von 
100000 Thalern, es bedürfe aber dazu noch der Zuſtimmung 
des Fimanzminiſters, welche baldigſt zu beſchaffen, er ſich bemühen 
werde. Das Geld kam dann etwas fpäter an, leider aber doch 
zu fpät für den von Manteuffel gewünſchten Effect. 

Am 15. September, an welchem Tage König Wilhelm von 
dem Herzogthum Lauenburg feierlich Beſitz ergriff, trat auch 
General Meantenfſel officiell die Verwaltung Schleswigs an, mit 
einem kurzen Maniſeſie, worin er der Bevölkerung Gerechtigkeit, 
öffentliche Ordnung, Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt 
verhieß, und von ihr Gehorſam gegen die Befehle Sr. Majeftät 
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und Vertrauen begehrte. Ihm ſelbſt war übrigens durch Bis⸗ 
marck's Mittheilungen die Stimmung gründlich verdorben; er 
äußerte wohl, daß er dies oder jenes thun werde, wenn er 
wiſſe, daß er dort bleibe. Und leider ſetzten ſich dieſe Un» 
annehmlichkeiten noch geraume Zeit hindurch fort. Auf Bismarcks 
Wunſch ging der Miniſter des Innern, Graf Eulenburg, ſelbſt 
nach Schleswig, um die Beamtenfrage zu regeln, und auf deſſen 
Berichte verfügte der König, daß die Anſtellung aller höhern 
Beamten richt durch den Gouverneur, ſondern durch den Dinifter 
erfolgen ſolle. Manteuffel bat darauf den König, ihn von der 
Civilverwaltung überhaupt zu entbinden, und erlangte damit 
endlich die Vollmacht, wenigſtens in dringenden Eilfüllen eine 
Ernennung ſelbſt zu vollziehen. Weiterhin folgten unangenehme 
Verhandlungen mit dem Finanzminiſter. Schleswigs Finanzen 
ſtanden, wie wir wiffen, überhaupt nicht glänzend, und waren 
jetzt doppelt ſchwer durch die Verpflegung von 16000 Mann 
preußiſcher, früher zur Hälfte in Holſtein ſtehender Truppen 
belastet: Manteuffel begehrte alſo zur Pflege des Landes weitere 
Vorſchüſſe, Badelſchwingh aber ſprach feine hohe Verwunderung 
aus, daß der Gouverneur ſtatt von der ſchuldigen Erſtattung 
des frühern Vorſchuſſes, jetzt von neuen Zahlungen rede, worauf 
dann Manteuffel in hellem Zorne an die Gaſteiner Gespräche 
erinnerte, das Wort Vorſchuß in feinem Antrage als eine leere 
Formalität bezeichnete und niemals an eine Rückzahlung emnftlich 
gedacht zu haben erklärte. Solle der hohe politiſche Zweck erreicht 
werden, fo müffe er nicht bloß 100000 Thaler, ſondern zwei 
bis drei Millionen erhalten. So kam der ſelbſtändige, ſelbſt⸗ 
thätige und originelle Geiſt dicſes Mannes hier mit Bismarcks 
ſtraffem Feſthalten der Einheit in den leitenden Geſichtspunkten, 
dort mit dem ausgearbeiteten Formalismus der preußiſchen 
Bureaukratie in Gegenſatz. Wie Pegaſus im Joche, mochte er 
ſich zuweilen vorkommen. Ich werde die Sache durchführen, 
ſchrieb er, aber man muß mir Vertrauen ſchenken, die Hände 
frei laſſen, nicht aus Berlin zu viel hineinreden; das Was ſoll 
man mir vorſchreiben, das Wie aber mir überlaſfen; der Wiener 
Hofkriegsrath hat jede Campagne verdorben, und hier iſt noch 
Campagne. Allmählich beſſerten ſich in deſſen dieſe Verhältniſſe, 
wie die ersten Nöthe der neuen Einrichtung überwunden, feite 
Geleise für den Geſchäftsgang gelegt, und die Ernennung der 
Behörden, wenn auch Anfangs meiſt nur in proviforiſcher 
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Beauftragung, vollzogen war. Denn trotz aller Specialkrititen 
genoß Manteuſſel in der Hauptſache fortdauernd das Vertrauen 
der Regierung, und Bismarck war weit entfernt von einem 
Streben nach peinlicher Bevormundung eines ſolchen Untergebenen. 

Der lebhafteſte Wunſch des Gouverneurs war das Anknupfen 
persönlicher Beziehungen zu Land und Leuten. Nicht bloß vom 
grünen Tische aus, ſondern nach eigener Beobachtung meinte er 
zu verwalten, und dem Volke durch ſein nachdrückliches Hervor⸗ 
treten das Dafein einer Regierung leibhaftig vor Augen zu 
ſtellen. Er gedachte alſo, ſammtliche Bezirte des Herzogthums 
nach und nach zu bereiſen, und begann am 25. September mit 
einer Inſpection der Truppen und Vorſtellung der Beamten in 
Flensburg. In längerer Rede mahnte er die Letztern zu voller 
Pflichterfüllung, zum Feſthalten an der Zuſammengehöxrigkeit der 
Herzogtümer, zum Aufgeben politiſches Parteigetriebes, zum 
Anſchluß an die beſtehende Regierungsgewalt. Dann ſprach er 
von der dänischen Agilation auf Rückgabe von Nordſchleswig. 
Hatte er däniſche Beamte anſtellen wollen, ſo war ihm doch jeder 
Gedanke an Landabtretung zuwider. Niemand, rief er den 
Beamten zu, dürfe ſolchen Vorstellungen Raum geben. „Jedes 
ſieben Fuß lange Stück Erde decke ich, bevor es abgetreten wird, 
mit meinem Leibe.“ Da war denn, bier, an der Sprachgrenze, 
der Jubel groß bei den Deutſchen und die Niedergeſchlagenheit 
tief dei den Dänen, und jedes falls der Eindruck der wuchtigen 
Rede gewaltig. Allerdings deutete nachher Bismarck dem General 
höflich an, die Entſchiedenheit des Ausdrucks paſſe nicht völlig 
zu den Erklärungen, welche Preußen ſteis dem Kaiſer Napoleon 
über die Möglichkeit künftiger Maaßregeln gegeben habe, und 
die officiöfen Zeitungen in Berlin führten dann dieſes Thema 
des Breitern aus. Hier aber ließ ſich Manteuffel durch den 
hohen Vorgeſetzten das Concept nicht verrücken, da ihm ſehr 
wohl das ſtille Einverſtändniß des Königs mit ſeiner Erklärung 
bekannt war. Ich werde, ſchrieb er nach Berlin, den Zeitungen 
auf meiner nächſten Reiſe antworten. Als er dann einige 
Wochen fpäter hart an der jütiihen Grenze die Beamten in 
Hadersleben empfing, berührte er wieder die Abtretungsfrage, 
da fie jetzt vielſach zu Agitationen benutzt würde, warnte vor 
allen däniſchen Demonſtrationen, welche dem Wiener Frieden 
zuwiderliefen, der einzigen Baſis, auf welcher die Ordnung des 
Landes erbaut werden könne. „Wer Diejer Baſis zuwiderhandelt, 
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ſagte er, der hat es mit mir zu thun. Man gaukelt jcht den 
Leuten von einem dritten däniſchen Kriege vor. Sagen Sie 
doch den Leuten, es ſei Alles nicht wahr, ſie follten es doch 
nicht glauben, es ſei nichts als Agitation, durch welche man die 
Ruhe und das Glück des Landes in die Ferne ſchiebe. Noch 
Eins: wir fürchten den Krieg nicht, der Soldat wünſcht ihn, es 
iſt unſer Metier. Ich gehe morgen nach der Königsau, ich 
werde mir dort meine ſieben Fuß Erde einmal anſehen. Laſſen 
Sie ſich durch die Zeitungen nicht irre machen, betrachten Sie 
ſich mein Geſicht, und entſcheiden Sie ſich ſpäter, ob Sie mehr 
Zutrauen zu mir als zu den Zeitungen faſſen können.“ 

So rund und klar den Dingen auf den Leib gehend, hatten 
allerdings weder Zedlitz noch Halbhuber oder früher einer der 
däniſchen Miniſter geſprochen. Die Einen zürnten, die Andern 
lobten; die Einen nannten den Gouverneur geſchmacklos, die 
Andern genial; immer war fein Name, im Guten oder Bösen, 
in Aller Munde, und daß er ein Mann ſei, und zwar ein 
kräftiger und redlicher Mann, darüber war nur Eine Stimme. 
Und dies war nicht wenig. 

Unterdeſſen hatte auch General von Gablenz am 15. September 
das Regiment in Holſtein ergriffen. Seine Proclamation an 
die Einwohner war blumenreich, vermied das harte Wort Ge⸗ 
horſam, verſprach Aufrechthaltung der dort fo hoch ausgebildeten 
Selbfiverwaltung, verkündete beſtimmte Hoffnung auf den 
beſonnenen gefeglichen Sinn der Bevölkerung. Er ſezte zugleich 
eine „herzogliche“ Landesregierung ein, mit derselben Competenz 
zu ſelbſtändigen Beichlüffen, wie fie die vorausgegangene gemein- 
ſame befeffen; auch die Mitglieder derselben nahm er aus den 
Rathen dieſer frühern Behörde, wie wir ſahen, ausgeſprochenen 
Auguſtenburgern. Die meiften der ſonſtigen Beamten ließ er 
beſtehen; etwaige Vacanzen wurden ebenfalls mit Trägern ber 
Parteifarbe, nicht ſelten mit den von Zedlitz entlaſſenen Perſonen, 
und immer in definitiver Anſtellung befept. Da die Partei in 
Holſtein den Boden in ungleich breiterem Maaße als in Schles⸗ 
wig beherrſchte, gewann ſich der Statthalter durch dieſes Ver⸗ 
fahren ſogleich eine große Popularität, welche er beim perfönlichen 
Verkehr durch treuherzige Höflichkeit, verbunden mit ſoldatiſcher 
Offenheit, trefflich zu befeſtigen wußte. Auf ſolche Art belebte 
er die bereits erlöſchenden Hoffnungen der Auguſtenburger 
Partei auf's Neue, vermied aber mit großer Sorgfalt, irgend 
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etwas zu thun, was ſich als eine directe Anerkennung des Prä⸗ 
tendenten durch Oſterreich oder als eine offene Verlegung des 
preußiſchen Beſitzrechts hätte deuten laſſen. So machte er zu 
großer Freude der Particulariſten dem Erbprinzen einen Beſuch, 
conſtatirte aber nachher, daß es geſchehen ſei, um dem Prinzen 
zu erklären, daß Se. Durchlaucht nur als Privatperſon zum 
Aufenthalt berechtigt fei. Auch entzog er ihen die bisher gebrauchte 
königliche Loge im Theater, um fie ſich ſelbſt als dem Vertreter 
des Landesherrn vorzubehalten. Die Beaufſichtigung der Ver⸗ 
eine machte ihm geringe Mühe: die bisherige Erfolgloſigteit und 
dann die Gaſteiner Übereinkunft hatte ſelbſt den Führern den 
Muth gelähmt, und die große Maſſe des Volkes empfand ein 
ſtarteß Rubebedürfnis und Überdruß an der polttiſchen Agitation. 
An die Zeitungen ſandte Gablenz wiederholte Mahnungen zur 
Mißigung und Glimpflichteit bei der Besprechung der preußischen 
Politik, und ließ zu mündlicher Belröftigung derſelben ein Mit⸗ 
glied der Landesregierung eine Rundreiſe bei den Nedactionen 
machen. So wurden die hervorſtechendſten Mißſtände der letzten 
Monate in der That beſeitigt, und der preußiſchen Regierung 
fein Grund zur Beſchwerde gelaſſen. 

Unter dieſen Umſtänden blieb das Verhältniß der beiden 
regierenden Generale ein durchaus freundliches, ja vertrauliches. 
Am 4. Oktober waren Manteuffel und Zedlitz zur Feier des 
Namens tags des Kaifers nach Kiel geladen. Zuerſt kam man 
in eine etwas lebhafte Verhandlung über eine wenig erhebliche 
Differenz hinſichtlich der preußiſchen Telegraphenlinien; als man 
ſich jedoch verſtändigt hatte, die Frage einer techniſchen Com» 
miſſion zur Prüfung zu überweiſen, nahm das Geſpräch kamerad⸗ 
ſchaftlichen Charakter an. Gablenz verſicherte, daß er keinen 
antipreußiſchen Intereſſen diene; er harre auf dem ihm wenig 
zuſagenden Poſten nur deshalb aus, damit nicht wieder ein 
verrockneter Halbhuber in die Stelle einrüde, und die alte Noth 
aufs Neue begänne. Preußen werde und müſſe ſchließlich die 
Hergogtgümer bekommen; aber auch Ofterreich müſſe einen Sand 
gewinn machen, nach feiner perſönlichen Anſicht am beiten die 
ſächſiſche Oberlaufig, was Heren von Veuſt nach feinen geimmigen 
Reden über den Gaſteiner Vertrag gar nicht ſchaden könnte. 
Der deutſche Bund ſei überlebt; Preußen ſollte die ſachſiſchen 
Kleinſtaaten nehmen, und ſich dann mit Oſterreich über Nord 
und Sid verjtändigen. 
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Herr von Hofmann ſtimmte, wenn auch in kühlerer Weiſe 
und ohne große Zukunftsbilder, mit ſeinem Chef überein. Als 
ihn gedlitz über die vielen Beamten Auguſtenburger Farbe 
anebete, erwiderte er, fie dächten gar nicht an Auguſtenburg; 
aber in Holſtein hätten fie nur die Wahl zwischen Auguſten⸗ 
burgern und Annexioniſten, und wenn fie die Qeptern anſtellten, 
würde bald das ganze Land für die Annexion ſein, und Oſter⸗ 
reich mit leeren Händen das Nachſehen haben. Denn, erläuterte 
er bei einer etwas ſpätern Zuſammen kunft, Holſtein ift unfer 
Pfand für die Verwerthung unſerer Rechte an den Herzogthümern; 
durch die Anſtellung von Annezioniſten würden wir unſer Pfand 
verſchlechtern und unſere Entſchadigung verringern. Auf die 
Frage, welche Entſchädigung Oſterreich denn begehre, ſagte er, 
um hierauf antworten zu können, fei feine Stellung nicht hoch 
genug, deutete indeſſen auf eine ſchleſiſche Grenzberichtigung, 
Ulm, Hohenzollern, ſodann auf eine Garantie Venetiens, und 
auf Erhaltung des bisherigen deutſchen Bundesrechts, womit 
allerdings eine Reform der Vundeskriegsverſaſſung (mit preußi⸗ 
ſchem Oberbeſehl im Norden und öſterreichiſchem im Süden) 
nicht ausgeſchloſſen wäre. Aber den höchſten Werth lege der 
Kaiſer darauf, daß Preußen den deutſchen Bund nicht zerftöre. 
Übrigens bat er dringend, fo raſch wie möglich die definitive 
Ordnung für die Herzog thümer herbeizuführen. Für den Augenblick 
ftehe Alles gut. Aber auf beiden Seiten ſei die Eiferſucht zu 
groß, und werde bei längerer Dauer nothwendig zu Reibungen 
führen, da der Kaiſer dieſer endloſen Sache gründlich über⸗ 
drüſſig fei. 

Wieder einige Tage fpäter empfing Manteuffel neue Zuſage 
Gablenz s, daß er die Zeitungen ſcharf in Zaume halten würde, 
und ſchrieb Hofmann an Zedlitz, daß er der Kieler Univerſität 
nicht die geringste Augustenburger Demonftration zu verſtatten 
gedenke. Ein ganz beſonderer Vorfall gab beiden Beamten 
damals Veranlaſſung, Oſterreichs Übereinſtimmung mit der 
preußiſchen Auffaſſung des Gaſteiner Vertrags durch die That 
zu beweifen. 

Am 14. October machte der Erbprinz von Auguſtenburg 
ſeinem Vetter, dem Prinzen Carl von Glücksburg, auf der in 
Schleswig nicht weit von Eckernförde gelegenen Carls burg einen 
Beſuch. Seine Ankunft war in Eckernförde vorher bekannt 
geworden (der Prinz verſicherte fpäter, ohne fein Zuthun); die 
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Stadt hatte ſich darauf beflaggt, und ſandte dem eine Stunde 
lang in einem Gaſthauſe dicht vor dem Orte verweſlenden 
Prinzen eine huldigende Deputation, an welcher ſich auch einige 
ſtädtiſche Beamte betheiligten. Dieſelben Vorgänge wiederholten 
ſich, troz dringender Abmahnung der Polizeibehörde, bei der 
Rückreiſe des Prinzen. Manteuffel nahm die Sache ſehr hoch 
auf, orbnete eine ſtrenge Unterſuchung an, bie zur Abſetzung 
von zwei Gemein debeamten führte, belaſtete die Stadt mit einer 
Bequartierung von zwei Compagnien Inſanterie, und zeigte dem 
Prinzen brieflich an, daß er bei einer neuen, ohne königliche 
Erlaubniß gemachten Betretung ſchleswig'ſches Bodens Verhaftung 
zu gewürtigen habe. Zugleich richtete er an Gablenz die Auf⸗ 
forderung, dem Prinzen ſolche, die Landeshoheit der beiden 
Müchte in Frage ſtellende Demonſtrationen auch in Holſtein zu 
wehren, und in gleichem Sinne wandte ſich das preußiſche 
Ministerium an den Grafen Mensborff. Man hatte darauf die 
Genugthuung, daß von beiden Stellen her die gewünschten 
Schritte erfolgten. Mensdorff erließ an Gablenz die Meifung, 
keine Demonſtrationen gegen die beſtehende Regicrung zu dulden 
und den Prinzen auf die für ihn ſehr bedenklichen Folgen auf⸗ 
merkſam zu machen, wenn er, ſei es in Schleswig, ſei es in 
Holſtein, ſolche Ausſchrettungen feiner Anhänger zulaffe. Gablenz 
verfuhr hienach, allerdings in höflicherer Form, als Manteuffet 
in feinem Briefe, immer aber in völlig beſtimmter und jede 
Zweideutigfeit ausſchließender Weise. Auf preußischen Wunſch 
wurde am 31. October in beiden Herzogthümern eine Verordnung 
erlaſſen, welche den Zeitungen verbot, den Erbprinzen als 
Friedrich VIII. oder als den Herzog von Schleswig⸗Holſtein, 
und damit die Herrſchaft der beiden Majeſtäten als eine un⸗ 
rechtmäßige zu bezeichnen. 

Dies gute Vernehmen der beiden leitenden Behörden ſeßte 
ſich dann auch noch in den November hinein fort. Freilich war 
der Anblick, welchen die Herzogthümer und ihre Verwaltungen 
diesſeits und jenſeits der Eider darboten, ein grundverſchiedener. 
In Holſtein war Alles roſenfarb. Gablenz hatte, wie er Man⸗ 
teuffel verſicherte, keine andere Inſtruction, als für die Zukunft 
alle Wege feiner Regierung offen zu halten und in der Gegen⸗ 
wart den öſterreichiſchen Namen in Holſtein beliebt zu machen. 
Er unterlag im Einzelnen keiner miniſteriellen Aufſicht, hatte 
keine Rechnung abzulegen, tein höheres Eingreifen zu befahren. 
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Urſprünglich hatten Viele geglaubt, das Wiener Cabinet werde 
Holſtein ganz als öfterreichtfche Provinz organiſtren, um bei der 
endlichen Abtretung den Preis um ſo höher anzuſetzen. Aber 
das Gegentheil geſchah. Oſterreich behandelte das Land als ein 
völlig ſelbſtändiges. Troß des eigenen Deficits verzichtete es 
auf jede Geldeinnahme aus demſelben, fo daß Gablenz bei der 
Geringfügigkeit feines Militörbubget3 die Mittel zu verſchiedenen 
gemeinnützigen Einrichtungen, zu einem Hafenbau in Glückſtadt, 
zur Verbeſſerung der Schullehrer, zur Hebung der Univerfität, 
beſaß. Alle Beamten waren definitiv angeſtellt; die Landes⸗ 
regierung erfreute ſich ihrer weiten Competenz, und auch in den 
dem Statthalter reſervirten Füllen verkündigte Gablenz ſtets die 
vorausgegangene Zustimmung derſelben. Die Auguſtenburger 
mußten ſich innerhalb gewiſſer Grenzen halten; das Verſahren 
gegen ſie wurde aber immer mit ſo weicher Hand geübt, daß 
der Schrecken des Gaſteiner Vertrags binnen Kurzem verflogen 
war. Vor ber Annexion fühlen wir uns jezt sicher, hieß 
es überall; der Kaiſer Franz Joſeph ſoll leben! Selbſt die 
früher fo entſchieden preußiſch gefinnten Großgrundbeſiher fingen 
an, ſchwarzgelbe und großdeutſche Stimmungen zu bekennen: 
die rein-confervative Parteı, bemerkte Richthofen farkaftifch, iſt 
ja ſtets geneigt, der gerade bestehenden Staatsgewalt ſich an⸗ 
zuſchließen. 
Dagegen in Schleswig war eigentlich zufrieden kein Menſch. 
Der ganze Zustand Hatte proviſoriſches Anſehen. Viele Beamte 
Hatten nur widerrufliche Anftellung; zu einem gewohnheitsmüßigen 
Geſchüftsgang kam es nicht bei der überall eingreifenden Thätig⸗ 
keit des geiſtreichen und energiſchen Gouverneurs; dieſer ſelbſt 
ſah mit flilem Neid auf die fait ſouveräne Stellung feines 
holſteiner Collegen, während er ſtets nach Berlin zu berichten 
hatte, nicht felten zectifieiet, zu ſperſunen Haushalt und zu 
i es Vorſchuſſes angehalten wurde. 
ſchen Beſatzung ſo weit über das 
gewöhnliche Maaß binausging, fo wie, daß der in Gaſtein ver⸗ 
einbarte Eintritt der Herzogthümer in den Zollverein nicht zur 
Ausführung kam, diente auch nicht dazu, in der Bevölkerung 
das Gefühl anerkannter und bleibender Verhältniſſe zu befeſtigen. 
Die auguſtenburgiſch Geſinnten knirſchten über Manteuſſels 
Härte, der einen ihrer Vereine nach dem andern durch die 
Localbeamten auflöſen, und den ſchleswiger Zeitungen nicht die 
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leiſeſte Hindeutung auf den angeſtammten Fürſten paffiren ließ. 
Die Dänen ftanden grollend und eingeſchüchtert abfeits. Die 
große Mehrzahl des Volles war übrigens hier noch entſchiedener 
als in Holſtein jeder politiſchen Agitation abgewandt. Gegen 
die materiellen Ergebniſſe der Verwaltung hatte ſie nichts ein⸗ 
zuwenden; Manteuffel führte ein ſtrenges, aber gerechtes und 
einfichtiges Regiment, und gewann zwar keine Popularität, wohl 
aber Mefpect bei dem Volke 

Wie zwiſchen Schleswig und Kiel, erhielt ſich in dieſen 
Herbſtmonaten auch zwiſchen Berlin und Wien ein leidliches, 
wenngleich nicht völlig ungetrübtes Verhältniß. 

In Gaſtein und Salzburg hatte man ſich, wie wir uns 
erinnern, in dem Gedanken vereinigt, fortan gemeinſam eine 
feſte, confervative Leitung der geſammtdeutſchen Angelegenheiten 
zu führen. Es ſchien mit einem ſolchen Programme dem preußi⸗ 
ſchen Minifter, der feit Jahren mit der preußischen Volksvertretung 
in bitterm Streite lebte, ſehr wohl im Einklange zu ſtehen, daß 
am 20. September Graf Beleredi mit dem öſterreichiſchen Reichs⸗ 
rathe gründlich aufräumte, indem ein laiſerliches Patent die 
ganze Verfaſſung von 1861 ſuſpendirte, bis die Anſicht Ungarns 
und dann der andern 17 Kronlande über eine neue Einrichtung 
gehört und erwogen wäre, für jetzt aber die Miniſter mit dem 
Erlaſſe aller erforderlichen Geſetze, und insbeſondere der Vor. 
nahme finanzieller Operationen, beauftragte. Als dann einige 
Tage ſpäter in Frankfurt der Abgeordnetentag die oben angeführten 
Schmähungen gegen die Gaſteiner Convention ergoß, glaubte 
Bismarck, eine erſte Probe der confervativen Zweiherrſchaft 
machen zu follen, und beantragte in Wien einen gemeinfanten 
Schritt gegen die freie Stadt, welche in ihrem Gebiete ſolche 
Angriffe auf die deutſchen Großmächte dulde. Graf Mensdorff 
war gerade beurlaubt, und die übrigen Miniſter erklärten ſich 
mit dem preußiſchen Vorſchlag einverſtanden. Demnach erließ 
jede der beiden Mächte eine ſtrenge Note an den Frankfurter 
Senat, worin die Verhinderung jedes ähnlichen Attentats für 
die Zukunft gefordert würde, da anderesfalls, ſagte die preußiſche 
Note, die Mächte zu einem Eingreifen genöthigt fein würden. 
Der Senat, wahrſcheinlich, wie der weitere Verlauf zeigte, durch 
ſtille Winke aus Wien ermuthigt, hielt ſich tapfer, erklärte, daß 
in Frankfurt nichts den Geſeßen der Stadt Widerſprechendes 
geſchehen fi, und daß kein Bundesstaat das Recht habe, in die 
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Souveränität eines andern Eingriffe zu machen. Wismar! regte 
darauf in Wien weitere Schritte an, der inzwiſchen zurüdgefehrte 
Graf Mensdorff aber bezweifelte die Befugniß und die Zweck⸗ 
mäßigteit eines ſolchen Vorgehens, und ließ es bei einer zweiten, 
dieſes Mal milder gefaßten Warnung an den Senat bewenden. 
Gerade nach dem öſterreichiſchen Verſaſſungsſturz mochte ihm 
um fo mehr daran liegen, bei den guten Deutſchen nicht ganz 
und gar den Schmuck der Freiſinnigkeit einzubüßen. Er parirte 
alſo Bismarcks Drängen mit dem Gegenanteng, durch den 
Bundestag in ganz Deutſchland ſolche Verſammlungen verbieten 
zu laſſen, ſehr wohl wiſſend, daß außer etwa Hannover und 
Lurheſſen keine deutsche Regierung für die Verfolgung der 
eifrigſten Anhänger ihrer eigenen Politik ftimmen würde. Bis⸗ 
marc ließ darauf die ganze Sache fallen, mußte aber dann noch 
erleben, daß die über Frankfurt zwiſchen den beiden Höfen 
gepflogene Correſpondenz wieder ihren Weg in bie Zeitungspreſſe 
fand, und in Wien und Frankfurt, in Dresden und Stuttgart 
mit gleichem Eifer die liberalen Blatter auf das reactionsluſtige 
Berliner Minifterium losſchlugen. Dieſe Vorgänge boten nicht 
gerade glünzende Ausſichten für das Gedeihen der verabredeten 
conſervativen Gemeinſchaſt. 

Jndeſſen verſchmerzte Bismark dieſe Schlappe für den 
Augenblick, da in denſelben Tagen am Bundestage Oſterreich 
gerade in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache noch einmal feit und 
entſchloſſen zu Preußen zielt. Die drei Antragſteller vom 
27. Juli, Bayern, Sachſen und Darmitadt, klagten am 4. November, 
daß ihr damaliger Antrag, auf Berufung der Stände in den 
Herzogthümern und Aufnahme Schleswigs in den deutſchen 
Bund, füll und tobt im Ausſchuſſe liege und durch die Zögerung 
der ganze Zweck des Antrags vereitelt würde. Da fie nun kein 
Mittel beſäßen, die Ausſchußmehrheit zur Erſtattung eines Be⸗ 
richts zu nöthigen, ſo wiederholten ſie hiemit ihren Antrag vor 
der Bundesverſammlung ſelbſt, mit der Bitte um ſofortige Ab⸗ 
fimmung. Statt deſſen aber wurde nach dem Wunſche der 
beiden Großmächte beſchloſſen, erſt nach 14 Tagen Entſcheidung 
zu ſaſſen, ob der Anttag im Plenum zur Abstimmung zu ftellen, 
oder zunächſt an den Ausſchuß zu verweiſen ſei. Sachſen erklärte 
auf der Stelle, es würde die Verweiſung als gleichbedeutend 
mit Ablehnung erachten, eine Auffaſſung, gegen welche die Groß⸗ 
machte keinen Widerſpruch erhoben. Am 18. November gaben 
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dann bie Leßtern die gemeinfchaftliche Erklärung. fie beabſichtigten 
die Berufung der Landtage in den Herzogthümern, jedoch ſei 
der jehige Zeitpunkt dazu nicht geeignet; über die Aufnahme 
Schleswigs aber in den deutſchen Bund könnten ſie zur Zeit 
aus maaßgebenden Gründen in keine Erörterung eintreten. 
Hienach begehrten fie die Verwelſung des Antrags an den Aus⸗ 
ſchuß. Bei der Abſtimmung enthielt ſich Luxemburg; die drei 
Antragsteller fanden noch vier unterſtützende Stimmen, mit acht 
Stimmen aber ſiegten die Großmächte. Der Antrag ging an 
den Ausſchuß, und wurde, wie in Hannover Graf Platen geſagt 
hatte, daſelbſt begraben. 

Die Antragſteller gaben darauf eine Erklärung zu Protokoll. 
daß fie alle ihnen nach Bundesrecht zu Gebote ſtehenden Mittel 
erſchöpft hatten, und fie deshalb in dieſer Angelegenheit, fo lange 
nicht dem Bunde zu einem auf der Grundlage des Rechts 
beruhenden Beſchluſſe Ausſicht geboten würde, ihre Aufgabe und 
Thätigkeit am Bundestage als abgeſchloſſen betrachten und ſich 
auf eine feierliche Verwahrung gegen jede dieſer Grundlage 
fremde Abmachung beſchranken würden. Auch hiegegen wurde 
kein Widerſpruch erhoben. 

Es war das letzte Mal, daß Oſterreich und Preußen am 
Bundestage in einer wichtigen Sache Hand in Hand gingen. 
An dem feit Auguſt aufgehellten Horizonte war bereits von 
verſchiedenen Seiten her ſchweres Gewöll aufgeſtiegen. 
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Bismarcks franzöſiſche Reiſe hatte in Wien einen äußerſt 
umgünftigen Eindruck gemacht. Die Zeiten waren vorüber, in 
denen einft Drouyn de Ohuhs den preußiſchen Diplomaten für 
eine ſcherzhafte Figur erklärt hatte; man hielt es jetzt für un⸗ 
möglich, daß ein Beſuch des großen Staatsmannes bei Napoleon 
nicht auch große Zwecke erſtreben ſollte. Als dann im November 
aus Paris beſtimmte Nachricht kam, daß nichts der Art ſichtbar 
geworden fei, kein Bundesvertrag, keine beſtimmt formulirte 
Abrede: da zog man nicht die Folgerung, daß die frühern Sorgen 
grundlos geweſen, fondern conſtatirte nicht ohne Schadenfreude, 
daß Bismarcks unruhige Politik hier einmal ein glänzendes 
Fiasco gemacht habe. Freundlicher war die Stimmung gegen 
Preußen auch dadurch nicht geworden. 

Während Bismarck noch auf franzöſiſchem Boden weilte, 
wurde das Wiener Cabinet durch eine gewichtige Eröffnung oder 
Sondirung La Marmora's überraſcht. Wir haben oben bemerkt, 
in welchem Zuſammenhange der italieniſche Miniſter auf den 
Gedanken eines ſolchen Schrittes gekommen war. Da nun 
zwiſchen Wien und Florenz ein regelmäßiger diplomatiſcher Ver⸗ 
kehr ſeit 1859 nicht beftand, fo hatte La Marmora für die fo 
geheime Sendung ſich einen Grafen Malaguzzi aus Modena 
ausgeſucht, einen patriotifchen Italiener und zugleich Sprößling 
einer dem Kniſerhauſe untertfänigen Familie, und dieſen für 
einen Aufenthalt in Wien am 9. October mit folgenden Inſtruc⸗ 
tionen verſehen. Er ſollte der dortigen Regierung den Verkauf 
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Venetiens mit dem Fſonzo als Grenze gegen 1000 Millionen 
Etre oder 400 Millionen öſterreichiſche Gulden vorſchlagen; 
Italien würde dann außer der Zahlung einen vortheilhaften 
Handelsvertrag mit Oſterreich bewilligen und ein verſöhnliches 
Verfahren gegen den Papft einhalten, außerdem aber ſeinerſeits 
eine weitere geheime Verabredung wünſchen, welche ihm unter 
gewiſſen Vorausſetzungen auch die Erwerbung von Wälſch⸗Tirol 
in Ausſicht stellte. Die ſchriftliche Inſtruetion Malaguzzies ſagt 
nicht, welche Vorausfepungen hier gemeint feien; anderweit abet 
wird berichtet ), es fei die Zuſage geweſen, daß bei einem Kriege 
Oſterreichs gegen Preußen Italien dem Kaiſerſtnate zur Erobe⸗ 
rung Schleſiens beiſtehen wolle. Unwahrſcheinlich iſt die Angabe 
um fo weniger, als fie durchaus im Style Drauyn de Ihuys 
gedacht war, an deſſen Augenwinken, wie wir wiſſen, La Mar⸗ 
mora hing; auch hatte längſt vor dieſen Verwicklungen Graf 
Ufedom nach Berlin berichtet, in Italien ſei das Begehren nach 
Venetien fo leidenſchaftlich, daß Vietor Emanuel ſofort einſchlagen 
würde, wenn Oftereeich ihm das Land gegen Kriegshülfe zur 
Erwerbung irgend eines andern Territoriums zuſage. 

Graf Malaguzzi blieb nun ungefähr zwei Monate in Wien, 
und benupte feine zahlreichen Verbindungen daſelbſt, um feine 
Vorſchläge bei einflußreichen Perſonen der Minifterien, der 
Handelswelt, der Preſſe, zur Geltung zu bringen. Er erfuhr 
Zuſtimmung auf verſchiedenen Seiten. Viele Politiker hatten 
lüngſt die Anſicht, daß Venetien, zumal bei Preußens bedenk⸗ 
lichem Verhalten, auf die Dauer nicht zu behaupten, und alſo 
ein fo vortheilhaſtes Ablommen, wie es Malaguzzi bot, nicht 
zu verachten ſei. Die induſtriellen Kreiſe jubelten bei der Aus⸗ 
ſicht auf einen freien Handelsverkehr mit Italien, und in den 
Wiener Zeitungen machte plötzlich die bisherige feindliche Haltung 
gegen Ztalien einem freundlich anertennenden Tone Plaß. Vor 
Allem dem Finanzminiſter gab der italieniſche Antrag zu denken, 
da das Deficit mit jedem Monat ſchlinmere Ausdehnung gewann, 
für die Deckung der laufenden Ausgaben ein großes Anlehen 
nothwendig war, und bei dem erſchütterten Credit des Reiches 
die Aufnahme desſelben große Schwierigkeiten zeigte. Die Vor 
ſtellung eines plözlichen Zuſchuſſes von 400 Millionen erweckte 
unter ſolchen Umftänden ein höchſt erguicliches Gefühl. 


y) Reuchlin, Ztolien IV, 427, nach lidlieniſchen Gewäprämännern. 
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Aber auch an Widerſpruch fehlte es nicht. Der hohe Klerus 
sträubte ſich gegen die Anerkennung des vom Bannfluch ges 
kroffenen Königs. Die Offieiere lichten die italieniſchen Garni⸗ 
fonen; die Generale brauſten auf gegen den Vorſchlag, die koſt⸗ 
bare Provinz einem fo oft geſchlagenen, gründlich verachteten 
Widerſacher in den Schoß zu werſen, und das perſönliche Gefühl 
des Kaiſers war hier ganz auf ihrer Seite. Indeſſen blieb die 
Regierung eine geraume Weile hindurch unentſchloſſen. Wenn 
die geſuchte Anleihe nicht zu Stande kam, wer weiß, wozu die 
preſſende Jinanznoth gedrängt hätte? 

Der Agent des Grafen Lariſch, Sectionschef im Jinanz⸗ 
miniſterium, Herr von Becke, war zur Zeit in Paris mit dem 
Auftreiben baares Geldes beſchöfigt. Aber es koſtete große 
Mühe und manchen vergeblichen Gang. Rothschild, an welchen 
Becke ſich mit großen Hoffnungen gewandt, lehnte rund und 
entſchieden ab. Es kamen Nachrichten nach Wien, daß Napoleon 
der Sache widerſtrebe, und daß der ſtete Übelthäter, daß Bis⸗ 
marck feine Anweſenheit in Paris auch in dieſer Sache benutze, 
um durch die Vereitelung der Anleihe Oſterreich auf Schach und 
Matt zu ſeten J. Die Aufregung und Erbitterung darüber war 
groß. Indeſſen folgte bald die erfreuliche Kunde, daß Becke mit 
andern Bankhäuſern eine Anleihe von 90 Millionen Silber, 
allerdings zu wucheriſchen Zinſen, abgeſchloſſen habe. Graf 
Goltz meldete damals ſeinem Miniſter, Napoleon hätte die Co⸗ 
tirung der Anleihe leicht verhindern können, es ſcheine jedoch, 
daß er, ſtets den Zwieſpalt zwiſchen den deutſchen Mächten 
wünſchend, Ofterreich widerſtandsfähig habe erhalten wollen; 
der Graf berichtigte aber gleich nachher, daß mehrere der perſön⸗ 
lichen Vertrauten Napoleon's bei der Anleihe ſtark betheiligt 
geweſen, und der Kaiſer nach einigem Zaubern ſich entſchloſſen 
hätte, ihnen den erhofften Börſengewinn nicht zu verderben. 
Wie dem auch fein mochte, in Wien blieb auch bei dieſem Anz 
laſſe der einmal gegen Bismarck gefaßte Argwohn feft gewurzelt: 
wieder freute man ſich, nicht, daß er keine Umtriebe gemacht, 
ſondern daß fie fehlgeſchlagen feien. 

Da erſchien denn der preußiſche, von Bismarck dem Kaiſer 
Napoleon ſchon angekündigte Vorſchlag auf Überlaſſung der 


y In den Berliner Acten, auch den geheinſten, finde ich keine 
Spur einer Beflätigung dieſes Argzwohns. 
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Herzogthümer gegen Geldzahlung, zu dreifach ungünftiger Stunde. 
Jetzt, meinte man, wäre Alles Mar. Deshalb alſo hätte der 
Miniſter dem Wiener Agenten in Paris entgegen gearbeitet, um 
mit dem drohenden Bankerott die Annahme des preußischen 
Geldes zu erzwingen. Denn freilich, nach allen bisherigen Ab⸗ 
weiſungen, nach dem Sturme der Entrüftung, welche der Berkauf 
von Lauenburg in allen Wiener Kreiſen hervorgerufen, hätte er 
es ja ſehr wohl gewußt, daß ohne jo gehäffige Mittel fein An⸗ 
ſinnen vergeblich fein würde. Und dazu kam endlich das Zu⸗ 
ſammentreffen mit Malaguzzi's Sendung. War denn das alte 
Oſterreich wirklich ſchon zertrümmert, und die Reichseinheit in 
Scherben geſchlagen, daß fine Velteudtheile in Nord und Süd 
einem jeden Kaufluſtigen zur Verfügung ftanden? Konnte man 
ohne Beleidigung dem erhabenen Kaiſerhauſe zumuthen, daß es die 
Perlen feiner Krone ſich abſchachern ließe? Der Kaifer war auf 
der Stelle entſchieden. Sein lategoriſches Nein erging nach beiden 
Seiten. Schleswig kann nur gegen eine Entſchädigung an Land 
und Leuten aufgegeben werden. Eine Abtretung Venetiens iſt 
nur nach einem für Oſterreichs Waffen ehrenvollen kriege möglich. 
Italien gegenüber klang dieſe Abfertigung recht kampfbereit. 
Malaguzzi's Berichte aber brachten trotzdem bei den Florentiner 
Staatsmännern den Eindruck hervor, daß Oſterreich nicht mehr 
an eine Erſchütterung des jungen Königreiches denke, daß es 
zu beſſern Handelsbeziehungen bereit ſei, und nur nach einem 
militärischen Ehrenpunkte noch die Abtretung Venetiens ohne 
einen vorherigen Waffengang weigere, fo daß es ſich, wie der 
Minister Incini es ausdrückte, in der entſcheidenden Stunde 
mehr um ein Duell nach Cavaliergebrauch, als um einen wirk⸗ 
lichen Krieg handeln würde. Hienach erließ dann La Marmora 
am 25. November 1865 ein Rundſchreiben an die italienischen 
Gefandtfchaften, welches zunächſt mit großem Pathos Italiens 
Anrecht an Venetien aufrecht hielt, und daraus den Schluß zog, 
daß man mit Oſterreich keine Handelsbeziehungen anknüpfen 
töne, wenn fie nicht als Einleitung zur Abtretung Venetiens 
aufträten, schließlich aber in das freundliche Erbieten hinauslief 
daß immerhin eine factiſche Erleichterung des Grenzverkehrs ohne 
diplomatiſche Formalien möglich fei. In Wien wurde dies ſehr 
wohl veritanden, und einige Wochen ſpäter unter Benutzung 
des ſtets freundlichen Mittelsmannes Drouyn de Lhuys die an⸗ 
gedeutete Erleichterung in der That zu Stande gebracht. 
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Es war demnach in Wien eine mildere Gefinnung gegen 
Italien und eine ſtarkere Entfremdung gegen Preußen eingetreten. 
Hatte man ſich bisher beſtrebt, Preußens Hülfe gegen Italien 
zu gewinnen, ſo keimte jetzt der umgekehrte Gedanke, Italien zu 
beſchwichtigen, um gegen Preußen freie Hand zu bekommen. Um 
fo bitterer wurde es empfunden, daß, immer in dieſem unglüd- 
lichen November, dem Berliner Cabinet ein neuer Schritt zu 
vertrauter Freundſchaft mit Italien gelang: und geſchärſt wurde 
der Verdruß durch die unläugbare Thatſache, daß Preußen dieſen 
Erfolg dem Eintritte Oſterreichs in die Gasteiner Übereinkunft 
verdankte. Wir erinnern uns, wie Preußen während der Händel 
vor Gaſtein die Verhandlung des deutfch-italienifchen Handels⸗ 
vertrags wieder aufgenommen, jedoch damals von Bayern und 
Sachſen, Oſterreich zu Liebe, eine trockene Zurückweiſung erfahren 
hatte. Dann aber, nach Gastein, ſahen wir Beuſt, im Zorne 
über Oſterreichs Abfall, dem Handelsvertrage geneigt werden: 
das treuloſe Oſterreich ſollte doch erfahren, daß auch dem Schwachen 
ein Stachel gegeben wäre. Das feindliche Verhalten Oſterreichs 
gegen den mittelſtaatlichen Antrag am Bunde (4. November) 
machte das Maaß voll; am 9. und 10. November 1865 zeigten 
darauf Bayern und Sachſen in Berlin ihre Bereitwilligteit an, 
den Handelsvertrag abzuſchließen, und hiemit ihre Anerkennung 
des italieniſchen Königreiches zu vollziehen. Einen Monat fpäter, 
nachdem man ſich mit Italien über die Form der Vereinbarung 
verſtändigt hatte (ſie ſollte widerruflich bleiben, ſo lange einzelne 
Staaten des Zollvereins fie nicht genehmigten), forderten Preußen 
und Bayern gemeinſchaftlich alle zollvereinten Regierungen zum 
Beitritt auf. Das Reſultat war glänzend. Mit einziger Aus⸗ 
nahme Hannovers, welches über den revolutionären Urſprung 
des ſubalpinen Königreichs nicht hinweg zu kommen vermochte, 
und des unbedingt öſterreichiſch geſinnten Naſſau, erklärten 
ſammtliche Regierungen ihr Einverftändni und erkannten damit 
Victor Emanuel als König von Italien an. Durch die Herbei⸗ 
führung dicſes Ergebniſſes gewann Preußen mit einem Schlage 
jenſeits der Alpen eine große Popularität, und erſchwerte damit 
dem General La Marmora jeden Fortſchritt auf der von Drouyn 
de Lhuys bezeichneten Bahn. Aber allerdings wuchs in Wien 
die gereizte Stimmung; man meinte, zu erkennen, daß Preußen 
auf die alten Pläne der Alleinherrſchaft in Deutschland unter 
Ausſchluß Oſterreichs zurücklenke, und auf der Stelle zeigten ſich 
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die Folgen in der Behandlung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Ver⸗ 
hältniſſe, für deren Ordnung der Gaſteiner Vertrag, wie man 
jetzt in Wien zu entdecken meinte, doch zu ſehr verſchiedenen Auf⸗ 
faſſungen Gelegenheit böte. 

Der November war noch nicht zu Ende, als Manteuffel 
und Richthofen die Wendung in dem Verhalten des Generals 
Gablenz wahrnahmen. Der kritiſche Punkt war, wie nicht erſt 
der Bemerkung bedarf, ſeine Stellung zu der Auguſtenburger 
Partei. Zwar vermied Gablenz wie bisher auf das Sorgfel⸗ 
tigfte jede nachweisbare Ermuthigung derſelben in Halbhuber 's 
Weiſe. Aber er ließ fie gewähren, und ſehr bald begannen die 
Vereine ſich wieder lebhafter zu rühren und die Propaganda 
auch in Schleswig zu erneuern, während die geleſenſten holſteiner 
Zeitungen mit steigender Heſtigleit die preußiſche Politik an⸗ 
geiffen, Öfterreich feierten, den Gaſteiner Vertrag als rechts⸗ 
widrige Vergewaltigung und deshalb als null und nichtig dar⸗ 
ftellten. Den Erbprinzen erwähnten fie täglich als „Se. Hoheit 
der Herzog“; da Gablenz's Erlaß nur die Bezeichnungen 
„Friedrich VIII.“ und „Herzog von Holſtein“ verboten hätte, 
ſei jene Titulatur erlaubt. Darauf verfügte Manteuffel die 
Schließung der in Schleswig noch beſtehenden Vereine, und ver⸗ 
bot den Vertrieb jener Zeitungen im Herzogthum bei ſchwerer 
Strafe. Früher hatte ihm einmal Gablenz erklärt, was Mans 
teuffel in Schleswig gegen die holſteiner Zeitungen vorkehre, fei 
ihm völlig gleichgültig; als aber die Erlaſſe erſchienen waren, 
verſagte er ſich in einer Anſprache an die Beamten zu Wilſter 
nicht die Bemerkung: bei meinem Abgange fol niemand ſagen, 
ich habe rechtlos regiert; ich will hier im Lande nicht als tür⸗ 
kiſcher Paſcha regieren. Manteuffel ließ ſich das nicht anfechten; 
am 6. December 1865 ſchrieb er an Bismard, es fei richtig, die 
Verhältniſſe in Holſtein nähmen den Charakter der Zeit vor 
Gaſtein an, doch ſei nicht viel davon zu befahren, da nach dieſem 
Vertrage Oſterreich unmöglich in ſolcher Haltung beharren konne. 
Indeſſen mußte er ſich bald von der Falſchheit dieſer Annahme 
überzeugen. Gablenz's Schroſſheit und die Zahl der Diſſerenz⸗ 
punkte wuchs, und die Polemik der Zeitungen wurde immer 
zügelloſer. Wenn Manteuffel früher ſeinen Collegen gelegentlich 
um Hemmung des Preßunſugs gebeten hatte, waren wohl ver⸗ 
ſchiedene Entſchuldigungen zum Vorſchein gekommen, man könne 
den holſteiner Zeitungen doch nicht wehren, ſich gegen die Ans 
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geiffe der Berliner und der Kölniſchen zu vertheidigen, oder, es 
gehe nicht an, den holſteiner Zeitungen geringere Freiheit, als 
die Wiener genöffen, zu geflatten; jet aber erſchien die ganz 
anders gewichtige Erllärung, daß man in Holſtein geſezliche 
Befugniſſe zur Zügelung der Preſſe gar nicht habe, da die ber 
treffenden Beſtimmungen der Verſaſſung von 1854 durch die 
Bundescommiſſare 1864 aufgehoben ſeien; hienach habe Graf 
Mensdorff den Statthalter zu verfahren angewieſen. Allerdings 
war die Widerlegung dieſes Satzes nicht ſchwer: die Bundes⸗ 
commiſſare hatten gerade umgekehrt die Weiſung gehabt, das 
Land nach den beſtehenden Geſetzen zu verwalten; ſie hatten 
dieſelben denn auch nicht aufgehoben, ſondern nur geringen Ge⸗ 
brauch davon gemacht. Obgleich hierauf Mensdorff bald nach⸗ 
her erläuterte, er habe den betreffenden Erlaß nicht gerade als 
ein Verbot aller Verfolgung von Preßvergehen gemeint, ſo blieb 
es in den Herzogthümern doch bei der preußenfeindlichen Praxis, 
und die Augustenburger Partei durfte ſich rühren, wie und wo 
ihr Herz es begehrte. In Nordſchleswig machte fie damels einen 
Verſuch, die däniſche Bevöllerung zu gewinnen, indem fie ihr 
eine gemeinsame Petition an den König Wilhelm vorſchlug, mit 
der Bitte um Rückgabe des Nordens an Dänemark, eventuell 
aber um Unabhängigkeit Schleswig⸗Holſteins unter der Herrſchaft 
feines Herzogs. Der Plan endigte jedoch in vollſtändigem Weiß⸗ 
lingen; die Dänen wollten nichts von dem Herzog wiſſen, die 
deutschen Schleswiger aber nahmen Argerniß an der Rückgabe 
des Nordens, und Manteuffel erinnerte an das Verbot von 
Collectiv⸗Petitionen in der Verfaſſung von 1854. Um dieſelbe 
Zeit geſchah, daß die Erbprinzeſſin Friedrich eine Reiſe von 
Altona nach Kiel unternahm, und die Anhänger der Partei ihr 
auf jeder Station den feſtlichen, bei Erscheinen der Landesherr 
ſchaft üblichen Empfang bereiteten. Aller Orten waren die Bahnhöfe 
und die Häufer beflaggt, Muſikchöre begrüßten die Ein⸗ und 
Abfahrt; weißgekleidete Jungfrauen überreichten Blumenſträuße 
und Gedichte; Turner, Kampfgenoſſen und ſonſtige Deputationen 
bethenerten die unerſchütterliche Treue für das angeflammte 
Herrſcherhaus. In demſelben Sinne wirkte auch die Geistlichkeit; 
in mehreren Orten hielten die Pfarrer das öffentliche Kirchengebet 
nicht für den Kaiſer von Ofterveich, fondern für den Herzog 
Friedrich von Holſtein. Da Gablenz dies Alles ohne Rüge 
geſchehen ließ, war kein Zweifel möglich, daß der Zuftand, welcher 
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Preußen im Juli bis zur Stellung des Kriegsfalls geführt hatte, 
wieder im ganzen Umfange eingetreten ſei. 

Manteuffel, welcher von jeher in Verlin zu den wärmſten 
Vertretern der öſterreichiſchen Allianz gehört hatte, begann die 
Geduld zu verlieren. Am 14. December 1865 ſpeiſte er in Kiel 
bei Gablenz zu Mittag und hatte dann lange Geſprüche mit ihm 
und Hofmann. Wir verabredeten, berichtete er Bismarck am 16., 
daß wir uns nicht zanken und Anlaß zum Bruche zwiſchen beiden 
Cabinetten werden wollten. Aber was ihm die beiden Herren 
über die Intentionen ihrer Regierung mittheilten, klang wenig 
erfreulich. Preußen wolle die Herzogthümer erwerben und Oſter⸗ 
reich nur mit Geld abfinden, halte aber die Erledigung hin, 
weil es noch weitere Pläne habe und die volle Hertſchaſt in 
Deutſchland auf Koften Oſterrtichs anſtrebe. Deshalb wahre 
Oſterreich feine Stellung in Holſtein, und laſſe das Auguſten⸗ 
burgerthum beſtehen, um es nach Umſtänden verwerthen, und 
den Erbprinzen als Herzog anerkennen zu tonnen. Die ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Frage könne friedlich nur dann gelöst werden, wenn 
Preußen ſich mit Oſtereeich in einer großen gemeinfamen Politik 
vereinige, und dem Wiener Hofe für eine auch dieſem erſprieß⸗ 
liche Entwicklung der deutſchen Verhältniffe Gewähr leiste. In 
Wien fei die Stimmung gegen Preußen gereizter als vor Gaftein; 
man fürchte einen Krieg nicht mehr, wo es ſich um Behauptung 
der deutſchen Stellung des Reiches handle; auch der Kaiser ſei 
nicht mehr wie früher für eine Erhaltung des Friedens um jeden 


Als dann Manteuffel nach der Reiſe der Erbprinzeſſin 
schriftliche Beſchwerde bei Gablenz erhob, daß das Beſitzrecht des 
Königs verletzt ſei, wenn einem Dritten Attribute der Souve⸗ 
tänität beigelegt würden; als er an die Thatſache erinnerte, daß 
Gablenz durch die zweimal dem Erbprin zen ertheilte Verwarnung 
dieſes Rechtsverhältniß anerkannt habe; als er hieran die Frage 
knüpfte, was Gablenz nach jener neuen Auflehnung bei der Reife 
der Erbprinzeſſin zu thun gedenke: da empfing er umgehend 
anftatt der gehofften Auskunft die Antwort, Gablenz habe bereits 
Herrn von Hofmann nach Wien geſchick, um Inſtructionen ein⸗ 
zubolen, ob es ihm erlaubt fei, über holſteiniſche Verwaltungs⸗ 
Maaßregeln der preußiſchen Regierung Auskunft zu ertheilen. 
Manteuffel berichtete hierauf an Bismarck, nach dieſem Verhalten 
ſcheine es ihm unerläßlich, bei dem kaiserlichen Cabinet auf ent⸗ 


Google Prinden 


1865 Auguſtenburger Demonſtratlonen 189 


ſcheidende Klarheit zu dringen; die Sache ſei ganz danach ange⸗ 
than, um in Wien die Allernative zu ftellen, ob Oſterreich mit 
Preußen oder mit Auguſtenburg brechen wolle. Ich glaube nicht, 
ſetzte er hinzu, daß Oſterreich dann den Bruch mit Preußen 
wählen wird. Bismarck beauftragte hienach Herrn von Werther 
am 29. December, in ernſter und entſchiedener Weiſe dem Grafen 
Mensdorff vorzustellen, wie sehr die Zulaſſung und Straflosigkeit 
ſolcher Demonstrationen mit der Gaſtein⸗ Salzburger Übereinkunft 
in Widerſpruch ſtehe; die Verwaltung in den Herzogthümern 
ſei getheilt, die Souveränität aber gemeinſam geblieben; jede der 
beiden Mächte ſei für die andere die Depofitarin der dieſer zu⸗ 
ſtehenden Rechte auch in dem ihr überwieſenen Herzogthum ger 
worden; bemmadh fei Preußen berechtigt, zu verlangen, daß Oſter⸗ 
reich in Holſtein das in Gaſtein und Salzburg gegenſeitig be⸗ 
wieſene Vertrauen rechtfertige, und den Erbprinzen nach zwei 
vergeblichen Warnungen jetzt durch die That fühlen laſſe, daß 
es wie wir an dem gemeinſamen Rechte feithalte. 

Ehe dieſe Darlegung in Wien anlangte, empfing Bismarck 
bereits die Antwort auf den Inhalt derselben. Am 31. December 
1865 traf Hofmann auf der Rückreiſe von Wien in Berlin ein, 
und ließ ſich durch den öſterreichiſchen Gefchäftsträger Grafen 
Choter (Karolyi war abpeſend in Wien), dem preußischen Mir 
niſter borftellen. Seine Außerungen ſtimmten überall mit feinen 
und Gablenz's neulichen Reden gegen Manteuffel überein. Die 
Geſeze von 1854 hätten keine Geltung mehr, der Erbprinz 
führe rechtmäßig den Titel Herzog, wie jeder andere Prinz feines 
Hauſes; wenn Preußen über die Auguſtenburger Zeitungen 
Hage, dürfe Oſterreich ſich über die annezioniſtiſchen Blätter in 
Schleswig beſchweren. Als Bismarck dieſe Süße zurückwies 
und insbeſondere über die Annexionsartikel der schleswig 'ſchen 
Zeitungen bemerkte, daß bei jedem preußiſchen Streben nach der 
Annexion die Zustimmung Oſterreichs die feite Vorausſetzung 
bleibe, während die Auguſtenburzer Preußens Verdrängung 
gegen deſſen Willen durchſetzen wollten: da kam Hofmann zu 
dem unumwundenen Geſtändniß, Oſterreich habe nicht die Abſicht, 
mit der Auguſtenburger Partei zu brechen, weil es ſonſt Gefahr 
laufe, jede moraliſche Stütze in Holſtein zu verlieren; das Wiener 
Cabinet könne alfo in den Herzogthümern zur Förderung der 
preußiſchen Intereſſen ſchlechterdings nicht mehr, als bisher ges 
ſchehen, die Hand bieten; nur auf dem Gebiete der allgemeinen 
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Politik werde ſich ein freies Feld zur Verſtändigung zwiſchen 
beiden Mächten gewinnen laſſen. 

Etwas freundlicher als dieſe Auslaſſungen klang dann ein 
Bericht Werther's vom 3. Januar 1866 über feine Beſprechungen 
mit Mensdorff. In Bezug auf die Gültigkeit der Berfuſſung 
von 1854 ſagte der Miniſter, daß ihm dieſe Frage noch nicht 
ganz klar vorſchwebe; hinſichtlich des Erbprinzen habe er deſſen 
Agenten von Wydenbrugk ſehr beſtimmt erklärt, daß bei weiterer 
Wiederholung jener Demonftrationen der Prinz nicht länger in 
Kiel werde bleiben dürfen, da Oſterreich ſich ſeinetwegen nicht 
mit Preußen zu überwerfen wünſche; wir mochten jedoch über 
jeden ſolchen Fall nicht gleich fo verſtimmt und hitzig fein; er 
rede ja auch nicht in die preußiſche Verwaltung Schleswigs 
hinein. Die Frage iſt nur, meinte Werther, ob dieſen guten 
Worten nim auch das thatſächliche Verhalten der Statthalterſchaft 
entſprechen wird. 

Freilich war es die Frage. Denn das neue Fahr brachte 
in Holſtein keine Verhinderung, ſondern ſietes Wachsthum des 
preußenfeindlichen Treibens. Was half es, wenn Mensdorff 
gelegentlich feinem Freunde Werther verſicherte, er werde niemals 
den Erbprinzen einſetzen, er halte nur deshalb Holſtein ſo feſt, 
um für die dereinſtige Abtretung Öfterreich volle Entschädigung 
zu ſichern; unmöglich könne Preußen ihm dies verübeln. In 
Berlin vermochte man einen Ausdruck befreundeter Geſinnung 
in ſolchen Reden nicht zu entdecken, und Manteuffel erklärte in 
raſch auf einander folgenden Berichten, Preußen müſſe energiſcher 
als jemals in der Frage der Herzogthümer vorgehen, jeden Ge⸗ 
danken an Theilung oder Übertragung an einen Dritten aus⸗ 
schließen, die Entfernung des Erbprinzen als unerläßliche Be⸗ 
dingung des weitern Friedens begehren. „Die drei Monate, 
ſchrieb er am 18. Januar, welche wir damals in Gaſtein als 
Verſuchszeit für Oſterreichs wahre Geſinnung in Betracht nahmen, 
find herum; die letze Probe dieſer Geſinnung fteht jetzt zur 
Entſcheidung. die Ausweisung des Erbprinzen. Vollzieht Oſter⸗ 
reich dieſelbe, fo iſt der woraliſche Effect derart, daß Preußen 
ſich beruhigen lann. Wenn nicht, dann iſt die Klarheit vorhanden, 
welche man haben wollte, ehe unliebſame Allianzen geſchloſſen 
würden, und dann ſchlicße man fie“. 

Bismarck war längſt dieſer Meinung, und bereits ſeit einigen 
Tagen in der von Manteuffel angedeuteten Richtung thätig. 
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Es war die entſcheidende Epoche in feinem mächtigen Lebens⸗ 
gang. Wir erinnern uns hier einer ſchon früher gemachten 
Ausführung. Seitdem Bismarck als Bundestagsgeſandter die 
Wirklichkeiten der deutſchen und der eurobäiſchen Politik erkannt 
hatte, ſtand der Entſckluß in ihm feft, Preußen von den geſſeln 
des bisherigen Bundesrechts und dem öſterreichiſchen Drucke zu 
befreien, und die Unabhängigkeit und Sicherheit feines Vater⸗ 
landes auf neue, unerſchütterliche Grundlagen zu ftellen. Dieſes 
Ziel alſo lag unberrückbar vor feinem Auge. Der Wege aber, 
welche dahin führen möchten, ſah er viele, und war mehrere 
Fahre hindurch bemüht, ſich feinen berfelben zu verſchlleßen, 
ſondern in jedem Zeitpunkte die Richtung feiner Schritte und 
den Umfang ſeines Begehrens den jedes Mal gegebenen Ber⸗ 
hältniſſen anzupaſſen. Ein neues Preußen war nicht denkbar 
ohne ein neues Deutſchland: die Kräftigung Preußens alfo hing 
eng zuſammen mit der Löſung der deutſchen Frage. Hier aber 
boten ſich dem Streben eines preußiſchen Staatsmannes mehrere 
Syſteme: eine wirkliche Beherrschung Deutſchlands gemeinſam 
mit Oſterreich, eine geographiſche Theilung wenigstens der deut⸗ 
ſchen Militärkrüfte zwiſchen beiden Mächten, endlich ein Hinaus⸗ 
drängen Oſterreichs aus dem Bunde und Vereinigung des 
übrigen Deutſchlands unter preußiſcher Leitung. Ohne Frage war 
die letzte Alternative die glänzendſie und gründlichſte, und fo 
hatte einſt die Majorität der Paulskirche ſie für ihr Programm 
erklürt. Aber ſogleich hatte auch Preußen die Schwierigkeiten 
und Gefahren der Sache empfinden, und die e e e des 
Gelingens ohne einen Kampf auf Leben und Tod mit Oſterreich 
einſehen müffen. Klarer noch als feine Vorgänger erkannte jept 
Bismarck die Unabſehbarkeit der europäiſchen Folgen eines folchen 
Zuſammen ſtoßes, den allſeitigen Argwohn gegen den preußiſchen 
Friedensſtörer, die Möglichkeit fremdes Eingreifens von mehr 
als einer Seite. Bei ihm fielen Vorſicht und Kühn heit, Vor⸗ 
wärtsdrängen und Mäßigung untrennbar zufammen, und fo war 
er bereit, wenn ein großes Ergebniß ſich im Frieden erreichen 
ließ, auf die kriegeriſche Erringung des Größten zu verzichten. 
Wir haben geſehen, wie er in Wien die Reform der Bundeskriegs⸗ 
verfaſſung, d. h. die Theilung der dentſchen Militärhofeit unter 
die beiden Mächte, und dann wieder das Zusammenwirken der 
letzteren für eine kräftige Leitung Geſammtdeutſchlands empfahl. 
Beides war ſehlgeſchlagen; Preußen ſah ſich dem Dilemma gegen⸗ 
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über, entweder wie 1850 reumüthig unter die Flügel des Bundes⸗ 
tags zurückzukriechen, oder mit ſiegender Waffengewalt die Ge⸗ 
danken der Kaiſerpartei von 1849 zu verwirklichen. Nun iſt es 
ſchlagend, wie genau ſich dieſe Löſungsverſuche der großen deut⸗ 
ſchen Frage in dem engern Kreiſe der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
wiederholten. Zuerſt hatte man dort die Gemeinsamkeit der 
Herrschaft eingerichtet, und war damit binnen einem halben 
Jahre bis dicht an den Kriegsfall gelangt. Dann war man 
zur Teilung der Verwaltung geſchritten, und wieder ftand man, 
dieſes Mal binnen noch kürzerer Friſt, vor derſelben Unmöglich⸗ 
keit. Unaufhaftfem war man auf jedem der beiden bequemeren 
Wege vor den Rand des jähen Abgrundes geführt worden. 
Wollte man nicht feige verzichten, fo blieb zur Erllimmung der 
Höhe nur der dritte, ſteilſte Pfad, die friegerifche Action zur 
Defeitigung Oſterreichs. Der Schluß war einfach: wenn man 
Holſtein erlangen wollte, fo mußte man ganz Deutschland fordern. 
Entweder ein zweites Olmütz oder der Krieg mit Ofterreich: es 
gab leinen andern Ausweg mehr. Bismarck hatte den Krieg 
nicht gewünſcht, jetzt aber war er zu einem Programm genöthigt, 
welches die Niederwerfung Oſterreichs zur nothwendigen Voraus⸗ 
ſetzung hatte. 

Am 13. Januar 1866 ſchrieb er an Uſedom in Florenz. 
Nachdem er die forigefepte preußenfeindliche Begünftigung der 
Auguſtenburger Agitation durch Oſterreich geſchildert, ſprach er 
die Anſicht aus, daß dieſe Differenzen wachſen würden. Solche 
Erſahrungen, fagte er, löſen uns von den Verbind lichkeiten, welche 
im Herzen des Königs das Ergebniß der Gaſteiner Annäherung 
bildeten, und geben in der von mir vorausgeſehenen Weiſe 
unſern natürlichen Beziehungen zu Italien wieder freieren Spiel⸗ 
raum. Sie werden dort ausſprechen, daß der Zeitpunkt der 
Kriſis vorausſichtlich naher gerückt ſei; Sie werden hervor- 
heben, daß der Grad der Gicherheit und der Umfang deſſen, 
was wir von Italien zu erwarten haben, von weſentlichem 
Einfluß auf unſere Entſchließungen ſein wird, ob wir es zur 
Kriſis kommen laſſen oder uns mit geringeren Vortheilen 
begnügen. 

Er beruhigte ihn ſodann über die Haltung der übrigen 
Großmächte. Die Gerüchte über ein franzöſiſch⸗engliſches Ein⸗ 
verftändniß ſeien ebenſo grundlos, wie jene über eine Anregung 
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der Frage Seitens Rußlands 1). Unſere Beziehungen zu Frank⸗ 
wich ſeien ungeänbert, und die ſtark zur Schau getragene neue 
Gordialität zwischen Öfterreich und Frankreich ) flähe uns keine 
Beſorgniß ein. Es fei ein Börſenmanöver, um die letzte öſter⸗ 
reichiſche Anleihe beſſer unterzubringen und vornehmen franzö⸗ 
ſiſchen Zeichnen ihre Gewinne zu ſichern. So weit überhaupt 
ein polſtiſches Motiv zu Grunde liege, ſcheine es die Tendenz 
zu fein, Preußen zu beſtimmten Anerbietungen hervor zu locken. 

Dann fuhr Bismarck fort: 

Die deutſche Frage ruht einſtweilen. Bei weiterer Ent⸗ 
wicklung der Beziehungen Oſterreichs zu den Mittelſtaaten mit 
aggreffiver Tendenz gegen Preußen konnte leicht eine Wendung 
eintreten, welche den Beſtand des Bundes in Frage ſtellte. In 
dieſem Falle ift eine durchgreifende Initiative Preußens in der 
deutſchen Frage nicht von den möglichen Eventualitäten aus⸗ 
zuſchließen. Wenn z. B. die holſteiniſchen Stände gegen unſern 
Villen zu antipreußiſchen Zwecken zuſammen gerufen werden 
ſollten, jo würden wir zu erwägen haben, wie wir auf dieſe 
Regungen des Particularismus mit der Anrufung der nationalen 
Geſammtintereſſen zu antworten hätten. Wir würden alsdann 
die Baſen wieder betreten, die wir feiner Zeit dem Frankfurter 
Fürſtentage entgegen fepten. Wir haben leinen Grund anzunehmen, 
daß bei einer Regelung der deutſchen Angelegenheiten die Hal⸗ 
tung Frankreichs uns feindſelig ſein würde. Sollte ſie aber 
auch eine bedenkliche ſein, ſo wäre dies nur ein Anlaß mehr, 
uns auf die tiefere nationale Baſis zurückzuziehen und die dort 
vorhandenen Kräfte uns zu verbünden. 

Die bevorſtehende Schöpfung eines neuen deutſchen Zuſtandes 
war in dieſen Zeilen angekündigt. 

Unterdeſſen gingen die Dinge in Holſtein ihren Gang. Es 
tamen Manteuffel's Berichte über das Anwachſen der populären 
Bewegung, über ein Gerücht, daß ein zweiter Auguſten burger, 
Prinz Ehriſttan, Verlobter der englischen Prinzeß Helene, in 
Schleswig Wohnung nehmen wolle, über beabſichtigte Maſſen⸗ 


9) Aniſer Alerander ſprach dem preufiſchen Milttarbevo nmactigten 
fo eben feine Verwunderung aus, daß Oſterreich noch immer Auguſten⸗ 
burg protegize, um dle preußische Annexion zu hindern. 
) Der junge ſranzöſiſche Prinz Hatte den Höchjten öſterreichiſchen 
Orden erhalten. 
v. Spbe l. Begründung b. deutfchen Reichet. IV. 13 
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demonſtrotionen für Oerufung des holſteiner Landtags. Noch 
einmal wandte ſich hierauf Vismarck nach Wien. Am 20. Jar 
nuar 1866 entwickelte er Werther die Sachlage: es ſei ſelbſtver⸗ 
ſtundlich geweſen, daß nach Gaſtein ein jeder Theil in dem ihm 
überwieſenen Lande ſich nach feiner Weiſe einrichte, ſtets aber 
unter voller Achtung der gemeinfam gebliebenen Souveränität, 
deren Depoſitar ein jeder von Beiden für den Andern ſei, alſo 
unter Abweiſung aller gegen das Recht der beiden Souveräne 
auftretenden Anſprüche auf die Landeshoheit. Der Vorwand, 
daß die däniſchen Preß⸗ und Vereinsgeſetze nicht mehr beſtänden, 
tönne uns nicht täuſchen: gelten dieſe nicht, fo gelte auch die 
ganze Verfaſſung von 1854 nicht mehr; es bleibe dann nur das 
Necht eines abſoluten und autokratiſchen Regiments, bei welchem 
Oſterreich noch leichter einſchreiten könnte. Nach Gaſtein ſeien 
wir darauf gefaßt und einverjtanden damit geweſen, daß Oſter⸗ 
reich in der Frage der Herzogthümer fein eigenes Recht geltend 
mache und verwerthe. Aber nicht darauf hätten wir gefaßt ſein 
können, daß es fein und unfer gemeinsames Recht verlehen laſſe. 
Eine ſolche Verletzung liege in dem Aufenthalte und dem Be⸗ 
nehmen des Erbprinzen; Se. Majetät der König fei berechtigt, 
Abhülſe zu ſordern durch Verhinderung der Demonſtrationen 
und Entſemung des Prinzen felbft, und laſſe dem Geſandten 
fein vollkommenes Einverſtändniß mit dem Inhalte dieſes Er⸗ 
laſſes mittheilen. 

Als Werther dem Grafen Mensdorff dies vorgelesen, erhielt 
er die Antwort, daß kein Grund zur Ausweifung des Prinzen 
vorliege, da fi) derſelbe ſtets nur als Privatmann gerire. Dann 
blieben, ſagte Werther, die öſterreichiſchen Verwarnungen des 
Prinzen immer nur leere Worte. Mensdorff erwiderte etwas 
ürgerlich: meine Zusicherung, daß wir uns wegen des Prinzen 
nicht mit Preußen überwerfen wollen, bleibt beſtehen, es ift aber 
an Preußen, die Sache nicht auf die Spitze zu treiben; was die 
Preſſe betrifft, fo hat Oſterreich mit dem Polizeiſtaat gründlich 
gebrochen und kann deshalb auch in Holſtein keine polizeilichen 
Principien in Anwendung bringen, Preßfreiheit gilt in Holſtein 
wie in Oſterreich; eine preußiſche Controle aber unferer holſteiner 
Verwaltung ift unſtatthaft unter allen Umftänden. Die Ab⸗ 
weiſung der preußiſchen Anträge war vollſtändig. 

Ehe noch Bismarck den Bericht über dies Geſpräch erhielt, 
hatten weitere Vorfälle in Holſiein die letzten Bedenken über 
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fein ſerneres Verfahren hinkveggeräumt. Die Führer der Auguften- 
burger Partei hatten in beiden Herzogthümern die Einladung 
zu einer großen Volls berſammlung zu Altona auf den 23. Ja⸗ 
nuar 1868 verbreitet, um durch einmüthigen Willensausdruck 
der möglichſt ganzen Bevölkerung die ſchleunige Einberufung 
der Stände des Landes zu verlangen. Gablenz erließ darauf 
am 21. eine Betanntmachung, daß die Regierung dieſen Wunſch 
cheile und denmächſt zu erfüllen gedenke, um fo mehr aber er⸗ 
warte, daß zur Zeit die darauf gerichtete Agitation aufgegeben 
werde, da fie erfolglos und nur neue Gefahren heraufzubeſchwören, 
geeignet ſei. Hienach ſprach die Polizeibehörde von Altona am 
22. das Verbot der Versammlung aus. Darauf aber folgten 
geheime Verhandlungen zwiſchen den populären Führern und der 
Landesregierung, welche zu dem Ergebniß führten, daß die Po⸗ 
lizei am 23. Morgens ihr Verbot gegen das Verſprechen, keine 
Reſclutionen zu faſſen, zurücknahm. Die Versammlung, ungefähr 
4000 Köpfe ſtark, Hatte alſo ihren Verlauf. Mehrere liberale 
Abgeordnete aus Frankfurt, Heſſen und Bayern waren erſchienen, 
um die freien Männer Schleswig⸗Holſteins durch den Bruder⸗ 
gruß Süddeutſchlands zu ermuthigen. Der Zuſage gemäß wurden 
leine Refolutionen gefaßt, aber um fo lebhafter durch mehrere 
Redner die Nothwendigteit der Ständeberufung erörtert die 
Forderung durch kräftigen Zuruf der Verſommlung unterſtütt, 
die preußiſche Regierung einer grimmigen Kritik unterzogen, und 
dem rechtmäßigen, geliebten Fürſten, Herzog Friedrich“, ein 
dreimaliges donnerndes Hoch ausgebracht. Darauf ging die Ver- 
sammlung ungejtört auseinander. 

Dem Erbprinzen halfen die Reden und Hochruſe nicht 
viel. Aber ihr Eindruck in Berlin war bitter in Bezug auf 
Oſterreich. Eine öffentliche Maſſendemonſtration hatte ſelbſt 
Halbhuber (am 6. Juli) nicht zugelaſſen, obwohl er Weifung 
hatte, Auguſtenburg zu fördern; jetzt aber hatte Gablenz ſie 
geſtattet, nach allen Betheuerungen, daß der Erbprinz nur 
als Privatmann in Holfiein zu betrachten wäre. Es kum 
dazu, daß Karolhi, eben aus Wien zurücgekehrt, Ofterreichs 
Standpunkt dahin bezeichnete, die Erklärung der deutſchen 
Mächte vom 28. Mai 1864 über die Berechtigung Auguſten⸗ 
burg's beſtehe für Oſterreich in voller Kraft, und habe auch 
durch den Gaſteiner Vertrag keine Veränderung erlitten: eine 
Angabe, welche gleich nachher durch Mensdorff ſelbſt dem 
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Baron Werther beftätigt wurde. Jeder Zweifel an Oſter⸗ 
reichs neuer Schwenkung war damit ausgeſchloſſen. Der 
König war tief bewegt. Manteuffel hat Recht, ſag te er, wir 
müſſen uns Klarheit ſchaffen. Bei dem Schluſſe eines in 
dieſen Tagen wegen anderer Geſchäfte von ihm berufenen 
Miniſterraths nahm er aus eigenem Antriebe das Wort, um 
unter Darlegung der Verhältniſſe ausdrücklich auszusprechen, 
wie ernſt er die Lage auffaffe, wie die Dinge wieder auf dem 
Punkte ſtänden wie vor dem Gaſteiner Vertrage, wie er ſelbſt 
feit entſchloſſen ſei, dieſes aggreſſive Vorgehen gegen ihn und 
feine monarchiſche Autorität fi nicht gefallen zu laſſen. 

Dem Wiener Hofe ſollte noch einmal das Vild dieſes Zu⸗ 
ſtundes und feiner nothwendigen Folgen in voller Deutlichkeit 
vorgeführt, und die peremptoriſche Frage über die Fortdauer 
der Allianz geſtellt werden. In einem ausführlichen Erlaſſe 
an Werther vom 26. Januar 1866 faßte Bismarck alle preußiſchen 
Beſchwerden in ruhiger, aber einſchneidender Sprache zuſammen. 
In Gaſtein habe man über den gemeinſamen Kampf gegen bie 
revolutionären, beide Kronen bedrohenden Tendenzen Abrede 
genommen. Demnach hätten beide Mächte gemeinfame Schritte 
gegen den Frankfurter Senat begonnen, leider aber ſei Oſterreich 
nur zu bald in Lauheit und Paffivität zurückgeſunken, und habe 
dem unternommenen Vorgehen hiedurch die Spitze abgebrochen. 
Damit aber nicht genug. Jetzt ſei die kaiserliche Regierung aus 
dieſer Paſſivität, unter offener Begünſtigung jener aufrühreriſchen 
Tendenzen, zu einem aggreſſiven Verhalten gegen Preußen über⸗ 
gegangen. Unter dem Schutze des kaſerlichen Doppeladlers habe 
die Altonaer Verfanunlung tagen, und genau dieſelben Angriffe 
gegen Preußen erheben dürfen, welche früher der Frankfurter 
Abgeordnetentag ſich erlaubt, und wegen deren Oſterreich damals 
die freie Neichsſtadt verwarnt habe. Preußen könne nicht 
dulden, daß auf ſolche Art Holſtein zum Herde revolutionärer 
Beſtrebungen, daß das durch den Gaſteiner Vertrag Oſterreich 
anvertraute Pfand deteriorirt werde. Solche Eindrücke, fuhr 
die Depeſche fort, müſſen dahin führen, das von Sr. Majejtät 
lange und liebevoll gehegte Gefühl der Zuſammengehörigkeit 
der beiden deutſchen Deächte zu erſchüttern und zu schwachen. 
Es ift auf ausdrüclichen Beſehl Sr. Majeſtat, daß ich Sie 
auffordere, dies offen dem Grafen Mensdorff auszuſprechen, und 
ihn zu erſuchen, es zur Kenntniß feines faiferlichen Herrn zu 
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bringen. Die Regierung Sr. Majeftät bittet das kaiserliche 
Cabinet im Namen der beiderſeitigen Intereſſen, den Schädi⸗ 
gungen, welche das monarchiſche Princip, der Sinn für öffent⸗ 
liche Ordnung und die Einigkeit beider Mächte durch das jetzt 
in Holſtein gehandhabte Syſtem leiden, ein Ziel zu fehen . . . 
Eine verneinende oder ausweichende Antwort auf unſere Bitte 
würde uns die Überzeugung geben, daß die kaiſerliche Regierung 
nicht den Willen habe, auf die Dauer gemeinſame Wege 
mit uns zu gehen, ſondern daß die Preußen abgeneigten Ten- 
denzen, daß ein, wie wir hofften, überwundener traditioneller 
Antagonismus gegen Preußen in ihr mächtiger ift, als das Ge⸗ 
fühl der Zufammengehörigleit und der gemeinfhaftfichen Inter⸗ 
eſſen. Es würde dies für die Kgl. Regierung, es würde vor 
Allem für Se. Majeſtät den König ſelbſt eine ſchmerzliche Ent⸗ 
käuſchung fein, welche wir wünſchen und Hoffen, uns erfpart zu 
ſehen. Aber es iſt ein unabweis bares Bedürfniß für uns, 
klarheit in unfere Verhältniffe zu bringen. Wir müſſen, wenn 
die von uns aufrichtig angeſtrebte intime Gemein ſamkeit der 
Geſammtpolitik beider Mächte ſich nicht verwirklichen läßt, für 
unſere ganze Politit volle Freiheit gewinnen, und von 
derſelben den Gebrauch machen, welchen wir den Intereſſen 
Preußens entſprechend halten. 

Kein Punkt in dem Inhalt dieſer Depeſche war dem Wiener 
Hofe unbekannt; mehr als einmal hatte Mens dorff mit Werther, 
oder Gablenz mit Manteuffel in vertraulichem Gefpräde die 
beiderſeitigen Auffaſſungen erörtert. Neu aber war in dem 
Erlaſſe vom 26. Januar die feierliche und amtliche Aufforderung 
zu einer ebenſo amtlichen und definitiven Erklärung, ob man 
auf die Beſchüßung Anguſtenburg's oder auf das Freundſchafts⸗ 
band mit Preußen verzichten wolle. Man war, wie es Werther 
däuchte, in Wien auf ein ſo kräftiges Vorgehen nicht gefaßt 
geweſen. Mensdorff erkannte den Ernſt der Lage an, ſprach 
großen Verdruß über die Verſtattung der Altonaer Verſammlung 
aus und wollte darüber Gablenz bereits einen Verweis zuge- 
ſchict haben. Übrigens blieb er dabei, daß Osterreich die Preß⸗ 
freiheit in Holſtein nicht beſchränten könne, und daß es durch 
den Antrag vom 28. Mai 1864 ſich ebenſo wie Preußen zur 
Anerkennung Auguſtenburg's verpflichtet habe. Was die Der 
peſche betreffe, fo könne er nichts ſagen, bis er den Willen des 
Kaiſers eingeholt habe. Bei weiteren Geſprächen war ſtets das 
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letzte Wort, Preußen könne unmöglich fordern, daß der Wiener 
Hof Schritte thue, welche die preußiſche Annexion der Herzog 
thümer unvermeidlich machen müßten. Das Alles war nicht 
glüäckverheißend für den Ausfall der amtlichen Antwort, und in 
der That brachte dieſe am 7. Februar 1866 eine möglichſt kühle 
Abfertigung in dem belannten ſtolzen Style der K. K. Hof⸗ und 
Staatskanzlei. Ohne nähere Begründung wurde geläugnet, daß 
die Agitation in Holſtein revolutionären Charakter habe — eine 
Behauptung, welche freilich dann unbeſtreitbar wurde, wenn ſich 
Oſterreich Beuſks und Pfordten's Debuctionen über Auguſten⸗ 
burg aneignete, damit aber auch von den Grundlagen der Wiener 
und Gaſteiner Verträge losſagte. Preußen habe bei feinen 
Klagen über die Altonaer Verſammlung offenbar vergeſſen, daß 
feine Regierung es geweſen, welche den Vorſchlaz Oſterreichs 
abgelehnt habe, für ganz Deutſchland ein Verbot folder Ber⸗ 
ſammlungen beim Bunde zu beantragen. Öfterreich erkenne 
feine Verpflichtung an, das ihm anvertraute Pfand unverletzt 
zu bewahren, dieſe Verpflichtung aber lonne ſich nur auf die 
ungeſchmälerte Erhaltung der Subſtunz beziehen. Im Übrigen, 
hieß es weiter, hüngt das Verſahren der öſterreichiſchen Regierung 
in Holftein nur von ihren eigenen Eingebungen ab, und fie 
betrachtet jede einzelne Frage, welche im Bereiche der dortigen 
Administration auftauchen mag, als ausſchließlich zwiſchen ihr 
und ihrem Statthalter ſchwebend, jeder andern Einwirkung aber 
entzogen. Dieſelbe Unabhängigleit räumt fie in Schleswig der 
Kgl. preußischen Regierung ein ... Der Graf Mensdorff kann 
ohne Zweifel ſeinem Freunde, dem Freiherrn von Werther, an⸗ 
vertrauen, wie die Regierung des Kaiſers über die Bulafjung 
jener Altonaer Versammlung denkt, welcher man übrigens in 
Berlin allzugroße Wichtigkeit beizulegen ſcheint. Der Miniſter des 
Kniſers aber muß den Anſpruch des Kgl. preußiſchen Geſandten, 
Rechenſchaft über einen Act der Verwaltung Holſteins zu er⸗ 
halten, entſchieden zurückweisen, und ich befolge, indem ich dies 
ausſpreche, nur die Befehle meines Keaiſerlichen Herrn. 

Mit biefen Säten war denn Preußens fernern Beſchwerden 
allerdings ein ſeſter Riegel vorgeſchoben. Wenn Oſterreich nur 
die Subſtanz der ihm anvertrauten Provinz nicht verringerte, 
alſo keine Stücke derſelben an einen Dritten abtrat, ſo mochte 
im Übrigen das preußiſche Condominium dort angefochten und 
unterwühlt werden, wie es wollte: was Sſterreich in dieſer 
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Hinſicht unterließ oder that, fiel ebenſo wie die Anftellung eines 
Schullehrers oder die Anlage eines Vicinalwegs unter die 
Maaßregeln der Landesverwaltung, in welche einzureden, Preußen 
nach dem Gaſteiner Vertrag nicht den Schatten einer Befugniß 
beſaß. Auch nur zur Erörterung einer ſolchen Frage ſich herbei⸗ 
zulaſſen, erſchien mit Oſterreichs Ehre und Würde unverträglich. 
Nicht ohne eine gewiſſe Neugier erwartete man in Wien, was 
Preußen auf eine jo bündige Schlußfolgerung erwidern künnte. 

Diefe Erwartung aber wurde getäuscht. In der erſten 
Unterredung, welche Bismarck mit dem Grafen Karolyi nach 
dem Empfange des Erlaſſes vom 7. Februar hatte, begnügte er 
ſich mit der gelaſſenen Bemerkung, daß alſo Preußens Bezie⸗ 
hungen zu Hſterreich nunmehr anftatt des intimen Charakters, 
den ſie während der leßten Jahre angenommen, auf denſelben 
Standpunkt zurückgeführt ſeien, auf dem fie vor dem däniſchen 
Kriege geweſen, nicht beſſer, aber auch nicht ſchlimmer, als zu 
jeder fremden Macht. Weiter erfolgte auf den öſterreichiſchen 
Erlaß kein Wort der Entgegnung. Der Meinungsaustauſch 
über Schleswig⸗Holſtein war zu Ende, wie die öſterreichiſch⸗ 
preußiſche Allianz. 
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Nach der Wiener Depeſche vom 7. Februar hatte die preußiſche 
Regierung nur noch geringe Hoffnung auf Erhaltung des Friedens. 
Oſterreich blieb dabei, die Selbständigkeit Schleswig⸗Holſteins 
im Sinne des Bundesrechts anzustreben: dies erſchien dem Könige 
wie feinem erſten Minifter als eine vertragswidrige Demüthigung 
Preußens, ſchlimmer noch als die einſt in Olmüß erlittene diplo⸗ 
matische Niederlage. Niemals wäre dies unter den jepigen, 
entſchieden günſtigeren Verhältniſſen zu dulden: man mußte alſo 
bei den in Wien herrſchenden Stimmungen auf die gewaltſame 
Löſung, auf den Krieg gefaßt ſein. Hielt man ihn einmal für 
unvermeidlich, fo ſprachen alle militäriſchen Gründe dafür, dem 
Gegner durch raſche Rüſtung und lebhaften Angriff zuvor⸗ 
zukommen. Andrerſeits blieb es ſtets unerläßlich, fi) dabei des 
Wohlwollens oder doch der Neutralität der fremden Großmächte 
zu verſichern und deshalb nicht als Friedensſtörer und Aggreſſor 
zu erſcheinen, ſowie in Dentſchland die öffentliche Meinung und 
den guten Willen der Regierungen für ſich zu gewinnen, und 
dies Alles konnte durch jede übereilte Maaßregel unwiderruflich 
eingebüßt werden. So wirkten gleich ſtarke und gleich unläug⸗ 
bare Momente hier für möglichſt ſchnelles, dort für höͤchſt 
bedachtſames Vorgehen. In einer ſolchen Lage der Dinge war 
nichts natürlicher als häufige Meinungsverſchiedenheit über bie 
einzelnen Schritte des Verfahrens, auch bei voller Übereinstimmung 
in dem gemeinfamen Streben zum gemeinfamen Ziele, je nach 
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der allgemeinen Seelenſtimmung des Beurtheilers, und in der 
That fehlte es auch in den maaßgeben den Kreiſen Preußens 
während der nächſten Monate nicht an ſolchen Vorgängen. 

Bismarck war ſeit Jahren mit dem Gedanken vertraut und 
hatte ihn mehrmals ausgeſprochen, daß eine Bundesreform im 
preußſſchen Sinne allmählich zur Lebensfrage ſeines Staats 
geworden, und Oſterreichs Widerſtand dagegen nur ferro et 
igni zu brechen ſei. Erfällt von einer ſolchen Überzeugung, 
kannte er weder Neigung noch Abneigung, ſondern nur die 
Erwägung von Mittel und Zweck; hier um fo mehr, als er der 
Anſicht war, daß nach Zerſprengung des alten unnatürlichen 
Bundesrechts die realen Intereſſen beider Parteien ſehr bald eine 
echte Freundſchaft zwiſchen ihnen begründen würden. Demnach 
war er für Beſchleunigung der diplomatiſchen Action, für An⸗ 
näherung an Frankreich, für Verbindung mit Italien, um fo 
bald wie möglich, falls Osterreich nicht einlenke, zum über⸗ 
mältigenden Schlage zu gelangen. Denn je länger man zauderte, 
deſto mehr Zeit ließ man dem Gegner zu vollſtändiger Rüftung, 
deſto größer wurden die dem eigenen Volle aufzuerlegenden 
Gefahren und Verluſte. Die hervorragendſten und einflußreichſten 
Generale, Roon, Moltle, Manteuffel, ſtimmten jept mit dieſen 
Anſchauungen vollkommen überein. 

Aber fo viel fie vermochten, das entſcheidende Wort gehörte 
nicht ihnen, ſondern ihrem Monarchen. Wenn nöthig für 
Preußens Ehre, war König Wilhelm zum Kriege gegen Oſter⸗ 
reich fo ſeſt wie irgend ein Menſch entſchloſſen, aber es war für 
ihn ein ebenſo ſchwerer wie ſchmerzlicher Entſchluß. Politiſche 
Grundfäge, Jamilienerin nerungen, perfönliche Berhältniſſe zogen 
ihn zu Oſterreich hinüber und machten ihm jede Anknüpfung mit 
Napoleon unerfreulich. Er fagte ſich mit ſicherer Deutlichkeit, 
daß er an einem Wendepunkte der preußischen Geſchicke ſtehe. 
und im Begriffe ſei, von dem bisherigen, vielfach eingeengten, 
aber ſeſten Boden hinweg einer hoffentlich glorreichen, einstweilen 
aber unſichern und gefahrvollen Zukunft entgegen zu ſchreiten. 
Vor Allem aber hatte er in feinem tiefen Pflchtgefühl das 
beſtimmte Bewußtsein der unermeßlichen Verantwortlichkeit, welche 
mit der Macht der Entſcheidung auf ſein königliches Haupt 
gelegt war. Er kannte die Schreckniſſe eines jeden Kriegs und 
die unabſehbare Tragweite des vorliegenden Streites, und 
unerſchütterlich war ſeine Entſchließung, lieber durch Berzögerung 
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des Bruchs es auf etwas ſchwerere Opfer zu wagen, als vor 
Erſchöpfung des letzten friedbringenden Mittels zum Schwerte 
zu greifen. 

So waren in dieſer Zeit die Erwägungen des preußiſchen 
Cabinets keineswegs immer einſtümmig Zwar ſchloſſen ſich die 
übrigen Miniſter durchgängig Bismarck an, mit Ausnahme etwa 
Bodelſchwingh's, welcher feine Unfähigleit empfand, bei einem 
großen Kriege feinem Amte gerecht zu werden. Aber zwiſchen 
dem Könige und ſeinem erſten Berather gab es oft harte Aus⸗ 
einan derſeßungen und schwere Stunden; jedoch ift für die Zwecke 
dieſes Buches nicht erforderlich, ihnen im Einzelnen zu folgen, 
oder auf die ſonſtigen Einflüſſe näher einzugehen, welche in dem 
königlichen Palaſte in der einen oder der andern Richtung thätig 
waren. Denn das iſt der einfache und große Zug in der Politik 
diefer Regierung, daß zuletzt doch immer die fachlichen Momente 
entſchieden, und dieſe dem Leſer darzulegen, ift unſere nächfte 
Aufgabe. 

Die erſten Nachrichten, welche man nach dem Einlaufen der 
Wiener Abſage von Außen empfing, waren nicht ungünſtig, aber 
förderten die Entſchließung nicht. Bismarck hatte den Prinzen 
Reuß beauftragt, dem Miniſter von der Pfordten, den er ſeit 
der Salzburger Zuſammenkunft nicht mehr zu den entſchiedenen 
Gegnern Preußens rechnete, die preußiſchen Erlaſſe nach Wien 
vom 20. und 26. Januar vertraulich mitzutheilen. „Das find 
ja recht freundliche Eröffnungen, fagte Pfordien. Ich würde 
gleich auf Ihre Seite treten, wenn das Fundament Ihrer Er⸗ 
örterungen nach meiner Anficht ein richtiges wäre. Zugeſtehen 
muß ich jedoch, daß Ihre Regierung Oſterrrich gegenüber con⸗ 
fequent iſt, während das Wiener Cabinet hin und her ſchwankt. 
So nachgiebig, wie in Gaſtein, wird es übrigens nicht mehr 
fein.“ Als Reuß bei einem weitern Geſpräche am 27. Februar 
die Frage der Bundesreſorm zur Sprache brachte, meinte Pfordten, 
Preußen müffe ftärkeren Einfluß in feiner Machifphäre empfangen, 
der deutſche Südweſten aber freiere Hand behalten, um dann 
mit dem Norden und mit Oſterreich eine Art von Staatenbund 
zu bilden. Wollte man fo weit nicht gehen, fegte er hinzu, fo 
würde er nichts dagegen haben, wenn die Großmüchte zunächſt 
eine flärfere Stimmenzahl im Bundestag erhielten; es fei über 
haupt ein Grundfehler in der Bundesverſaſſung, daß die 
Stimmenvertheilung nicht im Verhältniß zu der realen Macht 
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der Einzelitanten ftehe; der unnatürlich große Einfluß, welcher 
dadurch den Miktelftanten zuwachſe, fei für dieſelben mehr eine 
Gefahr, als ein Vortheil. Indem er dann auf Schleswig⸗Polſtein 
zurückkam, bemerkte er, unmöglich könne er ſich entſcheiden, jo 
lange er nicht wiſſe, was Oſterreich wolle; opponire dieſes dem 
preußiſchen Hofe um Auguſtenburg's willen, ſo habe es Recht; 
habe es nur die Hinderung der preußiſchen Annexion im Sinne, 
fo könne es nicht verlangen, daß man ſich ihm anſchließe; denn 
wenn einmal das Recht ſich unter die Convenienz beugen müffe, 
fo fei ihm, im Vertrauen geſagt, die preußiſche Annexion lieber, 
als jede andere Einrichtung, da indirect dadurch immer wieder 
auch Deutschland geſtörlt würde. 

Was ſodann Goltz aus Paris über die Außerungen Napo⸗ 
leon's und Drouyn de Lhuys berichtete, zeigte ebenfalls wieder 
die fo oft verficherte Sympathie für Preußen, ließ aber doch 
auch wie früher der franzöſiſchen Politik alle Wege offen. Der 
Miniſter betätigte die Zuſtimmung Frankreichs zur Annexion 
der Herzogthumer; gewünne der Krieg weitere Ausdehnung, fo 
werde man mit gegenfeitiger Offenheit und Discretiom fi leicht 
verſtändigen. Napoleon ſelbſt ertlärte dem Botſchafter wörtlich: 

„Ich bitte Sie, dem Könige zu ſagen. daß er ſtets auf meine 
Freundschaft rechnen kann. Bei einem Kriege zwiſchen Preußen 
und Oſterreich werde ich abſolute Neutralität bewahren. Aber 
ich brauche nicht zu ſagen, welcher Seite meine Sympathie 
gehört. Ich wünſche die Vereinigung der Herzogthümer mit 
Preußen, weil ſie den Tendenzen unſeres Zeitalters entſpricht, 
und es immer nützlich iſt, daß die militäriſchen Bewegungen 
durch den öffentlichen Geiſt geſtützt werden. Auch wenn der 
Kampf größere, heute noch unberechenbare Dimenfionen annähme, 
ſo bin ich überzeugt, daß ich mich leicht mit Preußen würde 
verſtöndigen können, bei der vielfachen Übereinftimmung unſerer 
Intereſſen. Eine ſolche iſt zwichen Frankreich und Ort 
nicht vorhanden, alſo legt niemals Gewicht auf Zeitungs nachrichten 
über eine Annäherung zwischen Wien und Paris; ſelbſt Auße⸗ 
rungen ſolches Sinnes von einem meiner Miniſter würden nichts 
auf ſich haben; ich allein weiß, welches die auswürtige Politik 
Frankreichs fein wird“. 

Auf Goltz's Befragen zuckte er die Achſeln über den damals 
hier und da auftauchenden Gedanken, Oſterreich zur Abtretung 
Venetiens durch Überweifung der Donaufürſtenthümer einzuladen. 
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Für Frankteich habe das kein beſtimmtes Intereſſe; die Rumänen 
würden geringe Luft haben, ihre junge Nationalität in den 
öſterreichiſchen Kaiferftant aufgehen zu laſſen, und Rußland 
würde entſchiedenen Widerſpruch einlegen. Daß er übrigens 
= im Januar), bei der wachſenden Spannung zwiſchen 
ſterreich und Preußen, den Wiener Hof darauf hingewieſen 
hatte, wie wichtig es für ihn fein würde, durch freiwillige Ab⸗ 
tretung Venedigs an Italien, ein Bündniß des letzteren mit 
Preußen zu verhindern, davon ſagte er natürlich dem Grafen 
Golz nichts. 

Da Bismarck wie wir ſahen, bereits die Aufnahme der 
Bumdezreform in das Kriegsprogramm und folglich große 
Dimenſionen des letztern in das Auge gefaßt hatte, ſo ſchien 
der Augenblick getommen, den Berſuch des von Napoleon für 
dieſen Fall in Ausſicht gestellten Einvernehmens zu machen. 
Vismarck hatte für dieſen Zweck den Botſchaſter zu weiterer 
mündlicher Berathung nach Berlin entboten. 

Endlich in den Depeſchen des Grafen Uſedom aus Florenz 
tum man auf völlig ſchwankenden Boden. 

So entſchieden Ofterreich den Verkauf Venetiens abgelehnt 
hatte, ebenſo gewiß überwog jetzt in Wien der friſche Widerwille 
gegen Preußen den alten Haß gegen Italien. An eine nahe 
Verbindung mit Victor Emanuel ließ ſich freilich nicht denken, 
aber Graf Mensdorff hielt es gerathen, Einiges zur Beſchwichti⸗ 
gung der italieniſchen Aufregung zu thun. Anfang Januar 
erſchien eine Amneſtie für die politiſchen Flüchtlinge aus Venetien, 
umd bald nachher eine Erweiterung mımieipaler und ftändifcher 
Rechte des Landes. Gleichzeitig eröffnete Graf Mensdorff dem 
Herzog von Gramont, Ofterreich ſei bereit, die Handelsvortheile, 
welche der frühere Vertrag mit Sardinien ſeſtgeſetzt hatte, allen 
jetzigen Provinzen Italiens zu bewilligen, und erſuchle ben 
Herzog, Herrn Drouyn de Lhuys um empfehlende Übermittlung 
dieſes Vorſchlags anzugehen. Dem franzoſiſchen Miniſter konnte 
nach feiner bekannten Geſinnung kein erwünſchterer Antrag 
kommen; auf der Stelle wurde Mensvorſſ's Begehren erfüllt. 
Auch La Marmora hätte gerne mit beiden Händen zugegriffen; 
dann aber kamen die Bedenken, es gehe doch nicht ohne An⸗ 
erkennung des Königreiches durch das Wiener Cabinet; in einen 
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offenen diplomatiſchen Verkehr könnte Italien mit Oſterreich nicht 
ohne die Befreiung Venctiens treten. Vollends aber plagte er 
ſich mit der Frage, ob Napoleon die Sache eigentlich wünſche 
oder nicht, witterte verdeckte Andeutungen des Für und des 
Wider in jeder Silbe der Pariſer Depeſchen, und kam erſt Ende 
Februar nach mehrwöchentlichem Beſinnen zum Entſchluſſe der 
Ablehnung. 

Uſedom hatte von dieſen Dingen keine Kunde, ſchloß aber 
aus La Marmora's geſammter Haltung, daß für Preußen 
nur noch geringe Hoffnung auf Italien zu ſetzen ſei. Hier meint 
man, ſchrieb er am 7. Februar, Oſterreich werde Venetien bald 
ſelbſt anbieten, und freut ſich, damit Gefahr und Koſten des 
Kriegs zu ſparen. In wunderlichem Widerſpruche damit ſagte 
er auf der folgenden Seite der Depeſche, man fürchte, daß, wenn 
Preußen feine Forderung auf Schleswig ⸗Holſtein beſchränke, 
Oſterreich dies gewähren würde, um feine ganze Kraft gegen 
Italien zu wenden. Nur wenn Preußen die Suprematie in 
ganz Deutſchland begehre, würde man hier losſchlagen und dann 
auch erſt nach Abſchluß eines feſten, jeden Separatfrieden ver⸗ 
bietenden Bundes vertrags. Troßdem hielt Bismarck eine An⸗ 
näherung zwiſchen Oſterreich und Italien nicht für wahrſcheinlich, 
zumal Nigra dem Grafen Goltz ganz entgegengeſetzte Verſicherungen 
gab; auch klangen zwei Telegramme ÜUſedom' s vom 22. und 
24. Februar wieder aus beſſerem Tone. Die Stimmung La 
Marmora's habe fi) neulich gehoben; er begehre beitimmte 
Vorſchlege von Preußen. Viclor Emanuel fei zum ftriege gegen 
Öfterreich Bereit; nöthig aber fei vorgängige Verſtändigung über 
ſolche Ziele des Kriegs, vor deren beiderſeitiger Erreichung kein 
Theil einen Separatfrieden eingehen dürfe. 

So war, wohin man von Berlin aus blicken mochte, die 
einzige sichere Thatjache Oſterreichs ſeindſeliger Widerſpruch gegen 
alle preußiſchen Wünſche, ſonſt war ringsum nichts weiter 
erkennbar, als wechſelnde Anzeichen einer freundlichen, aber 
keineswegs zuverläſſigen Geſinnung. Stehen bleiben ſchien une 
möglich, jeder weitere Schritt auf jeder Seite gefährlich. 

Unter dieſen Umſtänden beſchloß der König, zu einer um 
faſſenden Erwägung der Lage auf den 28. Februar einen großen 
Miniſterrath unter feinem Vorſih zu berufen, an welchem neben 
fämmtlichen Ministern der Kronprinz, Graf Goltz und die 
Generale Moltke. Manteuffel und Alvensleben Theil nehmen 


Google 1 


206 Schwile Luft: 1866 


follten. Wie nahe man ſich dem Höhepunkte der Kriſis fühlte, 
zeigte die Maaßregel, daß man, um durch keine innere Belüſtigung 
geſtört zu werden, am 23. Februar die erſt vor vier Wochen 
begonnene Landtagsſeſſion plößlich ſchloß, nachdem fie bis dahin 
durch den fortdauernden Budgetſtreit in völliger Unfruchtbarkeit 
und wachſender Zwietracht verlaufen war. 

Am 29. eröffnete der König die Verhandlung des Conſeils 
mit einem kurzen Vortrag, in welchem er hervorhob, die 
Schwierigleiten in Holſtein ſeien nur ein einzelnes Symptom 
des öſterreichiſchen Beſtrebens, Preußen niederzuhalten, ſowie der 
Gehäſſigkeit, ſelbſt im Einverſtändniß mit aufrühreriſchen Preß⸗ 
organen gegen den bisherigen Verbündeten zu wirken; dieſes 
Verfahren müſſe, auch auf die Gefahr eines Kriegs, endlich 
befeitigt werden. Oſterreich und Preußen im Bunde beherrſchen 
die europiſche Situation, wie dies ſich 1864 gezeigt habe. Man 
habe noch beim Gaſteiner Vertrage auf die Erhaltung dieſes 
Berhältniſſes, auf eine ehrliche Einigung hoffen können; dieſe 
Hoffnung ſei ſchon nach wenigen Wochen untergraben und jetzt 
völlig vernichtet worden. Der Beſiß der Herzogthümer ſei in 
ganz Preußen nationaler Wunſch; ein Zurückgehen von dieſer 
Forderung würde das Anſehen der Regierung nach Innen und 
Außen ſchwächen und Oſterreichs Übergriffe gegen uns in Deutſch⸗ 
land ſteigern. Wir wollen, ſchloß der König, keinen Krieg 
provociren, aber wir müſſen auf unſerm Wege vorwärts gehen, 
ohne vor einem Kriege zurüctzuſchrecken. 

Bismarck legte darauf in geſchichtlichem Rückblick die gegen 
Preußen gerichteten Beſtrebungen Oſterreichs dar, deſſen Ber⸗ 
halten in der polniſchen Frage, den Frankfurter Fürſtentag, die 
wiederholten Bemühungen um eine franzöfiſche Allianz gegen 
Preußen. Der Krieg mit Oſterreich werde jedesfalls erfolgen 
müſſen; es ſei klüger, ihn in der jetzigen vortheilhaften Lage zu 
unternehmen, als es Sſterteich zu überlaſſen, ſich die günftige 
Stunde auszuſuchen. Wir haben Oſterreich erklärt, daß die 
ſortgeſetzte Auguſtenburger Agitation unſer Bündniß löſen würde; 
am 7. haben wir die entſchieden ablehnende Antwort erhalten; 
der Bruch iſt vorhanden. Der Kriegsminiſter ſchloß ſich an mit 
dem Ausdruck der Hoffnung, daß die dazu erſorderlichen Mittel 
beſchaffbar fein würden. Nicht anders ſtimmten Itzenplitz. 
Selchow und Mübler. Der Finanzminiſter Bodelſchwingh erkannte 
an, daß Oſterreichs Verhalten für Preußens Ehre und Intereſſe 
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verfepend fei, hielt aber an dem Wunſche feit, daß ſich doch noch 
ein rettender Ausgleich finden würde. Graf Eulenburg fügte 
ftatt deſſen zu Bismarcks Ausführung die Bemerlung hinzu, 
daß ein Krieg mit Osterreich es möglich machen würde, von dem 
Landtage Geld zu fordern, und wenn dieſer ablehnte, eine andere 
Volksvertretung zu ſchaſfen! worauf Bismarck jedoch ſehr kühl 
erwiderte, daß die innern Zuſtände einen Krieg nicht nöthig 
machten, immerhin dazu beitrügen, ihn günſtig erſcheinen zu 
laſſen. Nachdem dann Goltz die uns bekannten Erklärungen 
Napoleon's (feſte Neutralität bei einem Kriege um Schleswig⸗ 
Holſtein, hoffentliches Einvernehmen über weitere Objecte des 
Kampfes) der Versammlung wiederholt hatte, erhielt Moltke das 
Wort, um die militzriſchen Machtverhältniſje näher zu entwickeln. 
Die Summe war, daß die unerläßlihe Bedingung fur einen 
vorausſichtlich ſichern Erfolg das active Vorgehen Italiens ſei; 
dann würde Öfterreich mit höchſter Anſtrengung 240000 Mann 
in Böhmen aufzuftellen vermögen, welchen wir, ohne die Land⸗ 
wehr in das Feld zu bringen, gleiche Zahl entgegen ſetzen könnten, 
während 50000 Mann gegen Bayern und die übrigen Süd⸗ 
deutſchen ſtehen blieben. 

Noch unbedingter redete darauf Manteuffel für den Krieg. 
Thatſchlich, ſagte er, befinden wir uns ſchon darin; Gablenz. 
mit dem ich verſnlich in gutem Vernehmen ftche, schreibt es 
allein ſeiner Vermittlung zu, wenn noch keine offene Feindſeligkeit 
vorgekommen iſt. Die Stimmung in Schleswig it dafür, aber 
es fehlt das Vertrauen, daß Preußen wirklich handeln werde. 

Gegen Moltke bemerkte Bismarck, er fei nicht der Meinung, 
daß Bayern bereits ſicher als Feind zu betrachten ſei. In 
Ubereinſümmung aber mit defien Anſicht über die Wichtigkeit 
des italienischen Eingreifens ſchlug er vor, Moltte ſelbſt nach 
Florenz zu ſenden, um ein Bündniß abzuschließen, durch welches 
Italien ſich verpflichte, Osterreich anzugreifen, ſobald Preußen 
dosſchlage, und beide Theile bis zur Erlangung der vereinbarten 
Objecte auf jeden Separatfrieden verzichteten. Oſterreich, ſetzte 
er hinzu, werde den Exnft eines ſolchen Schrittes nicht verkennen, 
und dann neue Verhandlungen über die deutſche Frage, wie ſie 
durch den Tod Frederirs VII. unterbrochen wurden, vielleicht 
beſſern Eingang finben. 

Allen dieſen Erörterungen gegenüber verharrte als zuletzt 
Abſtimmender der Kronprinz auf feinem, ſchon im Mai 1865 
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bezeichneten Standpunkte. Der Krieg gegen Oſterreich ſei ein 
Fr und die Einmifchung des Auslandes in denſelben 
gewiß. 5 

Nach Erwägung der vernommenen Voten entſchied der König 
dahin: der Beſiß der Herzogthümer ſei eines Kriegs werth, 
jedoch ſolle der Ausbruch desſelben nicht übereilt werden, da 
eine friedliche Erlangung des Objectes, wenn möglich, immer 
wünſchenswerther ſei. Die Entſcheivung über Krieg und Frieden 
werde daher von Oſterreichs fernerem Verhalten abhängen, und 
preußiſcher Seits zur geit nur diplomatiſche Einleitungen zu 
treffen fein, um für den Fall des Kriegs günſtige Chancen zu 
gewinnen. 

Die Schluß worte des Königs waren, er wünſche den Frieden, 
fei aber, wenn es fein müſſe, zum Kriege entſchloſſen, welchen 
er, nachdem er Gott gebeten, ihm den rechten Weg zu zeigen, 
für einen gerechten halte ). 

Dieſen Erwägungen gemäß waren zunüchſt die Verhand⸗ 
lungen mit Frankreich und Italien in die neue Phaſe hinüber 
zu führen. Wohlderſtanden, der Beſchluß des Conſeils ging 
nicht dahin, zur Zeit ein Preußen verpſlichtendes Schuß⸗ und 
Trutzbündniß mit dieſen Staaten zu ſuchen, ſondern, wie im 
vorigen Jahre zu Gaſtein, Erkundigung einzuziehen, wie im 
Falle eines preußiſchen Kriegs die beiden Mächte ſich verhalten 
würden. 

Auch der König war der Anſicht, daß die Erwerbung der 
Herzogthümer ohne eine Reform des Bundes nicht zu erreichen, 
daß alſo neben die ſchleswig⸗holſteiniſche unmittelbar die deutſche 
Frage zu ſtellen ſei (wir werden gleich erfahren, im Sinne 
welcher Löſung): damit wäre eine weitere Ausdehnung des 
Streitobjectes in größtem Maaßſtab gegeben, und der Fall ein⸗ 
getreten, für welchen Napoleon ſich bisher freie Hand vorbehalten, 
gegen Bismarck aber den Wunſch einer perſönlichen Correſponbenz 
mit dem Konige geäußert hatte. Unter Bezugnahme auf dieſe 
Worte des Kaiſers überfandte ihm der König am 3. März ein 
eigenhändiges Schreiben, der damals bezeichnete Augenblick eines 
ſpecielleren Einvernehmens fei gekommen; Goltz ſei beauftragt, 
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dem Kaiſer mit rückhaltloſer Offenheit unſere Beurtheilung der 
Lage und die dadurch für Preußen erforderliche Haltung dar⸗ 
zulegen; Napoleon's Auffaſſung dieſer Anſichten werde der König 
mit der Discretion aufnehmen, welche dem perſönlichen Charakter, 
den Napoleon dieſem Ideenaustauſch beilege, entſprache. 

Mit andern Worten, man wünſchte zu erfahren, ob und 
unter welchen Bedingungen Napoleon ſich im Kriegsfall zu einer 
unbedingten Neutralität verpflichten würde. 

Gleich nach feiner Ankunft in Paris beſuchte Goltz am 
5. Mürz zuerſt den Miniſter Drouyn de Lhuys, tauſchte mit 
ihm die üblichen Freundſchaftsverſicherungen aus, gab ihm aber 
keine Kenntniß von dem königlichen Briefe, was Napoleon nach 
her volltommen dilligte. Am Abend desſelben Tages wurde er 
von dem Kaiſer empfangen und gab dieſem die in dem könig⸗ 
lichen Brieſe verheißenen Aufklärungen. Es handle ſich nicht 
mehr um Schleswig⸗Holſtein allein; die gejammte Haltung 
Oſterreichs und die maaßloſen Angriffe der von ihm inſpirirten 
Preſſe ſchlöſſen jeden Zweifel an den kriegerischen Abſichten des 
Wiener Cabinettes aus. Hienach müſſe Preußen den für ſich 
günſtigen Moment zu ergreifen ſuchen; dies aber ſei von zwei 
Vorbedingungen abhängig: Preußen denke einerſeits, mit Italien 
die beiderſeitigen Zielpunkte eines gemeinsamen Wirkens feft- 
zustellen, und wünſche andrerſeits Napoleon's Einverſtündniß mit 
dieſen Zielen zu conſtatiren und die etwaigen Folgerungen zu 
erfahren, welche der Kaiſer im franzöſiſchen Intereſſe daraus 
herleiten zu müſſen glaube. 

Goltz bezeichnete darauf als das Object unſerer Action außer 
der Erwerbung der Herzogthümer eine engere Vereinigung der 
norddeutſchen Staaten unter preußiſcher Leitung, analog der 1849 
für ganz Deutſchland aufgeſtellten Reichsverfaſſung, jedoch mit 
größerer Beſchränkung der parlamentariſchen Gewalt und ſtärkerer 
Autonomie der einzelnen Staaten. Als möglich ftellte er dabei 
hin, daß einer oder der andere dieſer Staaten wegen feindfeliger 
Haltung gegen Preußen eine directere Unterordnung werde 
erfahren müſſen. Für die Begrenzung des Objectes ſei die Vor⸗ 
ausſetzung, daß ſich Bayern zu irgend einer Art der Mitwirkung 
beitimmen laſſen und dann die militariſche Leitung Süddeutſch⸗ 
lands erhalten würde. Zum Schluſſe feines Vortrags bat Golz 
den Kaiſer, die Schritte anzugeben, welche er thun zu müſſen 
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glaube, um das franzöſiſche Nationalgefühl mit einer ſolchen 
Erweiterung der preußiſchen Machtſtellung auszuſöhnen. 

Napoleon hatte mit ſichtbarem Intereſſe zugehört, und ſprach 
dann ſeine Billigung dieſer Politik aus; es ſei vortrefflich, daß 
fie einen Höheren nationalen Ausgangspunkt nehme, als die Frage 
der Elbherzogthümer. Aber, ſagte er, ich bin in Verlegenheit, 
ein demnächſtiges Compenſationsobiect für Frankreich im Voraus 
zu bezeichnen. Es ift angemeffen, daß mir ein ſolches in Aus- 
ſicht geſtellt, und der Frage ſchon jetzt näher getreten wird, denn 
ich darf nicht unterlaſſen, der franzöſiſchen Nation einen Preis 
für die Zulaſſung oder gar Begünſtigung einer preußischen 
Machtvergrößerung, die hier mit Eiferſucht betrachtet wird, zu 
zeigen. Ich bin frei von ängſtlichen Boruriheilen und kleinlichen 
Gleichgewichtsrückſichten, aber einer wirklich vorhandenen öffent⸗ 
lichen Meinung muß ich Rechnung tragen, und wie ez damit 
bei uns ſteht, habt Ihr aus den Reden Thiers“ und Javre's 
und deren Eindruck im geſetzgebenden Körper vernommen. Allein 
jezt ſchon ein einzelnes Object poſitiv zu beſtimmen, iſt für mich 
ſehr ſchwer. 

In der That war, da es ſich doch nur um die franzöſiſche 
Ostgrenze handeln konnte, die Auswahl nicht groß: beigiſche, 
deutſche, ſchweizeriſche Landſtriche. Napoleon ging ſie der Reihe 
nach durch. In Belgien, bemerkte er, herrſcht auch nach dem 
Tode Leopold's I. völlige Ruhe; man ſieht noch nicht ab, wann 
der Porteikampf zwichen Klerikalen und Liberalen das Land in 
ſolchem Grade zerrütten wird, um für uns eine neue Gebiets⸗ 
erweiterung zu rechtfertigen. Goltz warf noch dazu die Bemerkung 
hin, preußiſche Officiere ſeien der Anſicht, daß bei einer Annexion 
Südbelgiens an Frankreich Preußen die Maastinie zur Grenze 
erhalten müſſe. Und fie haben vollkommen Recht, ſagte Napo- 
leon. — Dann die franzöſiſche Schweiz. Das ift eine ſchwere 
Frage, rief er, das würde reife Überlegung fordern. Was die 
deutſchen Grenzlande betrifft, fo ſcheint nur in Rheinbayern 
franzöſiſche Sympathie zu herrſchen. Freilich, wenn Ihr Bayerns 
Mitwirkung in das Auge faßt, wird es um ſo weniger thunlich 
fein, dieſe Provinz heranzuziehen. Auch in Luxemburg gibt es 
franzöſiſche Sympathien. Indeß habe ich vor Kurzem den 
Marſchall Niel zu einem Gutachten über die militkriſch wünſchens⸗ 
werthen Grenzen Frankreichs aufgefordert: er hat darauf die 
Grenzen von 1814 (Landau und Saarbrücken) bezeichnet. Aber 
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die Abneigung des Königs, preußiſches ober deutſches Gebiet 
abzutreten, erſchwert die Wahl des Objectes ungemein. 

So blieb es denn jept wie früher bei dem Ergebniß, daß 
die preußiſche Regierung auf feine wohlwollende Neutralität, 
und der König auf feine ſympathiſche Freundſchaft zählen könne; 
über ein bejtimmtes Compenſations⸗Object vermöge er ſich jetzt 
noch nicht zu äußern, hoffe aber, fich dereinst mit dem Könige 
leicht darüber zu verftändigen. Eben dieſe Sütze bildeten dann 
den Inhalt des Briefes, womit er am 7. März das Schreiben 
des Königs beantwortete. 

Goltz berichtete dazu: ich halte es für einen Gewinn, daß 
der Kaiſer durch Hinausſchieben der Verhandlung es uns erfpart, 
ihn durch Verſagung eines Begehrens ſchon heute zu verletzen; 
er wird für die Annexion der Herzogthümer keine Compenfation, 
bei weiterem Machtzuwachſe Preußens aber höchit wahrſcheinlich 
die Grenzen von 1814 fordern. Darauf erwiderte Bismarck 
umgehend, nach dem unerſchütterlichen Entſchluſſe des Königs 
könne niemals von einer Uberlaſſung deutſches Landes die Rede 
fein; Napoleon fei falſch berichtet, wenn er an franzöfiſche Sym⸗ 
pathien in Rheinbayern glaube: wie könne er, nachdem er das 
Hervorheben des nationalen Programms durch Preußen als 
richtig anerkannt, uns zumuthen, die Durchführung desſelben 
durch eine Abtretung deukſcher Bevölkerung unmöglich zu machen 
Er wies den Botſchafter an, ſeinerſeits die weitere Berührung 
der Frage zu vermeiden, franzöſiſche Andeutungen darüber aber 
mit dem Hinweiſe auf die tödtliche Verletzung des deutſchen 
Nationalgefühls abzulehnen. 

War hienach auf der franzöſiſchen Seite ein für alle Fülle 
ſicherer Boden nicht gewonnen, ſo war doppelt erfreulich die 
weitere Meldung des Grafen Goltz, daß Nigra ihm einen Auf⸗ 
trag Napoleon's mitgetheilt habe, den König Victor Emanuel 
zu möglichſt raſchem Abſchluß eines Schutz⸗ und Trutzbündniſſes 
mit Preußen zu ermahnen. Allen preußischen Wänſchen eröffnete 
dies gute Ausſichten. 

Seit dem großen Conseil vom 28. Februar war man in 
Berlin mit den Vorbereitungen für Moltle's Sendung nach 
Florenz beſchäſtigt. Ein nationales Bedenken gegen Hereinziehung 
des Auslandes in die deutſchen Wirren konnte in dieſem Falle 
nicht beſtehen. Da Oſterreich zu größerem Theile Slaven, 
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Magyaren und Venetianer in das Feld führte, fo konnte es ſich 
nicht beſchweren, wenn Preußen italieniſche Streitkräfte zur Unter⸗ 
ftügung heranzͤg. Bollends entſcheidend war die Betrachtung, 
daß zwar ein Bündniß mit Frankreich für die deutſchen Geſammk⸗ 
intereſſen ſchwere Gefahren bereitet hätte, Italien aber ſchlechter⸗ 
dings nicht in der Lage war, das außerbſterreichiſche Deutſchland 
zu ſchüͤdigen. Die letzten Nachrichten aus Florenz lauteten etwas 
beſſer, zeigten etivas mehr Bereitwilligteit zu einem Bunde mit 
Preußen, freilich aber auch fteie Fortdauer des Mißtrauens, 
Preußen werde das Bündniß nur zu einem diplomatiſchen Druck 
auf Oſterreich benutzen, und wenn es dieſem Schleswig⸗Holſtein 
abgepreßt habe, Italien im Stiche laſſen. In Berlin halte man 
Grund genug zu einer entſprechenden Beſorgniß in entgegen 
gesetzter Richtung, fand aber im Übrigen ſich in der Lage, die 
Sorgen La Marmora's zu beſeitigen, und mehr, viel mehr als 
Holſtein zu fordern, nachdem man ſich zu der Aufftellung der 
großen nationalen Frage entſchloſſen hatte. Nur war dieſe, 
wenngleich populürer in Deutſchland und imponirender für 
Europa, doch auch weitſchichtiger und verwiclelter als die 
ſchleswig⸗holſteiniſche. Eine gewiſſe Zeit zu ihrer Einführung 
und Entwicklung war unerläßlich, während Italien, in der 
Klemme feiner Finanzuoth, thunlichſt baldigen, wenn irgend 
möglich ſofortigen Abschluß und Losbruch begehrte. um fo 
mehr wollte das preußische Cabinet die Führung der Sache in 
der eigenen Hand behalten, und der Herr der Entſcheidung über 
das Ob und Wann des Losbruchs bleiben. Dies erſchien um 
fo nöthiger, als Preußen nicht bloß der flärtere der beiden 
Theile war, ſondern auch, bei Frankreichs Haltung, die bei 
Weitem gefährlichere Rolle in dem künftigen Bunde auf ſich 
nahm. Moltke hatte allerdings ftarten Zweifel, ob Italien fich 
zu einem Vertrage dieſes Inhalts verſtehen würde, jedoch über⸗ 
wogen die angeführten Gründe, und es wurde beſchloſſen, nicht 
fofortigen Angriff auf Ofterreich zu verheißen, ſondern die 
Wirksamkeit des Bündniſſes ganz ausſchließlich auf den Fall 
einer preußiſchen Kriegserklärung gegen Oſterreich zu beſchränken. 

Hienach wurde dann Moltke's Inſtruction, nach einem 
zuerſt von Bismarck vielfach umgearbeiteten und darauf von 
dem Könige im Einzelnen verbeſſerten Entwurfe des Generals, 
am 12. März feftgeitellt. Wegen der zweifelhaften Haltung 
Napoleons und der Nothwendigkeit, vor Europa nicht als 
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muthwilliger Friedensbrecher zu erſcheinen, wurde vor Allem der 
eventuelle Charakter des Bündniſſes betont. Als die im Kriegs⸗ 
fall zu erſtrebenden Ziele wurde für Preußen eine Stellung in 
Norddeutſchland bezeichnet, wie fie in der Reichsverfaſſung von 
1849 der Neichsgewalt für ganz Deutſchland zugedacht war, 
für Italien aber die Eroberung von Venetien, jedoch mit ber 
ſtimmter Ablehnung jedes deutſchen Bundesgebietes, Tirols oder 
Trieſts. Wenn Italien, ſagte die Inſtruction, dieſe Ziele 
genehmigt, und Frankreich ihnen nicht entgegen ift, fo find wir, 
von dem Augenblicke an, wo der Krieg zum Ausbruch lommt, 
zur Führung desſelben in großen Dimenſtonen und zum Ver⸗ 
zichte auf jeden Separalfrieden vor Erteichung der beiberſeiligen 
Ziele bereit. 

Die militäriſchen Geſichtspunkte blieben Moltle's Be⸗ 
urtheilung überlaſſen. (Dieſer hatte ſchon früher bemerkt, daß 
eine beſondere Abrede über die Operationen kaum nöthig ſei. 
Sie feien völlig unabhängig von einander. Nicht in ihrer 
Conbination, ſondern in ihrer Gleichzeitigkeit liege der Vor⸗ 
heil) Daß der Krieg beiderſeils mit dem Aufgebote der ganzen 
Macht geführt werde, verſtehe ſich von ſelbſt. 

Alſo, wiederholte die Inſtruction, ein eventuelles Bündniß 
für den Fall, daß Preußen in Folge feiner deutſchen Politik 
zum Kriege genötigt würde. Mit welcher Raſchheit und Ent⸗ 
ſchiedenheit wir dieſe Politik durchführen werden, hängt für uns 
weſentlich davon ab, ob wir auf Italiens Hülfe mit der vollen 
Sicherheit rechnen können, die ein eventuelles Bündniß gewähren 
würde. Noch ſteht es in unſerer Macht, zwiſchen Krieg und 
Frieden zu wühlen: es liegt alſo in Italiens eigenem Intereſſe, 
uns die gedachte Sicherheit zu gewähren, und zugleich uns Zeit 
zu laſſen, den Conflict mit Oſterreich auf das Gebiet hinüber 
zu ſpielen, auf welchem Preußens Forderungen im Einklang mit 
den nationalen Bedürfniſſen Deutschlands ftehen. 

Die Inſtruction ſchloß mit dem Bemerlen, daß, wenn trotz 
aller dieſer Erwägungen Italien zu dem eventuellen Bündniß 
nicht zu bewegen ſei, dann ſich der Vorſchlag eines einfachen 
pactum de contrahendo empfehlen würde, eines allgemeinen 
Freundſchaftsvertrags, in welchem man ſich zufagte, beim Ein⸗ 
tritt gewiſſer Eventualitäten ein Kriegsbündniß des erwähnten 
Inhalts einzugehen. 
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Bismarck, welcher dem ſichern Urteil und Tacte des Grafen 
Ufebom kein beſonderes Vertrauen ſchenkte, hatte die baldige 
Abreiſe Moltke's lebhaft gewünſcht. Allein, während deſſen eben 
mitgetheilte Inſtruction ausgearbeitet wurde, kam aus Florenz 
die Nachricht, daß Sa Marmora einen italteniſchen General zu 
ganz ühnlichem Zwecke nach Berlin fende, und fo wurde hier 
beſchloſſen, Molle einſtweilen zurüctzuhalten, und zunüchſt 
abzuwarten, mit welchen Aufträgen der italieniſche Unterhändler 
verſehen ſei. 
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8. Capitel. 
Adfhlun des italienifhen Bündniſſes. 


Am 24. Februar 1866 wurde Fürſt Cuſa von Rumänien 
durch eine unblutige Palaſtrevolution in Bukareſt vom Throne 
geſtürzt und durch eine propiſoriſche Regierung erſeht. Auf die 
erſte Nachricht davon telegraphirte Comthur Nigra aus Paris 
fofort nach Florenz, hier erſcheine ein herrlicher Anlaß, Ofter- 
reich zur Entſchͤvigung für Venetien die Donaufürſtenthümer 
anzubieten, worauf er umgehend die Ermächtigung empfing, bei 
Napoleon für dieſen Plan zu wirken. Der Kaiſer, einem ſolchen 
Gedanken, wie wir ſahen, bisher wenig geneigt, hörte zwar am 
28. Februar Nigra's Eröffnungen wohlwollend an, bemerkte 
aber, daß Oſterreich den Vorſchlag wenig günſtig aufnehmen, 
und ohne eine fühlbare Preſſion ſchwerlich darauf eingehen 
würde; indeſſen habe Stafien zu dieſem Zwecke ein nahe liegen 
des Mittel, den Abſchluß eines Schutz⸗ und Trutzbündniſſes 
mit Preußen; wenn dieſes geſchähe, würde er, Napoleon, den 
Tauſchplan in Wien, wie er Hoffe, mit raſchem Erfolge, ſelbſt 
befürworten. Dieſe Ausſicht, Venetien nun doch ohne Krieg zu 
erwerben, that La Marmora's Herzen wohl, und da Napoleon 
als Bedingung dafür das preußiſche Bündniß bezeichnete, ent⸗ 
ſchloß ſich der Miniſter, dem Berliner Cabinet einen Schritt in 
dieſer Richtung entgegen zu thun). Er veranlaßte den Grafen 


Y Dies Alles nach Nigra's Bericht vom Jun an den Prinzen 
von Carignan. Derjelbe gibt die Motive und den Zuſemmenhang der 
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Uſedom am 4. März zu einem Telegramm an Bismarck, Italien 
beabſichtige, wenn es der preußiſchen Regierung genehm ſei, bes 
hufs politifcher und militäriſcher Verhandlung einen Offieier 
nach Berlin zu ſenden. Mit dieſer Depeſche kreuzte ſich ein 
Telegramm Bismarcks, der König genehmige eventuelles 
Bündniß und militäriſche Sendung (nämlich Moltle's nach Flo⸗ 
renz). Hierin meinte Uſedom die preußische Zuſtimmung zu 
La Marmora's Vorſchlag zu finden, und auf feine Mittheilung 
berief der Minifter den General Govone, einen ebenfo kräftigen 
wie vorſichtigen Dfficier, aus Perugia nach Florenz, um ihm die 
erforderlichen Inſtructionen für Berlin zu ertheilen. Immerhin 
erklärte Bismarck nach Aufklärung des Sachverhalts umgehend 
fein wirkliches Einverſtän dniß mit der Sendung Govone's, und 
ließ dies auch durch Goltz dem Comthur Nigra erklaren). 

La Marmora begann alſo die Unterhandlung, nicht um im 
Bunde mit Preußen Krieg zu führen, ſondern um das Schreck⸗ 
bild dieſes Bundes in Wien als Preſſion für den ruminiſchen 
Tauſch zu verwerthen — bei welcher Geſinnung, beiläufig bes 
merkt, es allerdings natürlich war, daß er eine gleiche auch bei 
Preußen aus jedem Worte heraus zu fühlen meinte. So erhielt 
denn Govone keinen Auftrag zum Abſchluß eines Italien irgend⸗ 
wie bindenden Vertrags; er ſollte ſich über Preußens Geſin⸗ 
nungen unterrichten, und wenn dieſe auf große deutſche Politit, 
auf Krieg gegen Oſterreich und wirkſame Verträge mit Italien 
gingen, darüber einen offenen Meinungsaustauſch pflegen, und 
insbesondere über die von Preußen begehrten milittriſchen Com- 
binationen berichten. Übrigens theilte der Miniſter dem General 
die rumaäniſchen Aus ſichten mit, indem er ihn ermahnte, ſich 
nicht ſeinerſeits als Vogelſcheuche mißbrauchen zu laſſen, mit 
welcher Bismarck vielleicht nichts Anderes als die Abtretung 
Holſteins in Wien zu erjagen trachte ). Wenn es Govone ge⸗ 


ganzen Unterfandhung, während die von La Marmor veröffentlichten 
Bruchſtüce der Nigra ſchen depeſchen aus dem März und April den 
entſcheidenden Punkt im Duntel laſſen. 

9 Dies Alles verschweigt en Marmora in feinem Buch. um den 
Schein zu erweden, als habe Bismarck die Sendung Govone s veranlaßt. 

) Sa Marmota bedauert, im Anfang des Capitel 7 feines Buches, 
daß Govone s Instruction verloren gegangen jei, und er nur einige 
Hauptpunfte aus dem Gedächtniß wiederholen könne. Indeſſen läßt 
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lang, auf dieſem Wege von Preußen das Anerbieten eines Schutz⸗ 
und Truhbündniſſes zu fofortiger Kriegserklärung gegen Ofter- 
reich zu erhalten, fo fand ſich La Marmora in der erwünſchten 
Lage, je nach den Umſtänden Preußens Anträge entweder an⸗ 
zunehmen und Krieg zu führen, oder in Wien zu Gunſten des 
rumäniſchen Tauſches zu verwerthen und die Kriegführung dann 
Preußen allein zu überlaſſen. 

Schon am Tage feiner Ankunft in Berlin, am 14. März, 
hatte Govone, in Gegenwart des Grafen Barral, ſein erſtes 
Gesprach mit Bismarck. Er erklürte feiner Inſtruction gemäß, 
da nach Uſedom's wiederholten Mittheilungen Preußen zum 
Kriege gegen Osterreich entſchloſſen fei, neige Jialien dazu, dieſem 
Vorgehen behufs Löſung der venetianiſchen Frage ſich anzu⸗ 
fließen, wenn durch formelle Verpflichtungen das preußiſche 
und das italieniſche Programm fofibarif gemacht würden; für 
dieſen Fall habe er den Auftrag, auf der fo gewonnenen poli⸗ 
tiſchen Grundlage über eine Militärcondention in Verhandlung 
zu treten. 

Bismarck erwiderte ihm unter Darlegung der uns aus 
Moltte's Inſtruction bekannten Sühe, daß ſich die bisher zwischen 
Preußen und Oſterreich ſchwebende holſteiner Frage zur Stel⸗ 
lung des Kriegsfalles nicht eigne. Preußen denke deshalb, die 
nationale Frage der deutſchen Bundesreform zur Grundlage 
feiner ferner Aetion zu machen, bedürfe aber zu deren zweck⸗ 
mäßiger Vorbereitung und Einführung noch einiger Monate, 
und ſchlage mithin, um für dieſes Wirken einen gesicherten Rück⸗ 
halt zu haben, der italieniſchen Regierung einen Vertrag vor, 
durch welchen Italien ſich zur Kriegserklarung gegen Oſterreich 
verpflichte, ſobald Preußen zur Durchführung der Bundesreform 
vie Waffen ergreifen werde. 

Wir haben geſehen, wie oft Italien bisher erklärt hatte, es 
könne Preußen nicht trauen, fo lange dieſes feinen Krieg szweck 
auf Holſtein beſchrante; je großere Forderungen es erhebe, deſto 
cher fei an den Ernft feiner Vorſchläge zu glauben. Jeßt alfo trat 
Preußen mit dem weitesten Programm hervor, deſſen Aufſtellung 
ihm überhaupt möglich war; von jener Sorge, daß es die 
Freundſchaft Italiens nur als Preſſionsmittel zur Erwerbung 


über Infalt und Tendenz derſelben La Marmora's Erlaß an Barra 
und der Verlauf der Unterhandlung feinen Zweifel 
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Holſteins benutzen wollte, konnte keine Rede mehr fein. Aber 
um fo größeren Anſtoß nahmen die italieniſchen Unterhändler 
zunächit an dem vorgeſchlagenen Aufſchub der eriegserklärung, 
wenn ſie auch Bismarcks Erörterung über die eigenthümliche 
Natur der deutſchen Frage nicht widerlegen konnten, und vor 
Allem an dem Umftand, daß Italien versprechen ſollte, auf 
Preußens Signal den Krieg zu erklären, umgekehrt aber Preußen 
keine ſolche Verpflichtung übernehmen wollte. Das alte Miß⸗ 
trauen gegen Preußens Zuverläſſigkeit und Entſchlußkraſt er⸗ 
wachte wieder in vollem Umfange. Graf Barral, ein ebenſo arg⸗ 
wöhniſcher Piemonteſe, wie La Marmora, war ſofort, wie dieſer, 
überzeugt, man werde lediglich eine Wiederholung von Gaſtein 
erleben, und auch Govone, obgleich ein Mann von völlig an⸗ 
derem Temperamente, war im Augenblicke durch feinen Minifter 
von denſelben Sorgen erfüllt. Nur wenn Preußen ſich zu 
fofortigem Losſchlagen entſchlöſſe, könne man auf feine Ehrlichkeit 
ſich verlaſſen und mitthun; wenn nicht, fo gelte es zunüchſt, ic 
ſelbſt nicht zu binden, und in Berlin Material zur Einſchüch⸗ 
terung des Wiener Hofes und zur friedlichen Erwerbung Bene 
liens zu ſammeln. Der jetzige Antrag Bismarck's erfüllte aber 
leinen dieſer Zwecke. Gerade umgekehrt, Italien follte ſich 
binden, Preußen jedoch freie Hand behalten. Nicht einmal zur 
diplomatiſchen Bedrohung Oſterreichs ließ fi, dergleichen ber 
nutzen. Denn von jeher war in Wien alle Welt überzeugt, daß 
Italien angreifen würde, wenn Preußen los ſchlüge; wollte 
Italien dort eine neue Wirkung erzielen, ſo mußte es anzeigen 
können, daß Preußen ſich zum Losſchlagen rüſte. 

Govone erklärte alſo auf der Stelle, daß er für einen Vor⸗ 
ſchlag, wie den eben vernommenen, ohne Instruction ſei, darüber 
berichten werde, aber ſchon jeßt an der Bereitwilligkeit feiner 
Regierung zweifle. Bismarck, indem er die Vortheile feines An⸗ 
trag nochmals entwickelte, bemerkte bann, daß er, falls Italien 
in ſeiner abweiſenden Haltung beharre, wenigſtens als Minimum 
feiner Wünſche einen einfachen, allgemeinen, beſtändigen Freund⸗ 
ſchaſts⸗ und Allianzvertrag vorſchlagen würde, in welchem man 
verabredete, bei Ausbruch eines Krieges einen fpecielleren Vertrag 
über die beiderſeitigen Leiſtungen zu zeichnen. Govone behielt 
ſich vor, auch hierüber zu berichten. Am folgenden Tage ſchrieb 
er darauf ſeinem Miniſter: wenn die Frage einfach wäre, und 
es ſich nur darum handelte, ob man mit Preußen einen Act 
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abchfiehen follte oder nicht, fo müßte man nach dem geftrigen 
Geſpräche meines Erachtens jede weitere Unterhandlung unver⸗ 
zuglich abbrechen; da es aber wegen anderer Unterhandlungen 
(offenbar der rumäniſchen), welche Ew. Excellenz mir andeuteten, 
für uns nüßlich iſt, daß man in Wien an ein preußiſch⸗italie⸗ 
niſches Kriegsbündniß glaube, ſo werden Sie es wohl billigen, 
daß ich noch einige Tage hier als Beobachter bleibe, und viel⸗ 
leicht auch den von Bismarck gewünſchten Freundſchaftsbund 
zeichne; auf dieſe Art gewännen wir Zeit und Mittel zu jenen 
anderen Combinationen, und dann hätte die Natter den Char⸗ 
latan gebiſſen. 

Der wackere Soldat ſollte binnen kurzer Zeit erkennen, daß 
Bismarck kein Charlatan, und folglich ſeine Anwendung des 
alten Sprichworts nur zur Hälfte richtig war. 

Mehrere Tage lang bewegte ſich die Verhandlung in dem 
am 14. bezeichneten Kreiſe hin und her Bismarck deckte den 
Italienern mit rückhaltloſer Offenheit alle Schwierigkeiten feines 
Spieles auf, die zweifelhafte Stellung Süddeutſchlands, die Un⸗ 
ſicherheit der napoleoniſchen Haltung gegen Preußen, die heftige 
Abneigung Englands gegen die Annexion der Herzog thümer. 
Während Uſedom zwar immer ein entfehloffenes Eintreten Italiens 
als die unerläßliche Bedingung des breußiſchen Vorgehens ber 
zeichnet, daneben aber, um La Marmora Muth zu machen, doch 
auch die ſtarke Neigung Preußens zum Kriege betont hatte, hielt 
Bismarc mit Grund das umgekehrte Verfahren für richtig, und 
ſetzte Govone und Barral wiederholt auseinander, daß Preußen 
immer noch die Wahl ztviſchen Krieg und Frieden, zwiſchen 
vollem und beſcheidenem Vortheil habe, daß es bei Abweiſung 
ſeiner wohlerwogenen Vorſchläge ganz ſicher den kleinern, aber 
gefahrloſen Gewinn einem Kampfe auf Tod und Leben vor⸗ 
ziehen würde. Um ſie auf das Eindringlichſte davon zu über⸗ 
zeugen, schilderte er ihnen, wie er perſönlich zwar für die krie⸗ 
geriſche Politik ſei, mit dieſer Anſicht aber in Berlin ſehr vers 
einzelt ſtehe, wie namentlich der König ſtets nur mit höchſtem 
Widerſtreben an den Gedanken eines öſterreichiſchen Kriegs heran · 
gehe, fo daß, wenn Italien fortfahre, Hinderniſſe zu bereiten, 
es ihm (Bis march alle Mittel raube, den König zum Kriege zu 
beſtimmen; dann könnte es durch Italiens Schuld, allerdings 
zu einem neuen Gaſtein kommen, bei welchem Italien das leere 
Nachſehen hatte. In der That war der König feſt entſchloſſen, 
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die Leitung der Sache allein in der eigenen Hand zu behalten, 
und lieber auf das italieniſche Bündniß zu verzichten, als ſich 
durch Italien das Ob und Wann des Kriegs vorſchreiben zu 
laſſen. 

Indeſſen traten Ereigniſſe ein, welche die Gedanken der 
italienischen Unterhändler erheblich modificirten. 

Zunächſt ging das rumäniſche Project in Rauch auf. 
Nachdem Frankreich es den Großmächten mitgetheilt hatte, ſprach 
der engliſche Minifter ohne Zaudern ein ungünftiges Urtheil aus 
Der Kuifer von Rußland ſchrieb auf den Rand der Deveſche: 
unzulässig auf Gefahr eines Kriegs i). Vor Allem Oſterreich 
antwortete mit einer kurzen und runden Ablehnung. Eine fried⸗ 
liche Erwerbung Venetiens war alſo nicht mehr zu hoffen; Ita⸗ 
lien mußte verzichten oder Krieg führen und folglich ſich zu 
Preußens Bedingungen bequemen. 

Geradezu entſcheidend aber wurde, daß in dieſem Augen⸗ 
blicke die bis dahin chroniſche Spannung zwiſchen Oſterreich und 
Preußen acuten Charakter gewann. 

Das völlige Schweigen, welches Bismarck ſeit dem Empfange 
des öſterreichiſchen Erlaſſes vom 7. Februar und feiner kurzen 
Ertlärung über das Ende der Allianz beobachtete, ſteigerte in 
Wien die Unruhe der Gemüther mit jedem Tage. Man zweifelte 
nicht mehr, daß Bismarck, ſeiner Erklarung vom 26. Januar 
entsprechend, andere Bündniſſe, ſelbſtverſtändlich gegen Oſterreich, 
ſuche. Bald fand vieſe Beſorgniß ihren Weg zuerst in die offi⸗ 
ciöfen Blätter und von dort in die Preſſe von ganz Europa. 
Die Berliner Zeitungen antworteten mit nachdrücklichen Gegen⸗ 
beſchwerden, und unablaſſig flogen immer ſcharſere Anklagen 
hinüber und herüber. Man war in Wien überzeugt, daß Preußen 
jedesſalls und zwar vielleicht in kurzer Friſt, die Einverleibung 
Holſteins gewaltſam zu vollziehen meine; dagegen ſtand bei der 
öſterreichiſchen Regierung der Entſchluß feit, der preußiſchen 
Habgier ſchlechterdings kein weiteres Zugeſtändniß zu machen; 
demnach erſchien der Krieg gewiß, und jede Möglichteit einer 
friedlichen Verſtändigung ausgeſchloſſen. Das Werk des öfter- 
reichiſchen Generalſtabs über den Krieg von 1866 ſagt in dieſem 
Sinne ): „obgleich Oſterreich um jeden Preis vermeiden wollte, 

9) Inadmissible jusqu’& Ia guerre. 

9) Öfterreih® Kämpfe im Jahre 1866, herausgegeben von dem 
4. K. Generalftab (angeblich redigirt von Bivenot) L 19. 
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als provocirender Theil zu erſcheinen, fo war doch jeht (nach 
Bismarck s Außerung über die Depeſche vom 7. Febr.) die Noth⸗ 
wendigleit eingetreten, ſich ermſtlich für den Krieg vorzubereiten, 
um fo mehr, ba feine Heeresverſaſſung nur eine Langfamere 
Mobilmachung als in Preußen zuließ.“ 

Allerdings war die Löſung diefer Aufgabe, zu rüften, ohne 
als Herausforderer zu erſcheinen, nicht leicht. Denn es kam da⸗ 
rauf an, dem neutralen Europa kriegsdrohende Schritte des 
Gegners nachzuweiſen, welche für Oſterreich Maaßregeln der 
Abwehr nöthig erscheinen ließen, und dieſer unberechenbare Bis⸗ 
marc, dem man jede Teuſelei zutraute, ließ ſich schlechterdings 
auf keinem ſolchen Schritte betreffen. Daß er am 9. Februar 
geſagt hatte, Preußen ſtehe fortan zu Oſterreich nicht beſſer, aber 
auch nicht ſchlechter als zu allen an deren Mächten, konnte im 
Ernſte doch nicht als Kriegserklärung verwerthet werden, und 
daß am 28. Februar ein Miniftercath unter Vorſitz des Königs 
Statt gefunden Hatte, deſſen Beſchlüſſe niemand lannte, war ein 
auch in den ruhigſten Zeiten nicht ungewöhnliches Ereigniß. So 
wurde die Stimmung in Wien immer gereizter; die großdeutſchen 
Mäthe der Staatskanzlei waren längſt von der Lehre des Herrn 
von Beuſt durchdrungen, es werde in Deutſchland richt eher 
beffer werden, als bis man Preußen zu einer „bundescorrecten“ 
Haltung mit dem Schwerte zurückgezwungen hätte, und das 
bittere Gefühl, durch Rechberg's Politik dem Gegner große Vor⸗ 
theile und beſtimmte Rechtstitel ſelbſt geliefert zu haben, trug 
nicht dazu bei, dieſe Empfindungen zu mildern. Da hörte man 
plötzlich von einem ernſten Beginne preußiſcher Rüſtung, von 
einer Einberufung preußiſcher Landwehr. Allerdings zeigte ſich 
gleich nachher, daß es nichts als die alljährliche Controlverſamm⸗ 
lung der Berliner Landwehr geweſen, mit dem einzigen Unter⸗ 
ſchiede von dem gewöhnlichen Brauch, daß fie nicht fucceffio in 
den einzelnen Stadttheilen, ſondern an demſelben Tage für die 
geſammte Mannſchaft Statt gefunden hatte, welche dann aber 
nach dem Namensaufruf wieder friedlich nach Haufe gegangen 
war. Aber gleich auf die erſte Meldung war das Wiener Kriegs- 
miniſterium auch ſeinerſeits zum Beginne activer Rüſtung ent- 
ſchloſſen, und erließ am 2. März einen Befehl an ſechs Reiter⸗ 
regimenter und ſechs Batterien, ſich marſchfertg zu machen. Am 
7. März wurden darauf unter dem Vorſitze des Kaiſers die 
Sigungen eines fogenannten Marſchalrathes eröffnet, zu welchem 
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außer den betreffenden Ministern achthehn höhere Generale ge» 
laden waren; in dieſen Berathungen, welche bis zum 13. forte 
dauerten, wurden die militäriſche Lage, die Gründe für eine 
Mobilmachung, die eventuelle Aufftellung einer Nordarmee gegen 
Preußen und einer Südarmee gegen Italien erwogen !). Graf 
Mensdorff ſprach ſich entſchieden gegen jede Müſtung als voreilig 
in die ſem Zeitpunkt, und deshalb für Oſterreichs Intereſſen 
ſchädlich, aus, brachte aber bei feinen militäriſchen Hörern nur 
geringen Eindruck hervor:). Um ſo entſchiedenere Wirkung hatte 
dagegen folgende, von Herrn von Beuſt eiligſt nach Wien be⸗ 
richtete Thatſache. 

Bei einem Mittagseſſen in der ſächſiſchen Geſandtſchaft zu 
Berlin, hatte die Geſandtin, Gräfin Hohenthal, die Naibität, 
den neben ihr ſitzenden preußiſchen Miniſterpraſidenten kurzweg 
zu fragen: Sagen Sie mir doch, Excellenz, iſt es wirklich wahr, 
daß Sie Öfterreich befriegen und Sachſen erobern wollen? Bis⸗ 
marck erwiderte mit größter Freundlichkeit: Ganz gewiß iſt das 
wahr, theuerfte Gräfin; vom erſten Tage meines Ministeriums 
an habe ich keinen anderen Gedanken gehabt; unſere Kanonen 
find heute gegoffen, und Sie ſollen bald ſehen, wie fie der 
öſterreichiſchen Artillerie überlegen find. Entſetzlich, rief die 
Dame; aber, fuhr ſie fort, dann geben Sie mir einen Freundes⸗ 
roth, da Sie einmal in offenherziger Laune find: ich habe zwei 
Veſitzungen, auf welche fol ich mich flüchten, auf mein Gut in 
Böhmen, oder auf mein Schloß bei Leipzig? Wenn Sie mir 
glauben wollen, antwortete Bismarck, reiſen ſie nicht nach Böh⸗ 
men: eben dort, und wenn ich nicht irre, gerade in der Nähe 
Ihres Gutes, werden wir die Öfterreicher ſchlagen; Sie könnten 
dort alſo ſchreckliche Abenteuer erleben. Gehen Sie ruhig nach 
Sachſen; bei Leipzig wird nichts vorfallen, und Sie werden 
nicht einmal durch Einquartierung belästigt werden, denn Ihr 
Schloß Knauthayn liegt an keiner Etappenſtraße ). 

Als bald nachher Bismarck von andern Diplomaten über 
die Außerungen beſorglich interpellirt wurde, lachte er, daß man 


y Oſterreichs Kämpfe I. 70. 

9 Wiederholte Mittheilung Mensdorff s an den preußiſchen Ge⸗ 
ſan dten, Ende April und Anfang Mal. 

9) Rothan, Ia politiqus frangaise en 1866, P. 112, nach einer 
Mittheilung des Grafen Hohenthal felöſt. 
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von der Verſpottung einer unpaſſenden Frage Notig nähe. 
Here von Beuſt aber betrachtete, in Erinnerung an feine lang⸗ 
jährige Feindſeligkeit gegen Preußens Politik, die Sache Außerft 
ernſthaft, ſandte die wichtige Enthüllung nach Wien, rief Oſter⸗ 
reichs mächtigen Schuß an, und ertlärte, daß, wenn Oſterreich 
jetzt rüſte, ſämmtliche Mittelſtaaten feſt zu ihm ſtehen, anderes 
Falls aber der Freundſchaft Ofterreichs für immer den Rücken 
kehren würden ). Nun hatte Mensdorff feine Warnungen gegen 
jede offenfio erſcheinende Maaßregel hauptfüchlich auf die Kriegs⸗ 
ſcheu der Mittelſtaaten geſtüßt; die ſächſiſche Eröffnung entzog 
alfo feinem Begehren den Boden, und der Marſchallrath ge- 
langte zu dem Beſchluſſe, Truppenverſtärtungen nach den an 
Preußen angrenzenden Provinzen zu ſenden. Bisher hatten in 
Böhmen, Mähren und Weſtgalizien 60 Bataillone und 34 Schwa⸗ 
dronen geſtanden; dazu ſtießen jetzt im Laufe des März zehn 
Bataillone und dreißig Schwadronen, alſo in Friedensſtärke un- 
geführ 11000 Mann, von welchen neun Bataillone ihre Aus⸗ 
hebungsbezieke in Böhmen ſelbſt hatten, mithin ſich binnen 
wenigen Tagen auf Kriegsſtärke fepen konnten ). In bie frühe⸗ 
ren Garniſonen derſelben rückten dann aus entfernteren Pro⸗ 
vinzen andere Truppentheile nach; zugleich erging ein Verbot an die 
Zeitungen, Nachrichten über Truppenbewegungen zu bringen. 
Durch dieſe Verfügungen wurde es möglich, binnen kurzer 
Friſt von drei Seiten her 80000 Mann in Schleſien einbrechen 
zu laſſen, wo damals nur 25000 Mann in immobilem Stande 
und in den gewöhnlichen Friedens garniſonen vertheilt waren. 
Es war begreiflich, daß dieſe faſt in dem ganzen Umfange 
des Kaiſerſtnats bemeribaren Truppenzüge eine allgemeine Un⸗ 
ruhe hervorriefen, und alarmirende, zum Theil auch übertriebene 
Berichte, nicht bloß nach Berlin, fondern auch nach München, 
Hannover u. f. w. veranlaßten. Es kam dazu, daß aus Trieſt 


y König Wilhelm erwühnte dies in einem Schreiben vom 4. Mal 
an König Johann von Sachen; dieſer ſchrieb zurück, er werde dem- 
nächſt hierüber völlig befriedigende Austunſt geben; diefe ift aber, jo viel 
man weiß, bel den roſch wachſenden Kriegsvorbereitungen nicht erjolgt. 

Auch der preußische Geſundte bei den ſachtiſhen Perzogtbümern 
erſuhr den Hergang in Meiningen. Bericht vom 23. Mai 

) Oſterreichs Kümpfe I, 75. Genau damit Übereinſtimmend das 
(früger erſchienene) preußiſche Generalſtabswert S. 6. 
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Meldungen über lebhafte Flottenrüſtung umliefen, und daß das 
Königreich Sachſen die ſonſt am 1. April Statt findende Re⸗ 
eruteneinftellung auf den 18. März verlegte, und Pferdeanläufe 
für fein Armercorps einleitete. Allerdings läugnete Graf Mens⸗ 
dorff jeden Gedanken an einen feindlichen Angriff auf Preußen 
ab, erklärte die Truppenbewegungen für harmloſe, aus ſonſtigen 
Grunden beſchloſſene Dislocationen, bemerkte, daß bisher nur 
ein einziges Bataillon feine Reſerviſten einberufen habe ). Doch 
konnte er nicht umhin, einzugeftehen, daß dieſe defenfiven Maaß⸗ 
regeln ihre Front gegen Preußen richteten. Als der preußiſche 
Militarbevollmächtigte, Graf Gröben, ihm in einer Abendgeſell⸗ 
ſchaft fein Bedauern ausſprach, daß man bereits von Rüftungen 
Oſterreichs gegen Preußen reden höre, erwiderte Mensdorff: ich 
kann es Ihnen natürlich nicht ſagen, wann wir rüſten; aber 
man muß auf der Hut ſein ); die Nachrichten aus Berlin lauten 
unſicher; es iſt ſchwer zu erfahren, was Sie thun z); schließlich 
treibt in ſolchen Dingen immer Einer den Andern. „Wir 
ſchützen uns vor Überrumpelung“, ſetzte feine Gemahlin hinzu. 
In gleichem Sinne redete er einige Tage fpäter auch zu dem 
preußichen Geſand ten. 

Mit jenen Dislocationen erachtete man jedoch den Schutz 
vor Überrumpelung noch nicht ausreichend. Frischen Arger 
gegen Preußen hatte ſo eben eine in Schleswig am 11. März er⸗ 
laſſene königliche Berordnung bewirkt, welche alle Umtriebe zur 
Untergrabung der preußiſch⸗öſterreichiſchen Souveränität in den 
Herzogtümern mit Zuchthausſtrafe bedrohte: der Verdruß über 
dieſen neuen Schlag gegen die Augustenburger Partei war um 
fo bitterer, als ſich nicht füglich Widerſpruch gegen eine 
Maaßregel erheben ließ, welche ebenſo die Souveränität des 
Kaiſers, als die des Königs zu ſtützen beftimmt war. An welchem 


Y Ahnlich erläuterte Graf Karolhl, wo eine Einberufung von 
Urlaubern Statt finde, Handle es ſich nicht um ausgediente Kriegs⸗ 
zeferbiften,, ſondern um beurlaubte Soldaten des Iriedensſtandes. 
Die Zahl diefer ſogenannten Extraurlauber war damals übrigens aus 
finanziellen Gründen ſehr groß, und ftieg bei manchen Batallonen 
über 200 Mann, fo daß ihre Einberufung durchaus keine gleichglütige 
Sache war. 

2) „Bir auch“, ſchrieb Biemarz auf den Rand eines folchen Berichts 

9 Sehr begreiflich da Herr von Roon eben nichts that. 
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Ende alfo follte man die Sache anfaſſen? So bedenklich Bis⸗ 
marcks Geſpräch mit der ſächſiſchen Gräfin auch fein mochte, fo 
konnte man es doch nicht zur Grundlage eines völkerrechtlichen 
Actes machen. Daß aber die Zeit zu einem ſolchen gekommen 
fei, ſchien jetzt, wo man die Nachricht von Govone's Ankunft in 
Berlin erhielt, auch dem Grafen Mens dorſſ lar, und er beſchloß 
alfo die Frage, welche Bismarck der Gräfin fo frivol beantwortet 
hatte, durch den Grafen Karolyi am 16. März ernſtlich und 
amtlich jtellen zu laſſen, die Frage, ob Preußen beabſichtige, die 
Gaſteiner Convention gewallſam zu brechen, und den grund⸗ 
geſetzlichen Bundesfrieden in Deutſchland zu ſtören. Auf welche 
Erwiderung man gefaßt war, zeigt ein öſterreichiſches Munde 
ſchreiben von demſelben 16. März, worin allen deutſchen Regie⸗ 
rungen bereits ausführlich geſchildert wurde, was zu geſchehen 
habe, wenn Bismarck eine ungenügende oder ausweichende Ant⸗ 
wort gebe, nämlich: Antrag an den Bundestag, über Schleswig⸗ 
Hofftein zu entſcheiben, und falls Preußen ſich dieſem Ausſpruch 
widerſetze, Mobilmachung des ganzen Bundesheeres mit Aus⸗ 
nahme der dazu gehörigen drei preußiſchen Armeccorps. 
Mensdorff hätte wohlgethan, dieſes Circular zurüctzuhalten, 
bis die Vorausſetzung desſelben, nämlich Bismarcks Antwort, 
ihm vorgelegen hätte. Denn als am 18. Karolhi dem preußifchen 
Miniſter die inhaltſchwere Frage ftellte, entgegnete dieſer ſehr 
ruhig ): „wenn Sie auf eine ſolche Frage eine eingehendere Antwort 
wänfehen, fo muß ich bitten, dieselbe ſchriftlich an mich zu richten; 
in mündlicher Antwort muß ich mich mit dem einſachen Worte 
Nein begnügen, das ich aussprechen kann, ohne vorher die Ber 
fehle Sr. Majeſtät einzuholen; wir wünſchen im Gegentheil, 
daß Öfterreich ſeinerſeits die Verträge von Wien und Gaſtein 
genauer beobachte. Als dann Karolgi ſich über Preußens 
Rüftungen erkundigte, erhielt er die völlig begründete Auskunft, 
daß von Müſtungen auch nicht die leifefte Spur in Preußen 
vorhanden ſei. Karolpi verſicherte darauf, wenn, was er nicht 
wiſſe, in Oſterreich wirklich Rüftungen Statt fänden, jo hätten 
fie nur die Vertheidigung zum Zweck; Oſterreich dente nicht 
daran, Preußen anzugreifen. Solche defenſive Vorbereitungen, 
sagte Bismarck, find für Preußen stets eine Gefahr; hal 
Oſterreich einmal 150000 Mann an den Grenzen, jo iſt 


y) Unmittelbar nachher gemachte Aufzeichnung Bismarck 8. 
e evbel- Begelnbung b. beutfien Reiches. IV. 15 
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ein Grund zum Bruche leicht gefunden; das hat Preußen 1850 
erlebt. 

Nach dieſem Geſprüche wurde in Berlin erzählt, Bismarck 
habe ſeinem einfachen Nein noch das Wort hinzugefügt: „aber, 
lieber Graf, glauben Sie denn, daß ich anders geantwortet hätte, 
wenn ich von kriegeriſchen Abſichten erfüllt wäre ?“ Eine treffen⸗ 
dere Kritit der öſterreichiſchen Interpellation ließ ſich nicht geben, 
als in dieſem Scherze. 

Indeſſen, gegen Bismarck's wirkliche Antwort konnte man 
in Wien nichts einwenden; die Frage war alſo ein Schlag in s 
Waſſer geweſen, und Mensdorff beeilte ſich, die Überreichung 
feines Rundſchreibens an die Regierungen, wo es noch möglich 
war, abzubeſtellen. Auch mußte er erleben, daß die meiſten 
Regierungen, welche die Depeſche empfangen hatten, ganz im 
Gegenſatze zu Beuſt's Verſicherungen, in großer Kriegsſcheu ſich 
auf den formellen Bundes ſtandpunkt zurüctzogen und dringend 
von jedem Schritte abmahnten, welcher zu einer Störung des 
Bundesfriedens führen könnte. Dem preußiſchen Cabinet wurde 
der Wortlaut des Actenſtücks erſt nach längerer Zeit, der weſent⸗ 
liche Inhalt desſelben aber, und mit ihm der diplomatiſche Feld⸗ 
zugsplan des Gegners, fehr bald bekannt. Bismark ſtumte 
nicht, feinen Gegenzug zu thun. In einem Rundſchreiben an 
die deutſchen Regierungen, vom 24. März, legte er eine genaue 
Überſicht der nach Norden vorgeſchobenen und ihnen nachrücken⸗ 
den üſterreichiſchen Regimenter vor, erklürte, daß die königliche 
Regierung einer ſolchen Bedrohung gegenüber Deckungsmaaß⸗ 
regeln ergreifen müffe, und fragte, ob Preußen, falls ſich hieraus 
ein öſterreichiſcher Angriff entwickele, auf die Hülfe feiner Bundes⸗ 
genoſſen zählen könne. Zugleich aber nahm er von dieſen Vor⸗ 
gungen den Anlaß für eine erſte Ankündigung ſeiner Pläne zu 
einer großen Bundesreform, auf die wir unten näher zurück⸗ 
kommen werden. Der Gegenſatz zwiſchen den beiden Mächten 
lag vollſtändig in den beiden Rundschreiben zu Tage: hier 
Öfterreich, welches jede preußiſche Erhebung durch das alte 
Bundesrecht zu erdrücken, dort Preußen, welches durch Zerſpren⸗ 
gung dieſes Rechts Luft und Licht zu gewinnen ſuchte. 

Am 27. März beſchloß in Berlin ein Miniſterrath unter 
Vorfi des Königs die Armirung der ſchleſiſchen und der Elb⸗ 
ſeſtungen, den Pferdeanlauf für die Hälfte der preußischen Feld⸗ 
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artillerie, und die Verſtärkung von 75 Bataillonen von je 530 
auf 685 Mann (die volle Kriegsſtärke würe 1002 geweſen). 
Die Erhöhung des Mannſchaftsſtandes durch dieſe Befehle betrug 
etwas über 11000 Mann, alſo faſt genau jo viel, wie bie öſter⸗ 
reichiſchen Grenzprovinzen durch die Dislocation erhalten Hatten. 
Die preußiſche Maaßregel enthielt zugleich eine Vermehrung der 
Geſammtſtärke der Armee, während die öſterreichiſche eine ſolche 
erſt vorbereitete und erleichterte. Andrerſeits bedrohte die neue 
Aufſtellung der Öfterreidjer ganz unmittelbar bie ſchleſiſche Grenze. 
die preußischen Vorkehrungen aber bewahrten auf das Strengite 
den defenfiven Charakter. Nicht ein Truppentheil war vollſtändig 
mobilifirt; die Bataillone lonnten in Ermanglung eines Erſaßes 
die Feſtungen nicht verlaſſen, die Auſſtellung auch nur einer 
Diviſion war durch die bisherigen Anordnungen nach nicht aus⸗ 
führbar geworden. 

Es konnte nicht fehlen, daß die eben berichteten Ereigniffe 
auf die beiden italienischen Unterhändler, Barral und Govone, 
einen nachhaltigen Eindruck machten. Denn durch jedes derſelben 
wuchs die Wahrſcheinlichkeit des Kriegs, und verringerte ſich 
alſo das Bedenken gegen einen Vertrag, welcher die Entſcheidung 
über Krieg und Frieden allein in Preußens Hand legte. Zwar 
wollte La Marmora, ſtets von Zweifeln und Argwohn geplagt, 
immer nur von einer Offenſiv⸗ und Defenſiv⸗Allianz mit gleichen 
Rechten und Pflihten beider Parteien hören: Graf Barral aber, 
welcher Bismarcks Entſchließung unbeugſam fand und die ver- 
ünderte Sachlage anerkannte, machte am 21. Mürz ſeinem Mini⸗ 
ſter den vermittelnden Vorſchlag, den preußiſchen Entwurf zwar 
anzunehmen, die bindende Wirkſamleit desſelben aber auf zwei, 
oder wie er am 23. nach Bismarck Wunſch verbeſſerte, auf 
drei Monate zu beſchränten. Wenn daun Preußen binnen dieſer 
Friſt den Krieg nicht erklärt hätte, ſo würde Italien wieder freie 
Hand nach allen Seiten haben. La Marmora erwiderte zunächst, 
daß er nichts ſagen könne, bis er den Wortlaut des Vertrags 
vor Augen habe. Übrigens war, wie wir wiſſen, fein Entſchluß 
noch von einer andern Inſtanz abhängig, und fo hatte er gleich 
am 21. März den Geſandten Nigra angewieſen, die Willens⸗ 
meinung des Kaiſers Napoleon einzuholen. Dieſer antwortete 
auf der Stelle, Italien müſſe annehmen, dürſe aber nicht den 
erſten Schritt zum Angriff auf Öfterreich thun; wäre eine Macht 
wie Preußen bereits im Kriege mit Oſterreich, fo könne niemand 
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es Italien verdenken, wenn es die unvergleichliche Gelegenheit 
benutzte, und auch für Napoleon's Stellung würde dies vortheil⸗ 
Haft fein. Noch fügte er im Geſpräche mit Nigra die Außerung 
hinzu, Italien werde wohlthun, feinen eventuellen Angriff auf 
die adriatifche Küſte zu richten und Ungarn die Hand zu reichen; 
denn es könne die Lombardei von Truppen unbedenklich ent⸗ 
blößen, weil Ofterreich dieſe Provinz aus Scheu vor Frankreich 
nicht angreifen werde. Dann kam freilich noch eine Erklärung 
des Kaiſers, daß er zwar nach voller Überzeugung im Intereſſe 
Italiens dieſe Rathſchläge ertheile, damit aber für keinen Fall 
eine Verpflichtung ſelbſt übernehmen wolle: und La Marmora 
war ſofort auch nach dieſer Seite ebenſo mit Sorgen und Miß⸗ 
trauen erfüllt, wie bisher nach der preußifchen. Jedoch meldete 
Nigra's nüchſter Bericht, der Kaifer habe Italien feine Untere 
ftüßung ganz ausdrücklich für den Fall verheißen, daß es von 
Oſterreich angegriffen oder im Kriege von Preußen bundesbrüchig 
verlaſſen würde. So entschloß der Minifter ſich endlich, und 
erwirkte die königliche Vollmacht zur Unterzeichnung des preußi⸗ 
ſchen Vertrags. Mittlerer Weile hatten Barral und Govone ein 
auf Wälſch⸗Tirol gerichtetes Begehren nach Bismarcks Einſpruch 
fallen laſſen; eine früher von Bismarck geſtellte Forderung, daß 
im Kriegsfall Italien auch den deutſchen Bundesgenoſſen Oſter⸗ 
reichs den Krieg erklären follte, war von preußiſcher Seite ſelbſt 
geſtrichen worden, da König Wilhelm nicht bloß das ganze 
Bundesgebiet ungeſchmälert erhalten, ſondern das außeröſter⸗ 
reichiſche Deutſchland vor jeder Berührung durch fremde Truppen 
behütet wiſſen wollte. Noch in der letzten Stunde zeigte ſich 
eine unſcheinbare, aber in La Marmorg's Sinne wichtige Differenz. 
Als am 8. April die Urkunde gezeichnet werden follte, fand 
Barral, daß die Übereinkunft in der Einleitung als Freundſchafts⸗ 
und Allianzvertrag bezeichnet war. Er erhob ſogleich Einſpruch. 
Es müßten ftatt deſſen die Worte: „Offenſiv⸗ und Defenfive 
Allianz“ gesetzt werben; auf einen ſolchen Vertrag, und auf 
keinen andern laute ſeine Vollmacht. Wir wiſſen, was La Mar⸗ 
more ſich dabei dachte, Bismarck aber erwog, daß zuleht nicht 
die Benennung, ſondern der Inhalt einer Urkunde ihre rechtliche 
Bedeutung beſtimmte, und genehmigte demnach die Anderung, 
worauf daun die Unterzeichnung und eine Woche jpäter der Aus⸗ 
tauſch der Ratificationen vor ſich ging. 
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Die Urkunde hatte folgenden Wortlaut: 

Ihre Majeftäten der König von Preußen und der König 
von Italien, beſeelt von dem Wunſche, die Garantien des all⸗ 
gemeinen Friedens zu befeſtigen, und in Rückſicht auf die Be- 
dürfniſſe und berechtigten Beſtrebungen ihrer Nationen, haben, 
um die Artikel einer Offenſiv⸗ und Defenfiv-Altanz zu regeln, 
zu ihren, mit Inſtruction verſehenen Bevollmächtigten ernannt 
(folgen die Namen). 

Artitel 1. Es wird Freundſchaft und Bündniß zwichen 
S. M. dem Könige von Preußen und S. M. dem Könige von 
Italien beftehen. 

Artikel 2. Wenn die Unterhandlungen, welche S. M. der 
König von Preußen mit den andern deutſchen Regierungen in 
Abſicht auf eine den Bedürfniſſen der deutſchen Nation ent⸗ 
sprechende Reform der Bundesverfaſſung eröffnet hat, ſcheitern 
ſollten, und in Folge deſſen Se. Majeftät in die Lage käme, die 
Waffen zu ergreifen, um feine Vorſchläge zur Geltung zu bringen, 
fo wird Se. italieniſche Majeftät, nach der von Preußen er⸗ 
geiffenen Initiative, ſo bald fie davon benachrichtigt fein wird, 
in Kraft des jetzigen Vertrags, den Krieg gegen Oſterreich er⸗ 
klären. 

Attitel 3. Von dieſem Augenblicke an wird der Krieg von 
Ihren Majeſtäten mit allen Kräften geführt werden, welche die 
Vorſehung zu Ihrer Verfügung gestellt hat, und weder Italien 
noch Preußen werden Frieden oder Waffenſtillſtand ohne gegen⸗ 
ſeitige Zuſtimmung schließen. 

Artikel 4. Dieſe Zustimmung kann nicht verweigert werden, 
wenn Oſterreich eingewilligt hat, an Italien das lombardiſch⸗ 
venetianifche Königreich und an Preußen öfterreichiiche Landstriche, 
die an Bevölkerung dieſem Königreich gleichwerthig find, abzu⸗ 
treten. (Dünblich wurde hiezu erläutert, daß Preußen beabſich⸗ 
tige, ſtatt einer ſolchen Landerwerbung entſprechende Zugeſtänd⸗ 
niſſe in der deutſchen Frage anzunehmen) 

Artitel 5. Dieſer Vertrag erliſcht drei Monate nach feiner 
Unterzeichnung, wenn in dieſen drei Monaten der in Artitel 2 
vorgeſehene Fall nicht eingetreten ist, namlich, daß Preußen nicht 
den Krieg an Oſterreich erklärt hat. 

Artikel 6. Wenn die öſterreichiſche Flotte, deren Rüſtung 
jegt ſich vollzieht, vor der Kriegserklärung das Adriatiſche Wer 
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verlaßt, wird Se. italienische Majeftät eine hinlängliche Zahl 
von Schiffen in die Oſtſee ſenden, die dort Station nehmen 
wird, um zur Bereinigung mit der preußischen Flotte beim 
Ausbruch der Feindſeligkeiten bereit zu ſein. 

Folgen die Unterſchriften, ſowie ein Protokoll, worin beide 
Mächte ſich die Geheimhaltung des Inhalts und der Exiſtenz 
dieſes Vertrags zuſagen. 

So hatte Bismarcks Ausdauer das Ziel erreicht. Für den 
Fall, daß Preußen zum Kriege ſchritte, war ihm Italiens 
Waffenhülſe, ohne welche Moltke den Kampf gegen Oſterreich 
und die Mittelſtaaten für bedenklich erklärte, geſichert, und damit 
auch dem Protector Italiens, dem Kaiſer Napoleon, eine offene 
Feindſeligteit gegen Preußen beinahe unmöglich gemacht. Für 
Italien aber erwuchſen für jetzt aus dem Vertrage nur Pflichten 
und keine Rechte. So lange Preußen nicht aus eigenem Ent⸗ 
ſchluſſe den Krieg erklärte, hatte es freie Hand, mochte im Süden 
der Alpen vorgehen, was da wollte. Nur nach langem Sträuben 
Hatte ſich Italien zu einem fo einfeitigen Abkommen entſchloſſen, 
und es dann auch nur auf kurz beſchränkte Friſt auf ſich ger 
nommen. Es hatte ſich überzeugen müſſen, daß König Wilhelm 
niemals die Entfcheidung über den Veginn eines Kriegs, der für 
Preußen die Eziſtenzfrage ftellte, aus der Hand geben würde 
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Gleichzeitig mit der italieniſchen Unterhandlung hatte Bis⸗ 
marck auch die Einleitungen zu dem Antrage auf Bundesreform 
getroffen, welchem in dem italieniſchen Bündniß eine ſo wichtige 
Rolle zugedacht war. Wir haben früher gefehen, wie oft er die 
Aufgabe gemeinſam mit Osterreich zu löſen geſtrebt hatte, wie 
er dann durch Ofterreichs Verhalten in der Holſteiner Sache die 
Reform im Kampfe mit Oſterreich zu ſuchen, getrieben worden 
war. Das Programm, welches er durch Golz in Paris vor 
legen ließ, erwähnte zwar Oſterreich mit keiner Sylbe, aber die 
Theilung des Heerbefehls, an Preußen im Norden, an Bayern 
im Süden, ſprach auch ohne ausdrückliche Worte die Entfernung 
Oſterreichs aus dem Bunde aus. Denn daß Oſterreich auf ſolche 
Bedingungen nicht eingehen würde, verſtand ſich von felbit: 
entweder wurde nichts aus der Reform, oder Oſterreich wurde 
zum Austritt gezwungen. Es lam alſo darauf an, zu erproben, 
welche Kräfte ſich in Deutſchland zur Durchführung der Reform 
und damit zur Überwindung Oſterreichs würden ſammeln laſſen, 
und hiefür ſchien, troß aller hinderlichen Umftände, nach zwei 
Seiten hin eine günſtige Erwartung berechtigt. 

Bei der Bekämpfung der preußiſchen Politik gegen Schleswig- 
Holſtein hatte Alles, was liberal hieß, in Reſolutionen, Vereins⸗ 
ſchrifeen, Zeitungsartikeln, hundert und aber hundert Mal erklart, 
daß nur die Berufung eines deutſchen Parlaments das Vater⸗ 
land erretten könne. Die Anſicht war erlaubt, daß in der öffent⸗ 
lichen Meinung ſich ein Umſchwung zu Preußens Gunſten voll⸗ 
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ziehen müßte, wenn deſſen ſchwer verkannte Regierung jept 
diefen Lieblingswunſch der Nation ſich aneignete und zur Er⸗ 
füllung brächte. Was aber die deutſchen Regierungen und deren 
gemeinsames Organ, den Bundestag, betraf, fo war allerdings bei 
deren großer Mehrzahl nur auf tiefe Abneigung gegen einen ſolchen 
Plan zu rechnen. Indeſſen gab es einen Staat, und gerade 
den bedeutendsten nach den beiden Großmächten, welcher in 
früherer Zeit mehrmals und in offenem Gegenfage gegen Oſter⸗ 
reich, die Nothwendigkeit der Reſorm und einer Volksvertretung 
beim Bunde betont batte, welchem Preußen in feinem jetzigen 
Plane eine ganz hervorragende Stellung anzutragen gedachte, 
und deſſen leitender Minifter ſeit einiger Zeit ſich in einer per⸗ 
ſönlich freundſchaftlichen Haltung gegen Bismarck gefiel. Oben 
wurde erwähnt, wie entgegenkommend im Februar Baron von 
der Pfordten eine erſte Andeutung des Prinzen Reuß über 
Preußens Reformgedanken aufnahm. Auch ſonſt pflegte er rück- 
haltlos feine Achtung vor dem großen preußiſchen Staatsmanne 
auszuſprechen. „Wie irren ſich diejenigen, ſagte er, welche bei 
ihm perſönliche Ehrſucht vermuthen. Er iſt der verkörperte 
preußiſche Staatsgedanke; er iſt kein principieller Gegner Oſter⸗ 
reichs, im Gegentheil, er möchte mit dieſem gehen, aber ſtets 
unter der Bedingung, daß es einer berechtigten preußiſchen Politit 
nicht immer Hinderniſſe bereite: dieſer Gedanke ift ein durchaus 
deutſcher, und eben deshalb ſetze ich Vertrauen in den Mann, 
welcher ſein hauptſächlichſter Vertreter iſt“ !). Bismarck that Alles, 
dieſes günſtige Verhältniß zu pflegen; es lag auf der Hand, 
daß für den Ausgang des ſchwebenden Streites kaum ein anderer 
Umftand größere Bedeutung haben konnte, als wenn es gelang, 
Bayern auf die preußiſche Seite hinüber zu ziehen, und damit eine 
öſterreichiſche Partei in Deutſchland beinahe unmöglich zu machen. 
Denmach hatte Bismarck den Prinzen Reuß jene vertraulichen 
Gefpräche mit Baron von der Pfordten fortſetzen laſſen und fand 
auch jetzt dafür ein wohlgefinntes Eingehen. 

Am 8. Marz machte Reuß dem Minifter die vertrauliche 
Mittheilung, daß Preußen behufs einer Reviſion der Bundes⸗ 
verfaſſung die Einberufung eines deutſchen Parlaments aus 
directen Volkswahlen in Frankfurt zu beantragen gedenke. Als 
feine perſönliche Anficht ſprach darauf Pſordten feine lebhafte 


y Bericht des Prinzen Reuß, 10 April. 
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Zuftimmung zu einem Gedanken aus, der einem längſt gehegten 
Wunſche Bayerns entſpreche. Gegen die directe Wahl des Par⸗ 
laments erhob er ſonſt keine Einwendung, als daß die Bildung 
desſelben durch den Zuſammentritt von Delegationen der ein⸗ 
zelnen Landes kammern leichter erreichbar fein würde. Dann aber 
erſchienen die Bedenken. Zunüchſt müſſe man wiſſen, welche 
neue Verfaſſung Preußen dem Parlamente vorzuſchlagen beab⸗ 
ſichtige, und vor Allem ſei nöthig, daß Preußen ſich über die 
wichtige Frage mit Oſterreich ins Einvernehmen ſetze. 

Vismard hoffte, dieſen lezten Reit öſterreichiſcher Tendenzen 
vielleicht ſehr bald durch das Angebot des bayeriſchen Oberbefehls 
über den deutſchen Süden zu überwinden, und nahm alſo leinen 
Auſtand, die begonnene Anknüpfung weiter zu verfolgen. Jene 
Circulardepeſche vom 24. März über die öſterreichiſchen Rüſt⸗ 
ungen ſchloß er mit dem Satze, daß eine Reform der Bundes⸗ 
verfaſſung für Preußen und Deutſchland gleich dringend ſei; 
wenn Preußen nicht der Unterſtützung Deutſchlands vertrauen 
könne, ſei feine gage gefährdeter als die irgend eines andern Staats; 
ſei aber Preußens Kraft einmal gebrochen, fo werde Deucſchland 
schwerlich dem Schickſal Polens entgehen. Der nach München 
beſtimmten Ausfertigung des Rundſchreibens legte er dann eine 
ausführliche Depeſche über die Parlamentsfrage bei, worin er 
Pfordten'3 Vorbehalte und Einwendungen beſprach. Eine vor⸗ 
gängige Verhandlung mit Oſterreich erklärte er bei deſſen offener 
Feindſeligkeit für hoffnungslos. Eine freie Vorberathung 
zwiſchen den Regierungen über die dem Parlamente zu machen⸗ 
den Vorlagen würde nach jahrelanger Schreiberei, ganz wie die 
Dresdener Conferenzen von 1851, nichts als eine Maſſe ſoge⸗ 
nanntes jhäpbares Materials liefern; man müſſe alfo den Her 
gierungen einen Präclufivtermin fepen, indem man auf einen 
beſtimmten Tag das Parlament einberufe, und ſie dadurch 
zwänge, bis zu demſelben ſich über die Vorlagen zu einigen. 
Gegen das System der Kammer⸗Delegationen bemerkte Bismarck, 
eine ſolche Verſammlung würde der Nation gegenüber nicht die 
erforderliche Autorität haben. Denn ſicher ſei es nicht die alle 
gemeine Mein ung, daß die Sonderlandtage — er nehme auch 
den preußiſchen nicht aus — die gefammte ſtaatsmänniſche Bes 
fahigung der deutſchen Nation in ſich ſchlöſſen. Directe Wahlen 
aber und allgemeines Stimmrecht, fuhr die Depeſche fort, halte 
ich für größere Bürgſchaften einer conferwativen Haltung, als 
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irgend ein künſtliches, auf Erzielung gemachter Wajoritäten be⸗ 
rechnetes Wahlgeſeh. Nach unferen Erfahrungen find die Maffen 
ehrlicher bei der Erhaltung ſtaatlicher Ordnung intereſſirt, als 
die Führer derjenigen Claſſen, welche man durch die Einführung 
irgend eines Cenſus in der activen Wahlberechtigung privile⸗ 
giren möchte. — 

— Bei der unermeßlichen Wichtigkeit, welche die Einführung 
des allgemeinen gleichen Stimmrechts für Deutſchlands Zus 
kunft gewonnen hat, wird man es billigen, wenn ich hier noch 
eine weitere Außerung des preußiſchen Miniſters z) über die Frage 
einſchalte. 

„Ich darf es wohl als eine auf langer Erfahrung begrün⸗ 
dete Überzeugung ausſprechen, daß das künſtliche Syſtem in⸗ 
directer und Claſſenwahlen ein viel gefährlicheres iſt, indem es 
die Berührung ber höchſten Gewalt mit den gefunden Elemen⸗ 
ten, welche den Kern und die Maſſe des Volkes bilden, ver⸗ 
hindert. In einem Sande mit monarchiſchen Traditionen und 
lopaler Geſinnung wird das allgemeine Stimmrecht, indem es 
die Einfläſſe der liberalen Bourgeoiſie⸗Claſſen befeitigt, auch zu 
monarchiſchen Wahlen führen, ebenſo wie in Ländern, wo bie 
Maſſen revolutionär fühlen, zu anarchiſchen. In Preußen aber 
find neun Zehntel des Voltes dem gtönige tren, und nur durch 
den künſtlichen Mechanismus der Wahl um den Ausdruck ihrer 
Meinung gebracht. Die Träger der Revolution ſind die Wahl⸗ 
männer-Gollegien, welche der Arbeit der Umſturzpartei ein über 
das Land verbreitetes und leicht zu handhabendes Netz gewähren 
— wie es 1789 die Pariser electeurs gezeigt haben. Ich ſtehe 
nicht an, indirecte Wahlen für eins der weſentlichſten Hülfsmittel 
der Revolution zu erklären, und ich glaube, in dieſen Dingen 
prattiſch einige Erfahrungen geſammelt zu haben“ 2). 

So viel ſich nun auch gegen eine folde Theorie ſowohl 
nach den ſütlichen Vorausſeßungen politischer Rechte, als nach 


„ An den Grafen Bernftorff in Bonbon, 19. April. 

) Als Graf Bernftorff om 6. April von dem Schreden Rorb 
Clatendon's über das allgemeine Stimmrecht berichtete, machte Bismarck 
dazu folgende Randnate: 

In England find eben nur Die Höheren Elafien dem Rönigtfum 
und der Verfaffung anhänglic, welche ihre Prinilegien, ihre Herr- 
ſchaft über das Land darſtellen. Die Mafien find roh, unwiſſend, und 
ikte Anhängüchteit an die Krone iſt nicht von der Art wie in Preußen. 
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der geschichtlichen Beobachtung ihrer Wirkungen einwenden ließ: 
im Jahre 1866 ſtand in Folge der langjährigen Oppoſition des 
deutſchen Bürgerthums Bismarck's Überzeugung feſt. Er hoffte, 
durch die Depeſche vom 24. Marz Pfordten's Bedenken aus 
dem Wege geräumt zu haben, und erſuchte den bayerischen Col⸗ 
legen: es möge das Münchener Cabinet gemeinſchaſtlich mit dem 
Berliner beim Bundestage den Antrag auf Einberufung eines 
deutſchen Parlaments aus allgemeiner direeter Volkswahl zu 
einem beſtimmten Termine ſtellen. 

Allein dieſem Vorſchlage war, fo wenig Sympathie für Oſter⸗ 
reich damals auch in Münden herrſchte, ein günftiger Erfolg 
nicht beſtimmt. 

Die bayeriſche Regierung hatte ſich die Jahre daher unter 
der Bundes verfaſſung von 1815 ganz wohl befunden, und auch 
Freiherr von der Pfordten war, nachdem die populären An⸗ 
wandlungen von 1849 und die ehrgeizigen Pläne von 1850 bei 
ihm allmählich verraucht waren, mit dem beſtehenden Bundes⸗ 
rechte von Herzen ausgeſöhnt. Er war bei ſeiner lebhaften 
Weiſe nicht allzu ſtetig in ſeinen Empfindungen, jedes Mal 
aber von der gerade vorhandenen gänzlich durchdrungen. Da 
es ihm zunächſt auf die volle Unabhängigkeit feines bayerischen 
Staats oder doch auf die Gleichberechtigung feines Königs mit 
jedem andern deutſchen Potentaten ankam, ſo pries er die Bundes⸗ 
verſaſſung vor Allem deshalb, weil fie nicht Eine Großmacht, 
ſondern deren zwei in den Rath der deutſchen Regierungen auf⸗ 
genommen hatte. Die Summe aller baheriſchen Politik lag 
ihm, wie wir bemerkten, damals in einem Schaulelſyſtem 
zwiſchen den beiden Gewaltigen, wo er dann für Bayern, bald 
rechts, bald links ſteuernd, Sicherheit, Einfluß und Vortheil zu 
erlangen meinte. In feinen vertraulichen Geſprächen liebte er, 
mit Wohlgefallen zu erzählen, wie Bayern auf dieſe Art in den 
Sturmjahren der eigentliche Bewahrer des Bundes geweſen, wie 
& zu gleichem Zweck den Eintritt Oſterreichs in den Zollverein 
erſtrebt habe, und zu erſtreben fortfahren werde. Ein ſolches 
Syſtem war offenbar nur unter einer doppelten Vorausſetzung 
lebensfähig, einer ſteten Rivalität zwiſchen den beiden Groß⸗ 
müchten, und einer ebenſo ſteten Vermeidung eines kriegeriſchen 
Bruchs. So war denn auch fein Streben nach Erhaltung des 
Friedens, ſeine Bereitwilligkeit zu Concefjionen an Preußen, fein 
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Vermittlungsverſuch zwiſchen Wien und Berlin, durchaus auf⸗ 
nichtig und redlich gemeint. 

Allein der Verlauf der ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache er⸗ 
ſchütterte dieſe Anſchauungen des leicht erregbaren Mannes in 
allen Beziehungen. Zuerſt ließ er ſich durch fein Nechtsgefühl 
und den Beifall der öffentlichen Meinung verleiten, als Führer 
der bundestäglichen Mehrheit gegen beide Großmüchte Front zu 
machen, und erlitt dabei die gründlichſte Niederlage. Dann 
richtete er ſich wieder muthig auf als Graf Mensdorff ſich dem 
Bundestag annäherte; bald aber erfüllten ihn die Schwankungen 
Oſterreichs mit immer wachsendem Widerwillen gegen dieſe Macht, 
und mehr als einmal lehnte er die Aufforderungen des ſüch⸗ 
ſiſchen Genoſſen ab, ein feſtes Bündniß der Mittelſtaaten gegen 
die preußiſchen Attentate auf die Bahn zu bringen. Er erklärte 
jetzt, wenn einmal von dem Rechte Auguſtenburg's abgeſehen 
werden müffe, die preußiſche Annexion der Herzogthümer für die 
beſte Löſung; Ofterreich widerſpreche ihr nur, um für ſich ſelbſt 
einen Gewinn herauszuſchlagen, und da es ſich innerlich ſchwach 
und zum Kriege unfähig fühle, ſchmeichle es dem Bunde und 
ſuche die Mittelſtaaten gegen Preußen zu hetzen; wir aber, 
fügte er, wären große Thoren, wenn wir darauf eingingen, 
denn nur zu bald würde Wien ſich mit Berlin auf unſere Koſten 
verſöhnen und uns ſitzen laſſen. Zuweilen ſtiegen doch andere 
Gedanten in ihm auf, und ſchon im Februar 1866 begann er 
den Krieg zwiſchen den beiden Mächten für wahrſcheinlich, im 
März für beinahe unvermeidlich zu halten. In dieſem Falle 
aber ſchien ihm die Vernichtung des allen Bundesrechts für alle 
Zeiten gewiß. Mit dem Bruce zwischen Preußen und Oſter⸗ 
reich, ſchricb er nach Dresden, wäre der deutſche Vund zerſprengt, 
und jeder Staat würde ſich zu fragen haben, wie er feine Sicher⸗ 
heit am beſten decke. 

Troß Beuſt's kräftigem Widerſpruche, daß ein rechtswibriges 
Benehmen Preußens die übrigen Staaten nicht von ihren 
Vundespflichten entbinbe, blieb Pfordten bei feinem Safe, und 
begann, dem ſachſiſchen Freunde die Grumdfinien eines neuen 
Staatenbundes zu zeichnen, der aus drei Gruppen beſtehen 
würde, nämlich Oſterreich, Norddeutſchland unter preußiſchem, 
Süddeutschland unter bayerifchem Heerbefehle. Wir ſehen, wie 
nahe fein deutſches Zukunfts- Programm dem Vismard’fchen ge- 
kommen war, aber eine Verſtändigung war und blieb trotzdem 
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unmöglich, da Pfordten auch den neuen Bund nur mit beiden 
Großmächten, und nicht mit Preußen allein, hergeſtellt wiſſen, 
und am wenigſten ſich auf eine Bundesverfaſſung mit parla⸗ 
mentariſcher Grundlage ohne Oſterreich einlaſſen wollte. Dabei 
ftand von allen bayeriſchen Miniſtern Pfordten den preußiſchen 
Tendenzen noch am nächſten, und auch der junge König war 
durch die plözliche Empfehlung eines demokratiſchen Bundes⸗ 
parlaments erſchreckt. So war kein Gedanke an die Annahme 
des Vorſchlags, gemeinſam mit Preußen beim Bundes tage die 
Parlamentswahl zu beantragen. Wenn Preußen den Antrag 
ſelbſt einbringe, werde man ihn wohlwollend aufnehmen; man 
könne jedoch für die Berufung eines Parlaments erſt dann 
flimmen, wenn Preußen den Entwurf der künftigen Verfaſſung 
vorgelegt, und Bayern ihn gebilligt habe. Die directe Wahl 
folle dann fein Hinderniß fein, wohl aber eine Ausſchließung 
Ofterreichs aus den Verhandlungen. Sollte die augenblickliche 
Entfremdung zwischen den beiden Großmächten in biefer Hinſicht 
Schwierigkeiten verurſachen, fo ſei Bayern bereit, jede gewünſchte 
Vermittlung zu übernehmen. Dieſem Erbicten ließ Pfordten 
unverweilt die Ausführung folgen, indem er am 31. März eine 
gleichlautende Note an beide Höfe abſandte, in welcher er als 
wahren Grund der vorhandenen Spannung ein Mißbehagen an 
der jetzigen Bundesverfaſſung bezeichnete, und daran die Aufe 
forderung knüpfte, nicht an die Vernichtung, ſondern an die 
Verbeſſerung derſelben zu denken. Er lud deshalb beide Mächte 
ein, der bayeriſchen Regierung den Verzicht auf bewaffneten 
Angriff und die Bereitwilligkeit zu Verhandlungen über die 
Wahrung des Bundesfriedens auszusprechen. 

Einſtweilen hielt ſich Bismarck, obwohl nicht ohne Kunde 
über dieſe Stimmung und überraſcht durch einen erſten Anfang 
bayeriſcher Rüſtungen, noch an die freundliche Seite der baye⸗ 
riſchen Politik, nahm alſo mit Dank das Erbieten einer Ver⸗ 
mittlung zwichen den Großmächten an, und hoffte auf Pfordten s 
Unterftüpung bei der Berathung der Bundesreform in Frank 
furt. Denn daß der Antrag auf Berufung des Parlaments, 
jept nach Bayerns Zurücziehen, von Preußen allein geſtellt 
werden müſſe, verſtand ſich von ſelbſt. Schon am 4. April er⸗ 
hielt der Bundes tagsgeſandte. Herr von Savigny, darüber vor⸗ 
Häufige Weiſung; am 8., gleich nach der Zeichnung des ita⸗ 
lieniſchen Vertrags, ging der definitive Befehl nach Frankfurt 
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ab, und in der Sitzung des 9. April brachte Savigny den An⸗ 
trag ein, im Weſentlichen unter derſelben Motivirung, wie wir 
ſie aus den Depeſchen vom 24. März kennen gelernt haben. 

Die erſte Wirkung dieſes Schrittes in Deutſchland wie in 
Europa war eine allgemeine Verblüffung. Wie? dieſer Heros 
der Neaction, der Führer der extremften Junkerpartei von 1848, 
der Verächter und Unterdrücker des preußiſchen Landtags, er 
ſollte die auftichtige Abſicht haben, den beutfchen Bund auf die 
breiteſte Baſis des allgemeinen Stimmrechts zu ſtellen? Kein 
Menſch wollte es glauben. Einer jeden Regierung, erklärte 
der Frankfurter Ausſchuß der 36, welche, das Recht des eigenen 
Landes mißachtend, mit Plänen einer Bundesreform hervortritt, 
fehlt das Vertrauen des deutſchen Volkes. 

Es war damals in den gebildeten Kreiſen der liberalen 
Partei eine nicht ſeltene Vorſtellung, Bismarck ſei bei Louis 
Napoleon in die Schule gegangen, und habe hier erfahren, wie 
man nach Unterdrückung der Preffreifeit und des Vereinsrechts 
die gedankenloſen Vollsmaſſen durch Gensdarmen und Pfaffen 
zur Wahlurne führe und durch ihre Stimmenzahl jede Regung 
des freien Geiſtes unterdrücke. Daß überhaupt bei dem preu⸗ 
ßiſchen Winiſter kein anderes Trachten, als abſolutiſtiſche Herrſch⸗ 
ſucht, lebendig fei, ſchloß man vor Allem aus feinem Verfahren 
in der Sache der Herzogthümer, wo er ſowohl das hundert 
Mal bewieſene Erbrecht des Auguſtenburgers, als das heilige 
Selbſibeſtimmungsrecht des ſchleswig⸗holſteiniſchen Volles mit 
Füßen trete. Mochte in Oſterreich das Miniſterium Beleredi 
noch viel weiter als Bismarck in der Bekämpfung des parla⸗ 
mentariſchen Liberalismus gegangen fein, jo waren dennoch 
Millionen deutſcher Manner bereit, dies Alles zu verzeihen und 
zu vergeſſen, weil Oſterreich Schleswig-Holftein gegen die preu⸗ 
ßiſche Vergewaltigung zu ſchüßen fortfuhr. Demnach erklärte 
eine Volksverſammlung in Hannover, es ſei ein fluchwürdiges 
Unternehmen, unter dem Vorwande der Bundesreform einen 
Bruderkrieg zu beginnen; und äußerft krüſtig, wenn auch nicht 
gerade prophetiſch, beſchloß die Geſammtheit der ſchleswig⸗ hol⸗ 
ſteiniſchen Bereine in Neumünfter: es ſteht fest, daß ein Ger 
währenlaſſen der verabſcheuenswerthen Politit des preußiſchen 
Cabinets Deutſchland unrettbar dem tieſſten Verfall Preis geben 
würde. Die württemberger Volkspartei forderte aufs Neue ein 
demotratiſche Conftituirung des dritten Deutſchland, und ſprach 
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die Hoffnung aus, ein deutſches Parlament ſonſt ſchon zu erlangen, 
wies aber eine jolche Gabe aus den Händen der preußischen 
Regierung energisch zurück. Vollends das Organ der bayeriſchen 
Klerikalen, der Münchener Volksbote, hatte nicht Farben grell 
genug, um die Niedertrachigkeit des Bismarck ſchen Schelmen⸗ 
antrags“ gebührend zu charakteriſtren. Genug, ein tobender 
Ruf der Verwerfung erhob ſich in allen deutschen Gauen, und 
ein faft einſtimmiger Veſchluß der Mitglieder der zweiten badiſchen 
Kanmer für Eingehen auf den preußiſchen Antrag verhallte um 
jo mehr in dieſem Gelarme, als der leitende Miniſter Badens, 
der Freiherr von Edelsheim, zu den eifrigſten Higköpfen der 
baten Partei gehörte. 

Bei den deutſchen Regierungen war der Eindruck des An⸗ 
trags nicht erfreulicher. Ein großer Theil von ihnen traute 
dem Ehrgeize und der Rüfſichtsloſigteit Bismarcks alles 
Schlimme zu. Sogar an dem ſonſt fo befreundeten Hofe zu 
Carlsruhe konnte man ſich nicht entſchließen, den Antrag ernst 
zu nehmen, und erwog, welche verderblichen Pläne hinter dem: 
selben lauern möchten. In Hannover, wo man eben einen ftillen 
Verſuch machte, die Mannſchaftsſtärke der Bataillone erheblich 
zu erhöhen, bezeichnete Graf Platen den Antrag geradezu als 
einen unglücjeligen, und König Georg fagte den preußiſchen 
Geſandten, es ſei ganz ſchauderhaft, daß in ſolcher Weiſe durch 
directe Volksabſtimmung auf die Fürſten und die Regierungen 
gedrückt werden ſollte. Nicht Alle redeten ſo unumwunden, die 
Stimmung aber war bei der Mehrzahl die gleiche. Sachsen, 
Württemberg und Baden erwogen mit einander die Frage, ob 
man nicht ſtatt der Bundesreſorm wieder einmal einen Antrag 
zu Gunſten Auguſtenburg's an den Bund bringen ſollte. Auch 
König Ludwig von Bayern blieb äußerſt bedenklich, Pfordten 
aber hielt noch feft an der ſehr unſichern Hoffnung, daß die 
Verſaſfungsberathung ein Ableiter für alle Kriegsgedanken fein 
würde: er that dem entſprechend auch in Wien das Mögliche, 
um das dortige Cabinet zu veranlaſſen, wenigſtens in eine Er⸗ 
mägung des preußiſchen Antrags einzutreten, ſiſtirte die eben 
begonnene bayeriſche Rüſtung, und unterftüßte zugleich bei den 
Mittelſtaaten Preußens Wünſche über die geſchäftliche Behandlung 
des Antrags im Bundestage. Bismarck meinte noch einmal, 
aus dieſem Verhalten auf die Müglichteit einer Allianz mit 
Bayern ſchließen zu Können, und ließ eine Andeutung iiber den 
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künftigen bayeriſchen Oberbefehl in Süddeutſchland nach München 
gelangen. Prinz Neuß aber warnte dringend vor einer ſolchen 
Täuſchung; im Kriegsſalle würde Bayern unter allen Umſtänden 
zu Oſterreich und gegen Preußen stehen; felbft wenn die Wer 
gierung preußifche Sympathien hätte, würde fie bei der unend⸗ 
lichen Erbitterung der Volksmaſſen nicht wagen, ihnen Folge 
zu geben. 

Auch im Auslande erfuhr der Antrag eine ſehr verſchiedene 
Beurtheilung. Einige hielten ihn fir gleichbedeutend mit einer 
Kriegserklärung gegen Oſterreich, Andere fahen darin den ver⸗ 
zweifelten Verſuch, eine große Popularität im Fluge zu erhaſchen. 
Man fragte ſich, da die Ablehnung oder Verſchleppung des Au⸗ 
trags im Bundestage ſicher ſei, aus welchen Gründen ſich Preußen 
einer zweifelloſen Niederlage ausfege. Die engliſche Regierung, 
ſeit 1864 der preußiſchen gründlich abgeneigt, hatte fo eben in 
Berlin und Wien ihre Vermittlung angeboten, dann, aber, als 
Bismarck fie mit der Bitte annahm, in Wien ihre guten Dienſte 
wirken zu laſſen, ſie ſchleunig wieder zurückgezogen: jetzt nahm 
Lord Clarendon ſchweren Anſtaß an dem allgemeinen Stinm- 
recht des Antrags, und fand für dieſe Kritik die lebhafte Zu⸗ 
ſtimmung des ruſſiſchen Cabinets, wie ſehr auch ſonſt Kaiſer 
Alexander von innigem und dankbarem Wohlwollen fir Preußen 
erfüllt war, und ſo eben erſt in dringender Weiſe den Kaiſer 
Franz Joſeph zur Einstellung der öſterreichiſchen Rüſtungen 
aufgefordert hatte. 

Allerdings drückte in Paris Kaiſer Napoleon gerade wegen 
des allgemeinen Stimmrechts dem Grafen Goltz feine hohe 
Freude aus, daß fortan die beiden Länder demſelben politiſchen 
Syſteme huldigen würden; im Übrigen aber klang auch aus 
Frankreich dem preußiſchen Vorgehen nichts als ſeindſeliges 
Mißtrauen entgegen. Drouyn de Ohuys erkannte an, daß 
Deutſchland berechtigt ſei, feine Verfaſſung zu ändern; für den 
Fall aber, daß daraus eine Schädigung franzöfifcher Intereſſen 
entſtan de, müſſe das dortige Cabinet ſeine Vorbehalte machen. 
An der Pariſer Börſe hatten Preußens Beſchwerden über Oſter⸗ 
reichs Rüſtungen eine colofjale Panik und ſchwere Verluſte her⸗ 
vorgerufen, und der Zorn darüber richtete ſich nicht gegen 
Oſterreich, welches die Truppenmärſche befohlen, ſondern gegen 
Preußen, deſſen Politik fie veranlaßt habe. Minifter, Finanz⸗ 
herren, Senatoren und Abgeordnete beſtürmten den Kaifer, dem 
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revolutionären Treiben Preußens entgegen zu treten, welches 
durch den Antrag auf Bundesreform Deutſchland mit den ſchwerſten 
innern Convulſionen, Frankreich aber mit einer nachtheiligen 
Verschiebung der europäiſchen Machwerhältniſſe bedrohe. 

Dem Manne aber, auf deſſen Haupt fi) alle dieſe Schmüh⸗ 
ungen und Drohungen häuften, war es, als wäre nichts ge- 
ſchehen. Seine Feinde jubelten über das Fiasco, welches fein 
Reform⸗Antrag gemacht hatte; er blieb unerſchüttert in dem 
Entſchluſſe entweder zu Grunde zu gehen, oder fein Vaterland 
zu neuer Größe empor zu führen. Als Graf Goltz in erſchreckter 
Aufregung über den Lärm der Pariſer Vörſe und deren Ge⸗ 
ſinnungsgenoſſen eine Anderung der preußiſchen Politit in An⸗ 
regung brachte, antwortete ihm Bismark: „es ift hoͤchſt bedenklich 
für das Anſehen einer Großmacht, Syſtem und Ziele willkürlich 
zu wechſeln, beſonders aber, Entſchließungen, deren Durchführung 
mit Gefahren verknüpft iſt, bei der Annäherung dieſer Gefahren 
wieder aufzugeben. Daß die in Paris lebenden Borſen ſpeculanten 
jeden Andern, und nur nicht ihren eigenen Qeihtfinn anklagen, 
ift natürlich kann aber die wohlerwogene Politik Sr. Majeftüt 
des Körigs zur Umkehr nicht veranlafjen.“ 

Er ſchritt alſo vorwärts in der Verhandlung der Bundes⸗ 
reform, und wir wollen ihm dabei folgen, obwohl, wie wir 
bald ſehen werden, der Gegner ihm nicht die Zeit ließ, auf 
dieſem Wege entweder ein poſitives Ergebniß oder einen berech⸗ 
tigten Kriegsfall zu gewinnen. 

Daß der Antrag von der Mehrheit des Bundestags nicht 
an der Schwelle abgewieſen, ſondern am 21. April die Wahl 
eines beſonderen Ausſchuſſes zu ſeiner Erwägung beſchloſſen 
wurde, war weſentlich Pfordten's Werk. Auch Oſterreich hatte 
zugeftimmt, dabei aber erklart, daß Preußen einen fo wichtigen 
Schritt ohne Zweifel nicht gethan, ohne über die Zielpunkte 
einer Reviſion der Bundesverfaſſung mit ſich im Reinen zu 
ſein; die darauf gegründeten Vorſchläge müſſe der Bundestag 
kennen, ehe er in eine Verhandlung wieder einträte, welche, je 
nachdem ſie auf richtige oder falſche Ziele gelenkt würde, zum 
Heil oder zum Unheil führen müffe. 

Am folgenden Tage, dem 22. April, hatte Baron von der 
Pfordten mit den leitenden Miniſtern der Mittelftaaten in Augs⸗ 
burg eine Zuſammenkunft zur Erwägung einer gemeinſamen 
Politik. Er war damals in Folge einer preußiſchen Depeſche 
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über allfeitige Abrüſtung erfüllt von Friedenshoffnungen, und 
rich tete die Aufmerkſamkeit feiner Collegen auf die allein jetzt 
noch zu behandelnde Bundezreform. Zu großem Verdruſſe des 
Herrn von Beuſt erklärte er eine ſtärlere Stellung Preußens in 
Norddeutfehland für gefordert durch die Natur der Dinge. 
stimmte aber, was die formelle Behandlung der Sache betraf, 
ganz der öſterreichiſchen Forderung zu, daß vor jedem weitern 
Schritte des Bundestags Preußen feine Vorſchläge über die 
künſtige Verfaſſung vorzulegen hätte. Damit waren denn Alle 
einverstanden, und nahmen Abrede, im ganzen Verlaufe der Ver⸗ 
handlung ſtets geſchloſſen und gemeinſam vorzugehen. 
Am 26. April fand darauf die Wahl des Ausſchuſſes in 
Frankfurt Statt; er beſtand aus neun Mitgliedern, unter welchen 
Preußen kaum auf eine ſichere Stimme rechnen konnte. 

Indeſſen war durch neue militärische Schritte Oſteneichs 
die frohe Friedenshoffnung Pfordten's gründlich zerſtört, und 
bei der völligen Unſicherheit der Lage war Bismarck weniger 
als je der Meinung, durch übereilte Verfaſſungsvorſchläge ſich 
für die Zulunft die Hände zu binden. So erließ er am 27. April 
ein Rundſchreiben an alle deutſchen Höfe, worin er erinnerte, 
daß der preußische Antrag zunächſt nicht die Aufſtellung eines 
Verfaſſungsentwurfs, ſondern die Berufung eines Parlaments 
begehre; ohne die ſelbſt auferlegte Nöthigung, die in der Feſt⸗ 
ſezung eines Termins für die Eröffnung des Parlaments liege, 
würde eine Berathung über die Verfaſſung ſich ergebnißlos wie 
fo viele frühere hinſchleppen; Preußen alſo werde feine Reform- 
vorſchlage erft nach Feſtſetzung des Einberufungstermins mit⸗ 
theilen, und bei einer Ablehnung desſelben ſeinen ganzen An⸗ 
trag als abgelehnt betrachten. 

Indeſſen ſollte doch durch ein völliges Schweigen den Mittel⸗ 
ſtaaten nicht der erwünſchte Vorwand zu einer ſolchen Ablehnung 
geboten werden, und fo wurde Herr von Savigny nach Berlin 
berufen, um an einer Berathung der Vorſchläge über die Bundes⸗ 
reform Theil zu nehmen, welche er dann mündlich in vertrau⸗ 
licher Mittheilung feinen Frankfurter Collegen eröffnen möchte. 
Die Geſinnung des Königs vereinigte ſich hier mit allen takti⸗ 
ſchen Erwägungen, um die größte Mäßigung in den Vorschlägen 
herbeizuführen. Der König hatte längſt klares Bewußtſein über 
die gefährliche Unzulänglichkeit der deutſchen Bundes verfaſſung, 
aber jeder Ehrgeiz, perſönlich über feine fürſtlichen Bundes⸗ 
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genoffen emporzuſteigen, war feiner Seele fremd. Wie fein ver- 
ftorbener Bruder begehrte er nichts als eine den gegebenen 
Mach werhälkniſfen entforechende Stellung Preußens im deutſchen 
Bunde, Gleichberechtigung mit Oſterreich, ſeſten Oberbefehl, wenn 
nicht über alle, jo doch über die nördlichen Bundes⸗Armeecorps. 
Er war ſodann entrüftet über die aus der Forderung der Ein⸗ 
ſtimmigleit hervorgehende Unfruchtbarkeit des Bundestags, und 
deshalb bereit, eine Erweiterung der Competenz desſelben zu be⸗ 
antragen, aber freilich unter der Vorausſetzung, daß ihm, dem 
Centrum des particulariſtiſchen Geiſtes, ein Organ des natio- 
nalen Gemeinfinns, eine aus directen Wahlen heworgehende 
Volls vertretung mit gleichem Rechte in der Geſetzgebung, an die 
Seite geſtellt werde. Dann möge die regierende Gewalt nach 
wie vor in der Hand des Bundestags verbleiben. Seine Wünſche 
in dieſen Schranken zu erhalten, war, wie geſagt, die äußere 
Lage in jeder Beziehung geeignet. Wir werden ſogleich wahr⸗ 
nehmen, daß ſich während dieſer Erwägungen der Ausbruch des 
Kriegs täglich näher rückte; um fo mehr empfahl ſich eine dem 
Ausdruck der Friedensliebe entſprechende Haltung. Das Gewicht 
dieſer Erwägungen wurde gleichzeitig durch den Umſtand noch 
gefteigert, daß Frankreich auf die Berufung eines europüiſchen 
Congreſſes aller Großmüchte zu dringen begann, welcher über 
die schwebenden Fragen, die venelianiſche, die ſchleswig⸗holſte 
niſche und die deutſche, Beſchluß faſſen ſollte. Damit wurde die 
Beſchränkung der Bundesreform auf ein möglicht beſcheidenes 
Maaß eine gebieteriſche Pflicht, um nicht dem Auslande einen 
ſcheinbaren Rechtstitel zur Einmischung in eine innere Lebens⸗ 
frage der deutſchen Nation zu gewähren. Hienach wurde dann 
folgende Mittheilung an den Ausſchuß des Bundestags über 
Preußens Abfichten hinſichllich der Bundesreform beſchloſſen. 
Eine periodiſch einzuberufende Nationalverſammlung wird 
zur Mitwirkung bei der Bundesgeſetzgebung und zur Erſetzung 
der bisher in gewiſſen Füllen erforderten Einſtimmigleit ge⸗ 
schaffen. Zur Competenz der fo entſtehenden Bundesgewalt ges 
hören die in der Wiener Schtußacte bezeichneten gemeinnützigen 
Anordnungen, alſo die Regelung des Verkehrsweſens, Fretzügig⸗ 
leit und deutſches Heimathsrecht, Zoll⸗ und Handelsgeſetzgebung, 
Schuß des deutschen Handels im Auslande, ſowle der deulſchen 
Schifffahrt und Seeſlagge, eine Conſularvertretung Geſammt⸗ 
Deutſchlands, Gründung einer Kriegsmarine, Reviſion der Bundes⸗ 
16° 
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Kriegsverfaſſung zum Zwecke, durch beſſere Zuſammenfaſſung der 
Wehrkrüfte die Geſammtleiſtung zu erhöhen und die Leiſtung 
des Einzelnen zu erleichtern. Hinſichtlich des Wahlgeſehes für 
das ad hoc zu berufende Parlament wird allgemeines Wahlrecht 
und directe Wahl eines Abgeordneten für je 100000 Seelen, ſo 
wie pafjive Wählbarkeit nach den Beſtimmungen des Wahlgeſehes 
von 1849 vorgeſchlagen. 

Dies Alles blieb innerhalb des Rahmens der bisherigen 
Bundesverfaſſung; es war keine Rede von einem die ſonveränen 
Staaten beherrſchenden Bundesoberhaupt; es handelte ſich nur 
um die Ausdehnung der geſetzgeberiſchen Competenz des Bundes⸗ 
tags, falls dieſer an die Mitwirkung eines von der Nation ge- 
wählten Parlaments gebunden würde. Fragen dieſer Art 
konnten unmöglich vom Auslande als Grund zur Einmischung 
benußt werden. Freilich war es höchſt wahrſcheinlich, daß der 
Bundestag auch dieſe gemäßigten Anträge ablehnen würde, und 
für dieſen Fall hatte Preußen bereits mehreren deutfchen Re⸗ 
gierungen erklärt, und ließ es jetzt durch feine officibſe Preſſe 
öffentlich verbreiten, man werde bei einem fo gemeinſchädlichen 
Verfahren genöthigt fein, auf tiefer einſchneidende Reformen zu 
dringen. 

Als Savigny mit dieſen Aufträgen nach Frankfurt zurück⸗ 
kam, hatten die Mittelſtaaten vereinbart, daß der bayeriſche Ge⸗ 
ſandte, der frühere Minifter von Schrend, zum Berichterſtatter 
zu wühlen ſei. Von München aus war dieſem der dem Bundes⸗ 
tage einzureichende Vortrag bereits in genauem Wortlaute zu⸗ 
geſchickt worden, dahin gehend, die Bundesverſammlung möge 
vor jedem weitern Verfahren an Preußen die Aufforderung zu 
ſchleuniger Vorlage feines Reformentwurfs richten. Schrenck ſelbſt 
fand ein ſolches Verhalten herausfordernd und unzweckmüßig, und 
verſprach gerne dem preußiſchen Collegen, in der nüchſten Sitzung 
ihm Raum für ſeine vertrauliche Eröffnung zu ſchaffen. So 
geſchah es am 11. Mai. Schrenk wurde zum Berichterflatter 
ernannt, verlas als ſolcher den ihm befohlenen Vortrag, erfuchte 
aber dann den Ausſchuß, vor der Abſtimmung Herrn von Sa⸗ 
vigny das Wort zu einer bedeutſamen Mittheilung zu geſtatten. 
Der Eindruck, welchen darauf die Mäßigung der preußiſchen 
Vorſchlöge machte, war ein fo gümftiger, daß die Mehrheit trof 
heftiges Widerſpruchs Oſterreichs und Darmſiadts beſchloß, die 
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Abftimmung über den bayeriſchen Vortrag auszusetzen, und 
weitere Inſtructionen bei ihren Regierungen einzuholen. 

Allein ehe dieſe Injteuctionen anlangten, war durch andere 
Kräfte der Stein in das Rollen gebracht, und die lezten Sitz 
ungen des Bundestags hatten ſich mit andern Gegenftänden, 
als mit Verfaſſungsreformen zu beschäftigen. Bismarcks Ge⸗ 
danke, feinen Parlamentsantrag zur Gewinnung Bahernz oder 
zur Umſtimmung der öffentlichen Mein ung zu berwerthen, war 
damit für den Augenblick vereitelt. Um ſo größer aber war und 

blieb die Bedeutung desſelben für die Zukunft Deutſchlands. 
Es war, gegenüber dem tobenden Unglauben der Parteien, das 
feite Wahrzeichen, daß Deulſchlauds Einheit unter Preußens 
Führung auf dem Boden politiſcher Freiheit gegründet werden 
würde. Es war der Tropfen demokratiſches Oles, mit dem einſt 
Uhland die Stirne des künftigen deutſchen Kaiſers geſalbt wiſſen 
wollte. 

Sehen wir jeht, wie unterdeſſen die Dinge zur krücgeriſchen 
Entſcheidung herangereift waren. Wir verſetzen uns in die 
letzten Märztage zurück. 
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Hechzehntes Buch. 
Bruch zwiſchen Gſterreich und Preußen. 
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1. Capie. 
Allfeifige Rüſtung. 


In Wien war man ſehr durchdrungen von Üfterreichs 
Friedensliebe, fledenfofem Recht und tüciſcher Bedrohung durch 
den argen preußifchen Rivalen. Es ſtand feft, daß man Öftere 
reichs Ehre hochhalten und dem anmaaßlichen Gegner an leiner 
Stelle eine würdeloſe Nachgiebigkeit zeigen würde. Auf welche 
Weiſe aber der preuffſchen Offenſive am beiten zu begegnen fei, 
darüber waren die Anſichten getheilt. Der Kriegsminiſter, Baron 
Frank, und der Chef des Generalſtabs, General von Henikſtein, 
überzeugt von Preußens Angriffsluſt, erachteten ſchleunige Rüftung 
unerlüßlich für die Sicherheit des Landes, da die Mobilmachung 
des Heeres in Oſterteich ſieben, in Preußen nur drei Wochen 
erfordere, alſo im Falle eines Bruchs das Reich beinahe einen 
Monat lang einem feindlichen Einfall offen liege. Dagegen 
mahnte Graf Mensderff, nicht durch übereilte Nüſtung die 
gehüſſige Rolle des Angreifers zu übernehmen, in dieſem Augen⸗ 
blick wo man ebenfo wie der Gegner ſich an die bundes freundliche 
Geſinnung der deutſchen Regierungen gewandt und bei der großen 
Mehrzahl die Erfahrung gemacht habe, daß fie in ihrer Kriegs⸗ 
schen unbedingt für den Angegriffenen Partei nehmen würden: 
er ſchlug denmach dor, noch einen letzten Verſuch auf dem Wege 
der Güte zu machen, und die ſeit dem 7. Februar ruhende Ver⸗ 
handlung mit Preußen wieder aufzunehmen. Schließlich kam 
man zu der Anſicht, daß beide Theile unwiderlegliche Gründe 
Hätten; Mensdorff möge alfo unterhandeln, Frank militärische Bor⸗ 
lehrungen treffen. Dies ſchien um fo richtiger, als man leidlich 
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gut über Govone's Thätigkeit unterrichtet war, und das Heran⸗ 
drohen einer preußiſch⸗ iialieniſchen Allianz Erbitterung und 
Argwohn in Wien mehr als jeder andere Umſtand geſteigert hatte. 

So erließ Graf Mensdorff am 21. März eine Note an das 
Berliner Cabinet: man habe vernommen, daß Preußen (durch 
ſein Rundſchreiben vom 24. März) die deutſchen Höfe befrage, 
ob fie ihm gegen einen öſterreichiſchen Angriff beiſtehen würden. 
Nun, Oſterreich erklärte in aller Form, daß den Abſichten 
Sr. Majeſtät des Kaiſers nach deſſen Bundestreue und perſön⸗ 
licher Freundesgeſinnung für den König nichts ferner liege, als 
ein offenſives Auftreten gegen Preußen, und hoffe, daß das 
Berliner Cabinet ebenfo beſtimmt und unzweideutig den Verdacht 
eines beabfichtigten Friedens bruchs zurüchveifen werde. 

In Berlin nahm man dieſe Betheuerungen etwas zweifelnd 
auf, da nach allen Nachrichten die öſterreichiſchen Truppenmarſche 
nach Norden ununterbrochen fortdauerten ). Indeſſen hatte 
Bismarck lein Bedenken, in einer Depeche vom 4. April die 
verlangte Erklärung in aller Form mit wörtlicher Wiederholung 
der österreichischen Ausdrücke zu geben. Die einzige Urſache der 
Kriegsbeſorgniſſe, bemerkte er, ſei die Anſammlung öſterreichiſcher 
Streittrüfte an der preußiſchen Grenze, wobei Oſterreich keinen 
Verſuch gemacht habe, den befenfiven Charakter derſelben durch 
Angabe irgendwelcher Gefahr, gegen welche die Vertheivigung 
ſich richten ſollte, zu rechtfertigen, fo daß Preußen am 29. Mürz 
zu einigen Vorkehrungen zur Sicherung ſeiner Grenzen gezwungen 
worden wäre 

Die einſache Forderung dieſer Note, zu ſagen, weshalb man 
rüſte, rief in Wien eine grimmige Aufwallung hervor. Schon 
nach 24 Stunden ging an Karolyi eine Antwort ab, die an 
Leidenſchaftlichkeit und in Folge deſſen an Schwäche der Beweiſe 
nichts zu wünſchen übrig ließ. Sie zählte als die wahre Ursache 
der Kriegsbeſorgniſſe alle jene drohenden Schritte Preußens auf, 
die Note vom 26. Januar, den Miniſterrath vom 28. Februar, 
Bismarcks Außerungen über die Hnvermteidlichteit des Kriegs, 
die Verhandlungen mit Italien. Sie erklärte dann, in Oſterreich 


) Bericht des preußiſchen Militärbevollmächtigten Graſen Gröben 
in Wien, Meldungen des ſchleſiſchen Corpscommandos, Berichte des 
preußiſchen Geſandten in München über bie der bayerifhen Regierung 
zugelommenen Nachrichten. 
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fei keine zur Vorbereitung eines großen Kriegs nöthige Maaß⸗ 
regel getroffen worden, leine erhebliche Truppenconcentration, 
keine nennenswerthe Einberufung, kein ungewöhnlicher Pferde⸗ 
ankauf. Die wirklich Statt gehabten Dislocationen ſeien dem 
preußiſchen Geſandten offen mitgetheilt worden. Übrigens fei 
der Streit über die Priorität der Rüſtungen durch das Wort 
des Kaiſers erledigt, daß er keinen Angriff beabsichtige; man 
nehme die entſprechende Erklrung des Königs mit Vertrauen an, 
und erwarte jeht die Nachricht, daß die preußiſche Mobiliſtrungs⸗ 
ordre vom 29. März unausgeführt bleibe. 

So schrieb man am 7. April. Am 8. beſchloß eine große 
mifitörifche Conferenz eine neue Aushetung von 85000 Mann, 
um daraus neue 80 Bataillone und 32 neue Yägercompagnien 
zu bilden ). Die Stimmung wurde heißer, als am 9. April 
der preußiſche Antrag auf Bundesreform erſchien, den man als 
den erſten Schritt zu der preußiſchen Hegemonie über Nord⸗ 
deutſchland betrachtete. Das Drängen der Generale wurde 
eifriger, der diplomatiſche Widerſtand des Grafen Mensdorff 
ſchwücher. Als am 13. April eine preußiſche Erwiderung noch 
nicht angelangt war, wurde die Armirung der Feſtungen im 
Norden befohlen, am 14. die Einberufung aller Urlauber und 
Reſerviſten der Feldartillerie und der ſchleunige Ankauf aller für 
die Kriegsſtärke erforderlichen Pferde angeordnet, und am 15. die 
Mobiliſirungs⸗Marſch⸗ und Transportpläne für die bevorſtehende 
Aufftellung einer Nord⸗ und einer Südarmee an die Truppen⸗ 
theile verfandt. Da in Preußen ſeit dem 29. Mürz kein weiterer 
Schritt zur Mobilmachung erfolgt war, fo ergaben dieſe Beſchlüſſe 
für die öſterreichiſche Armee allerdings einen erheblichen Vorſprung 
in den Rüſtungen. 

Unterdeſſen hatte die Depeſche vom 7. April in Berlin einen 
wenig günſtigen Eindruck gemacht. In ihrer groben Faſſung, 
ſchrieb Bismarck an Werther, mit ihren Entſtellungen und Zwei⸗ 
deutigfeiten ift fie, wenn Oſterreich wirklich den Frieden will, 
ein plumper Fehler. Der ruſſiſche Geſandte Oubril ſagte, die 
Depeſche ſei in einem Tone geſchrieben, als rede der römiſche 
Kaiser zum Markgrafen von Brandenburg; er forderte feinen 
Wiener Collegen dringend auf, die Zurücknahme der Depeſche zu 
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erwirken; dies lehnte Mensdorff ab, betheuerte aber aufs Neue 
Oſterreichs Friedensliebe. Die preußiſche Antwort wurde durch 
einen bayeriſchen Vermittlungsverſuch um einige Tage verzögert: 
König Wilgelm mahnte dringend zu ruhiger und ernſter Haltung 
derſelben; erſt nach vielſachem Feilen und Glätten ging die 
Depeſche am 15. April nach Wien ab und wurde am 17. dem 
Grafen Wensdorff vorgelegt. 

Sie hielt ſich in höflichem, aber äußerſt kühlem Tone. Die 
angeblichen Symptome preußiſcher riegsluſt lehnte fie als künſt⸗ 
liches Zuſammenfügen von Vermuthungen, Auslegungen und 
Gerüchten ab, beklagte, daß die Abläugnung ö ſterreichiſcher 
Nüftungen fo wenig bündig und rücthaltlos fei, wollte ſich jedoch 
auf die eingeſtandenen Dislocationen beſchränten, und erklärte 
deren Zurücknahme für unerläßlich, ehe Preußen feine partiellen 
Sicherheits maaßregeln wieder aufheben könne. 

Obgleich in Wien die Kriegsſtrömung im Wachſen war, 
beſchloß man doch, um nicht in den Augen der Welt als Friedens 
ſtörer zu erſcheinen, auf das preußiſche Begehren einzugehen. 
Die preußiſche Depeſche redete nur von der Rücknahme der erſten 
Dislocationen, und dieſe meinte man unter Aufrechthaltung der 
letzten Beſchlüſſe ohne Gefahr für die eigene Sicherheit bewilligen 
zu können. Die aus Böhmen abziehenden Bataillone würden 
in der erhöhten Stärke bleiben, und die Mobilmachung der 
Arkillerie und der Pferdeankauf ihren Gang gehen; dazu wurde 
noch am 18. April die Vefpannung des Armeeparks und die 
Organiſtrung des Armeefuhrwerks befohlen. So würde man 
tro der Zurücknahme der Dislocationen durchaus ſtreitfähig 
bleiben, während in Preußen mit der Widerrufung der Erlaſſe 
vom 29. und 31. Marz die Armee wieder auf den völlig im⸗ 
mobilen Stand zurückgeführt würde. Demnach erwiderte man, 
an demſelben 18. April der preußiſchen Regierung, man wolle 
am 25. bie im März an die Grenze vorgeſchobenen Truppen 
wieder von dort zurücziehen, wenn Preußen ſich verpflichte, am 
26. die Ende März verſtärkten Regimenter wieder auf den 
Friedensfuß zurückzuführen. 

In Berlin war, obwohl man von den Conferenzbeſchlüſſen 
bes 18. bis 18. April natürlicher Weiſe noch keine Kunde hatte, 
das Vertrauen auf die Geſinnung des Gegners nicht größer als 
in Wien. Man hielt zwar eine Ablehnung des öfterreichifchen 
Vorſchlags Europa gegenüber für unmöglich, ſah ſich jedoch bei 
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der Annahme vor, da die von Öfterreid angebotene Maaßregel 
längere Zeit zu ihrer Verwirklichung bedurfte, als die preußiſche 
Gegenleistung. Man antwortete alſo am 21. April, man fei 
einverſtanden mit dem öfterreichifchen Vorſchlag: fobald der 
Erlaß des laiſerlichen Befehls, jene Dis locationen rückgängig 
zu wachen, in Berlin authentifch mitgetheilt fei, werde der König 
die Reduction der am 29. März verſtärkten Heertheile anordnen; 
die Ausführung dieſes Befehls werde in demſelben Maafe und 
demſelben Zeitraum erfolgen, wie die Verminderung der öſter⸗ 
wichiſchen Kriegsbereitichaft; man ſetze dabei voraus, daß Öfter- 
wich jegt auch die Mittelſtaaten zur Einftellung ihrer militärischen 
Vorkehrungen beſtimmen würde. Freiherr von der Pfordten war 
entzückt, als er hievon Kenntniß erhielt. Er hatte ebenſo wie 
der rufſiſche Kaiſer in den lezten Wochen ſowohl in Wien als 
in Berlin mit lebhaftem Nachdruck auf allgemeine Entwaffnung 
gedrungen, fo daß man in Wien bereits über feine neutrale 
Haltung verdrießlich zu werden begann. Jetzt ſah er jede 
Kriegsgefahr als beſeitigt an, und fprach beiden Höfen über 
das gewonnene Einverſtändniß ſeine hohe Genugthuung aus. 
In Berlin ſah man, allerdings nicht mit gleicher Sicherheit, 
doch für den 25. April der in Ausſicht gestellten laiſerlichen 
Ordre entgegen. 

Allein es ſollte anders kommen. 

Kaum war die öſterreichiſche Friedensdepeſche am 18. April 
nad) Berlin abgegangen, als drohende Nachrichten über italieniſche 
Rüstungen in Wien einkiefen. Wir wiſſen, wie Preußens Be⸗ 
freundung mit Italien von jeher die empfindlichſten Nerven der 
Öfterreichifchen Regierung verletzt hatte; mehr als alles Andere 
hatte der Abſchluß des Bündniſſes vom 8. April die Stimmung 
des Cabinets verbittert: jetzt ſchien ſich das durch Bismarcks 
Arglift getnüpfte Gewebe in ganzem Umfang am Tageslichte zu 
entfalten. Preußen rede jetzt freundlich und friedfertig, um 
Oſterreich zur Abrüſtung zu verführen, habe aber im Stillen die 
eigene Mobilmachung in jeder Hinſicht vorbereitet, und Hehe 
zugleich Italien auf, über das entwaffnete Oſterreich herzufallen. 
Am 20. April übergab der Kaiſer dem Grafen Mensdorff eine 
neue Denkſchrift Henikſtein's, welche auf Beſchleunigung der 
Rüſtungen drang, zur Begutachtung. Der Minister erklärte, 
daß er viel zu ſehr Militär fei, um nicht das Begründete dieſer 
Anſchauung einzufehen, und daß die von dem kaiſerlichen Cabinette 
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feit dem 31. März eingeſchlagene Richtung allerdings etwas 
Gewagtes hätte, daß aber auch die durch eine Auſſtellung der 
Armee herbeigeführte Situation nicht ohne Gefahren ſein würde. 
Alles, was bisher diplomatiſch geſchehen, wäre darauf gerichtet 
geweſen, Preußen die Handhabe zur Aggreſſion aus der Hand 
zu winden. Gelänge dieſes, jo würde Oſterreich ſich damit 
politiſch und finanziell beſſer ſtellen. Mensdorff ſchloß alſo mit 
dem Wunſche, vor jedem weitern Beſchluſſe die Wirkung ſeiner 
nach Paris und Berlin gerichteten Erlaſſe abzuwarten. 

Aber die itafienifhen Alarmnachrichten häuften ſich und 
schienen jede Möglichkeit des Zauderns auszuschließen. 

Das englische Cabinet, welches eine Vermittlung zu Preußens 
Gunſten nicht hatte übernehmen wollen, war ſeit einiger Zeit 
bemüht, in Wien die freiwillige Abtretung Venedigs an Italien 
im Intereſſe des europziſchen Friedens zu empfehlen. Zur 
Unterſtützung dieſes Antrags theilte jetzt der engliſche Geſandte, 
Lord Bloomfield, dem Grafen Mens dorff mit, daß eine baldige 
Entſchließung wünſchenswerth ſei, da in Italien eine kriegeriſche 
Bewegung ſichtbar werde, und nach Berichten feines Florentiner 
Collegen fortdauernde Truppenmärſche aus Neapel nach Bologna 
Statt fänden. Dies ſtimmte nur zu wohl mit anderweitigen 
Angaben, daß Ztalien neuerlich den Mannſchaftsſtand feiner Re⸗ 
gimenter ſehr erheblich, man sprach von mehr als 100 000 Mann, 
erhöht habe. Das Maaß wurde schließlich gefüllt und jeder 
Zweifel beseitigt durch einen Bericht der venctianiſchen Militärs 
behörde ) deſſen Inhalt wie ein Lauffeuer durch ganz Wien 
flog, eine Schaar Goribaldianer ſei bereits über die Grenze 
hinüber nach Rovigo hereingebrochen. Es ſchien klar, daß man 
bei ſolchen Vorgängen nicht unthätig bleiben, daß hier mit 
nußloſen Unterhandlungen kein kostbarer Augenblick verloren 
werden durfte. Der Krieg, nicht bloß gegen Italien, ſondern 
auch gegen den eigentlichen Sünder, gegen Preußen, war feit 
dieſer Stunde eine beſchloſſene Sache. 

Es mag gleich hier bemerkt werden, daß alle dieſe aufregenden 
Nachrichten grundlos waren. 


y) Dies verfihert nicht bloß La Marmora, deſſen Zeugniß bier 
nicht eniſchelden konnte, ſon dern auch der jet preußenfeindliche Geſandte 
Hannovers in Wien in einem Berichte an feine Regierung. 
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La Marmora's Mißtranen gegen Preußen war durch den 
Vertrag vom 8. April keineswegs beſeitigt worden. So wenig 
kampfluftig er war, jo wünſchte er doch Venetien, wenn nicht 
durch Kauf, dann durch Krieg zu gewinnen; er wartete alſo mit 
Ungeduld auf das durch Preußen zu gebende Kriegs ſignal, erlebte 
aber ſtatt deſſen, daß Preußen ſeit dem 29. März nicht den 
geringſten Schritt zur Waffnung that, fonderm umgekehrt dem 
Wiener Hofe feine volle Bereitwilligkeit zur Abrüſtung erklärte. 
In gereizter Verſtimmung über dies Hinſchleppen und in ſtets 
neuen Zweifeln über Preußens Muth, war La Marmora durch⸗ 
aus entſchloſſen, nicht einen Tag früher als Preußen an Mobil⸗ 
machung zu denten, ober ſich durch eine ſolche den Kosten und 
der Gefahr eines ohne Bundeshülfe zu führenden Kriegs aus⸗ 
zufeben. Vollends beftärkt wurde er in dieser Anſicht durch den 
Kaifer Napoleon, welcher — wir werden ſehen, aus welchen 
Gründen — wie vorher den Abſchluß des preußiſchen Bünd⸗ 
niſſes, fo jetzt die Vermeidung jedes dem Losbruche nüher 
tretenden Schrittes höchſt nachdrücklich anrieth. La Marmor 
gehorchte, ſchmollendes Sinnes, aber mit gewohnter Folgſamkeit. 
Nicht eine der nach Wien gemeldeten Maaßregeln war verfügt 
worden. Was die angebliche Verſtärkung der Armee um 
100000 Mann betraf, jo lag nichts vor, als die regelmäßige, 
alljährliche Aushebung von 80000 Recruten, welche das italie⸗ 
niſche Cabinet wegen feiner steten Finanzllemme Anfang Januar 
verſchoben, dann aber gegen Ende März bei der Bewölkung des 
politiſchen Horizontes in Vollzug geſetzt und damit erſt die 
etatsmäßige Friedensſtärke der Armee von 204000 Mann her⸗ 
geſtellt hatte. Der einberichtete Angriff der Garibaldianer war 
völlig aus der Luft gegriffen, was dann bald nachher auch von 
der öſterreichiſchen Regierung ſelbſt anerkannt wurde. Endlich 
die bedrohlichen Truppenmärſche gegen die venetianiſche Grenze 
beſchränkten ſich auf zwölf Reiterſchwadronen, welche man vor 
zwei Jahren nach Neapel zur Verfolgung der Briganten verlegt 
hatte, die ſich aber für diefen Zweck unbrauchbar erwieſen, und 
deren Rükmarſch in die frühern Garniſonen ſchon feit längerer 
Zeit beſchloſſen worden war. Der engliſche Geſandte in Florenz, 
welcher die erſte alarmirende Nachricht nach London geſchickt 
hatte, beſtatigte einige Tage nachher die Richtigleit der von 
La Marmora gegebenen Aufklärung, und ebenfo meldeten der 
ruſſiſche und der franzöſiſche Geſchäftsträger ihren Regierungen, 


0 Google 


256 Allſeitige Rüſtung. 1866 


daß keine Spur von Rüſtungen in ganz Italien wahr⸗ 
zunehmen ſei. 

Indeſſen, als dieſe Auftlärungen in Wien anlangten, war 
der verhängnißvolle Schritt längſt geſchehen und durch feine 
Folgen unwiderruflich geworden. Am 21. April beſchloß ein 
großer Kriegsrath die Mobilifirung der Gübarmee und der für 
Tirol, das Küſtenland und Dalmatien beſtimmten Truppen, fo 
wie des größten Theils der Grenzregimenter und zahlreicher 
vierter Bataillone der Linien⸗Infanterie. Mit dem Oberbefehl 
der Südarmee wurde Erzherzog Albrecht, der Sohn des Helden 
von 1796 und 1799, beauftragt, für die Führung der Nord⸗ 
armee Feldzeugmeiſter Benedek beftimmt. Schon durch dieſe 
Beſchlüſſe wurde das Verhältniß nicht bloß zu Italien, ſondern 
auch zu Preußen trotz aller Entwaffnung im Norden weſentlich 
berührt. Bekanntlich gab es Eiſenbahnen in Oſterreich, ſo daß 
ein tretendes Falls die mobilen Truppen der Südarmee bald nach 
Böhmen verſetzt werden konnten. Aber die Einwirkung auf die 
nördlichen Beziehungen ging noch erheblich weiter; fie war nicht 
bloß eine in der Zukunft mögliche; ſie machte ſich arch ſogleich 
in der Gegenwart handgreiflich geltend. Aus guten Gründen, 
damit die Leute nicht gleich zum Feinde überliefen, hatte man 
die Einberufung aller Urlauber Hafienifher Nationalität zur 
Fahne befohlen: dadurch kamen 28 Bataillone zur vollen Kriegs⸗ 
ſtärke, von denen 11 im Norden und 10 in Wien, Linz und 
Preßburg mit Bahnverbindung nach Böhmen ſtanden. In die 
böhmiſchen Garniſonen felbft wurde eine Anzahl vierter Bataillone 
der venetianiſchen Bezirke verlegt. Sodann waren 20 Bataillone, 
die bisher in Benetien ſtanden, dort durch Grenzregimenter 
erſeht und wurden einſtweilen in Ortſchaften an der Odenb urger 
und der Semmeringbahn untergebracht, von wo auch ſie in 
wenigen Tagen Böhmen oder Mähren erreichen konnten. Es 
war nicht daran zu denken, daß die preußiſche Regierung, alle 
dieſe Thatſachen vor Augen, noch an eine ernſtliche Abrüſtung 
im Norden glauben follte. Auch gab man ſich darüber in Wien 
keiner Täuſchung hin. Obgleich bei dem preußiſchen Heere ſeit 
dem 29. März tiefe Ruhe herrſchte, obgleich jetzt auch Bismarck's 
Friedensdepeſche vom 21. April in Wien einlief, schritt man 
gleich nach den Beſehlen über die Mobilmachung gegen Italien 
zu den Anordnungen gleiches Zweckes für die Nordarmee. Am 
27. April wurde für alle vierten Bataillone und ein Infanteries 
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Regiment die Erhöhung auf die Kriegsſtärke befohlen; am 28. 
folgte gleiche Anordnung für 19 Bataillone Infanterie, Jäger 
und Pioniere; am 29. wurde für die gesammte Reiterei die 
Annahme der Kriegs formation, die Verſtärkung der Depdt- 
Schwadronen und die Einrichtung des Fuhrwerks verfügt, am 
1 und 2. Mai die Mobilmachung von 94 Bataillonen Infanterie, 
Jäger und Pioniere beſchloſſen. Bereits waren alle Landſchaſten 
des weiten Reiches mit kriegeriſchem Getümmel und Gerafiel 
erfüllt. Ungariſche Urlauber zogen nach Venetien, italieniſche 
Reſerviſten eilten nach Prag; Liccaner und Oguliner marſchirten 
zur Vejepung Triefts und Dalmatiens; in Tirol bildeten ſich 
die Compagnien der freiwilligen Landesſchüten, und ſammelten 
ſich die Haufen des Landſturms. Unaufhörlich begegneten ſich 
die militzriſchen Bahnzüge von Nord nach Süd, von Süd nach 
Nord; die Recruten wurden gebrillt, das ſchwere Geſchütz auf 
die Feſtungswälle geſchleppt; Pferdehandler und Lieferanten 
hatten herrliche Tage, und mit Seufgen brachte der Finanzminiſter 
ein Anlehen von 60 Millionen zu Stande, welchem ſehr bald 
die Verkündigung des Zwangscourſes für 115 Millionen über- 
nommener Banknoten folgte. 

Gleichzeitig gab Öfterreich auch feiner diplomatischen Action 
eine schärfere Wendung. Am 18. April, erinnern wir uns, 
hatte Mensdorff die Zurücknahme der im März angeordneten 
Dislocation auf den 25. verheißen, wenn Preußen am folgenden 
Tage feine partiellen Sicherheitsmaaßregeln zurüdnehme, und 
Bismarcks letzte Depeſche hatte ſich damit einverſtanden erklärt. 
Trotzdem erfolgte am 25. der verſprochene Befehl nicht, ſondern 
es erging am 26. eine Depeſche an Karolyi, es folle bei der 
getroffenen Abrede bleiben, wenn Preußen auch jeht, nach der 
Mobiifirung der Sübarmee, die Abrüstung vollziehen wolle. 

Hiemit aber verband ſich in maufhaltſamer Confeguenz 
eine weitere Entschließung. War das Heer einmal mobil gemacht, 
jo verbot die üble Lage der öſterreichiſchen Finanzen ſchlechter⸗ 
dings ein längeres unthätiges Verharren in einem fo koſtſpieligen 
Buftande. Folglich mußte jetzt die Quelle alles Haders, die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Frage, jo raſch wie möglich aus der Welt 
geschafft werden. Man beſchloß, das bereits am 16. März den 
deulſchen Freunden angekündigte Verfahren jetzt einzuleiten. Eine 
zweite Depeſche an Karolyi, ebenfalls vom 26. April, bot der 
preußiſchen Regierung noch einmal die bekannten kleinen Vor⸗ 
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theile in Schleswig⸗Holſtein an, erklärte aber zugleich, daß, wenn 
Preußen hierauf nicht eingehe, Oſterreich gezwungen fein würde, 
die ganze Frage zur Entfeheidung des Bundestags zu ftellen, 
und zugleich die ſchleswig⸗holſteiniſchen Landſtände zur Außerung 
darüber aufzufordern. Daß man in Wien über die Tragweite 
dieſer Erklärung und die Aufnahme derſelben in Berlin voll⸗ 
kommen klar ſah, zeigt die Thatſache, daß man unmittelbar nach 
der Abſendung der Depefche, ohne Preußens Antwort abzuwarten, 
zu den oben erwähnten Beſehlen über die Mobilmachung der 
Nordarmee ſchritt. Die Bedeutung derſelben, an ſich unzwei⸗ 
deutig, tritt in volles Licht durch den Umſtand, daß in den ſelben 
Tagen Graf Mensdorff, im Verfolg der feit Januar begonnenen 
Geſpräche, der franzöſiſchen Regierung das Anerbieten machen 
ließ, wenn Frankreich und Italien bei dem bevorfiehenben Kriege 
neutral blieben, Venetien freiwillig abzutreten, ſobald die öfter 
teichifehen Waffen dem Kaiſer Schleſten zurückerobert hätten. 
Man rüftete alſo gegen Italien, jo zu ſagen, Anſtands halber, 
das wirkliche Ziel auch der Südermee lag im Norden. So hatte 
der urſprüngliche Wunſch, ſich zu einer geharniſchten Vertheidigung 
zu waffnen, in raſchem Verlaufe zu dem Entſchluſſe activer Kriegs⸗ 
politik geführt. 

Sehen wir, wie ſich gegenüber die ſer plötzlichen und ums 
faffenden Offenſive die Gegner Ofterreichs verhielten. 

Am ſchnellſten lan der ſchwüchere und ungeduldigere, m 
Italien zum Entschluß. 

La Marmora erhielt die erſte Nachricht von den Wiener 
Vorgängen über Berlin am 23. April; nach wenigen Stunden 
erſchienen Beſtätigungen aus Petersburg und München, und dann 
in raſcher Folge die Meldungen über den Aufbruch der öfter- 
reichiſchen Grenzregimenter, die Einberufung der venetianiſchen 
Reſerviſten, die Überweifung des dortigen Eiſenbahndienſtes an 
die Militärbehörbe, kurz, alles deſſen, was zu einer Rüſtung 
großes Styls gehört. Im höchſten Grade aufgeregt, schwankend 
zwiſchen der Befriedigung über das Herannahen der erſehnten 
Erploſion und der Sorge einer verderblichen Überrumpelung 
des unbewehrten Landes, beeifte ſich der Miniſter, zunüchſt das 
Orakel in Paris zu befragen. Leider fiel die Antwort nicht nach 
ſeinen Wünſchen aus. Napoleon empfahl auch jetzt auf das 
Beſtimmteſte kaltes Blut und gelaſſene Ruhe. Italien möge 
fortfahren, den Wiener Hof ſich vor Europas Augen als An⸗ 
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greifer hinſtellen zu laffen; möge es den eigenen ungetrübten 
Frieden sſtand in gemeſſenem Tone ohne Leidenschaft öffentlich 
darlegen, vor Allem aber nicht ſelbſt ohne Noth zu Rüſtungen 
schreiten: dann werde es des Beifalls der civiliſirten Welt und 
im Nothſalle der Unterſtützung Frankreichs verſichert fein. 

Ich verhehle es nicht, ſchrieb La Marmora, daß dieſes Tele⸗ 
gramm, vom 24. April, mich schmerzlich Betroffen hat. In der 
That, wenn Sſterrich plötzlich über das ungerüſtete Italien 
hereinbrach, fo konnte es dort trotz des Tadels der civilifirten 
Welt unermeßlichen Schaden anrichten, bis die franzöſiſche Hülfe 
zur Stelle war. Aber noch mehr! La Marmora, ſo ſehr er 
geſtrebt hatte, Venetien durch Kauf oder Tausch zu gewinnen, 
hatte nach dem Fehlſchlagen dieſer Verſuche jept dach feine Hoff 
nung auf den Krieg geſtellt, und zwar auf den baldigen Krieg. 
da ſowohl die inan noth als der Parteihader ein langes Hin 
halten für Italien ebenſo wie für Oſterreich unmöglich machten. 
Entweder mußte die Armee ohne Zaubern auf den Krieg sfuß 
und zum Schlagen kommen, oder fogar ihr Friedensſtand viel 
leicht um ein Drittel verringert werden. So hatte der Miniſter 
mit brennender Ungeduld auf Preußens Vorgehen gewartet, und 
meinte jetzt, daß Oſterreichs Rüſtung dasſelbe unvermeidlich 
mache. Dann aber lag es auf der Hand, daß auch Italien nicht 
eine Stunde zaubern würde, ſich in ftreitfähigen Stand zu fepen. 
So telegraphirte er am 26. April nach Berlin an feinen Geſandten 
den Auftrag: „ſehen Sie, was die preußische Regierung von 
alledem denkt, und was fie zu thun beabſichtigt.“ An demſelben 
Tage empfing er die Antwort: „Bismarck jagt, er wiſſe, daß 
die öſterreichiſchen Nüſtungen nicht bloß in Venetien, ſondern 
allenthalben beſchleunigt würden; Werther ſolle in Wien erklären, 
daß dann auch Preußen nicht abrüſten, und gegenüber einem 
Angriffe auf Italien nicht gleichgültig bleiben könne, da man 
Italien zur Erhaltung des europäischen Gleichgewichts nothwendig 
crachte.“ Dies war noch nicht ausdrücklich eine Verheißung ſo⸗ 
fortiger Kriegserklärung, wohl aber eine beſtimmte Zuſage 
preußiſches Beiſtandes bei einem öſterreichiſchen Angriffe. Wie 
die Dinge lagen, genügte das La Marmora’ Ungeduld ), und 


9 Es ift Horafteriftiich für Sa Marmora’s Streben, in feinem 
Buche Preußen in ungünfiiges Licht zu fiellen, daß er feinen Eniſchluß 
zu mob iliſtren, nicht durch das Berliner Telegramm vom 26. April, 

ne 
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noch an demſelben Abend verfügte eine Militärconſerenz die 
Mobilmachung der ganzen italieniſchen Armee, und erging am 
Morgen des 27. ein Rundſchreiben an die Geſandtſchaften zur 
Nechtfertigung diejes Beſchluſſes. Emm unermeßlicher Jubel des 
geſammten Landes begrüßte den muthigen Schritt, bei welchem 
endlich einmal in La Marmora’ enger Natur der Soldat es 
über den Politiker davongetragen hatte. In der Nation wie in 
der Kammer gab es weder Majorität noch Oppofition mehr; alle 
Gedanten und alle Leidenſchaften floſſen in dem einen Rufe in 
einander: Krieg gegen Oſterreich, Befreiung Venetiens. Recruten, 
Reſerviſten, Freiwillige ſtrömten zur Fahne; die Kammern be⸗ 
willigten jeden Credit und jede Regierungsvollmacht; der König 
konnte erklären, daß er die Bewegung fonft in feſter Hand halte, 
Eines aber für ihn unmöglich ſei, die Rückkehr zum Friedensſtande 
ohne Venetien ). 

In Berlin aber war man troß aller Entschiedenheit in der 
Sache doch nicht der Meinung, durch fo eifiges Vorgehen das 
Verhältniß Preußens zu den Großmächten zu compromittiren. 
Wohl empfing Freiherr von Werther auf die erſte Kunde von 
der öſterreichiſchen Mobilmachung am 25. April die telegraphiſche 
Weiſung, als feine perſönliche Anſicht dem Grafen Mens dorff 
die Vermuthung auszufprechen, bo Preußen nicht abrüften 
könne, wenn Oſterreich im Süden große Heeresmaſſen auſſtelle; 
zugleich ging zu feiner nähern Instruction jene nach Florenz 
gemeldete Depeſche an ihn ab, welche beſonders auf die Ein⸗ 
ziehung der venetianiſchen Urlauber zu den böhmiſchen Regimentern 
hinwies, und mit dem Satze ſchloß, daß bei der jetzigen Span⸗ 
nung mit Oſterreich, bei deſſen feindſeliger Begünſtigung der 
Augustenburger Partei, eine Niederlage Italiens eine weſentliche 


ſendern durch feine Kenntniß der Wiener Note an Preußen ven dem 
ſelben Datum motivirt, einer Note, die an dieſem Tage in Wien erſt 
feftgeftellt und dann am 28. in Berlin übergeben wurde, von deren 
Inzalt alſo am 28. weder er, noch Bismarck unterrichtet fein konnte. 

y) Die Befehle zur Mobilmachung, Pferdekauf, Bildung der 
Tepots und fünfter Bataillone u. [. m. ergingen vom 28. April ab. 
Das öſterreichiſche Generalſtabswerk II. S 3, ſcheint die Einberufung 
der Urlauber und Reſerviſten in die erfte Hälfte des April zu verlegen; 
ſieht man aber genauer zu, fo zeigt fi, daß nur ſolche Vorbereitungen 
behauptet werben, auf deren Grund die |pätere Einberufung leicht von 
Statten gegangen. 
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Schädigung der Stellung Preußens in Europa im ſich ſchließen 
würde Noch beftimmter ſprach ſich Bismarck an demſelben Tage 
auch gegen den franzöſiſchen Botſchafter, Grafen Benedetti, aus: 
bei einem Angriffe Ofterreichs auf Italien fei Preußen durch 
die Loyalität, ſo wie durch fein eigenes Intereſſe verpflichtet, am 
Kriege Theil zu nehmen. So nachdrücklich und jeden Zweifel 
beſeitigend, redete er in dieſem Sinne, daß Benedetti auf die 
Vermuthung kam, es beſtänden zwichen Berlin und Florenz 
noch andere Abmachungen, als der bekannte Vertrag vom 8. April, 
welcher eine ſolche Verpflichtung Preußen ja nicht auferlege ). 
Immer war Bismarck entſchloſſen, vor dem Eintreffen der öſter⸗ 
reichiſchen Erwiderung auf feine Depeſche vom 21. April keinen 
Schritt zu militäriſcher Aetton zu thun, noch auch gegen das 
Wiener Cabinet in amtlicher Weiſe diplomatische Erklärungen 
zu erloſſen. Einſtweilen ſchrieb er am 97. April nach Dresden 
und Stuttgart, um Beſchwerde gegen die auch dort begonnenen 
Rüſtungen zu erheben, welche durch keine preußiſchen Maßregeln 
gerechtfertigt ſeien, und abgeſtellt werden müßten, wenn nicht 
Preußen ſeinerſeits zu entſprechender Deckung ſich genöthigt 
ſehen follte. Es bedarf nicht erſt der Bemerkung, daß Veuft 
und Varnbüler zwar kein beweiskräftiges Material zu Anklagen 
gegen Preußen beſaßen, aber die eigenen Anordnungen als äußerft 
ungefährlich bezeichneten, und fie nur getroffen haben wollten, 
um nöthiges Falls jeder Verfügung des Bundestags zum Schutze 
des Bundesfriedens gerecht werden zu können. 

So lagen die Dinge, als am 28. April Graf Karolyi die 
beiden öſterreichiſchen Depefchen vom 26. dem preußifchen Miniſter 
übergab. Es war einleuchtend, daß die auf Holſtein bezägliche 
die Auflündigung der Gaſteiner Convention bedeutete; offenbar 
konnte ihre Erklärung, die Frage zur Entſcheidung an den 
Bundestag bringen zu wollen, nur mit der Unterwerfung 
Preußens oder der Stellung des Kriegsfalls beantwortet werden. 
Bismarck kam zu dem einfachen Beſchluß, ſie für's Erſte gar 
nicht zu beantworten. Hinſichtlich der Rüſtungen hob er in 
einem Erlaſſe vom 30. April hervor, daß es fich nicht bloß um 
den Abzug von zehn Bataillonen aus Böhmen, ſondern auch um 
die Zurücknahme der dreißig nach Mähren und Weſtgalizien vor⸗ 
geſchobenen Schwadronen gehandelt habe, daß ferner die dort 


1) Benedetti, mission en Prusse 114, 115. 
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zurücbleibenden Regimenter wieder auf den Friedensfuß verſetzt 
werden müßten, daß man überhaupt nach den am 18. und 21. 
ausgetauſchten Zuſicherungen von Eſterreich eine vollſtan dige 
Mücktehr auf den Friedensfuß erwartet habe, und auch jetzt noch 
hoffe, Oſterreich werde, ſobald es die Grundloſigkeit feiner gegen 
Italien gerichteten Beſorgniſſe erkenne. zu einem ſolchen Ver⸗ 
fahren schreiten. Sonſt fei es für Preußen nicht thunlich, der 
nächften Zukunft, in welcher ihm wichtige und folgenſchwere 
Verhandlungen mit der kaiſerlichen Regierung bevorftänden, 
anders als unter Feſtſtellung des Gleichgewichts in der beider⸗ 
ſeitigen Kriegsbereitſchaſt entgegen zu gehen. Von Verhand⸗ 
lungen, welche von einer Seite bewaffnet, von der andern in 
voller Entwaffnung geführt würden, konne ſich die königliche 
Regierung einen gedeihlichen Erfolg nicht verſprechen. 

In Wien hatte die Mittheilung dieſer Depeſche am 2. Mai 
keine andere Wirkung, als daß Graf Mensdorff in einer Ent⸗ 
gegnung vom 4. die Verhandlungen über die beiderſeitige Ab⸗ 
rüſtung für erfchöpft erklärte, im Kriegs miniſterium aber bis zum 
7. die Einberufung der Urlauber und Reſerviſten für die noch 
nicht auf Kriegsſuß ſtehenden Regimenter befohlen, und dann 
Tag für Tag die Anordnungen für Alles, was zur vollſtändigen 
Streitfähigkeit einer Armee gehört, erlaffen wurden. Das Wiener 
Publicum gab in ſtolzer Siegesſicherheit dieſen Maaßregeln ges 
räuſchvollen Beifall; die allgemeine Stimmung faßte ſich in dem 
Worte zufammen: keinen faulen Frieden, vorwürts nach Berlin! 
Die Zeitungen ſaſt ohne Ausnahme ſtrömten über von den 
maſſivſten Schmähungen gegen Preußen: nicht ein Olmüß, 
nein, ein Jena werde ihm bereitet werden. Baron Werther 
meldete damals, es gäbe in Wien nur noch drei Menſchen, 
welche nicht vom Kriegstaumel ergriffen wären: den Kaiſer, den 
Grafen Mensdorff und den Grafen Moritz Esterhazy. Aber 
auch fie wurden von der Conſequenz der ſelbſtgeſchaffenen Lage 
erfaßt und fortgeriſſen. Die Männer des Kriegsminiſteriums 
und des Generalstabs waren die factiſchen Lenker des Staats 
geworden; fie hofften, die Geſammtrüſtung etwa um die Mitte 
des Juni ausgeführt zu haben, und dann mit dem deutſchen 
Friedensſtörer, der ihnen auch Italien auf den Hals geheht habe, 
ein ernſtes Wort reden zu können. 

Dieſer Friedensſtörer hatte nun allerdings feit den Befehlen 
des 29. Mürz keinen Finger gerührt. Jeßt freilich, wo der 
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Waffenlärm ganz Oſterreich erfüllte, ſchien es unmöglich, noch 
länger in abſoluter Unthätigkeit die Arme zu kreuzen. Immer 
entſchloß ſich der König auch jetzt noch ſehr ſchwer zu Rüſtungs⸗ 
befehlen, und äußerſt unklar, wie wir im Folgenden näher ſehen 
werden, geſtaltete ſich gerade in dieſen Tagen die diplomatiſche 
Lage. Es geſchah weſentlich zur Beruhigung der halb vorwärts 
drängenden, halb wieder mißtrauiſchen Italiener, daß am 3. Mai 
die Kriegsbereitſchaft der geſammten Cavallerie und Artillerie 
der Feldarmee, ſowie der volle Kriegsſtand der am 29. März 
verſtärkten Bataillone angeordnet wurde: es waren die Truppen 
in den zunächſt bedrohten Provinzen, an der öſterreichiſchen und 
fächfifchen Grenze, fünf Armeecorps von nem. Aber nicht lange 
hielt der Glaube vor, daß man hiebei ſtehen bleiben könne. Der 
preußiſche Geſandte in Caſſel, General von Röder, der bisher 
kroß der öſterreichiſchen Geſinnung der Fürstin von Hanau, und 
troß des Argers des Kurfürſten über Preußens Antrag auf 
Bun desreform, im Ganzen immer nur Günstiges hatte berichten 
können, meldete am 4. Mai, der öſterreichiſche Geſandte habe 
die Zusammenziehung der kurheſſiſchen Truppen bei Hanau bes 
antragt; die Abſicht gehe dahin, wenn die öſterreichiſche Brigade 
Kalit Holſtein verlaſſen nrüſſe, fie dort im Verein mit den Kur⸗ 
heſſen zum Kern eines feindlichen Armeecorps zu machen. Dies 
erinnerte denn doch zu lebhaft an die Vorgänge von 1850, und am 
5. Mai befahl, um ſolche Pläne im Keime erſticken zu können, König 
Wilhelm die Mobiliſtrung des achten (rheinischen) Armeecorps. 

Unmittelbar nachher führten ähnliche Vork ommniſſe in Han⸗ 
nover zu weiterer Ausdehnung der Maaßregel. 

Am 5. Mai kündigte der Minifter Graf Platen, um jedes 
Miß verſtändniß zu vermeiden, wie er fagte, dem preußiſchen Ges 
ſandten, Prinzen Nfenburg, an, Rönig Georg habe die großen 
Herbſtexercitien, zu denen die Reſerviſten einberufen wurden, für 
dieſes Jahr auf den Monat Mai verlegt; auf die Bemerkung 
des Geſandten, daß dies in Berlin ernfte Beunruhigung hervor⸗ 
rufen würde, äußerte der Minifler: Sie ſehen zu ſchwarz; in 
dieſen ſchweren Zeiten iſt der König der Ruhe und Ordnung 
im Lande nicht ſicher; da iſt es doch natürlich, daß er etwas 
mehr Soldaten zur Verfügung haben will. Dieſes „enwas 
Mehr“ brachte jedes Batnillon von 260 auf 560 Manny, außer 


y) In der Gefchihte der Kriegsereigniffe zwichen Preußen und 
Hannover von v. d. Wengen S. 113 jagt der Verfaſſer, jede Compagnie 
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260 noch weiter verfügbaren Recruten und Beurlaubten. Schon 
früher hatten Verhandlungen zwiſchen beiden Staaten über 
Hannovers Neutralität bei einem etwaigen Kriege mit Oſterreich 
Statt gefunden; Preußen hatte ſich bereit erflärt, nicht bloß eine 
ſolche anzuerkennen, ſondern auch dem König Georg ſeinen 
Landbeſitz zu garantiren, nur war ſtets die Bedingung geſtellt 
worden, daß Hannovers Neutralität eine unbewaffnete fei, da 
Preußen im Kriegsfalle zwiſchen feinen östlichen und weſtlichen 
Provinzen keine von ihm unabhängige Heeres macht dulden könne. 
Damit war aber die eben angekündigte Einberufung der Ne⸗ 
ſerviſten unvereinbar, und weiter meldete Prinz Yfenburg, daß 
die Aufregung des Königs über Preußens Parlamentsantrag in 
ſtetem Wachſen begriffen ſei, daß derſelbe in der Bundesreform 
nur die Abſicht feiner und feiner Mitfürſten Mediatiſtrung er⸗ 
kenne, und die in Holſtein eingeſogene Exbitterung feiner Offi⸗ 
tiere gegen Preußen auf alle Weiſe befördere. Für ſich allein 
wäre dies Übelwollen dem mächtigen Nachbar wenig gefährlich 
geweſen, da nach loblichem Bundesbrauch das hannoverſche Heer⸗ 
weſen bei unbedingter Trefflichkeit der Leute in allen materiellen 
Beſtänden recht übel beſtellt war. Aber auch hier wirkte der 
Gedanke an die Öfterreicher in Holſtein ein; man vernahm bon 
der Abſicht, ein hannoverſches Lager bei Stade zu bilden; man 
erfuhr, daß dieſe Heine Feſtung mit ganz unverhältnigmäßigen 
Maſſen von Geſchütz, Munition, Utenfilien aller Art angefüllt 
wurde; man hörte von Vorbereitungen für die Ausrüſtung eines 
bolfteiner Contingents für Auguſtenburg. Auch hier alſo war 
für Preußen die Gegenvorlehrung unerläßlich. Am 7. Mat 
wurde die Mobiliſirung des weſtfaliſchen (fiebenten) Armeecorps 
befohlen, und am 9. eine ſehr ernſte Depeſche nach Hannover 
erlaſſen, welche unverhüllt auf die ſchweren Folgen jeder 
Rüſtung hinwies, und dann auch die Wirkung erzielte, daß 
troß großer Mißſtimmung des Nünigs Graf Platen ſich zur 
Verhandlung eines Neutralitätsvertrags am 13. bereit erklären 
durfte. 

Endlich gaben bedenkliche Nachrichten aus Süddentſchland 
welche ſogleich zu berichten ſind, den Anlaß zu der Vollen dung 


fei auf 140 Mann berſätkt worden (was alſo für das Bataillon 
560 Mann austrüge), fährt aber dann fort, daß die Maaßregel für 
das Bataillon die Stärke von 647 Mann ergeben babe, außer 
132 Recruten. Ich weiß dies nicht zu erläutern. 
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der preußiſchen Nüftung, am 8. Mai zur Mobilmachung des 
erſten und zweiten Armeccorps (Preußen und Pommern), am 
10. zur Einberufung eines großen Theils der Landwehr. Man 
konnte Hoffen, die Ausführung dieſer Befehle vor dem Schluſſe 
des Monats zu vollenden, alſo auch jetzt noch gleichzeitig mit 
dem Gegner ſchlagfertig zu fein. 

Inmitten all dieſes kriegeriſchen Getümmels, welches für 
Preußen die Nähe eines Kampfes um Leben und Tod ankündigte, 
erlebte Bismarck am 7. Mai, daß ein württemberger Republikaner, 
Namens Cohn, einen Mordverſuch gegen ihn unternahm, indem 
er auf der Straße aus nächſter Nähe mehrere Revolverſchüſſe auf 
ihn abgab. Die Rettung erſchien beinahe wunderbar; auf die 
eiſerne Natur des Miniſters machte das Ereigniß weiter keinen 
Eindruck, als daß es ihm noch in derſelben Stunde den Ge⸗ 
danken zu einem Briefe an Naiſer Alexander eingab, über deſſen 
Befürchtung, daß Bismarcks Antrag auf Berufung eines deut⸗ 
ſchen Parlaments die revolutionären Parteien ſtärken würde. 
Das Attentat, bemerkte jept Bismarck, ſcheine varzuthun, daß 
von feiner Wirkſamkeit jene Parteien ſich keine große Förderung 
verſprüchen. 

Gleichzeitig mit den preußiſchen Waffnungen entwickelten 
ſich dann auch die der Mittelftanten. In ſolchen Dingen, hatte 
einft Mensdorff gefagt, treibt immer Einer den Andern. 

Sachſen, zwiſchen den Landen der beiden Großmächte ein⸗ 
geklemmt, machte jetzt aus feinen Rüſtungen kein Hehl mehr, 
und rief zugleich am 5. Mai den Bundestag an, von Preußen 
eine beruhigende Erklärung feiner Achtung des Bundesfriedens 
zu begehren. Preußen antwortete darauf bei der Abſtimmung 
in Frankfurt am 9. Mai, daß es lediglich Vorkehrungen zum 
Schutze ſeiner ſeit Wochen bedrohten Grenzen getroffen, und 
ſeinerſeits Beruhigung über die gegreriſchen Rüſtungen vom 
Bunde zu fordern habe; werde ihm dieſe geweigert, fo müſſe es 
fortan den Bund für ſich nicht als einen Schutz, ndern als 
eine Gefahr betrachten, und ſich zu voller Aettonsfreiheit auf 
feine Stellung als erropaiſche Großmacht zurückziehen. Troß 
dieſer Erklärung wurde der Antrag mit zehn gegen fünf Stimmen 
angenommen. 

An demſelben Tage verfügte König Ludwig von Bayern 
die Mobiliſtrung ſeiner Armee. Pfordten hatte ſich lange gegen 
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eine ſolche Maaßregel geſträubt und dafür jeden Tag heftige Ans 
griffe der von Osterreich gelenkten Allgemeinen Zeitung und aller 
bayerifcher Localblätter erfahren müſſen. Als dann Preußen das 
rheiniſche Armeecorps mobil machte, meinten darin alle bayeriſchen 
Parteien eine unmittelbare Bedrohung des eigenen Landes zu 
ſehen, und unwiderſteh lich erſcholl nun die Forderung der Rüftung 
gegen dieſe eingebildete Gefahr. Allerdings war, wenn man 
Krieg führen wollte, Grund zu eiliger Vorkehrung: denn wie in 
Hannover war die Mannſchaft vortrefflich, ſonſt aber die Heer⸗ 
verſaſſung in elendem Zuſtand. 

Am 11. Mai folgte Württemberg dem bayeriſchen Bei⸗ 
ſpiel durch den Befehl zur vollſtändigen Mobilmachung ſeines 
Armercorps. 

Drei Tage ſpäter fand eine neue Conferenz der mittelſtaat⸗ 
lichen Miniſter in Bamberg ſtatt. Sachſen, die drei ſüddeulſchen 
Staaten, Darmſtadt, Naſſau und einige Thüringer waren vertreten. 
Die Stimmung war jetzt entſchieden preußenftindlich, in weit 
höherem Grade als drei Wochen früher in Augsburg; auch Baron 
von der Pfordten ſah kaum noch eine Möglichkeit mehr, den 
Frieden zu erhalten, und war durch Oſterreichs Abſicht, die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Sache an den Bundestag zu bringen, für 
Wien gewonnen. Ein Antrag, bei einem Kriege zwiſchen Oſter⸗ 
reich und Preußen neutral zu bleiben, welchen Baron Edelsheim 
auf beſtimmten Befehl ſeines friedliebenden Großherzogs ein⸗ 
bringen mußte, gewann zu innerlicher Freude des Antragſtellers 
nicht eine Stimme. Indeſſen wünſchte die Verſammlung nach 
Außen hin unparteiiſch und bundescorrect zu erſcheinen, und 
lehnte deshalb einen durch Öfterreich angeregten Vorſchlag, von 
Bun deswegen, ſchon jezt alle, nicht den Großmächten angehörigen 
Bundescorps mobil zu machen, ebenſalls ab. Dagegen wurde 
beſchloſſen (nur die Thüringer nahmen an allem Folgenden 
keinen Antheih, daß jeder einzelne Staat aus allen Kräften rüſten, 
und in Stuttgart eine gemiſchte Conmüſſion von höhern Dffie 
cieren zur Leitung des gemeinſamen Werk zuſammen treten 
ſollte. Man dachte, 160000 Mann aufzustellen, und damit 
Sachſen, Hannover und Kurheſſen gegen einen preußiſchen 
Friedens bruch zu ſchützen. Im Sriegsfall würde Naſſau ſich 
dem achten Bundescorps (Württemberg, Baden, Darmſtadt) zu⸗ 
geſellen, was freilich im Widerſpruche zu der geprieſenen Bundes⸗ 
kriegsverſaſſung ſtand. Man wußte bereits, daß zur Führung 
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dieſes Corps der öſterreichiſche General, Prinz Alexander von 
Heſſen, beſtimmt war. Jedoch ſollten alle dieſe Dinge nur zur 
Sicherung des Bundesrechts und des Friedens dienen: zum Zeug ⸗ 
niß dieſer Geſinnung würde man beim Bundestage. einen Ans 
trag auf allgemeine Entwaffnung einbringen. 

Hienach beſchloſſen denn auch Darmſtadt und Naffau bie 
Mobiliſirung ihrer Truppenteile, an demſelben Tage, an dem fie 
den Antrag auf allgemeine Abrüſtung unterzeichneten. 

So verwandelte ſich ganz Deutſchland um die Mitte des 
Mai in ein einziges großes Waffenlager. An dem Ausbruch 
des Kriegs zweifelte niemand mehr. Alle Gefchäfte ftodten, 
Credit und Abſat verschwand, Beſtürzung und Aufregung er⸗ 
füllte abwechſelnd die Gemüther, die abenteuerlichſten Gerüchte 
durchſchwirrten die Luft. In Süddeutſchland überwog bei der 
Mehrheit noch immer der Preußenhaß jede andere Erwägung, 
und wurde jetzt Durch die Furcht vor einer Berſchwörung Bismarcks 
mit Napoleon vollends glühend. Daneben aber bewirkte gerade 
die Gewißheit des Kriegs auch die erſten Symptome eines Um⸗ 
ſchlags in der öffentlichen Meinung. So entſchieden die ger 
mäßigten Liberalen und die Anhänger des Nationalvereins ſich 
bisher Bismarcks innerer und holſteiner Politik wiberfeht hatten, 
ſo klar ſchien es ihnen doch, daß jetzt vor der einfachen Frage, ob 
Oſterreich oder Preußen in Deutſchland gebieten folle, die Ent- 
ſcheidung keinem nationalliberalen Manne zweifelhaft fein 
könne. In Preußen habe Bismarck ſich über die Veſchlüſſe des 
Abgeordnetenhauſes in Sachen der Heerverfaſſung hinweggeſetzt, 
in Oſterreich aber das Grafen⸗Miriſterium die ganze Verfaffung 
ſuſpendirt. Jenes biete der deutſchen Nation eine große und 
einheitliche Volksvertretung, dieſes dränge im eigenen Reiche den 
deutschen Gedanken zu Gunſten der Slaven und Magparen 
zurück. Bliebe keine andere Wahl, fo wolle man lieber preußiſch 
als eroatifch werden. Solche Stimmungen wurden in Schwaben 
und Bayern vernehmbar, wuchſen in Hannover heran, waren 
ganz vorwiegend in Kurheſſen und rührten ſich in Thüringen 
und Sachſen. Dagegen ſpielte in jenen Tagen das preußiſche 
Bürgerthum eine wenig rühmliche Rolle. Die große Maffe des⸗ 
ſelben war verbittert durch den langen Verſaſſungsſtreit, in Angft 
und Jammer über die Störung der materiellen Intereſſen, und 
völlig überzeugt, daß alle Feinde Bismarcks an ihm nichts 
Anderes als feinen Abſolutismus auszusetzen hätten. Sobald 
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Preußen wieder liberal aufträte, würde Benedek der Degen aus 
der Hand ſinken, alle deutſchen Völker ſich um Preußen ſchaaren, 
und durch die Freiheit die Bahn zur Einheit eröffnet werden. 
Die Erfahrungen von 1850 über Sſterreichs Verhalten zu 
deulſcher Freiheit und Einheit waren bergeſſen. So regnete es 
denn Reden und Reſolutionen, Adreſſen und Petitionen gegen 
die Scheußlichkeit des Kriegs überhaupt und des Bruderkriegs 
ins beſondere, und nur zwei erfreuliche Ausnahmen in dem klag⸗ 
lichen Treiben wurden bemerkbar, Adreſſen der Breslauer Ge⸗ 
meindebehörden und der Altliberalen zu Halle an den König, 
welche muthige Begeiſterung für Preußens große Beſtimmung 
ausſprachen. Die Regierung ließ ſich auch durch diefe, in Preußen 
bis dahin unerhörte Kriegsſchen nicht beirren, ſondern beſchloß, von 
den weichlichen Gefühlen des Volkes an deſſen feſte Einſicht zu 
appelliven. Ein Bericht des Staats miniſteriums an den König 
erklärte: „daS jetzige Haus der Abgeordneten, wenn auch feine 
Mehrheit Angeſichts der Gefahren, welche das Vaterland bedrohen, 
ihre Hingebung für dasſelbe gewiß bereitwillig bethätigen würde, 
ift doch unter dem Einfluſſe anderer Verhältniffe gewählt, als 
diejenigen find, welche heute beftimmend auf die Wähler wirken 
müſſen. Ew. Majeſtät werden das Bedürfniß fühlen, die Stim⸗ 
mung zu kennen und zum Ausdruck zu bringen, welche das 
preußiſche Volk im jetzigen Augenblick und mit Rückſicht auf die 
gegenwärtige Lage der Dinge beſeelt.“ In Einklange hiemit 
verfügte der König am 9. Mai die Auflöfung des Hauſes und 
die demnächſtige Anordnung von Neuwahlen. 
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Wir fahen, wie langſam, ſchrittweiſe, ſtets als Antwort auf 
neue Provocationen, Preußen feine Rüſtungen trof des großen Vor⸗ 
ſprungs der öſterreichiſchen anordnete. Der Grund lag theils in 
der Geſimung des Königs, der noch immer nicht den lezten 
Ausweg zu friedlicher Löſung ſich verſchließen wollte, theils aber 
auch in auswärtigen Einwirkungen, welche Preußens Entſchlüſſe 
in verſchiedener Richtung beeinflußten. 

Am 25. April berichtete Goltz über ein Geſpräch mit Na⸗ 
voleon. In Paris war zwar damals die öſterreichiſche Aufſtel⸗ 
lung der Südarmee eben bekannt geworben; man nahm aber 
an, daß der Vorſchlag eines deutſchen Parlaments die Kriegs- 
gefahr überhaupt vermindert hätte. Demnach fagte der Kaiſer 
dem VBotſchafter, der große europäiſche Congreß, welchen er im 
November 1863 vergeblich vorgeſchlagen, tönnte wohl zu völliger 
Ausgleichung der jetzigen Wirren führen. Die Hauptſchwierig⸗ 
leit dabei ſei allerdings die für Frankreich aus zumittelnde Com⸗ 
penſation bei einer Vergrößerung anderer Mächte. Hättet ihr 
ein Savoyen, bemerkte Napoleon, fo wäre die Sache leicht. Aber 
vom Rheine wollt ihr nicht reden hören, und ich verſtehe das. 
Über anderer Herren Länder kann man jedoch nicht fo leicht 
verfügen. Golß erwiderte, ganz ſicher könne Preußen keine neue 
Erwerbung durch Abtretung deutſches Landes erkaufen; wenn dem 
Könige fünf Millionen neuer Unterthanen für die Abtretung von 
einer Million alter geboten würden, ſo müßte er ablehnen; der 
moraliſche Nachtheil wäre größer, als der materielle Gewinn. 
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Ich muß, ſchloß der Kaiſer, die Ehrenhaftigkeit dieſer Geſinnung 
anerkennen. Gleich nachher redete auch der Minifter Drouyn 
de Lhuys den Botſchafter an, beſprach den Congreßgedanlen, 
und meinte, ein einiges Auftreten Frankreichs, Preußens und 
Italiens würde an ſich ſchon ein großer Gewinn fein. Bereits 
am 2. Mai ftellte dann Graf Benedetti in Berlin die amtliche 
Frage, wie Preußen einen Antrag auf Eröffnung eines Con⸗ 
greſſes zur Verhütung des Kriegs aufnehmen würde. 

Bismarck war nicht der Anſicht, daß der Congreß ein Mittel 
zum Frieden fei, im Gegentheil, er ſah darin nur eine Quelle 
allgemeiner Verwirrung und Zwietracht in Europa: indeſſen er⸗ 
ſchien es mißlich, dem alten Lieblingsgedanzen des Kaiſers, vor 
ſeinen Pariſern als Erretter des Friedens und Schiedsrichter 
des Welttheils zu erſcheinen, geradezu zu widerſprechen. Er er 
Härte alfo dem franzöfiſchen Botſchafter, daß Preußen gerne auf 
den Vorſchlag des Kaiſers eingehe, jedoch vor dem Beginne des 
Congreſſes ein feſtes Einvernehmen mit Frankreich dringend 
wunſchen müffe. 

Die nächſten Berichte aber des Grafen Goltz ließen ein 
ſolches Einvernehmen weiter entfernt als jemals erſcheinen. Er 
meldete unter dem 1. und 2. Mai, daß er bei einer Unterredung 
mit Drouyn de Lhuys die Nothwendigleit einer preußiſch⸗fran⸗ 
zöſiſchen Verſtändigung vor dem Congreſſe betont, und dabei 
erwähnt habe, daß ein erheblicher Territorialgewinn kein Ber 
dürſniß für Frankreich fei; im Gegentheil, er würde in ganz 
Europa Furcht und Argwohn erwecken, und dadurch Frankteichs 
Einfluß vermindern. Der Minister habe jedoch darauf erwidert: 
„Einfluß haben wir genug; dergleichen zieht nicht mehr; wir 
werden nicht mehr für Ideen kämpfen; wenn Andere ſich ver⸗ 
größern, müſſen wir es im gleichen Maaß; Zug um Zug, anders 
geht es nicht.“ Am Abend, auf einem Hofball, hatte ſich dann 
der Kaiſer mit Golf in eine Fenſterniſche zurückgezogen, und 
gegen das Gelöbniß ſtrenger Verſchwiegenheit gejagt, Osterreich 
habe ihm Andeutungen gemacht, die ſich bald zu förmlichen Un» 
erbietungen geſtalten würden. Er, nach feiner Sympathie für 
den König, wolle lieber mit Preußen als mit Oſterreich ſich ver⸗ 
ſtändigen. Da er aber auf die Dauer die öſterreichiſchen An⸗ 
erbietungen ſchwerlich würde ablehnen können, bitte er den König, 
ſeinerſeits gleich annehmbare Anerbietungen zu machen. Goltz 
hatte die natürliche Antwort gegeben, dies würde leichter ſein, 
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wenn der Kaiſer feine Zielpunkte etwas näher bezeichnen wollte. 
Napoleon fei zuerſt darauf nicht eingegangen, habe aber endlich 
erklärt: die Augen meines ganzen Landes find auf den Rhein 
gerichtet. Golz fügte hinzu, der Kaifer ſolle gegen einige Ab⸗ 
geordnete geäußert haben: was werdet ihr jagen, wenn ich euch. 
ohne einen Schuß zu thun, das linke Mheinufer verſchaffe? Er 
lam zu dem Schluſſe, Osterreich habe dem Staifer dieſes Aner⸗ 
bieten gemacht, und Preußen werde zu erwägen haben, mit 
welchen Liebesdienſten es in dieſem Wettbewerb um Napoleon’ 
Gunſt den Sieg davon tragen könne. 

Sowohl der König als Bismark bezweiſelten die Richtig 
keit dieſes Schluſſes; fie neigten zu der dieſes Mal allerdings 
irrigen Annahme, daß Goltz in ſeiner bekannten Erregbarkeit, 
wie oft zu roſig, fo diesmal zu ſchwarz geſehen und auf flüch⸗ 
tig hingeworfene Außerungen ein zu großes Gewicht gelegt habe. 
Jcdesfalls telegraphürte Bismarck auf der Stelle, 3. Mai, an 
Goltz: wenn man von uns Anerbietungen, gleichwerthig den 
öſterreichiſchen, wünscht, müffen wir diefe kennen, um zu beur⸗ 
heilen, ob wir ſolche Zufagen geben können; die Forderung, 
welche dem Anſcheine nach gemacht werden will, hat keine Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg; doch iſt es Angeſichts des Congreſſes nicht 
rathſam, ſich jeder Verhandlung darüber zu verſagen. 

Ob Ofterreich in der That, wie Goltz glaubte, damals Schon 
dem franzöſiſchen Cabinet für irgend welche Unterstüzung die Rheins 
linie oder Stücke rheiniſches Landes verheißen hal, iſt aus dem 
mir vorliegenden Material nicht zu entnehmen. Wohl aber hat 
in dieſem Zeitpunkt Oſterreichs Entgegenkommen und Preußens 
Zurückhaltung eine beſtimmte Schwenkung der franzbſiſchen Pos 
litit bewirkt. 

Für Napoleon's Beſtrebungen war bei dem raſchen Heran⸗ 
wachſen der Kriſis mehr als je die Conftituirung Italiens der 
entſcheidende Punkt. Wenn ich dies Werk, ſagte er in jenen 
Tagen dem ergüſchen Beiſchefter, nicht zur Vollendung bringe, 
fo wird der Thron meines Sohnes auf einem Vulcan ftehen. 
Seit Jahren hatte ihn unter jeder Conjunctur diefe Auffaſſung 
zur Annäherung an jeden Gegner Oſterreichs gewviefen, und da 
er ſelbſt einen zweiten Krieg gegen dieſe Macht nicht zu führen 
wünſchte, zur Beförderung jedes Haders beſtimmt, in welchen 
dieſelbe mit einem Dritten gerieth. Wir haben geſehen, wie er 
ſich demnach ſeit 1864 ſtets freundſchaſtlich und ermuthigend gegen 
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Preußen verhielt, über den Gaſteiner Vertrag zürnte, die Locke⸗ 
rung desselben mit Freuden begrüßte und Italien dringend zum 
Abſchluſſe des preußiſchen Bündniſſes antrieb. 

Indeſſen, fo gewaltig er in Frankreich herrschte, fo kannte 
er doch die Gefahr, welche die Verletzung eines ſtarken und 
einmüthigen Nationalgefühls für ihn und ſeine Dynaſtie in ſich 
ſchloß. Nun aber war gegen Italien die Stimmung der liberalen 
Franzoſen außerſt kü hl, die der kleritalen von bitterem Grimm 
und Haß erfüllt. Vollends aber der preußiſche Name war in 
allen Kreiſen des Landes ſo unpopulär wie möglich. Mochte 
bei dem Streite der beiden deutſchen Höfe der Bruch der zwischen 
ihnen beſtehenden Verträge noch fo ausschließlich auf Oſterreichs 
Seite liegen: für dag franzöſiſche Urtheil galt nur die Thatfache, 
daß Öfterreich für ſich und Deutschland nichts als die Erhaltung 
des alten Zustandes begehrte, Preußen aber die Erweiterung 
feines Landbeſitzes und die deutſche Bundesreform erſtrebte. 
Folglich war Preußen der Angreifer, der Feind des Friedens, 
der Störer der Ruhe in Europa, und je berechtigter feine Jor⸗ 
derungen im deutſchen Intereſſe waren, je reichere Früchte fie 
für die Macht und Wohlfahrt Deutſchlands verhießen, deſto ent- 
ſchiedener begehrte Frankreich von feiner Regierung, daß fie 
einem fo gefährlichen Treiben Einhalt thue. Denn kein politi⸗ 
ſcher Saß war dem franzöſiſchen Nationalgefühl geläufiger und 
wurde mit größerer Unbefangenheit für allgemein gültig und 
ſelbſtwerſtündlich erklärt, als die Anſchauung, daß das europiſche 
Gleichgewicht in der Starke Frankreichs und der Ohnmacht 
Deutſchlands beruhe. In diefen Tagen verhandelte der geſeßz⸗ 
gebende Körper das jährliche Necrutirungsgefep, und Thiers 
nahm davon am 3. Mai Anlaß zu einer feiner großen Reden, 
in welcher er mit der ganzen Wucht ſeiner meiſterhaften Klarheit 
und geſchloſſenen Beweisführung, allerdings aber auch mit einer 
ſchamloſen Verfälſchung der weltkundigſten Thatſachen, das bis⸗ 
herige Verfahren der Baiferlichen Regierung in der dänischen und 
deutſchen Sache verurtheilte. Nimmermehr dürfe Deutſchland 
zur politischen Einheit gelangen; feine Zerſplitterung ſei ein 
alter Saß des europäifcen Staatsrechts und die Bedingung 
des franzöſiſchen Ubergewichts in Europa; Preußens Zweck gehe 
aber unverkennbar auf die Schöpfung der deutſchen Einheit 
durch einen ſiegreichen Krieg gegen Ufer den Ausbruch 
dieſes Krieges unmöglich zu machen, ſei alfo die erſte Pflicht 
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jedes franzöſiſchen Patrioten; wie die Dinge lägen, bedürfte es 
dazu gar nicht einmal einer franzöſiſchen Rüftung oder einer 
unmittelbaren Bedrohung Preußens; es fei ganz ausreichend, 
wenn Frankreich den Italienern, welche ihm ihr politiſches Da⸗ 
fein verdankten, jede Theilnahme an einem fo verwerſlichen 
Kriege verböte; dann würde Preußen keine Schilderhebung 
wagen, und das Gleichgewicht Europas, wie es die Verträge 
von 1815 feſtgeſtellt, geſichert fein. 

Ein wahrer Beifallsſturm auf allen Bänken, der Miniſte⸗ 
riellen wie der Oppoſition, begleitete den ganzen Verlauf dieſer 
Rede. Thiers hatte Frankreich aus der Seele gesprochen. 
Trotzdem war Napoleon in der Hauptſache nicht erſchüttert. 
Nach wie vor wollte er Venetien befreien und dafür Italiens 
Verzicht auf Nom ertaufen; nach wie vor wollte er demnach 
den Ausbruch des Kriegs nicht verhindern, ſondern herbeiführen. 
Aber freilich ſchien es klar, daß er der nationalen Abneigung 
gegen eine ſolche Politik nur dann zu trotzen wagen durfte, 
wenn er als Ergebniß derſelben einen anſehnlichen, materiellen 
Vortheil für Frankreich ſelbſt aufzuweiſen vermochte. Einen 
ſolchen hatte er bisher mit Preußen zu verabreden gedacht, und 
auch zuletzt noch, als Oſterreichs neueſte Anerbietungen einiiefen, 
jene Sondirung bei dem preußiſchen Botſchafter verſucht. Leider 
aber ergab ſich auf dieſer Seite, wenn gleich nicht kategorische 
Ablehnung, fo doch ein entſchiedenes Widerſtreben, das franzöfi- 
ſche Wohlwollen mit einem greifbaren Gewinn für Frankreich 
zu bezahlen. 

Dagegen paßte Oſterreichs Antrag zu allen feinen Zwecken: 
die Bereitwilligkeit, Venetien abzutreten, erledigte die italieniſche 
Frage, und der Entſchluß, dann alle Kraft Oſterreichs in den 
preußiſchen Krieg zu werfen, eröffnete Frankreichs Wünſchen für 
feine Oſtgrenze die beſten Ausſichten. Alle franzöſiſchen Generale 
behaupteten die unbedingte Überlegenheit der äfterreichiichen 
Armee über die preußiſche, und obgleich dem Kaiſer die Sicher- 
heit dieſes Urtheils nicht erwieſen däuchte, fo wurde doch auch 
nach feiner Anſicht mit dem Rücktritt Italiens die preußiſche 
Sache in hohem Grade mißlich, und wenn fomit nach langem 
Ringlampf Preußen in schweres Gedränge kime, könnte Napo⸗ 
leon als Helfer und Retter dazwischen treten, und dann die 
künftige Geſtaltung des deutſchen Bundes nach franzöſiſchem 
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Intereffe regufiren. So entſchied er ſich, dem ungelehrigen 
Preußen den Rücken zu wenden. 

Am 5. Mai ließ er den italienischen Geſandten Nigra rufen, 
um ihm folgenden Borſchlag Oſterreichs mitzutheilen. . Oſter⸗ 
reich ift bereit, Benetien abzutreten, jo bald es ſich Schleſiens 
bemöchtigt bat. Frankreich und Jialien würden versprechen, 
Preußen nicht zu unterstützen, und neutral zu bleiben. Venedig 
würde dem Kaiſer Napoleon überliefert werden, welcher es ohne 
Bedingung weiter an Italien abtreten möchte. Italien würde 
eine beſtimmte Summe Geldes zahlen, welche Oſterreich zu 
Jeſtungsbauten an ſeiner neuen Grenze verwenden würde.“ 
Napoleon bemerkte, er habe darauf entgegnet, daß die Abtretung 
jedesfalls vor der Beſetzung Schleſiens erfolgen müſſe, habe 
aber hierüber noch keine Antwort. Er fragte, ob es Italien 
möglich ſei, ſich von feinem preußiſchen Vertrage loszuſagen; 
Nigra erwiderte ihm darauf, daß ſo eben über die Auslegung 
desſelben zwiſchen beiden Höfen eine Controverſe ſchwebe, und 
daß Preußen behaupte, bei einem Angriffe Oſterreichs auf Ita⸗ 
lien zur Hülſeleiſtung nicht verbunden zu fein. Da erklärte 
Napoleon, das ſei eine fonderbare Theorie, und hienach aller⸗ 
dings die Erwägung begründet, ob Italien nicht zur Kündigung 
des Vertrags das Recht habe. 

An dieſer Controverſe war thatſächlich fo viel richtig, daß 
am Abend des 1. Mal Govone den preußiſchen Minifter gefragt 
hatte, ob Preußen, wenn nach Vollendung der italieniſchen 
Rüſtung Ende Mai der Krieg in Italien ausbräche, bereit fein 
würde, gemäß dem Bundesvertrag in denſelben einzugreifen. 
Bismarck hatte erwidert, Preußen werde, jo lange er Miniſter 
ſei, feinen Verbündeten nicht im Stiche laſſen; doch müſſe er 
bemerken, daß es nicht der Vertrag ſei, der ihm die Verpflichtung 
dazu auferlege, da dieſer nur von dem Falle einer preußiſchen 
Kriegserllarung gegen Oſterrrich handle, und dann Italien zur 
Hülfe verpflichte. Wir wiſſen, wie genau dies dem Wortlaute 
des Vertrags entſprach: nichts deſto weniger meldete es am 
2. Mai Govone in großer Aufregung nach Florenz, wo es dann 
den General La Marmora in doppelte Unruhe verſetzte. Indeß 
folgte nach wenigen Stunden ein neues Telegramm: auf einen 
Vortrag Bismarcks habe der König verſprochen, auch bei einem 
Angriff SOſterreichs auf Italien ſofort in den Krieg einzutreten; 
bei etwaigen Friedenserbietungen Oſterreichs an Preußen würde 
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man Italien zeitig benachrichtigen, und niemals ein Abkommen 
ſchließen, bei welchem Italien der öſterteichiſchen Armee allein 
gegenüber ſtehen würde. 

Der Zwischenfall war damit thatſächlich erledigt, und wenn 
bei La Marmora das durch ihn aufgefriſchte Mißtrauen keines⸗ 
wegs ganz erloſchen war, ſo antwortete er doch auf Nigra's 
Bericht über Napolcon's Mittheilung umgehend: mein erſter 
Eindruck iſt, daß es eine Pflicht der Ehre und der Loyalität iſt, 
uns Preußen gegenüber nicht loszuſagen, namentlich, da es eben 
rüstet, und allen Mächten erklart hat, daß es Öfterreich angreifen 
würde, wenn Oſterreich uns angriffe. Er blieb hiebei, auch als 
am folgenden Tage Nigra meldete, Fürſt Metternich hätte die 
Ermächtigung erhalten, die Abtretung Venetiens nicht erſt nach 
der Eroberung Schleſiens, ſondern ſogleich gegen das einfache 
Verſprechen der Neutralität zu zeichnen. Dies fteigerte den Reiz 
des Vorſchlags erheblich: nichts deſto weniger ſagte ſich La Mar⸗ 
mora, daß die Annahme für jeden italieniſchen Miniſter eine 
Unmöglichkeit wäre. Im ganzen Volke brauſte fort und fort 
die lange zurückgepreßte Vegeifterung, mit eigener Kraft das 
herrliche Venedig dem Vaterlande wieder zuzuführen; mit Ver⸗ 
achtung und Abſchen hätte man den Gedanken hinweggeſtoßen, 
wieder eine Gnadengabe aus der Hand des franzöſiſchen Be⸗ 
ſchützers anzunehmen, deſſen Vormundſchaft durch die Knechtung 
Roms unter das päpſtliche Joch längſt jede Schuld der Dank⸗ 
barkeit ausgelöſcht hatte; alle Herzen ſchlugen in dem heißen 
Drange, endlich die volle Unabhängigleit Italiens mit dem beſten 
Blute feiner Söhne zu beſiegeln. Und dann die weitern Folgen 
jenes ſchimpflichen Handels! Oſterreich wäre auch nach der Ab⸗ 
tretung ein Feind, und nad) Preußens Befiegung ein doppelt 
furchtbarer Feind Italiens geblieben; die Verbindung mit Preußen 
wäre durch den Vertragsbruch auf lange zerriſſen, und unterdeſſen 
Italien gegen Oſterreichs Übermacht fort und fort auf demüthiges 
Flehen um Frankreichs Beiſtund angewieſen. Ein Sturm der 
Entrüſtung aller Parteien hätte, wenn La Darmora annahm, 
ſein Miniſterium binnen 24 Stunden hinweggefegt. 

So ſtellte er denn dem Kaiſer Napoleon die Mißlichkeit 
feiner Lage vor, und freute ſich, daß diefer fie gnäbig anzuer⸗ 
kennen ſchien. Übrigens fügte Sa Marmora noch Hinzu, daß 
der preußiſche Vertrag ja am 8. Juli ablaufe; wenn man bis 
dahin die Zeit mit den angekündigten Congreßverhandlungen 
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binbringe und damit eine breußiſche Kriegserklärung vor jenem 
Termin verhindere, ſo würde die italieniſche Regierung dann 
wieder volle Freiheit für jede Entschließung haben: eine An⸗ 
deutung, welche freilich nicht in formellem Widerſpruch zu dem 
Bundes vertrage ſtand, immer aber erkennen (ich, wie viel lieber 
im Frieden als im Krieg. wie viel lieber durch den franzöſiſchen 
Schuß als durch den preußiſchen Bund, La Marmora Venetien 
erlangt hatte. 

Es bedarf nicht der Bemerkung, daß La Marmora ſich 
hütete, dem preußiſchen Bundesgenoſſen eine Mittheilung über 
dieſe geheime Correſpondenz zu machen. Nach feiner ablehnenden 
Antwort kehrte dann auch Napoleon gegen Golh wieder die 
freundliche Seite heraus, verſicherte, daß er an Gebietserwerbung 
nicht denke, und behauptete, nichts mehr zu wünſchen, als baldige 
Eröffnung des Congreſſes zur Verhütung des Kriegs. Dazu 
paßte freilich ſehr wenig eine Rede, womit er am 6. Mai bei 
feinem Empfang in Augerte die Anſprache des Maire beantwortete, 
und welche in dem Satze gipfelte, das Voll des Donne-Departes 
ments habe ihm ſtets ſeine anhängliche Geſinnung bekundet, 
„denn es hat wie die Mehrheit des franzöfiſchen Volkes begriffen, 
daß feine Intereſſen die meinigen find, und daß ich, gleich ihm, 
die Verträge von 1815 verabſcheue, die man heute zur einzigen 
Grundlage unſerer auswärtigen Politik machen will.“ Mit 
Grund konnte Emil Girardin von dieſer Rede ſagen, daß fie 
wie ein Kanonenſchuß durch Europa erſchollen fei; außer der 
friegerifchen Tendenz ließ fie freilich leine beftimmte Absicht des 
Kaiſers erkennen, vielmehr mochte aus ihren Worten ein jeder 
herausleſen, was ihm ſchmackhaft däuchte, Befreiung Venetiens, 
Einheit Deutſchlands, Abtretung des linken Nheinuſers — ganz 
nach Belieben, wenn es nur den Verträgen von 1815 widerſprach. 
Die preußiſche Regierung empfand die Unficherheit dieſes Bodens 
um ſo mehr, als ihr von verſchiedenen Seiten Gerüchte über den 
Plan einer friedfertigen Ceſſion Venetiens an Italien zukamen. 
Bismarck zog aus alledem die Folgerung, daß man ſich die Thür 
zu Verhandlungen mit Oſterreich um jo weniger ſchließen dürfe, 
als Kaiſer Alexander immer wieder ein eifriges Beſtreben nach 
erneuerler Berſtändigung zu Dreien bethätigte, und neuerlich aus 
Wien ſelbſt Andeutungen einlieſen, welche über die amtlichen 
Erlaſſe dom 26. April im Sinne des Friedens weit hinausgingen. 
In der That, ſo verhielt es ſich; in ganz beſonderer Weiſe war 
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noch einmal ein Hauch leiſer Friedensregung aus Wien herüber 
gekommen. 

Ein Bruder des öſterreichiſchen Statthalters von Holſtein, 
Baron Anton Gablenz, war in Preußen anſoſſtg, hatte eine Zeit⸗ 
lung einen Sitz im Berliner Abgeordneten hauſe eingenommen, 
und dort durch zuberläffige Geſinnung und küchtige, wenn auch 
nicht glanzende Begabung, die Achtung Aller, die mit ihm in 
Berührung kamen, gervonnen. Daß dem Brüderpaar der Riß 
zwiſchen ihren Staaten durch die Seele ging, war natürlich, und 
ohne Zweifel geſchah es nicht ohne Mitwirkung des Statthalters, 
daß im April Baron Anton bei dem Grafen Mensdorff erſchien, 
um ihm einen Vermittlungsplan in dem großen Streite vor⸗ 
zulegen. Graf Mensdorff nahm ihn freundlich auf, bedeutete 
ihm aber, feinen Entwurf zunuchſt dem preußischen Cabinet zu 
unterbreiten; er gab ihm ein privates Einführungsſchreiben nach 
Berlin mit, und ſprach ſich gegen Baron Werther nicht ungünftig 
über Gablenz's Gedanken aus. In den erſten Tagen des Mai, 
alſo in dem Augenblicke, wo Golß jene drohenden Zumuthungen 
Napoleon's einſandte, verhandelte darauf Gablenz ſeinen Entwurf 
mit Bismarck, und fand auch hier bereitwilliges Gehör. Seine 
Vorſchläge waren einſach und deshalb zrweckentſprechend. Ster- 
reich hatte ein felbftändiges, Preußen ein preußiſches Schleswig ⸗ 
Holſtein begehrt: Gablenz gab anheim, die Souveränität der 
Herzogthümer als eines unabhängigen Staats einem preußischen 
Prinzen zu übertragen. Preußen hatte für ein ſelbſtändiges 
Schleswig⸗Holſtein die Februar⸗Bedingungen geftellt, Oſterreich 
dieſelben als unverträglich mit der Bundeskriegsverfaſſung ab⸗ 
gelehnt: Gablenz flug die Reform dieſer Verfaſſung, und zwar 
ebenſo zu Oſterreichs, wie zu Preußens Gunſten vor, in der 
Weiſe, daß in Krieg und Frieden Ofterreich den Oberbefehl über 
alle füddeutſchen, Preußen über alle norddeutschen Heerestheile 
erhielte Preußen würde ſodann den Lieler Hafen erwerben und 
dafür fünf Millionen Thaler an Oſterreich zahlen. Ferner em⸗ 
pfinge Oſterreich 20 Millionen Strieggtoften von den Herzogthümern, 
während Preußen auf jede ſolche Zahlung verzichte. Rendsburg 
würde Bundesfeſtung mit preußiſcher Beſatzung, dafür erhielte 
Oſterreich ausschließliches Beſatzungsrecht in Raftadt und Hohen⸗ 
zollern, fo wie den Oberbefehl über das hohenzollern'ſche Bundes 
Contingent. Beide Regierungen würden gemein ſam die Bundes⸗ 
reform auf dieſer Baſis in Angriff nehmen. 
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Bei den coloſſalen öſterreichiſchen Rüſtungen gerade in dieſen 
Tagen, den wuthſchnaubenden Ausbrüchen aller Wiener Zeitungen, 
den peinlichen Gerüchten über die freiwillige Abtretung Venetiens, 
war Bismarck überraſcht, daß von Wien aus ein folder Aus⸗ 
gleichsverſuch überhaupt noch gemacht oder verſtattet wurde. Er 
hielt das Gelingen für wenig wahrſcheinlich, war aber weit ent⸗ 
fernt davon, den Mittels mann kurzer Hand abzuweiſen. Wir 
wiſſen, wie er während mehrerer Jahre dem Wiener Cabinet die 
Bundesreform in Geſtalt der gemeinfemen Beherrſchung Deutſch⸗ 
lands durch beide Mächte bei jedem Anlaß an das Herz gelegt 
hatte; was Gablenz vortrug, war nur eine neue Form desſelben 
Gedankens; es gab feinen Grund, welcher den Verſuch, auf 
dieſem Wege einem Kriege von unabſehbarer Tragweite aus⸗ 
zuweichen, verboten hätte. Allerdings war dabei große Vorſicht 
unerlußlich; bei der in Wien herrſchenden Feindſeligleit gegen 
Preußen mußte man auf die Möglichteit gefaßt fein, daß ein 
von Berlin kommender Friedensvorſchlag ſofort benußt würde, 
um in Paris und namentlich in Florenz Mißtrauen gegen Preußen 
zu erwecken. So gedachte Bismarck, zwar persönlich und im 
Stillen bei der Verhandlung guten Rath zu ertheilen, zungchſt 
aber jede amtliche Außerung zu vermeiden, bis man Gewißheit 
über den Ernſt und die Aufrichtigkeit der öfterreichifchen Friedens 
liebe gewonnen hätte. König Wilhelm war in jeder Hinſicht 
derſelben Meinung, und ſo theilte Bismarck dem Baron Werther 
am 4. Mai vertraulich mit, Gablenz werde am 5. wieder in 
Wien eintreffen; ſeine Vorſchläge enthalten, wenn in einigen 
Punkten modificirt, in andern genauer präcifirt, eine geeignete 
Baſis zur Verhandlung: Werther möge ſich in dieſem Sinne 
gegen den Grafen Mensdorff in Anknüpfung an deſſen frühere 
Mittheilungen über Gablenz aussprechen. In dieſem Zuſammen⸗ 
Hang beſchlaß Bismarck jept auch, eine Antwort anf Mensdorff s 
Depeſche über Schleswig- OHolſtein vom 26. April zu geben, in 
der Form eines vertraulichen Erlaſſes an Baron Werther vom 
7. Mai, worin er zwar jede Anrufung oder Einmiſchung des 
Bundestags als vertrags⸗ und rechtswidrig zurückwies, dann 
aber ſich bereit erklärte, falls Oſterreich über feinen Antheil an 
der Souveränität in Schleswig⸗Holſtein anderweitig verfügen 
wolle, mit ihm direct darüber zu verhandeln; dann würde die 
Verſtändigung um fo leichter erreichbar werden, wenn es gellinge, 
gleichzeitig eine Einigung über die von Preußen angebahnte 
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Bundesreform zu erzielen. Sie werden leicht erkennen, ſetzte 
Bismarck in einem beſondern Schreiben hinzu, daß es bei dieſem 
Erlaſſe meine Abſicht war, den Weg einer vertraulichen Ver⸗ 
ftändigung im Sinne des Entwurfes Gablenz'8 nicht abzuſchneiden; 
wenn deſſen Gedanken dort von beſonnenen Politiern, wie Graf 
Mens dorff, ernftlich aufgenommen würden, fo wäre es vielleicht 
noch nicht zu ſpüt zur Einigung. Wenn es ſich dagegen be⸗ 
ftätigen ſollte, fuhr er fort, daß Oſterreich den franzöſiſchen Ver⸗ 
grobermngsgeliſten durch Angebot deutfcje Landes ſchmeſchle, 
— was man in Wien wohl nur in der Zuverſicht wagen würde, 
daß unſere nationale Stellung und die deutſche Geſinnung des 
Königs es uns unmöglich machte, den ſchmachvollen Wettftreit 
auf dieſem Gebiete aufzunehmen — ſo würde es uns nicht ſchwer 
werden, ſolchem Beginnen gegenüber die feffellofe Entwiclung 
des deutſchen Nationalgefühls durch jedes Mittel gegen Oſterreich 
aufzurufen. 

Unterdeſſen war Gablenz am 5. Mai in Wien wieder an⸗ 
gekommen. Mensdorff verſprach, den Kaiſer ſogleich zu unter⸗ 
richten, der bis dahin kein rechtes Vertrauen in die Aufrichtigkeit 
der Ausgleichsvorſchläge geſetzt hatte, fie verſpätet fand, und be⸗ 
fürchtete, daß fie nur als Mittel dienen follten, die Mittelſtaaten 
von Oſterreich zu trennen. Der Miniſter ſelbſt, ebenſo wie fein 
College Eſterhazy, zeigte übrigens guten Willen, verſohnlich zu 
wirlen, zugleich aber auch die Beſorgniß, im Miniſterrathe bei 
dem acuten Stande der Dinge und dem jetzigen Einfluß der 
Kriegs partei nicht durchzudringen. Beide Staatsmänner erlannten 
an, daß Oſterreichs Ehrenpunkt, die Selbſtändigteit Schleswig ⸗ 
Holſteins, in dem Vorſchlage gewahrt ſei, fanden auch die Geld⸗ 
entſchüdigung ſehr annehmbar, hatten aber Zweifel, ob Oſterreichs 
Oberbefehl in Süddeutſchland ſich erreichbar zeigen würde. Napo⸗ 
leom's Rede in Auperre fteigerte die verſöhnliche Stimmung, die 
jegt beginnende Mobilmachung in Preußen aber in noch höherem 
Grade das herrſchende Mißtrauen. Der Kaiſer erklärte ſchließlich 
feine Genehmigung, daß die Verhandlung fortgeſetzt werde, jedoch 
ſeien beſtimmter formulirte Vorſchläge erforderlich. Zu dieſem 
Behuf beſchloß dann Gablenz, am 10. Mai, zu weitern Er⸗ 
wägungen nach Berlin zurüczugehen. 

Was man ſonſt in Berlin damals aus Öfterreich vernahm, 
gab ſtets geringere Ausſicht auf Verſöhnung. Das Toben der 
Wiener Preſſe hielt ſich auf derſelben Hohe des wüthenden 
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Haſſes; der Statthalter von Niederöſterreich rief zur Bildung 
von patriotiſchen Freiſchaaren auf; unter kaiserlicher Genehmi⸗ 
gung erließ ein Oberſt Starzenski ein Manifeſt an die Polen, 
worin er ihnen die von Oſterreich erwieſenen Wohlthaten auf⸗ 
zählte und gegen das polenfeindliche Preußen die Waffen zu er⸗ 
greifen mahnte. In den leitenden Streifen wurde vielfach aus⸗ 
gesprochen, daß, wenn man nach fo gewaltigen und Foflfpiefigen 
Rüſtungen nicht zur Entſcheidung durch die Waffen ſchreite, 
Oſterreich banterott und ruiniert, und fein Anſehen in Deutſch⸗ 
land und Europa vernichtet fein würde; die einzige Rettung 
ſei der Krieg. So berichtete Werther aus Wien, ſo redete Graf 
Blome in München zum Prinzen Neuß, ſo deutete es Lord 
Clarendon in London dem Grafen Bernſtorff an. Sollte unter 
ſolchen Umftänden Preußen die Unterhand lung Gablenz's fort- 
fegen? Andrerſeits wiederholte der ruſſiſche Kaiſer mit geſteiger⸗ 
ter Wärme feine Aufforderungen zu Abrüſtung und Frieden, 
ſowohl in Wien als in Berlin, und die Nachrichten über die 
napoleonische Politik waren keineswegs dazu angethan, Preußen 
zu raſchem Vorgehen auf kriegeriſchen Bahnen anzufpornen. 
So entſchloß ſich Bismarck aufs Neue, zwar mit höchſter Behut⸗ 
ſamkeit zu verfahren, immer aber das lezte Friedensmittel noch 
nicht von der Hand zu weiſen. Bom 13. bis zum 20. Mai er⸗ 
wog er mit Gablenz die nähere Formulirung der von demſelben 
gemachten Vorschläge. Nach mehrfacher Durchſicht war das 
Ergebniß das Folgende. Die auf Schleswig⸗Holſtein bezüglichen 
Artikel blieben im Ganzen unverändert: als künftiger Souverän 
der Herzogthümer wurde jetzt der Prinz Albrecht don Preußen 
ausdrücklich genannt ), und für Preußen außer dem Kieler 
Hafen auch Düppel und Sonderburg gefordert. Die weſentliche 
Umarbeitung betraf den fünften Artikel über die Bundeskriegs⸗ 
verfaſſung, welcher eine genauere Ausgeſtaltung erhielt. „Die 
beiden Regierungen, lautete er jept, werden bei der Bundes⸗ 
verſammlung einen Antrag auf Bundesreform ſtellen. Als 
dringendſter Theil derſelben iſt die Reform der Bundeskriegs⸗ 
verfaſſung anzuſehen. Die Souveränitätsrechte der Bundesfürſten 


y) In Wien hatte man die Beftimmung gewünſcht, daß die beiden 
Kronen ſiels unvereinbar jein solten; in Berlin geg man vor, fiatt 
deſſen einen der preußischen Krone ferner fiehenden Punzen zu 
bezeichnen. 
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innerhalb ihrer Contingente find zu wahren, aber gleiche Or⸗ 
ganiſation, Armirung und Einübung durchzuführen. Der Raifer 
von Oſterreich ift für Krieg und Frieden Bundesfeldherr des 
Südens, der König von Preußen des Nordens. Die Bundes⸗ 
feldherren haben das Recht und die Pflicht, für die gleichmäßige 
Organisation Sorge zu tragen, jeder Bundes feld herr hat das 
Recht, in dringenden Fällen die kriegsbereite Aufſtellung des 
ihm untergebenen Herres anzuordnen, vorbehaltlich ſpäterer Ge⸗ 
nehmigung durch Bundesbeſchluß. Beide Regierungen, ſetzte 
dann noch Bismarck hinzu, werden die Reform der Bundes⸗ 
kriegsverfaſſung ungefäumt zur Annahme und Durchführung 
bringen, und vorher nicht entwaffnen. Sie werden zu dieſem 
Behuf einen Tag der deutſchen Fürſten und freien Städte nach 
Weimar berufen. Die Fürſten werden eingeladen, ihre Miniſter 
mitzubringen, und über das Ergebniß der Verhandlungen zu 
entſcheiden, ehe fie ſich trennen. 

Der König genehmigte Alles, empfing Gablenz in beſonderer 
Audienz, forderte ihn auf, dem Kaiſer Franz Joſeph ſeine neuen 
Vorſchlage perjönlich zu überreichen, und demſelben zu ſagen, 
daß er, der König, in ihnen einen Weg zu ſehen glaube, auf 
welchem man zu einer erſprießlichen amtlichen Verhandlung ger 
langen könne. Während dieſer Beſprechungen erhielt der König 
ein Schreiben des Generals von Manteuffel aus Gottorp vom 
18. Mai. Manteuffel hatte Tags zuvor bei General von Gab⸗ 
lenz in Rendsburg gefpeift und berichtete über feine dortigen 
Geſprüche. Ich erlaube mir, das Schreiben einzurücken, weil es 
für die beiden militärifchen Politiker charatteriſtiſch ift und zur 
gleich die Miſſion des Herrn Anton von Gablenz in ſcharſe 
Beleuchtung rückt. Manteuffel ſchreibt: General Gablenz ver⸗ 
ſicherte, fein Kaifer wolle den Frieden mit Ew. Majeſtat; ein 
Erſchwerniß ſei nur, daß der Kaiſer glaube, daß, nachdem er 
fo viel Leute zuſammen berufen, fo viel Geld ausgegeben, fein 
Land es nicht verſtehen würde, wenn er jetzt Frieden ſchlöſſe. 
General Gablenz behauptet, er ſchriebe dem Kaiſer. „daß gerade 
die beiderſeitigen Truppenverſammlungen und Geldausgaben 
nothwendig geweſen feien, um einen wirklichen, haltbaren, guten 
Frieden zwiſchen Preußen und Oſterreich herbeizuführen. Die 
Lage erforderte raſche und kräftige Entfehlüffe, und dieſe würden 
unter gewöhnlichen Verhältnifien nie gefaßt. Seine Anficht fei, 
Konig und Kaiser einigten ſich über des Verhältniß Preußens 
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in Nord⸗, Oſterreichs in Süddeutſchland, und über die hienach 
feſtzuſezende Bundesreform. Darauf riefen fie ſümmtliche deutfche 
Fürſten zuſammen, und ſagten ihnen: das haben wir beſchloſſen, 
und fordern euch auf, zuzuſtimmen. In den Staat, deſſen Fürſt 
es nicht wollte, rückte ein Corps ein, im Norden ein preußiſches, 
im Süden ein öſterreichiſches. Die Fürſten würden dann Alle 
zustimmen. Darauf riefe man, wenn es fein müßte, ein Parla- 
ment zuſammen, und bei einer Million Soldaten würde dieſes 
auch zuſtimmen. Dann wäre Deutſchland geordnet, und ein 
dauerhaftes Verhältniß zwiſchen beiden Staaten gegründet. Dem 
Auslande ſagte man dann, fo iſt Deutſchland jezt geordnet, und 
da Preußen und Oſterreich jetzt eine Million Soldaten auf dem 
Felbetat hätten, fo würde es ſich hüten, einen Rampf aufzunehmen, 
zu dem es ſich erſt rüſten müßte. Nothwendig ſei nur ein 
Miniſterwechſel; entweder müffe der Kaiſer einen Miniſter nehmen, 
der mit Bismarck ſchnell und energiſch zu handeln vermochte, 
oder der König einen, der mit Mens dorff zu bedenken und zu 
überlegen verstand.“ Ih ſagte ihm, daß, da fein Project doch 
ſchuellen Entſchluß und energiſches Handeln erfordere es weil 
vathfamer schiene, daß der Kaiſer einen Minister nähme, der 
tanti ſei. 

(Die beiden Kriegsmänner hatten dann noch als gute 
Kameraden ihr eigenes Verhältniß beſprochen, wenn der Krieg 
ausbräche, Gablenz gemeint, man könne dann vielleicht die 
Herzogthümer neutral ftellen, Manteuffel aber erklärt, das fei 
für Preußen zu gefährlich, die Oſterreicher müßten Holftein und 
überhaupt Norddeutſchland räumen. Gablenz ſagte darauf, 
militäriſch angefehen, fei dies richtig; er wünſche, im Kriegsfalle 
nach Italien verfeßt zu werden, damit ihm der Kampf gegen 
die alten Waſſenbrüder erſpart werde. Manteuffel ſchloß dann 
fein Schreiben): „Nun, Ew. Kgl. Majeſtat, ich ſaſſe die Situation 
fo auf, daß jetzt Alles auf raſches Handeln ankommt, und daß 
nichts gefährlicher it, als durch Lange Verhandlungen pie Sache 
zu trainiren. Soll verhandelt werden, und iſt es gegeben, was 
ich nicht weiß, es nochmals zu verfuchen, dann ein Termin von 
zweimal 24 Stunden, und iſt der verlaufen, dann das Signal 
Fanfare.“ 

Bismarck, welchem der König den Brief auf der Stelle 
mittheilte, fand hier zum Theil ſeine eigenen Gedanken wieder, 
meldete dem Gencral, daß der von ihm entwickele Plan in Berlin 
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gute Ausſichten habe; er möge alſo die Erwägung desselben mit 
feinem Collegen fortſeen; nach Umſtänden werde er Vollmacht 
erhalten, den Vertrag dort mit demſelben abzuſchließen. Einſt⸗ 
weilen aber folle er dieſem nicht ſagen, daß er einen Auftrag 
von dem Miniſterium empfangen habe, ſondern direct vom König 
über deſſen Friedens wünſche unterrichtet ſei. Ebenſo inftruirte 
er, als Anton Gablenz am 19. Mai nach Wien zurückfuhr, den 
Baron Werther, daß eine amtliche Unterhandlung erſt dann 
beginnen könne, wenn Se. Majeftät der König die überzeugung 
von der zuverläſſigen Geſinnung des Wiener Cabinets gewonnen 
hätte; zunächſt wünſche Gablenz nur, dem Kaiſer Franz Joſeph 
die Eindrücke mitzutheilen, die er in feiner Audienz bei Sr. Mafe⸗ 
ftät dem Könige gewonnen habe. 

Wie würde der Erfolg ausfallen? Bei allen Vortheilen, 
welche der Entwurf Gablenz's für Oſterreich in Ausſicht ſtellte, 
war es immer eine ſtarke Zumuthung, die ihm zu Grunde lag: 
anſtatt des Bundes mit den Mittelſtaaten gegen Preußen ein 
Ausgleich mit Preußen auf Koſten der Mittelſtaaten. Freilich 
hatte, wie wir wiſſen, in den lebten Jahren Osterreich viermal 
eine ſolche Schwenkung gemacht: offenbar aber war, was auch 
General Gablenz ſagen mochte, durch die jetzigen Rüſtungen ein 
Entſchluß dieſer Art in hohem Maaße erſchwert, wenn nicht 
unmöglich geworden. So berichtete auch Manteuffel, daß er bei 
einem neuen Geſpräche feinen Collegen ungleich zugelnöpfter 
gefunden; ohne Zweifel Hatte dieſer aus Wien ungünſtige Ant⸗ 
wort erhalten. Ebenſo ſchrieb Werther, er habe von Mens dorff 
auf eine Bemerkung, daß Ofterreich zum Gelingen der Untere 
handlung die Rückſicht auf die Mittelſtaaten etwas in den 
Hintergrund treten laſſen müſſe, eine entſchiedene Ablehnung 
erfahren. Indeſſen nahm der Minister, als Anton Gablenz, 
durch die Militärtrans porte verſpätet, am 22. Mai in Wien 
ankam, ihn durchaus freundlich auf, und verſprach ihm, ſogltich 
eine Audienz bei dem Kaiſer zu erwirken. Dieſelbe hatte am 
25. Statt, und dauerte fünf Viertelſtunden. Nach einigen Er- 
örterungen über Auguſtenburg und die Priorität der Rüſtungen 
ſprach Gablenz die Hoffnung aus, daß zur Beſeitigung des jetzt 
zwiſchen den beiden Cabinetten beſtehenden Mißtrauens ſich wohl 
in der Perſon des Generals von Manteuffel ein Vertrauensmann 
finden ließe, welchem der König sicherlich die nöthige Vollmacht 
geben würde, wenn der Kaiſer den Statthalter von Holſtein mit 
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gleicher Vollmacht verſehen wollte. Der Kaiſer begehrte jed och 
zunächſt Gablenz's einzelne Vorſchläge zu hören. Gablenz laß 
vor; der Kaifer ſtellte Fragen, Gablenz gab nahere Erläuterung. 
Der Kaiſer ſagte dann, es ſei wahrhaft zu bedauern, daß dieſe 
Vorſchläge nicht vor ſechs oder acht Wochen gemacht worden, 
wo man dieſelben ſicher angenommen hätte; muthmaaßlich liege 
dabei eine tiefere Abſicht zu Grunde, daß Graf Bismarck diefe 
annehmbaren Propoſitionen erſt zu einer Zeit mache, wo die 
Annahme nicht mehr möglich fei. Troß aller Beſcheldenheit, 
fügte Gablenz muß ich bemerken, daß die Vorſchläge nicht von 
dem Grafen Bismarck ſondern von mir herrühren. Allein er 
machte damit wenig Eindruck; die Urheberſchaft, berichtete er 
nachher, blieb auf Bismarck ſitzen, und das Mißtrauen gegen 
dieſen war größer, als das Vertrauen zu meiner Erfindungskraft. 
Indeſſen wurde er nicht ungnäbig entlaſſen; ich werde, ſagte der 
Taiſer, die wichtige Sache erwägen und Ihnen Antwort zukommen 
laſſen; fo viel ift klar, daß bei dieſem Abkommen Preußen den 
Lowenantheil erhalt, und Oſterreich weniger geboten wird. 

An demfelben Tage äußerte Mensdorff gegen den Baron 
Werther, er finde in Gablenz's Borſchlügen mandjen annehmbaren 
Punkt, wiſſe aber nicht, ob jener heute noch damit durchdringen 
werde. Hier halte jedermann Preußen für den Urheber des, wie 
es ſcheine, unvermeidlichen, italieniſchen Kriegs; das ſei der 
wahre Grund der in Ofterreich herrſchenden Erbitterung gegen 
Preußen, und der Kaifer dürſe die öffentliche Meinung feines 
Landes nicht vernachläſſigen. 

Es waren gute Worte, und ohne Zweifel auch aufrichtige 
Wünſche des Miniſters, wenn er hier von manchen annehmbaren 
Punkten redete. Aber wie während der Verhandlung über die 
Abrüſtungsfrage die öſterreichiſchen Generale unaufhörlich weiter 
rüsteten, fo hatte es auch Graf Mensdorff für richtig gehalten, 
während der Unterhanblung Gablenz's Schritt auf Schritt in 
dem diplomatiſchen Kampfe gegen Preußen vorwärts zu thun, 
und dadurch Oſterreichs Politit an die der Mittelſtaaten unauf⸗ 
löslich feſt zu ketten. Als am 19. Mai die Bamberger ihren 
Antrag auf allgemeine Entwaffnung in Frankfurt einbrachten, 
nahm der öſterreichiſche Geſandte den Anlaß wahr, die Auf⸗ 
merkſamkeit des Bundestags auf die preußiſche Verhandlung mit 
Hannover zu lenken, nach welcher dieſes auf alle Falle unbewaff⸗ 
nete Neutralität verſprechen follte, auch wenn der Bundestag die 
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Mobilmadjung der hannoverſchen Truppen anorbnete. Zugleich 
ſchicte Mensdorff den Oberſten Wimpffen nach Caſſel und den 
Prinzen Carl Solms nach Hannover, um die beiden Höfe zu 
fefter Bundes treue zu ermahnen und ihnen Oſterreichs mächtige 
Garantie für ihren Beſitzſtand gegen jede preußiſche Anfechtung 
zuufigeen. Prinz Carl Solms erregte den heftigſten Zorn 
des blinden Königs gegen Preußen durch die Erzählung, daß 
dieſes Frankreichs Unterſtützung durch die Zuſage des linken 
Rheinufers gewonnen habe ), und ftellte ihm zugleich für den 
Kriegsfall Unterſtützung durch die in Holſtein befindliche Brigade 
Kalik und Gebietserweiterung auf Preußens Koſten in Ausſicht?) 
So gingen denn auch die Vorkehrungen für das Lager bei Stabe 
ebenſo wie für die heimliche Augustenburger Rüſtung in Hamburg 
ihren Gang; für Hannover bildete das Alles eine halbe Mobil⸗ 
machung, wenn auch noch von Pferdeankäufen, Organiſation der 
jeldmäßigen Verpflegung, ſchweren Lazarethen u. . w. nicht die 
Rede war. König Georg genehmigte dieſe Dinge nach feiner 
Abneigung gegen Preußen und deſſen Bundesreform, nach dem 
Wunſche, auf alle Fälle vorbereitet zu ſein. Indeſſen ſtrebte er 
doch bei der offenbaren Gefahr einer preußen feindlichen Politik, 
fo lange wie irgend möglich freie Hand zu behalten. Nun legte 
einen Tag nach der Ankunft des Prinzen Solus der preußiſche 
Gefandte eine neue Depeſche Bismarcks vom 20. Mai vor, 
worin dieſer, ebenſo lar wie nachdrücklich, die preußiſche Forde ⸗ 
rung wiederholte: vertragsmäßige Zuſage unbewaffneter Neutra⸗ 
lität, auch in dem Falle, daß ein Bundesbeſchluß die Mobil- 
machung beſehle; denn Preußen müſſe einen ſolchen Beſchluß 
als rechtswidrig und die Ausführung desſelben als Kriegs⸗ 
erklärung betrachten, ſei aber, wenn Hannover immobil bleiben 
wolle, zum ſofortigen Abſchluß einer Convention bereit, welche 
die Unabhängigkeit Hannovers in einem neuen Bunde gewährleiſte. 
König Georg, fo lebhaft von beiden Seiten angegangen, war 
in hͤchſter Erregung, kam aber bald in der ihm eigenthümlichen 
Weiſe zum Eutſchluß. Einen förnlichen Bertrag, einen Sonder⸗ 
bund mit Öfterreic) gegen Preußen, wollte er nicht ſchließen, 


y) Mittheilung des Prinzen Bernard Solms an den Prinzen 
Vienburg. 

„ Mitteilung des Stontsrat5g Zimmermann an ben preußiſchen 
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weil ein Krieg zwiſchen den beiden Mächten durch das Bundesrecht 
verboten ſei. Aber noch weniger wollte er thun, was zur Erhaltung 
des Friedens für Hannover unerläßlich war. In dem von 
Preußen angebotenen neuen Bunde ſah er, ſo beſtimmt auch 
Bismarck von der Unabhängigkeit Hannovers jezt redete, doch 
ſeit dem 9. April eine Beſchrantung ſeiner ihm von Gott über⸗ 
tragenen Souderänitätsrechte herandrohen, wogegen fein ganzes 
Ehr⸗ und Pflichtgefühl ſich empörte. Schon die jetzt erhobene 
Jorderung der unbedingten, ungerüſteten Neutralität, der Verzicht 
alſo auf das Recht, zu waffnen, wo ihm Waffnung geboten 
ſchiene, fiel ihm unter dieſen Geſichtspunkt. Der König, ſagte 
Graf Platen dem Prinzen Yſenburg, verſteht nicht, warum er 
nicht rüſten folle, wenn alle feine Mitfürſten rüſten; er wird nie 
feindſelig gegen Preußen auftreten, aber er ift verpflichtet, zu 
riſten, wenn ein Bundesbeſchluß die Rüſtung befiehlt. Unter 
den ſchönſten Friedensphraſen that Hannover Alles, was ein 
öſterreichiſcher Bundesgenoſſe zu thun verpflichtet war Genau 
in demſelben Sinne beantwortete gleichzeitig Kurheſſen dieſelbe 
preußische Aufforderung. 

Man wird nicht behaupten können, daß Preußen die beiden 
Regierungen durch trügeriſches Spiel in das Verderben gelockt 
Hätte. Nichte konnte klarer fein, als die wiederholte Erklärung 
des Kriegsfalls, wenn ſie waffneten, und der Garantie ihrer 
Regierung, wenn fie auf Friedensſuß blieben. Nach ihrem ab⸗ 
lehnenden Beſcheide wies dann Bismarck die beiden Gefandten 
an, nicht weiter auf die Sache zurückzukommen, ſondern nur 
gelegentlich zu erklären, daß Preußen annehmen müſſe, Hannover 
fo wie Kurheſſen fortan unter feinen Gegnern zu erblicen, und 
hienach ſich alfo an keine der früher in Ausſicht geſtellten Ver⸗ 
heißungen gebunden erachte. 

Von ungleich größerer Wichtigleit aber war der Erlaß. 
durch welchen Graf Mensdorff am 22. Mai die Mittheilung nach 
München fandte: nachdem Preußen am 7. eine gemeinfame Be⸗ 
handlung der Fragen der Herzogthümer und der Vundesreform 
empfohlen habe, ſcheine es ihm nr folgerichtig, auch die erftere 
an dieſelbe Stelle zu weisen, wo die letztere entſchieden werden 
müſſe, an den Bundestag. Die geheime Verhandlung mit Preußen, 
ſetzte er hinzu, könne ja daneben ihren ruhigen Fortgang haben. 
Er mochte dies wünſchen, Hätte aber vorausſehen können, daß 
es ein unmöglicher Gedanle war. Schleswig Holſtein zur Ent⸗ 
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ſcheidung des Bundestags ſtellen, war gleichbedeutend mit der 
Kriegserklärung gegen Preußen. Seine Collegen gaben ſich 
darüber keiner Täuſchung hin; man war des Wartens müde, 
und wollte jezt den Bruch fo bald wie möglich. Auch die 
Nöthe der innern Lage, welche das Jahr zuvor für eine Friedens⸗ 
politik entſchieden hatten, drängten zur Zeit in entgegengeſetter 
Richtung. Nachdem das Miniſterium Schmerling den Hader der 
Nationalitäten im Reiche entzündet Hatte, war dem Minifterium 
Velcredt noch an keiner Stelle ein Ausgleich auf verfaſſungs⸗ 
mäßigem Boden gelungen. Die deutſchen Landtage hatten 
großes Theils gegen die Siſtirung der Februar⸗Verfaſſung pro⸗ 
teſtirt; mit den Croaten war man zu keiner Verſtändigung, 
weder über ihr Verhälmiß zu Ungarn, noch über jenes zur 
Wiener Regierung, gekommen; vollends im ungariſchen Reichs⸗ 
tag ſtand das Anſehen Franz Deäk's höher als je, und feine 
Jorderung der unbedingten Anerkennung der Verfaſſung von 
1848 durch die Krone, wurde von einer unermeßlichen Mehrheit 
der Bevölkerung unterſtützt. Dazu wollte ſich aber das Mini ⸗ 
ſterium nach ſeinen abſolutiſtiſchen Geſinnungen nicht entſchließen, 
und ſo ſtanden ſich in Peſt die Parteien mit ungemilderter 
Scheofffeit nach wie vor gegenüber. Zu all dieſem Hader kam 
mit täglich wachſendem Drucke die Finanzuoth, ein Defieit von 
80 Millionen, eine tiefe Erschöpfung des Credits, und auch für 
dieſes Elend gab es kein Heilmittel, als die Beendigung der 
endlos ſich hinziehenden Verfafjungsfämpfe. Da konnte denn. 
ein großer Krieg als die ſichere Radicalcur erſcheinen: der Sieg 
über den auswärtigen Feind würde auch die Mittel zur Nieder⸗ 
werfung aller innern Oppoſitionen liefern. Leider hätte man 
nicht ſchon 1865 ftatt des Gaſteiner Vertrags zu dieſem durch⸗ 
schlagenden Mittel greifen können; damals war man nicht ge⸗ 
rüſtet; jetzt aber ſtand eine gewaltige Armada bereit, und an 
deren Triumphen zu zweifeln, war nicht erlaubt. Graf Mens⸗ 
dorff rang vergeblich gegen dieſe Stimmung ſeiner Collegen: 
es wird behauptet ), daß er dem Kaifer die auch jetzt vorhan⸗ 
dene Unzulänglichkeit der militäriſchen Kräfte entwickelt und da⸗ 
mit einen gewiſſen Eindruck gemacht, daß dann aber Biegeleben, 


) Im Wiener Neuen Tageblatt, September 1872, angeblich nach 
1 Mensdorffs. Val. Rogge, Oſterreich von Vilägos x. 
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durch Eſterhazy unterſtützt, dieſen Eindruck beim Kaifer wieder 
verwiſcht habe. Genug, als der Kaiſer dem Baron Gablenz 
hatte eröffnen laſſen, daß er deſſen Vorſchläge dem Miniſterium 
zur Beſcheidung übergeben hätte, fagte Graf Mensdorſſ dem 
Unterhändler, es ſei zu ſpät, das Mißtrauen auf beiden Seiten 
fei zu groß für eine unmittelbare Unterhandlung. Graf Belerebi 
bemertte, die innern Schwierigkeiten des Reiches könnten nur 
durch einen Krieg befeitigt werden. Graf Lariſch erklärte, daß 
er für Öfterreich binnen drei Monaten eine preußifche Kriegs⸗ 
contribution von 500 Millionen, oder einen anſtändigen Banke⸗ 
rott auf Grund des Kriegs bedürfte. 

Ohne Zweifel hielten die hier fo offenherzigen Herren den 
Bruder ihres holſteiner Statthalters für einen durchaus ſchwarz⸗ 
gelben Patrioten. Graf Eſterhazy fügte, ohne zu ahnen, wie 
prophetiſch er rede, den Troſt hinzu, nach der erſten Schlacht 
werde man mit beſſeren Ausſichten unterhandeln können. Am 
28. Mai ſchrieb Mensdorff die amtliche Antwort, er bedauere 
aufrichtig, daß die gegenwärtige Spannung leine directe Unter⸗ 
handlung geſtatte, und hoſſe, daß es beiden Regierungen noch 
möglich fein würde, Anknüpfungspunkte zu finden. 

Auf den Wunſch des Königs Wilhelm hatte auch der Groß⸗ 
herzog von Weimar einen Vermittlungsverſuch gemacht, durch 
einen Brief an den Kaiſer Franz Joſeph vom 22. Mai, worin 
er anheimgab, durch eine verſöhnliche Behandlung der Bun des⸗ 
reform das Unheil des Kriegs entfernt zu halten. Er empfing 
einige Tage fpäter die Antwort, daß der Kaifer in vollem Maaße 
feine Geſinnung theile, bei den jetzt ſich drängenden Ereigniſſen 
aber für die Bewahrung des Friedens keine andere Grundlage 
finde, als die Erhaltung des beſtehenden Zustandes. 

Ein weiteres Moment, welches nicht mit geringem Gewichte 
auf dieſe Entfchlüfie eingewirkt hatte, werden wir fogleich kennen 
lernen. 
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Kalſer Napoleon war nach der Ablehnung des öſterreichiſchen 
Vorſchlags durch Italien und bei dem fortdauernden Schweigen 
Preußens über franzöſiſche Compenſationen in keiner freudigen 
Stimmung. Die öffentliche Meinung in Frankreich forderte von 
ihm Erhaltung des Friedens und Bändigung der vreußiſchen 
Kampfluſt. Blieb aber Friede in Deutſchland, fo blieb auch 
Venetien unter Oſterreichs Herrſchaft, und fo ſchwer ihn Italiens 
Ablehnung verdroſſen hatte, fo brüdend laſtete die Sorge vor 
neuen Orfini-Bomben auf feiner Seele, wenn er Italiens Hoffe 
nungen gründlich täuſchte. Hier bot denn der alte Plan eines 
großen europäifchen Congreſſes einen erwünſchten Ausweg. Auf 
einem ſolchen ließ ſich vielleicht durch das vereinte Gewicht der 
Großmächte bewirken, was er bisher durch Preußens Schwert 
zu erreichen gehofft hatte, und dann würde der europäische 
Areopag ſich auch wohl zu einer Ordnung aller ſchwebenden 
Streitfragen herbeilaſſen, wie fie bene Intereſſe der übrigen 
Machte und alſo auch Frankreichs entſprechen konnte. Sein 
Leben lang hatte der Kaiſer es geliebt, ſich in großen und weit- 
ſchichigen Combinationen zu ergehen, von denen jede die andere 
ſtützen und fördern follte; nur war es leider nicht feine Art, 
jeden einzelnen Gedanken ſcharf und klar in alle feine Con- 
ſeguenzen zu verfolgen, und damit die Durchführbarkeit, ſowie 
die Vereinbarkeit desſelben mit ſeinen übrigen Entwürfen zu 
ermeffen. So verwickelte er durch die Häufung ſeiner Plane 
„ evbel, Begründung b beutfhen Reides. TV. 10 


we GOOgle PRINCETON UnIVERSIM 


290 Oſterreich und Frankreich 1866 


feine Politit in ſtets wachſende Schwierigkeiten und unlösbare 
Widerſprüche, führte einen großen Krieg zum Schuze der Türkel 
und wiegelte die christliche Rajah gegen den Sultan auf, hoffte, 
mit Rußland gemeinſame Erfolge zu erringen und wünſchte doch 
auch Polen zu befreien, entflammte das italieniſche Nationalgefühl 
und beſchützte zugleich den geistlichen Todſeind desſelben. Noth⸗ 
wendig wurde damit fein Verfahren unſicher und zweideutig 
nach allen Seiten; er verfolgte eine Richtung eine Strede Weges, 
und wenn dann die Hinderniſſe ſich auſthütrmten, überraſchte er 
plößlich die Welt durch einen ganz neuen Einfall, welcher freilich 
nicht aus ſchopferiſcher Tiefe, ſondern aus brütender Verlegen heit 
entſprang. Eine energifche Thatkruft hatte er nie beſeſſen; jetzt, 
mit dem herannahenden Alter und ſchweren Krankheitsanfüllen, 
verſank er vollends in ſchwankende Unſchlüſſigkeit. Lange Zeit 
hatte ihn das Publicum für einen unergründlichen Staatsmann 
gehalten; jetzt ſagten ſeine Diener im Stillen, mit ihm ſei eine 
wirkliche Politik nicht mehr zu machen. 

Den Gedanlen, ſich bei einem erheblichen Anwachſen der 
preußiſchen Macht durch Stücke rheiniſches Landes zu entſchädigen, 
hatte er damals ſelbſt wieder aufgegeben. Ein ſchmaler Gewinn, 
etwa die Grenze von 1814, ſchien ihm nicht erheblich genug, um 
dafür eine ſeindſelige Entrüſtung des ganzen deutſchen Volkes 
auf fi) zu nehmen. Eine große Brute, wie die Einverleibung 
des ganzen lin en Rheinuſers, drohte europäiſche Gefahren, und 
war vollends auf dem Congreſſe nicht zu beantragen, geſchweige 
denn durchzuſetzen. Auch fehlte ihm jene franzöſiſche Selbſt⸗ 
gefältigteit, welche ganz ehrlich jede franzöſiſche Eroberung als 
ein Glück für die Unterworſenen betrachtet: ich habe nicht Lu, 
ſagte er, mir ein deutſches Venetien zu erſchaffen. Statt deſſen 
hatte er ſich für den Congreß ein Programm erſonnen, welches 
anſtatt Landgewinns leitenden Einfluß Frankreichs in Deutſch⸗ 
land verhieß. Oſterreich würde für den Verluſt Venetiens mit 
Schleſien entſchädigt werden. Preußen empfinge dafür Schleswig⸗ 
Holſtein und außerdem noch ewa Sachſen und zwe ober drei 
Aleinſtaaten, ſowie die militäriſche Hegemonie über Norddeutſch 
land. Hiedurch gewaltig verſtärtt, würde es den deulſchen 
Weiten völlig räumen und ſich aus der Nähe der franzöſiſchen 
Grenze durch Abtretung der Rheinprovinz zurückziehen. Dort 
könnten dann die depoſſedirten Fürſten in kleinen Herzogthümern 
untergebracht werden, welche zum deutſchen Bunde gehörten, 
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aber unter frangöfifcem Schutze fländen. Die ſüd⸗ und mittels 
deutſchen Staaten würden einen ſelöſtändigen Bund bilden, 
welcher mit Osterreich und Preußen gewiſſe ſeſte Beziehungen 
behielte, immer aber gegen deren Ehrgeiz an Frankreichs Gönner⸗ 
ſchaft einen ſichern Rückhalt hätte. Auch ließe ſich vielleicht aus 
den Landſchaften des linken Rheinufers, von der elſaſſer bis zur 
holländifchen Grenze, ein neutraler Staat nach belgiſchem Mufter 
bilden, um den Schein einer unmittelbaren Berührung zwiſchen 
Deutſchland und Frankreich zu beſeitigen. Mit einer ſolchen 
Erneuerung des Rheinbundes, meinte er, könnten alle franzöſiſchen 
Polittter zufrieden fein. Hochſt wahrſcheinlich würden übrigens 
die Verhandlungen des Congreſſes ſich über den 8. Juli (die 
Dauer des italieniſch⸗preußiſchen Bundes) hinziehen, und dann 
gemäß La Marmora's Andeutung Italien freie Hand haben, 
nach Erlangung Venetiens neutral zu bleiben. Jedesfalls hätte 
er durch die Berufung des Congreſſes dem franzöſiſchen Volke 
fein aufrichtiges Streben zur Erhaltung des Friedens dargethen. 

Wenn Bismarck auf Benedett's erſte Anfrage ſich zum 
Congreſſe bereit, aber eine vorausgehende Verſtändigung mit 
Frankreich und Italien für nothwendig erklärt hatte, fo wäre 
eine ſolche auch dem Saifer recht angenehm geweſen, vorausgeſetzt, 
daß fie auf Grund des obigen ſchönen Programms erfolgt wäre 
Drouyn de Lhuys ſondirte darüber den Grafen Goltz am 7. Mai. 
Er bat den Botſchafter, die etwas verbrauchte Congreß⸗Ider 
nicht gar zu ernſt zu nehmen. Jedesfalls fi ein Einvernehmen 
mit Preußen und Italien dem Saifer ſehr erwünſcht. Alſo, Sagte 
er dem Grafen, machen Sie einen Speisezettel. Goltz meinte 
darauf, er könne Preußens Wünſche angeben, aber die franzöfl- 
ſchen Lieblingsgerichte könnten doch nur von Frankreich ſelbſt 
bezeichnet werden. Eben dies, ſagte Drouyn de Chuys, wünſchen 
wir zu vermeiden; Frankreich verlangt keine Vergrößerung; wenn 
aber ein Anderer ſich vergrößert, muß es ein Aquivalent begehren; 
welches, das hat der ſich Vergrößernde anzugeben. Eine bloße 
Genugihuung der Eigenliebe würde nicht ausreichen, fuhr er 
ſort, jedoch brauchte es nicht gerade ein Gewinn an Land und 
Leuten zu fein; es ließe ſich ein Mittelding denken, welches 
jedem Srangofen als reeller Gewinn erſcheinen würde, eine Com⸗ 
bination, welche neue Gruppfrungen bildete, alte, für Frankreich 
bedenkliche, ſprengte, Frankreich ftärkte, deſſen Gegner ſchwächte. 
Für einen ſolchen Vorſchlag würde ich Ihnen fehr dankbar fein; 
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ich will auch mit dem Kaiſer darüber reden, der in dergleichen 
Combinationen ſehr fruchtbar iſt. 

Goltz war naiv genug, bei dieſen Reden nicht an den 
Rheinbund, ſon dern an Polen zu den len, erhielt jedoch am folgen⸗ 
den Tage von Napoleon ſelbſt die Verſicherung, daß er zur Zeit 
die polniſche Frage in Angriff zu nehmen nicht beabſichtige. 
Auch von eigenem Landerwerb ſehe er ab, fo viel auch in Frank⸗ 
reich von der Rheingrenze die Rede ſei; er wünſche Frieden, und 
deshalb den großen Congreß, welcher die drei Streitfragen: 
Venetien, Schleswig⸗Holſtein und die deulſche Bundesreſorm, 
behandeln, und ſie alle im Sinne Italiens und Preußens zu 
löſen ſuchen würde. Für das Alles verlange er für Frankreich 
gar nichts. Goltz freute ſich ſehr ob dieſer Uneigennützigkeit, 
mußte es aber doch bedenklich finden, daß die deutſche Bundes 
reform unter curoplſche Curatel geftellt werden ſollte, und 
deutete ehrerbietig an, daß dies in Deutſchland ſehr böſes Blut 
machen würde. Napoleon ging leicht darüber hinweg, mit der 
Bemerkung, daß die deutſche Bundesacte ja zu den europäiſchen 
Verträgen von 1815 gehöre, alſo ohne Zuſtimmung der damaligen 
Signatärmächte nicht abgeſchaſßt oder weſenllich geändert werben 
könnte. Als Golz ſich nach der Entſchädigung erkundigte, welche 
Oſterreich für die Abtretung Venetiens erhalten follte, ſagte der 
Kaiſer, das fei ein ſchwieriger Punkt; Oſterreich lehne Rumänien 
ab, und verlange Schleſien, worauf man natürlich nicht eingehen 
könne; es werde wohl nichts übrig bleiben, als ihm Bosnien zu 
überweiſen. 

Auf den Bericht über dieſe Geſpräche antwortete Bismarck 
mit dem Befehle, in dem Beſtreben auf eine dem Congreß vor⸗ 
ausgehende Verftändigung zwiſchen Preußen, Italien und Frank- 
reich fort zu fahren. ol that in diefer Hinficht, was er 
konnte, vermochte aber, da er weder Compenſationen, noch 
Combinationen vorlegen durfte, keinen Erfolg zu gewinnen. An 
irgend einem Punkte brach bei jedem Geſpräche darüber Napoleon 
mit der Erklirung ab, er könne keine bindende Zuſage geben, 
da er dies auch den Öfterreichern verweigert habe. Dagegen 
erfuhr man in Berlin, daß die franzöſiſchen Geſandten beim 
Bundestage und bei den Mittelſtaaten ganz entſchieden in 
preußen⸗ und reformſeind lichem Sinne redeten: der Kaiſer inter⸗ 
eſſire ſich, hierin mit Oſterreich einverftanden, für die Souveränität 
der Mittelſtaaten; die Zeit ſei gekommen, wo die Mittelſtaaten 
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zu zeigen hätten, daß fie des Daſeins würdig ſeien u. dgl. m. 
Nicht minder deutlich erhellte eine ſtarte Abkühlung der früher 
ſo oft bekundeten Sympathie Napoleon's für Preußen durch den 
Umſtand, daß er jetzt eine vorläufige Verſtändigung nicht mit 
Berlin und Florenz, fondern hinter Preußens Rücken mit London 
und Petersburg ſuchte, wovon dann Bismarck erſt durch eine 
Mittheilung des Maifers Alexander benntriß erhielt. Während 
Napolcon fortfuhr, ſich in unbeſtimmten Friedenswünſchen zu 
ergehen, nahm Drouyn de Lhuys bei dem Ausbleiben preußiſcher 
Anerbietungen leinen Anſtand, in vertrauten Geſprächen ſehr 
unumwunden zu erklären, er wünſche nicht, wie der Kaiſer, das 
Gelingen des Congreſſes, ſondern den Ausbruch des Kriegs 
zwiſchen Preußen und Ofterreich; Frankreich fiehe mit den neu⸗ 
tralen Mächten ſo gut, daß es bei einer Intervention nicht allein 
bleiben werde; es gönne Preußen die Elbherzogthümer unter 
gewiſſen Bedingungen; wenn aber Bismarck meine, ohne weiteres 
im Triumphwagen auf das Capitol fahren zu können, fo täuſche 
er ſich er werde unterwegs umwerfen, und Frankreich die Cen⸗ 
traliſirung Deutſchlands unter preußiſcher Führung nicht dulden; 
auch möge Vismarck nicht glauben, daß fein italieniſches Bünd⸗ 
niß ein feſtes Bollwerk für jede Tollkühnheit fei; der Kaiſer 
werde das von ihm geſchaſſene Italien in feſter Abhängigkeit zu 
erhalten wiſſen.⸗) 

In der That hatte Italien in dieſem Augenblicke Napoleon's 
Gnade nicht weniger als Preußen verwirkt. Zwar mahnte König 
Victor Emanuel den Grafen Uſedom, und Comthur Nigra den 
Grafen Golß wiederholt, Preußen möge den franzöſiſchen Im⸗ 
perator durch das Anerbieten kleiner cheiniſcher Landstriche 
gewinnen; da aber von Bismarck keine ſeſte Zuſage folder Art 
zu erlangen war, fo erndtete die italienische Regierung für dieſe 
nuglofen Bemühungen in Paris keinen Dank. Um fo verdrieß⸗ 
licher wurde dort die ſelbſtändige Haltung vermerkt, welche fie 
gegenüber dem Vorſchlage des Congreſſes bewahrte. Gleich auf 
die erſte Meldung darüber erklärte La Marmora in einem Rund⸗ 
ſchreiben an alle Höfe, daß Italien bereit ſei, in den Congreß 
einzutreten, den Wunſch der neutralen Mächte aber, vor dem 
Beginn der Congreßverhandlung zu entwaffnen, unmöglich erfüllen 


y Goltz erfuhr dies durch La Gueronniere; Vismard bezweifelte 
allerdings beſſen Zuverläſſigteit. 
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könne — eine Erklärung, welcher auch das preußiſche Cabinet 
einige Tage ſpäter beitrat. Als dann La Marmora aus London 
die Nachricht erhielt, dort ſei das Gerücht von einer freiwilligen 
Abtretung Benetiend an Frankreich verbreitet, beeilte er ſich, am 
14. Mai dem Comthur Nigra die Weifung zu geben, er möge 
bei Napoleon darauf wirken, daß Venetien nicht durch franzöſiſche 
Schenkung, ſondern durch einen Beſchluß des venetianiſchen 
Voltes an Italien falle; jener eritere Weg würde erniedrigend 
für Italien ſein und bei der Nation einen beklagenswerthen 
Eindruck hervorbringen; einer derartigen Löſung würde er, La 
Marmora, der früher ſtets eine friedliche Ausgleichung zu erleichtern 
geſucht, jetzt ganz entſchieden den Krieg vorziehen müſſen. Eine 
ſolche Erklärung enthielt für feanzöfifche Augen die offene Auf⸗ 
kündigung des ſchuldigen Gehorſams, die pflchtwidrige Auf 
lehnung des undankbaren Vaſallen, und gab dem ſtets öſterreichiſch 
und papiſtiſch geſinnten Drouyn de Lhuys das erwünſchte 
Material, um bei dem Kaiſer volles Übergewicht über Italiens 
Freunde, den Prinzen Napoleon, den Staatsminifter Rouher 
und deren Parteigenoſſen, zu gewinnen. Immerhin ſollte Vene⸗ 
tien von der Fremdherrichaft befreit, im Übrigen aber Ztalien 
in das gebührende Verhältniß zu feinem Schöpfer zurückgebracht 
werden. Die alten, am 3. Mai von Thiers in Erinnerung 
gebrachten Gedanken, daß Italien nach feiner Natur und Geſchichte 
nicht zum Einheitsſtagte, ſondern zum Staatenbunde bejtimmt 
fei, tamen auch im kaiserlichen Cabinette aufs Neue zur Sprache. 
Es wäre verkehrt, ſagte Napoleon einmal zu Goltz, dem Wiener 
Hofe für die Abtretung Venetiens die Herſtellung des Königreichs 
Neapel ſchon jetzt anzubieten; erſt wenn die italieniſche Einheit 
durch Venetien vollendet ſei, werde die alte Uneinigkeit wieder 
ausbrechen, und der Staatenbund möglich werden. Dagegen 
fand die Kaiſerin Eugenie es gefährlich, die Einheit Italiens 
ſich vollenden zu laſſen; denn ſagte fie, ift dies geſchehen, fo 
wird der König ſich irgendwie mit dem Papſte verſtändigen, und 
dann anftatt Frankreichs im ganzen Oriente als Beſchüßer der 
römiſchen Katholiten auftreten. 

So lenkten die Gedanken der franzöſiſchen Regierung mehr 
und mehr auf das Geleiſe der Wiener Politit hinüber. Daß 
man in Oſterreich ſehr beſtimmt geſonnen war, im Kriegsfalle 
mit Italiens Selbständigkeit ebenſo gründlich wie mit der 
preußischen aufzuräumen, verſteht fich von felbft: auch hatte man 
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ja nach dieſer Seite ungleich beſſere Gründe zum Borne, als 
gegen Preußen. Denn mochte man von Bismarcks weitern 
Plänen noch jo viel Schlimmes beſorgen, fo hatte bisher Preußen 
nicht einen Buchſtaben der beſtehenden Verträge verletzt, während 
Italien ſeit 1859 trotz aller Verträge um ſich gegriffen, und 
hundert Male den Angriff auf den lezten Reſt der öſterreichiſchen 
Peſihungen im Süden der Alpen offen angekündigt hatte. Wenn 
Öfterreich jetzt ſiegte, würde es ſich ſicherlich nicht auf die Ver⸗ 
theidigung Venetiend beſchränken. Der preußiſche Geſandte in 
Rom, Graf Harry Arnim, meldete bald nachher ſeiner Regierung, 
dem Gardinal- Staatsfecretär Antonellt ſeien durch Drouyn 
de Lhuys fortlaufend Mittheilungen über die zwiſchen Paris 
und Wien ſchwebenden Unterhandlungen zugegangen, und ebenſo 
fei er über die Abſicht des Wiener Cabinets unterrichtet worden, 
zwar Frankreichs Werk von 1859, die Vereinigung der Lombardei 
mit Piemont, zu reſpectiren, und dazu noch Venetien aufzuopfern, 
im Übrigen aber auf die Beſtimmungen des Züricher Friedens 
zurückzugehen, und jedesfalls dem Papſte die Legationen und 
die Marken wieder zu verſchaffen, alſo den alten Kirchenſtaat 
herzuſtellen, und damit das piemontefiſche Oberitalien vollftändig 
von Neapel zu trennen, ganz fo, wie dies Drouyn de Lhuys 
noch 1863 empfohlen Hatte. Dasſelbe. was hier dem Valican 
als ſchöne Hoffnung entgegen leuchtete, berichtete Nigra, unmittel⸗ 
bar vor dem Ausbruch der Feindſeligkeiten, mit ſchwerer Beſorgniß 
nach Florenz: unſere Ausſichten ſtehen gut, schrieb er dem Prinzen 
Carignan; nur ſchenle Gott den Preußen Sieg; nach ihrer 
Niederlage würde Benedel mit mehr als 100000 Mann über 
uns hereinbrechen, um uns die Legationen und die Marken wieder 
abzunehmen). 

Mittlerer Weile war Napoleon in der Verhandlung über 
die dem Congreß zu machenden Vorlagen verangeſchritten. Er 
hatte den General Ileury zu einer vorläufigen Ertundung nach 
London geſchict, und Lord Clarendon ſich im Allgemeinen bereit 
erklürt, damit nicht wieder wie 1863, ſagte er dem preußiſchen 
Botſchafter, England angellagt werde, durch Ablehnung des 


y Wie weit das Detail dieſer Angaben durch die Wiener und 
Pariser Neten Beftätigt wird, leſſe ich dahingeſtelt. Über die Richtigteit 
isced weſentüichen Inhalts laßt der weitere Verlauf der Thatſachen 
feinen Zweifel. 
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Congreſſes den Weltfrieden gefährdet zu haben. Auch war ihm 
die Abtretung Venetiens an Italien durchaus genehm; die 
Erwerbung Schleswig⸗Holſteins durch Preußen ließ er ſich im 
Intereſſe des Friedens gefallen; der Behandlung der deutſchen 
Vundezreform auf dem Congreß wollte er Napoleon zu Liebe 
nicht widerſprechen, obgleich er überzeugt war, daß Deutſchland 
eben fo gutes Recht wie Frankreich, Schwei Italien, Hätte, feine 
Verfaſſung nach eigenem Ermeſſen zu ändern. Drouyn de Lhuys 
legte darauf den Botſchaftern Englands und Rußlands, Lord 
Cowley und Baron Budberg, den Entwurf einer gemeinſam an 
Oſterreich, Preußen und Italien zu richtenden Note vor, ent⸗ 
haltend die Einladung zu dem Congreſſe, wo man die Abtretung 
Venetiens vorſchlagen werde, gegen eine von Oſterreich zu bes 
zeichnende Entſchädigung; ſodann werde man über eine euro⸗ 
pätfhe Garantie für den weltlichen Beſitz des Papſtes, über die 
Frage der Herzogthümer und über die deutſche Bundesreſorm, fo 
weit fie das europziſche Gleichgewicht berühre, Beſchluß ſaſſen. 
Nach Drouyn's Meinung würde der Congreß feine Beſchlüſſe 
nöthiges Falls mit Waffengewalt durchführen; davon aber wollten 
England und Rußland nichts wiffen, ſondern nur durch morn⸗ 
liſche Mittel wirken. Ebenſo wurde die Garantie für den 
Kirchenſtaat von beiden Mächten abgelehnt, und auf Rußlands 
Vorſchlag anftatt der „Abtretung Venetiens“ der unbeſtimmtere 
Ausdruck „öſterreichiſch⸗italieniſche Differenz“ beliebt. Auch der 
deutſche Bund ſollte zur Sendung eines Vertreters aufgefordert, 
und die vorgängige Entwaffnung der ſtreitenden Mächte nicht 
als Bedingung, ſondern nur als Wunſch der Neutralen bezeichnet 
werden. So ging denn am 24. Mai die amtliche Einladung 
nach Berlin und Sranffurt, ſowie nach Wien und Florenz ab, 
wurde am 28. den dortigen Organen überreicht, und die An⸗ 
nahme in Berlin bereits am 29. Mai, ſowie in Frankfurt und 
in Florenz am 1. Juni erklärt. 

Die öfterreichiiche Regierung hatte die Ende April be⸗ 
gonnene vertrauliche Unterhandlung mit dem franzöſiſchen Hofe 
ſeitdem im Fluſſe erhalten; mehrmals im Laufe des Mai hatte 
Graf Golf feine Sorge über die raftlofe — des Fürſten 
Metternich in feinen Depeſchen ausgeſprochen. Über die Stellung 
ſeines Hofes zu dem Congreßvorſchlag vermied damals Graf 
Mensdorff eine beftimmte Außerung; längft aber ſtand in Wien 
die Entſchließung feſt, die Abtretung Venetiens nimmermehr als 
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Gegenſtand einer Congreßverhandlung ohne Kampf und Waffen 
ehre zuzulaſſen, wenn man auch bereit blieb, fie im Falle eines 
ſiegreichen Krieges gegen den Gewinn von Schleſien zu voll⸗ 
ziehen. Je mehr ſich die Heeresrüſtung im Norden und Süden 
der Vollendung näherte, befto entſchiedener wurde — nicht gerade 
bei den Generalen, wohl aber bei den meiften Staatsmännern der 
Hofburg — die Überzeugung einer fihern und vollſtändigen 
Niederlage Preußens, ſo daß es nur noch darauf ankommen 
konnte, in der Ausbeutung des Siegs nicht etwa durch Frank- 
reich geſtört zu werden. Wie die Verhandlung dieſer Frage in 
Wien und Paris im Einzelnen verlief, iſt unbekannt. Gewiß 
aber iſt, daß um den 24. Mai der Herzog von Gramont in 
Paris eintraf, und dem Kaiſer Napoleon die Erklärung wieder⸗ 
holen konnte, Oſterreich ſei bereit, unter gewiſſen Bedingungen 
ſchon vor dem Kriege Venetien dem franzöſiſchen Monarchen 
zur Verfügung zu ſtellen ). Dieſe Mittheilung schloß die Ab⸗ 
lehnung des Kongreſſes in ſich: vor dem Kriege wollte Öfter- 
reich Venetien opfern, alſo nicht ohne einen Krieg, und folglich 
nicht auf einem Congreſſe. Auch dagegen wird ſich schwerlich 
ein Zweiſel erheben, daß der eifrig klerikale Gramont den öſter⸗ 
reichiſchen Standpunkt warm empfohlen, der gleichgeſinnte 
Minifter ihn dabei dringend unterftüßt, und Fürſt Metternich 
ſeinen Hof über dieſe günſtigen Stimmungen unzögerlich unter⸗ 
richtet hat. 

Unter ſolchen Umftänden kam am 28. Mai die officielle 
Einladung zum Congreſſe in Mensdorf's Hand, und die Antwort 
war nicht eine Stunde zweifelhaft. Oſterreich nahm allerdings 
die Einladung an, jedoch unter zwei Bedingungen, von welchen 
die eine, der Antrag auf Zuziehung des Papſtes zu dem Con⸗ 
greſſe, von den Neutralen bereits befeitigt war, die andere aber 


) Gramont erwahnt dies in einem fpäteren Briefe an Droupn 
de Cups vom 17. Juli. Rothan, la politique frangsise en 1866, 


. 444. 

Wenn Rethan 1. e. p. 186 f. ergäfft, Napoleon und Droupn de 
Syuys Hätten nach Gramont's Eröffnungen fo ſicher die Annahme des 
Congreſſes durch Oſterreich erwartet, daß der Miniſter noch am 4. Juni 
bei einem lanwirihſcheftlichen Feſte auf den guten Erfolg des Ton⸗ 
greſſes getoaftet hätte, fo iſt dies wenig glaublich, da Sſterreich feine 
Antwort am 1. Juni gegeben, und Napoleon dieselbe ſcon am 3. als 
gleichbedeutend mit Ablehnung bezeichnet hat. 
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die Eigenschaft hatte, dem Congreſſe jeden Gegenſtand zu ent 
ziehen, die Forderung nämlich, daß auf demſelben von keinem 
Gebietszuwachs für eine der ſtreitenden Mächte die Rede ſein 
dürfe. In einem Rundschreiben vom 1. Juni erläuterte Graf 
Mensdorff dieſe verdeckte Ablehnung dahin, daß die Einladung 
trotz der rückſichtsvollen Form doch das Begehren der Abtretung 
Venetiens ankündige, Oſterreich aber dasſelbe in dieſem Augen“ 
blicke entschieden zurückweifen müſſe. Oſterreichs Ehre erlaube 
es nicht, auf einen wichtigen und rechtmüßigen Befi in friedlicher 
Weife zu verzichten. Man habe von einem Ländertauſche 
geſprochen, allein wo ſei eine ausreichende Entſchädigung zu 
finden? Offenbar ſei die Zeit zur Zertrümmerung der Türkel 
noch nicht gekommen. Man habe zwar andeutungsweiſe auf 
Schleſten als Entſchädigung hingewieſen: allein Oſterreich ziehe 
vor, daß ein Jeder das Seine behalte. Dann aber folgte ein 
inhaltſchwerer, pofitiver Saß. „Wenn der ferieg wirklich aus⸗ 
bräche, wenn glänzende militariſche Erfolge Oſterreichs Macht 
erhöhten, dann freilich wäre die Annahme nicht auszuſchließen, 
daß wir auf eine Provinz Verzicht leisteten, um uns den Beſih 
einer andern zu ſichern.“ Im Übrigen habe man gegen eine 
Discuſſion der italienifchen Angelegenheit nichts einzuwenden, 
müſſe aber darauf beſtehen, daß zu deren Ausgangspunkt der 
Züricher Vertrag genommen werde, deſſen Nichteinhaltung die 
Urſache von dem jept ganz Europa beſchäftigenden Verhältniß fei. 

Durch dieſe Darlegung war nicht bloß das neutrale Europa, 
ſondern auch Preußen unterrichtet, um was es ſich bei dem 
bevorſtehenden Waffengange handelte: wenn der Krieg ausbreche, 
Freigebung Venetiens, um mit voller Kraft zur Rückgewinnung 
Schleſiens über Preußen herzufallen. Daß aber der Krieg 
ausbrechen würde, erklärte Oſterreich an demſelben Tage dem 
Frankfurter Bundestage. Die Verſaumlung hatte am 24. Mai 
den Bamberger Antrag auf allgemeine Abrüſtung einſtimmig 
angenommen, Hannover feine unbedingte Bundestreue verſichert 
und Öfterreich und Preußen darauf erklärt, fie würden in der 
nächſten Sitzung am 1. Juni die Vorausſetzungen angeben, unter 
denen fie zur Abrüſtung bereit feien. Denmach erllarte jetzt 
Öfterreich, es habe rüften müſſen wegen der rechtloſen, durch ein 
Bündniß mit Italien geftügten, mit Gewaltthat drohenden An⸗ 
pprüche Preußens auf Schleswig⸗Holſtein; es werde entwaffnen, 
wenn dort der rechts⸗ und verfaſſungsmäßige Zuſtand hergeſtellt 
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ſei; zu dieſem Behufe ftelle es die Frage der Herzogthümer den 
Entſchließungen des deutſchen Bundes anheim, welchen von 
Seiten Oſterreichs die bereitwilligſte Anerkennung geſichert ſei, 
und zeige zugleich an, daß der Statthalter von Holſtein Befehl 
habe zur Einberufung der Stände des Landes, deſſen Wünſche 
und Nechtsanſchauungen einen weſentlichen Factor der Ent 
ſcheidung bilden. 

So war es geſchehen. Die letzte Möglichkeit des Ausgleichs 
zwiſchen den beiden Großmächten war abgeworfen, dafür aber 
das Bündniß Oſterreichs mit den Mittel ſtaaten vollendet. Nichts 
war gewiſſer, als daß der Spruch des Bundestags gegen Preußen 
fallen, und daß Preußen mit der Zerreißung des Bundes ant⸗ 
worten würde. Der Krieg war fo gut wie vorhanden. Mochten 
die Juriſten ſtreiten, ob Preußen das Bundesrecht, oder ob 
Oſterreich feine preußiſchen Verträge von 1864 und 1865 verletzt 
Hütte: die Dinge waren fo weit gediehen, daß es ſich nicht mehr 
um das Recht, ſondern um die Macht handelte. Schleswig 
Holſtein hatte den Anlaß zum Streit gegeben, war aber nicht 
mehr der Gegenſtand desſelben. Oſterreich wollte feine deutsche 
Stellung von 1815 und 1850 behaupten, troß aller Rechtstitel, 
welche Rechberg's Politik dem preußifien Rivalen überliefert 
hatte. Mochte dabei Deutſchlands Zukunft fahren, wie fie wollte, 
Oſterreich meinte, nach Deutſchlands Vergangenheit feſten Grund 
für ſeinen Anſpruch zu haben. Eine halbe Million tapferer 
Kämpfer hatte es aufgeftellt; die Finanznoth drängte zu raſcher 
Entſcheidung, und was Europa betraf, fo hatte das Rundſchreiben 
des 1. Juni den Boden bezeichnet, auf welchem der Wiener Hof 
fein Einvernehmen mit Frankreich feſtzuſtellen bereit war: die 
Erwerbung Schleſiens unter Erhaltung des deutſchen Bundes⸗ 
rechts, die Abtretung Venetiens gegen Durchführung der Be⸗ 
stimmungen des Züricher Friedens. 

Das Wiener Cabinet hatte nicht lange auf Frankreichs 
Gegenerklärung zu warten. 

Mochte Napoleon nun ernstlich an ein friedſertiges Ergebniß 
des Congreſſes geglaubt, oder mochte er ihn nur der Friedens 
liebe des franzöſiſchen Volles zu Gefallen vorgeſchlagen haben, 
vielleicht auch in der Hoffnung, den Ausbruch des Kriegs bis 
zum Ablauf des preußiſch-italieniſchen Vündmiffes hinaus zu 
ſchieben; jedesfalls zeigte er keine ſchwere Betümmerniß über die 
Vereitlung des Congreſſes. Nach kelegraphiſcher Zustimmung 
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Englands und Rußlands erklärte er am 3. Juni, daß der Plan 
in Folge der Wiener Antwort aufgegeben ſei, und ſagte dem 
Grafen Golz, Oſterreich allein trage jetzt die Verantwortung für 
den Krieg, und fomit ſei für Preußen die wohlwollende Neu⸗ 
tralität Frankreichs geſichert. Zugleich aber ging an die Barifer 
Zeitungen die Weisung, ſich aller feindseligen Angriffe gegen 
Öfterreich zu enthalten, und am 4. Juni trat der Kaiſer mit 
Drouyn de Chuys und Gramont zur Feſtſtellung der Inſtruc⸗ 
tionen zuſammen, mit welchen an demſelben Abend der Botſchaſter 
nach Wien zurückteiſte. Nach wie vor hielt man in Paris unter 
den beiden ſtreitenden Mächten Oſterreich für die bedeutend 
überlegene; Preußen würde, vollends, wenn Italien nach Er⸗ 
langung Venetiens vom Kampfe zurücktrete, den Kürzeren ziehen 
und bald gezwungen ſein, Frankreichs Schuß zu erbitten und zu 
bezahlen; um ſo wünſchenswerther ſei es aber, im Voraus ſich 
von Ofterreich Gicherheit gegen jeden Mißbrauch feiner Siege 
zu verſchaffen, und Frankreichs Einfluß bei der künftigen Ge⸗ 
ſtaltung Deutschlands und Italiens in moͤglichſt weitem Maaße 
zur Anerkennung zu bringen. 

Demnach Hatte Gramont dem öſterteichiſchen Miniſter einen 
ſehr einfachen, aber ſehr inhaltreichen Vorſchlag zu machen. 
Frankreich wollte ſich zu vollſtändiger Neutralität in dem bevor⸗ 
ſtehenden Kriege verpflichten und verhieß. Alles zu thun, um 

talien zu der gleichen Haltung zu beitimmen. Dafür würde 

sterreich dem Kaifer Venetien zur Verfügung ftellen, dann, wie 
auch die Ergebniffe des Kriegs ſich geitalteten, die Weiterceſſion 
des Landes an Italien genehmigen, und dort den Beſitzſtand 
vor dem Kriege reſpertſren. Was Deutſchland beträfe, jo würde 
Oſterreich auf die Errichtung einer Hegemonie verzichten, welche 
ganz Deutſchland unter eine und diefelbe Autorität ftellen würde, 
und ohne Zuſtimmung Frankreichs keine Gebiets veränderung 
vornehmen, welche das europäische Gleichgewicht zu ſtören geeignet 
wären.) Die erite diefer beiden Claufeln ſchloß die deutsche 
Einheit unter Ofterreichs Führung aus, ſehte alſo ein gewiſſes 
Maaß für Preußens Demüthigung, um den bisherigen Dualis⸗ 


) Bol, über die Verhandlung Gramont, Allemagne non relle. 
p. 279, über den Inhalt des Vertrags Rothan, l. e. P. 169 ff., und 
in näherer Ausführung Hansen, coulisses de le diplomatie, 
p. 106 fl 
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mus in Deutſchland fortdauern zu laſſen. Die zweite enthielt 
ſtillſchweigend Frankreichs Genehmigung zur Erwerbung Schleſiens 
durch Oſterreich anſtatt Venetiens, räumte Frankreich eine ent⸗ 
ſcheidende Stimme bei jeder Neugeftaltung der deutſchen Verhält- 
niſſe ein, und gab eintretendes Falls dem Kaiſer die gewünſchte 
Sicherheit franzöſiſcher Compenfationen. 

Es war begreiflich, daß Graf Mensdorff auf einen Vertrag 
mit ſo viel umfaſſenden Forderungen neben einem Angebote 
lediglich der franzöſiſchen Neutralität, nicht gleich mit beiden 
Händen zugriff. Indeſſen war Gramont in der Lage, unter 
Feithaltung der Deutschland betreſſenden Süße, auf der italieniſchen 
Seite weitere Zugeſtändniſſe zu machen. Wir wiſſen, daß bie 
Einheit Italiens dem franzöſiſchen Miniſter verhaßt, dem Kaiſer 
wenigſtens nicht erwünſcht war. Er ſelbſt konnte nicht füglich 
mehr dagegen auſtreten, aber unter gewiſſen Vorausſetzungen 
war er bereit, Oſterreichs Bekämpfung derſelben freie Bahn zu 
luſſen. Wahrend alſo am 5. Mai Napoleon dem italienischen 
Miniſter die bedingungsloſe Überlaffung Venetiens in Ausſicht 
geſtellt hatte, gab jezt Gramont in Wien das Verſprechen, 
Frankreich werde dieſe Abtretung nur unter folgenden Bedingungen 
vollziehen: Erhaltung der weltlichen Herrſchaft des Papſtes und 
Unverletlichteit der ihm noch unterworfenen Gebiete, ohne Prä⸗ 
judig der zu Gunften der Mechte des heiligen Stuhles gemachten 
Vorbehalte, Gewährleiftung der neuen öſterreichiſchen Grenze, 
Geldentſchädigung für das Feſtungsviereck, und Übernahme eines 
verhöltnißmüßigen Theils der österreichischen Staatsſchuld. Ferner 
verſprüche Frankreich, den Bevölkerungen Italiens freie Hand zu 
laſſen, wenn es künftig dort zu einer Reaction gegen die italte⸗ 
niſche Einheit kommen follte. Außerdem behielt ſich der Wiener 
Hof das Recht vor, für die depoſſedirten Erzherzoge von Toscana 
und Modena Enkſchädigung aller Orten ſonſt, als in Italien, 
zu begehren. 

Es iſt deutlich, wie ſchwer dieſe Säge die Zukunft der 
Italiener bebrohten. Sie zeigten, was unter der oben erwähnten 
Wahrung des Beſitzſtandes vor dem Kriege gemeint war, nichts 
Anderes als Erhaltung des franzöſiſchen Werkes von 1859, 
Oſterreichs Verzicht auf die Lombardei, der jetzt durch die Ab⸗ 
tretung Beneriens ergänzt werden ſollte. Der Vorbehalt aller 
Rechte des heiligen Stuhles verſtattete Öfterreich, bei günſtigem 
Verlaufe des Kriegs die Legationen und die Marlen für den 
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Papft zurück zu erobern, und damit Neapel völlig von dem 
Königreich zu trennen. Wenn dann in Toscana und Modena 
eine Partei ſich für die vertriebenen Fürſten erhöbe, würde 
Frankreich auch dieſe Provinzen ſich ruhig von Italien ablöſen 
laſſen, im entgegengefepten Falle aber den Erzherlogen eine 
Entſchädigung verſchaffen Helfen, auf deutſchem Boden? oder 
vielleicht auf Koſten des Prinzen Karl von Hohenzollern in 
Rumänien? Erſt vor wenigen Wochen war die Erwählung des 
Letzteren unter thütigem Bufammenwirken Preußens und Frank- 
reichs erſolgt; jetzt aber, nachdem Preußen jedes Angebot rheiniſches 
Landes verweigert hatte, redete Napoleon zur peinlichen Uber⸗ 
raſchung des Grafen Golt mit ſcharſer Ungunſt von der Einfepung 
des Prinzen. 

Ganz anders hatte Oſterreich in dieſer Beziehung, wenn 
wir der Ausſage des damaligen Cabinetschefs unter Drounn 
de Lhuys, Baron Andre, trauen dürfen, ſeine Intereſſen bei 
Napoleon zu wahren gewußt. Andre erzählte drei Jahre fpäter, 
am 29. Mai 1869, dem preußiſchen Vokſchaftsrathe, Grafen 
Solms⸗Sonnewalde, Folgendes: „Unſer Vertrag mit Oſterreich 
ſicherte uns, wenn es ſiegte, die Erwerbung des Rheins. Sie 
wiſſen dies längſt; alſo brauche ich Ihnen lein Geheimniß daraus 
zu machen. Allerdings war in dem Vertrage der Rhein nicht 
ausdrücklich genannt, aber unter den Compenſationen, die wir 
eventuell zu fordern berechtigt waren, war eben der Rhein ver⸗ 
ſtanden.“ Dieſelben Angaben theilte im October 1869 dem 
Grafen Solms der General Caills mit, unter fpecieller Bezeich⸗ 
nung der rheiniſchen Gebietstheile, welche für die franzöſiſche 
Annexion beſtimmt waren. 

Hat ſich dies Alles ſo verhalten, ſo wird man den Inhalt 
des am 9. Juni paraphirten, am 12. abgeſchloſſenen Vertrags 
kurz dahin zufommen faſſen können: Frankreich gab Italiens 
Einheit dem Wiener Hofe, dafür gab Oſterreich die Selbſtändigkeit 
Deuffehlands den Franzosen Preis. 

Nach der Anſicht Drouyn de Ohuys' wäre, wie mit Öfter- 
reich, ſo auch mit Preußen, noch vor dem Ausbruche des Kriegs 
ein Vertrag über die künftige Geſtaltung der deutſchen Verhält⸗ 
niſſe zu schließen geivefen. Napoleon aber hielt einen ſolchen 
Verſuch, nach allen ihm aus Berlin zukommenden Berichten. 
cheils für unnöthig, theils für ausſichtslos, ja für gefährlich. 
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Schon feit mehreren Wochen klagte Graf Benedetti, daß 
bei Bismarck an die Stelle der bisherigen vertraulichen Offenheit 
eine ſchweigſame Zurüchaltung getreten ſel. Am 19. Mai ſagte 
ihm Bismarck, daß Napoleon troß aller frühern Zuſicherungen 
jeder Verſtändigung mit Preußen, jeder Mittheilung feiner Ab⸗ 
ſichten ausweiche; er erwähnte zugleich jene feindseligen Auße⸗ 
rungen der franzöſiſchen Geſandten bei den Mittelſtaaten, ſowie 
die Gerüchte von einer friedlichen Abtretung Venetiens an Italien, 
ſprach aber den Entſchluß au, auch wenn Italien dann den 
Bundesvertrag breche, den Kampf gegen Oſterreich und die 
Mittelſtaaten dem Könige anrathen zu wollen, da er bei der 
Strke und Tüchtigkeit der Armee an einem guten Erfolge nicht 
zweifle. 

Was franzöſiſche Compenſationen betraf, fo berichtete Benedetti 
wiederholt, daß der König ebenſo wie fein Volk nur unter dem 
bitteren Zwange einer völligen Niederlage ſich zur Abtretung 
deutſches Bodens entſchließen würden. Die Doctrin, fagte er 
einmal, welche Deutſchland als eine einheitliche Macht auffaßt, 
und ihr das Recht, ihre Verfafſung nach Gutdünken umzugeſtalten, 
beilegt, verblendet hier auch die am wenigften voreingenommenen 
Geiſter, und mit Entrüſtung weiſen fie jede Verhandlung zurück, 
welche den Verluſt irgend eines Gebietstheils zur Folge haben 
könnte. Ich kenne, ſchrieb er ein anderes Mal, niemand außer 
dem Grafen Bismarck, der ſich mit dem Gedanken vertraut 
gemacht hütte, eine Gebielsabtretung an Frankreich könnte in 
Preußens Intereſſe liegen, und auch dieſer würde höchſtens in 
eine mehr oder weniger bedeutende Grenzverbeſſerung willigen. 

Dieſe exteptionelle Belobung hatte ſich Bismarck auf folgende 
Weiſe zugezogen. Es verſteht ſich, daß er fo wenig wie fein 
König von Hingabe deutſches Landes etwas wiſſen wollte. Die 
dem Grafen Benedetti jo verwunderliche Doctrin, daß die deutſche 
Nation berechtigt ſei, ihre Verfaſſung ohne fremde Erlaubniß 
umzubilden, war der In halt ſeines ganzen Daſeins geworden, 
und fo war das Periſer Verhalten, für eine ſolche Erlaubniß 
einen Entgelt an Land und Leuten zu ſordern, in ſeinen wie 
im jedes deutſchen Mannes Augen eine rechtloſe Anmaaßung. 
Was hätte Frankreich erwidert, wenn bei deſſen Revolutionen 
1830, 1848, 1851 Deutſchland im Namen der alten Verträge 
oder auf Grund des geſtörten Gleichgewichts ſich eingemiſcht 
und eine Landabtretung begehrt hätte? Wie aber in einem 
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ſolchen Falle Lafayette 1830 oder Louis Napoleon 1851 eur⸗ 
pfunden hätte, jo empfand jezt auch Bismarck. Die gebührende 
Antwort auf jede Zumuthung dieſer Art ließ ſich nur mit der 
Hand am Schwertgriff geben; dies aber wäre freilich im Juni 
1866 ein Act des Wahnſinns geweſen. Demnach beſchloß Bis⸗ 
ward, hinzuhalten, den Ausſpruch eines kategorischen Nein zu 
vermeiden, von der Schwierigkeit, aber nicht geradezu von der 
Unmöglichkeit einer Compenſation zu reden. Nichts lag dabei 
näher als die Wendung, daß man zwar nach dem Nationalitäts⸗ 
princip deutſches Land nicht abtreten könne; wenn alſo Frank⸗ 
reich ſchlechterbings etwas erwerben wolle, fo möge es auf Grund 
desſelben Princips franzöſiſch redende Bezirke annectiren. Dann 
drängten, wie erwähnt, die Italiener, in ihrer Sorge über Napo⸗ 
leon's unheimliche Politit, fort und fort in Berlin auf Erfüllung 
des franzöſiſchen Wunſches. Er will eſſen, ſagte Victor Emanuel 
dem Grafen Usedom: gebt ihm etwas, aber nicht viel; erklärt ihm 
dann ſehr beſtimmt, mehr bekäme er nicht, und er wird zufrieden 
ſein. Am 2. Juni machte General Govone dem preußiſchen 
Minifterpräfidenten feinen Abſchiedsbeſuch; Bismarck empfing ihn 
im Parke des auswärtigen Amts und ging in einer Lindenallee 
eine Stunde lang mit ihm auf und nieder. Beide Männer 
waren zweifelhaft über Napoleon's letzte Entſchließungen, und 
Bismarck fragte den General, ob Preußen bei ſeinem Bündniſſe 
mit Italien auf deſſen Hülfe auch gegen Frankreich würde rechnen 
können. Govone verneinte ſofort und eifrig, und bat den Miniſter, 
niemals eine ſolche Frage einem andern italieniſchen Staatsmann, 
z. B. dem Grafen Barral, zu ftellen: der ſei Piemonteſe und 
ausgeſprochener Bonapartift; er ſowohl als La Marmora ſelbſt 
würden ſofort die Frage zu Napoleon's Kenntniß bringen und 
ſich Verhaltungsbefehle erbitten. In dieſem Zuſammenhange kam 
dann Govone ſeinerſeits zu der Frage, ob es denn gar nicht 
möglich fei, Preußens Verhältniß zu Frankreich durch Bewilligung 
eines guten Trinkgeldes ein für alle Mal feſtzuſtellen. Ich dachte, 
hat Bismarck fpäter erzählt, an den Wucherer bei Sheridan, der 
ſeinem geplagten Schuldner darlegt, wie gerne er ihm Ausſtand 
und Nachlaß bewilligte, leider aber würde er ſelbſt von einem 
unerbittlichen Gläubiger gedrängt, der ihm jede Freigebigkeit 
unmöglich) mache: und fo antwortete ich Gobone, wenn es allein 
von mir abhinge, ſo würde ich vielleicht um des guten Zweckes 
willen etwas Landesverrath treiben, und da ich viel mehr Preuße 
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als Deulſcher fei, irgend ein Stück rheiniſches Landes ſüdlich 
der Moſel an Frankreich abtreten. Aber es gehe eben nicht, der 
König erlaube mir das nicht, und ſollte es ſich vollends um das 
ganze linke Rheinufer, um Mainz, Coblenz, Cöln Handeln, jo 
würde auch ich dem Könige rathen, lieber ſich mit Osterreich über 
Schleswig- Holſtein zu berftändigen und vieles Andere aufzugeben. 

In ähnlichem Sinne redete Bismarck am folgenden Tage 
mit Benedettz, als dieſer ihn darauf aufmertſam machte, daß die 
deutſche Bundesteform Frankreich möglicher Weiſe zu Gegen⸗ 
forderungen veranlaſſen könnte. Der König denle, wenn Frank⸗ 
wich ſich erweitern wolle, möge es auf Länder nicht der deutfchen, 
ſondern der franzöſiſchen Zunge bliden. Vielleicht würde er, 
Vis marck den König zur Abtretung von Trier beſtimmen können, 
womit Napoleon dann Luxemburg vereinigen möge; aber auch 
er würde niemals einer Forderung von Mainz, Bonn oder Cöln 
zuſtimmen. 

Mit fo unſicheren und defehräntten Außerungen war aber 
der franzöſiſchen Regierung richt gedient, und noch weniger ergab 
ſich eine Übereinstimmung der Unfichten, als Bismarck dem 
Grafen Benedetti am 6. Juni den Plan der Bundesreform in 
feiner lezten Faſſung vorlegte, um ihn zu überzeugen, daß durch 
denſelben kein franzöſiſches Intereſſe verlegt würde. Es waren 
die uns bekannten Sätze, nur jetzt an der Spitze derſelben die 
ausdrückliche Erklärung, daß der deutſche Bund aus feinen bis⸗ 
herigen Mitgliedern, mit Ausnahme Ofterreih® und der Nieder⸗ 
lande, beftehen würde. Dies ergab zu Napoleon's Wiener Vor⸗ 
ſchlägen, wie zu ſeinen eigenen deutſchen Plänen einen unauf⸗ 
löslichen Widerſpruch. 

Wozu alſo, mochte Napoleon ſich fragen, noch eine Unter⸗ 
handlung mit einem Hofe verſuchen, der von ſolchen Abſichten 
und Gefinnungen erfüllt war? Bei den erſten Worten hätte 
der Gegenſatz klar und ſchroff hervortreten müſſen, und man 
hätte Gefahr gelaufen, daß Preußen dann, den Bruch mit Frank⸗ 
reich vor Augen, ſich mit Oſterreich um jeden Preis verſtündigt 
Hätte. Dann wäre von der Abtretung weder des Rheinlandes 
noch Venetiens weiter die Rede geweſen, wohl aber hätten die 
vereinten Heere Deutſchlands und Oſterreichs ſich über die Grenzen 
Frankreichs und Italiens ergießen mögen. 

Nein, um keinen Preis durfte man bei der preußiſchen Re⸗ 
gierung den Muth zum öſterreichiſchen Kriege erſticken. Daß fie 

v. Spbel, Begrändung 2. deutfeen uriges. IV. 2⁰ 
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in bemfelben Niederlagen erleiden und dann um Hülfe flehend 
die Forderungen Frankreichs erfüllen würde, ſchien aller Welt 
in Paris unzweifelhaft. Graf Benedetti hatte aus Berlin dieſelbe 
Anſicht einberichtet. „Wir hatten hier, erzählte ſpäter Baron 
Andre, keine Ahnung von dem Umfang der preußiſchen Rüſtungen; 
Graf Clermont⸗Tonnerre (der franzöſiſche Wilktärbevollmächtigte 
in Berlin), hatte uns über die preußische Armer völlig im Un- 
klaren gelaffen; die einzige Beſorgniß, welche wir hatten, war 
die, daß Preußen zu ſehr geſchlagen und völlig zermalmt würde; 
dies hätten wir durch unſere Dazwiſchenkunft verhindert. Der 
Kaiſer wollte Preußen einige Schlachten verlieren laſſen, dann 
aber interveniren, und Deutſchland nach feiner Phantaſie ein⸗ 
richten. 

Es blieb alſo dabei, daß Napoleon Preußen feine wohl- 
wollende Neutralität in Ausſicht ſtellte, im Übrigen aber feine 
Wünſche in tiefes Schweigen verhüllte. Um fo mehr wirkte er 
dahin, ihm den Beiſtand Italiens zu entziehen, und dadurch 
Preußens Unterliegen im gampfe um fo ſicherer herbeizuführen. 

Daß bei dieſen Umtrieben das Florentiner Cabinet von den 
Verhandlungen Gramont's nur eine ſehr unvollſtändige Kenntniß 
erhielt, bedarf keiner Verſicherung. Gleich nach der Abreiſe des 
Herzogs von Paris wurde Nigra mitgetheilt, daß Napoleon dem 
Wiener Hofe feine volle Neutralität verheiße, wenn dieſer die 
Abtretung Venetiens zuſage, wie auch der Krieg verlaufen möge. 
Italien behalte alle Freiheit zum Kriege; der Kaiſer würde nur 
Verpflichtungen für ſich ſelbſt übernehmen. Dazu lamen übrigens 
Ermahnungen, nicht ſelbſt die Initiative zum Kampfe zu ergreifen. 
Am 11. Juni äußerte Napoleon, durch Zuwarten könne Italien 
Alles gewinnen; über Gramont's Unterhandlung aber erfuhr 
man in Florenz kein Wort. Tags nachher ſagte in Berlin Graf 
Karolyi dem Grafen Varral: wir werden nicht immer Feinde 
ſein; wenn wir, wie wir hoffen, Preußen beſiegen, ſo werden 
wir uns mit euch freundschaftlich über die Abtretung Venetien 
verſtändigen. In Paris aber theilte der Kaiſer dem italieniſchen 
Geſandten mit, Oſterreich habe zugeſichert, unter allen Umftänden 
den Beſtzſtand vor dem Kriege zu achten. Noch mehr auf eine 
einſchneidende Wirkung berechnet waren dann zwei Telegramme 
an demſelben 12. Juni: eines von Drouyn de Lhuys für La 
Marmora, das andere von dem Prinzen Rapoleon an Victor 
Emanuel. Beide berichteten von einer Meldung Gramont's aus 
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Wien: bei einer Unterredung, die er mit dem Kaiſer Franz Jo⸗ 
ſeph gehabt, habe ihm dieſer ertlärt, nach einem an ihn gerichteten 
Schreiben der Königin⸗Wittwe von Preußen habe König Wilhelm 
ſeiner Schwägerin ſein Wort gegeben, daß er keinen Vertrag 
mit Italien unterzeichnet habe, daß er alſo nicht verpflichtet ſei, 
wenn Italien Oſterreich angreiſe, jenem beizuſtehen. Der Zweck 
dieſer Mittheilung war einleuchtend: an einen Vertrag, deffen 
Existenz Preußen beſtritt, brauchte Italien ſich nicht zu binden, 
ſondern konnte mit ruhigem Gewiſſen Venetien in Frieden aus 
Napoleon's Hand dahin nehmen. König Victor Emanuel in 
feiner geraden, ſoldatiſchen Weiſe, dabei innerlich erbittert durch 
Napoleon's hinterhaltiges Schweigen über ſeine Wiener Unter⸗ 
handlung, legte das Telegramm des Prinzen auf der Stelle dem 
Grafen Uſedom vor, auf deſſen Bericht dann Bismarck kurz und 
beſtimmt Gramont's Erzählung für eine Lüge erklärte. Wenn 
überhaupt jener von Gramont erwähnte Brief der Königin⸗Wittwe 
exiſtirt hat, fo iſt es ohne Weiteres Mar, daß an irgend einer 
Stelle die Worte König Wilhelm's mißpverſtan den worden find, 
und daß er mit voller Wahrheit hat verſichern können, er habe 
keinen Vertrag unterzeichnet, durch den er verpflichtet fei, einem 
Angriffe Italiens gegen Oſterreich Beiſtand zu leiſten. 

Ergänzt wurden die beiden Telegramme in Paris an dem⸗ 
ſelben Tage durch eine Außerung Napoleon's gegen Nigra, Ita⸗ 
lien würde einen groben Fehler begehen, wenn es zuerſt den 
Angriff eröffne; auch könne während des Kriegs der Fall wohl 
eintreten, daß es nützlich wäre, wenn Italien den Krieg nicht 
allzu energiſch führe. 

Die doppelte und dreifache Unredlichkeit dieſer Inſinuationen 
bedarf keiner nähern Beleuchtung: Unredlichkeit zunächſt gegen 
Konig Wilhelm durch den gehäffigen Mißbrauch einer vertrauten 
Familiencorreſpondenz, ſodann gegen Preußen, dem man unter 
Vorſpiegelung wohlwollender Neutralität den wichtigſten Bundes⸗ 
genoſſen abſpenſtig zu machen ſuchte, endlich gegen Italien, 
welches man gegen Preußen aufzuhehen strebte, nachdem man 
fo eben von Oſterreich die Abtretung deutsches Gebietes durch 
die Preisgebung der nationalen Zukunft Italiens erkauft hatte. 

Genug, Napoleon war mit ſeinem Werle zufrieden und er⸗ 
achtete den Gewinn feiner Partie nach aller menſchlichen Voraus. 
ſicht fo ſehr geſichert, daß er gleich nach der Paraphirung des 
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Wiener Vertrags ein Manifeſt entwarf, welches für Frankreich 
und Europa feine Politik in das gebührende Licht ſetzen ſollte. 
Es wurde dem geſetzgebenden Körper am 12. Juni unter der 
Form eines kaiſerlichen Schreibens an den Minifter Drouyn de 
Lhuys vom 11. vorgelegt. Darin erklärte Napoleon zunächst, 
daß Frankreich keine Vergrößerung feines Gebietes verlange, es 
wäre denn, daß eine andere Großmacht durch erhebliche Ver⸗ 
größerung das Gleichgewicht Europas ſtöre, und daß benachbarte 
Provinzen durch freie Vollsabſtimmung die Bereinigung mit 
Frankreich begehrten. Auf dem Congreſſe würde Frankreich für 
die deutſchen Mittelftanten eine feftere Organifation und erhöhte 
Bedeutung, für Preußen eine beſſere Gleichartigkeit und Kraft 
im Norden, für Oſterreich die Erhaltung feiner großen Stellung 
in Deulſchland verlangt haben; zugleich Hätte er, nachdem Oſter⸗ 
reich im Namen des Nationalitätprincipd Dänemark bekriegt 
habe, kraft desselben Princips die Abtretung Venettens gegen 
verhältnißmäßige Entſchädigung gewünſcht. Jetzt, wo ſtatt des 
Corgreſſes der Krieg bevorſtehe, habe Frankreich nur zwei Auf⸗ 
gaben, die Bewahrung des europälſchen Gleichgewichts und die 
Erhaltung feiner Schöpfung in Italien. Um dieſe zu decken, 
reiche Frankreichs moralische Kraft aus; es brauche deshalb nicht 
zum Schwerte zu greifen, zumal es die Erklärung der am Streite 
betheiligten Mächte habe, daß keine Frankkeich berührende Frage 
ohne deſſen Zuſtimmung gelöft werden ſolle. Bleiben wir alſo, 
ſchloß er, in einer aufmerkſamen Neutralität. 

Der Eindruck, welchen dies Maniſeſt in ganz Europa machte, 
war groß. Jedermann ſah darin unter allen verhüllenden Rede⸗ 
wendungen die Ankündigung franzöſiſcher Annexionen. Die 
Italiener, wenn auch ſtets von Mißtrauen erfüllt, freuten ſich 
der wiederholten Anerkennung ihres nationalen Rechts. In 
Berlin aber mußte das Schreiben als eine förmliche Abſage 
Frankreichs erſcheinen, ſchon nach feinem Gegenſatze zu der preu⸗ 
ßiſchen Bundesreform, und nach der völlig grundloſen Behaup⸗ 
tung, daß auch Preußen jede feiner Entſchließungen von Frank⸗ 
reich Zuftimmung abfängig gemacht habe. Gewiß hatte 
Bismarck ſich bei jedem Schritte auf feiner gefahrvollen Bahn mit 
Frankreich zu verſtändigen geſucht, aber Napoleon war es geweſen, 
welcher jede binderde Abrede zurücgewieſen hatte. Zept, wo 
der Krieg mit Osterreich dicht am Aus bruche ſtand, vermied Bis⸗ 
marck eine Auseinanderſetzung über den kaiſerlichen Brief; er 
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begnügte ſich, dem Grafen Benedetti zu ſagen, daß er darin die 
alten Geſinnungen des Saifers unverändert wieder gefunden habe. 
Einſtveilen reichte ihm für den Beginn des Kampfes die erneute 
Erklärung der franzöfiſchen Neutralität aus: ob ſpüterhin das 
preußiſche oder das frangöfijche Programm verwirkücht wurde, 
war eine offene Frage geblieben, deren Entscheidung lediglich 
von den Machwerheltniſſen nach dem Kriege abhing. 
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4. Capitel. 


Die Siriegserklärung. 


Seit den letzten Tagen des Mai hatte die preußiſche Re⸗ 
gierung keinen Zweifel mehr über die unmittelbare Nähe des 
Kampfes. In ihren Kreiſen gab es einen Dann, welchem dieser 
gegenüber Muth und Kraft verſagte; es war der 
Finanzminiſter von Bodelſchwingh, welcher den Streit mit dem 
Abgeordnetenhauſe ohne große Bekümmerniß geführt, aber gegen 
einen Krieg mit Oſterrrich ſchon 1865 dringend gewarnt hatte, 
und jetzt, bei dem Ausbruche desselben, plötzlich der Grenzen 
feiner Fähigkeit bewußt wurde. Er empfand um fo weniger 
Antrieb zur Theilnahme an dem großen Wagniß, als er jtets 
dem Minifterpräfidenten eine gründliche Abneigung gewidmet 
hatte. Er nahm feine Entlaſſung, und Bismarck bot die Stelle 
dem Freiherrn von der Heydt an. Dieſer hatte, wie wir ſahen, 
in den Verfaſſungskampf mit dem Abgeordnetenhauſe nicht ein- 
treten wollen: im geraden Gegenſaß dazu erklärte er ſich jetzt 
mit Freuden bereit, und bewährte fofort fein findiges und ge⸗ 
wandtes Talent in glänzendem Maaßt. 

Im Übrigen gab es im preußiſchen Miniſterium keinen 
Zweifel und kein Schwanken mehr. Die einzige Frage über den 
nichtigen Augenblick des Losbruchs ſtand noch zur Erwägung. 
General Moltke hätte ſofortigen Beginn der Operationen ge⸗ 
wünſcht, da mit jedem Verzuge die feindlichen, bis jetzt erſt 
unvollſtändig gerüſteten oder verſammelten Streitkräfte ſich ver⸗ 
ftärfen würden. So einleuchtend dies war, jo ſchien doch dem 
Könige ein bloßer Antrag beim Bundes tage, deſſen Inhalt zwar 
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offen feindſelig, deſſen Schickſal aber einſtweilen unentſchieden 
war, noch kein genügender Grund zur Kriegserklärung: auch 
war erſt abzuwarten, wie die neutralen Mächte Oſterreichs Ant⸗ 
wort über den Congreß aufnehmen würden. So beſchrünkte ſich 
Bismarck zumähft darauf, am 3. Juni einen Proteft gegen die 
Überweifung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage an den Bundes⸗ 
tag nach Wien zu ſenden, worin er dieſelbe als einen Bruch des 
Gaſteiner Vertrags bezeichnete, jo daß fortan wieder der Ger 
ſammtbeſitz beider Mächte in beiden Herzogthümern auf Grund 
des Wiener Friedens in kraft getreten ſei, Preußen Truppen 
nach Holſtein, Oſterreich nach Schleswig verlegen, die Berufung 
der Stände nur auf gemeinſamen Beſchluß beider Regierungen 
erfolgen könne. 


Am 4. Juni lief die Erklarung der Neutralen ein, daß 
durch Oſterreichs Antwort der Congreß gegenſtandslos geworden 
fei, und Bismarck beeilte ſich, noch an demſelben Tage durch ein 
geharniſchtes Rundſchreiben vor Deutſchland und Europa die 
Thatſache feſtzuſtellen, daß Ofterreich jeßt planmäßig den Zweck 
verfolge, mit Gewalt einen Bruch und Krieg herbeizuführen. 
Auf Preußens verſöhnliche Depeſche vom 7. Mai fei keine Ant⸗ 
wort erfolgt, bis endlich am 1. Juni als Erwiderung der Antrag 
am Bundestage erſchienen ſei, beleidigend für Preußen in der 
Form, vertragswidrig im Inhalt; der König, im Wunſche, den 
Frieden ſo lange als möglich zu erhalten, habe noch im Mai 
bereitwillig einen Vorſchlag zu direrter Verſtändigung von un⸗ 
parteiiſcher Seite entgegen genommen; der Verſuch aber ſei in 
Wien geſcheitert, und aus authentiſcher Quelle ſeien dem Könige 
Auslaſſungen kaiſerlicher Miniſter mitgetheilt worden, daß die⸗ 
ſelben den Krieg um jeden Preis begehrten, theils in der Hoff⸗ 
nung anf Erfolge im Felde, theils, um über innere Schwierig⸗ 
keiten hinweg zu kommen, ja ſelbſt mit der ausgeſprochenen 
Abſicht, den öſterreichiſchen Finanzen durch preußiſche Contribu⸗ 
tionen oder durch einen ehrenvollen Bankerott Hülfe zu ver⸗ 
ſchaffen. 

Am 5. Juni druckte, dieſen Erlaß ergänzend, der preußiſche 
Staatsanzeiger den Artitel des Vertrags vom 16. Januar 1864 
ab, worin die beiden Mächte ſich zugeſagt hatten, Schleswig⸗ 
Holſteins Zukunft nur in gemeinſamem Einverſtändniß (al ſo 
ohne Zuziehung des Bundestags), zu ordnen. 
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Es folgte den 9. Juni am Bundestage eine ausführliche 
preußiſche Entgegnung auf den öſterreichiſchen Antrag vom 1. d. 
Mis. Es fei nicht anzunehmen, daß das Molin zu dem Bruch 
der Verträge von Wien und Gaſtein in der Überzeugung der 
laiſerlichen Regierung von einem urſprünglichen Rechte des deut⸗ 
ſchen Bundes zur alleinigen Entſcheidung dieſer Angelegenheit 
liege. Mit Schleswig habe der Bund überhaupt nichts zu 
ſchaffen; aber auch in Bezug auf Holſtein fehle es immer noch 
an einer Begründung und Begrenzung der Bundescompetenz. 
Oſterreich und Preußen hätten eine ſolche am 11. Februar 1864 
gefordert; Oſterreich ſelbſt ſeine Bedenken und Zweifel ſchon am 
10. Januar 1864 der baheriſchen Regierung in hächſt bestimmtem 
Ausdruck dargelegt; ſeitdem habe die Sachlage keine Anderung 
erfahren. Preußen habe die Angelegenheit ſtets als eine natio⸗ 
nale betrachtet, und noch am 7. Mai dem Wiener Hofe den 
Vorſchlag gemacht, fie in Verbindung mit der Bundes reform zu 
regeln. Auch jet erwarte es nur den Augenblick, wo es die 
Frage mit einer Bundesgewalt verhandeln könne, in welcher die 
Mitwirkung einer Nationalvertretung dem Einfluß particularer 
Intereſſen das Gegengewicht halte, und Bürgſchaft gewähre, daß 
die von Preußen gebrachten Opfer dem geſammten Vaterlande, 
und nicht der dynaſtiſchen Begehrlichkeit zu Gute kämen. Unter 
den jetzigen Umſtänden aber ſei Einſpruch dagegen zu erheben, 
daß über preußische, durch blutige Kämpfe und internationale 
Verträge erworbene Rechte, ohne Preußens Zustimmung Ber- 
fügung getroffen werde. 

Auch in dieſer Erörterung zeigte ſich wieder neben der 
unerſchütterlichen Energie und Conſequenz des preußischen Staats⸗ 
mannes ſeine Mäßigung und Umſicht. Oſterreich gegenüber 
wären ſeine Streiche noch viel empfindlicher geweſen, wenn er 
ſich einfach auf den Standpunkt jener Wiener Note vom 10, Ja⸗ 
nuar gestellt, und mit dieſer öjterreihifchen Darlegung jept 
gegen Efterrei jede Competenz des Bundes in der Sache ber 
Herzogthümmer beſtritten hätte. Ich bin nicht fo weit gegangen, 
ſchrieb er damals an Savigny, weil mir daran lag, einer künf⸗ 
tigen beſſeren Bundesgewalt die Einwirkung auf die Sache nicht 
völlig zu verſchließen. Es war ihm Ernſt mit der Erklärung 
daß ein deutſches Parlament ein Bollwerk gegen particulare und 
dynaftiſche Selbſtſucht, und eben deshalb eine Stüge der von 
ihm vertretenen preußiſchen Politik ſein würde. So begnügte 
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er ſich, dem jetzigen Bundes tage nur die Forderung entgegen zu 
Halten, daß derſelbe von jeder sachlichen Entſcheidung ſich erſt 
über den Rechtstitel und den Umfang ſeiner Competenz aus⸗ 
zuweiſen habe. 

An demfelben Tage, an welchem der Bundes tag dieſe preu⸗ 
ßiſche Proteſtnote erhielt, ſandte Graf Mens dorff einen Erlaß 
nach Berlin, worin er gegen Bismarck's Depeſche vom 3. Juni 
ſeinerſeits Verwahrung einlegte, und die öfterreichifche Auffaffung 
der Lage entwickelte. Gegen Bismarcks Erlltrung, daß Oſter⸗ 
reich durch den Antrag vom 1. Juni die mit Preußen geſchloſſenen 
Verträge von 1864 und 1865 gebrochen habe, ſtellte er zunächſt 
den Satz auf, „daß dieſe Vereinbarungen die Rechte des deutſchen 
Bundes nicht alteriren konnten, noch ſollten — wo denn freilich 
die Behauptung richtiger geweſen wäre, daß bie Verträge gerade 
den Zweck gehabt hatten, die unberechtigten Anſprüche des Bundes 
zurückzuweiſen. Ferner erörterte Mensdorff, daß die preußiſche 
Regierung ihrerſeits die Verträge ſeit langer Zeit vielfach ge⸗ 
brochen habe. Ohne Zustimmung Oſterreichs habe fie auf das 
Gutachten ihrer Kronjuriſten die Souveränitätsſrage für gelöft 
erklürt und Strafgefege gegen die Anhänger jeder anderen Mei⸗ 
nung erlaſſen ); ebenſo habe fie ohne einen Vorbehalt der 
Zuftimmung Oſterreichs ſich bereit erklärt, die Frage bald einem 
deutſchen Parlamente ), bald einem europäiſchen Congreſſe 8) zu 
überweiſen. Aus der preußiſchen Erklärung vom 26. Januar, 
daß Preußen bei fernerem vertragswidrigem Verhalten Oſterreichs 
für feine Politit volle Freiheit gewinnen müffe, wurde ſodann 
gefolgert, daß es hiemit auch Sierrech volle Freiheit gegeben 
und von der Beobachtung jener Verträge entbunden habe. Schließ⸗ 
lich wurde das Einrücken preußiſcher Truppen in Holſtein, da 
die Gaſteiner Übercinkunſt bis zur Entſchedung des Bundes 
fortbeftehe, als ein Act der Selbſthülfe und als Verlegung der 
Bundes⸗ und der Wiener Schlußacte bezeichnet. 


y) Die Verordnung dom 11. März hatte feinen anderen Zweck, 
als in Schleswig Umtriebe gegen den Rechtsstand des Gasteiner Ver⸗ 
bags zu hindern. 

9) Gerade dem Wiener Gabinette hatte Preußen diefen Vorſchlag 
em 7. Mai gemacht. 

) Der nichts entscheiden, ſondern nut eine Meinung aussprechen 
ſolke und welle. 
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Der Federkrieg hätte auf ſolche Art noch lange hin und her 
gehen können, ohne ein anderes Ergebniß, als welches jetzt ſchon 
ſonnenhell zu Tage lag, daß Oterreich durch die mannigfachen 
Schwankungen feiner Politik in den lezten drei Jahren es zu 
Stande gebracht hatte, dem auf allen Punkten vorwärts drängen⸗ 
den Rivalen gegenüber fich formell nach jeder Seite in 8 Unrecht 
zu ſetzen. Und dieſer Widerſacher war nicht geſonnen, ihm noch 
einen Augenblick zu ruhigem Beſinnen zu laſſen. Noch ehe er 
Mensdorſſ's letzte Depeſche empfangen, ſandte er am 10. Juni 
allen deutſchen Regierungen feinen Entwurf der künftigen Bun des⸗ 
verfaſſung zu, mit folgen den Hauptfägen: Ausſchluß Oſterreichs, 
Schöpfung einer Bundesmarine, Theilung des militäriſchen Ober⸗ 
Befehls, im Norden für Preußen, im Süden für Bayern, ein 
Parlament aus Voltswahlen nach allgemeinem Stimmrecht, gang 
mit der oben bereits mitgetheilten, feſt begrenzten Compekenz. 
ſchließlich künftige Regelung des Verhältniſſes zu Deutſch⸗Oſter⸗ 
reich durch beſondern Vertrag. Er bemerkte dazu in feinem 
Rundschreiben, daß der schleppende Gang der Verhandlung im 
Frankfurter Ausſchuſſe dort eine rechtzeitige Erledigung des An⸗ 
trags kaum noch hoffen laſſe: Preußen lege ihn alſo ſeinen 
Bundesgenoſſen unmittelbar vor, und bitte, zu erwägen, ob fie, 
wenn der bisherige Bund in Folge kriegeriſcher Ereigniffe fich löſen 
ſollte, einem neuen Bunde auf der Grundlage dieſes Entwurfes 
beizutreten geneigt ſein würden. 

Hier war denn das Bild des neuen Deutſchland dem dro⸗ 
henden Grollen des alten Bundestags gegenüber geſtellt, und 
in welcher Stimmung ſeine Schöpfer, inmitten der immer ſchwärzer 
heraufziehenden Kriegsgefahr, im Bewußtſein ihrer Kraft und 
ihrer guten Sache damit vor die Nation traten, mögen uns 
folgende Sütze aus einem Briefe Bismar®3 an den Herzog Ernſt 
von Coburg⸗Gotha vom 9. Juni anſchaulich machen. 

„Die in dem Entwurfe enthaltenen Vorſchläge ſind nach 
keiner Seite hin erſchöpfend, ſondern das Reſultat der Rückſicht 
auf die verſchiedenen Einflüſſe, mit denen compromittirt werden 
muß, intra muros et extra. Können wir fie aber zur Wirklich⸗ 
keit bringen, fo ift damit immer ein gutes Stück der Aufgabe, 
das hiſtoriſche Grenznetz, welches Deutſchland durchzieht, un⸗ 
ſchädlich zu machen, erreicht, und es iſt unbillig, zu verlangen, 
daß Eine Generation oder ſogar Ein Mann, ſei es auch mein 
Allergnödigſter Herr, an Einem Tage gut wachen fol, waz 
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Generationen unſerer Vorfahren Jahrhunderte hindurch verpfuſcht 
haben. Erreichen wir jetzt, was in der Anlage feſtſteht, oder 
Beſſeres, ſo mögen unſere Kinder und Enkel den Block handlicher 
ausdrechſeln und poliren. 

„Ich habe die Skizze zunächſt Baron Pfordten mitgetheilt 
er ſcheint mit allem Weſentlichen einverſtanden, nur nicht mit 
Artikel I, weil er meint, daß Bayerns Intereſſe Oſterreichs Ver⸗ 
bleiben auch im engern Bunde fordere. Ich habe ihm mit der 
Frage geantwortet, ob und wie er gest daß die übrigen Ar⸗ 
titel, oder irgend etwas ihnen Ahnliches, auf einen Bund 
anwendbar ſeien, welcher Oſterreich zum Mitgliede hat. Ich 
weiß nicht, ob und was er mir darauf entgegnen wird, ſehe 
aber immer in ihm einen der ehrlichſten und vorurtheilsfreieſten 
Förderer deutſcher Intereſſen. Wir können Oſterreich den bis⸗ 
herigen Bund gewähren, aber ein beſſeres Verhältniß gemein- 
ſam mit Oſterreich auszubilden, halte ich für ſchwieriger als die 
Cirtelguadratur, denn die Aufgabe iſt nicht einmal annähernd 
zu löſen. 

„Daß der vorliegende Entwurf den Beifall der öffentlichen 
Meinung haben werde, glaube ich nicht; denn für den deutſchen 
Landsmann genügt im Allgemeinen die Thatsache, daß jemand 
eine Meinung ausſpreche, um ſich der entgegengeſezten mit 
Leidenſchaft hinzugeben; ich begnüge mich mit den Worten: 
Qui trop embrasse, mal streint, und mit dem andern, daß 
Rom nicht an einem Tage gebaut wurde, wenn es auch ſchon 
in den erſten Anfängen durch Raub der Sabinerinnen ein er⸗ 
hebliches Odium auf ic) lud. Ich glaube, daß auch dem ger- 
maniſchen Rom der Zulunft, falls Gott ihm überhaupt eine 
befcheert, einige Gewaltthat an den Sabinern nicht erſpart bleiben 
wird, und möchte ſie auf ein Minimum reduciren, der Zeit das 
Weitere überlaſſend. 

„Oſterreich hat in Holſtein einſtweilen den Handſchuh nicht 
aufgenommen, aber vielleicht iſt die morgen oder übermorgen 
Statt findende Bundestagsſitzung, in welcher die Execution gegen 
Preußen beantragt werden wird, der erſte Ton des glas fundbre 
für den bisherigen Bund, und wir werden rufen: le Roi est 
mort, vive le Rol. Hoffentlich bleibt dann noch ſo 
viel Frist, daß Ew. Hoheit Contingent nicht die Leichenwache 
bei dem todten Könige in Raſtadt zu verrichten genöthigt 
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wird y, fondern friſche Lorbeeren im Bunde mit dem lebenden 
ſuchen darf.“ 

Als Bismarck dieſe muthigen Worte niederſchrieb, hatte er 
bereits vor Augen, wie der nationale Gedanke, ſich immer kräf⸗ 
tiger zur Klarheit durchdringend, weite und weitere Kreiſe des 
deutſchen Volkes entzündete. Die Kanmern in Darmftadt und 
Naſſau verſagten ihren Miniſtern die Geldbewilligung für die 
Mobilmachung; in Caſſel war im Voraus eine erdrückende Mehr⸗ 
heit der Stände gegen jede Abweichung von der abſoluten Neu⸗ 
tralität geſichert; in Hannover nahm die zweite Nammer einen 
dringenden Antrag Rudolf von Bennigſen's in gleichem Sinne 
an. Die Bürger von Leipzig und die Fabrikarbeiter von 
Glauchau baten ihre Regierung, ſich nicht von Preußen zu trennen; 
die Mehrzahl der Weimarer Abgeordneten erklärte, daß die 
preußiſche Bundesreſorm das Heil des Vaterlandes in ſich ſchließe. 
Nur im Südweſten walteten noch andere Stimmungen vor, 
Dynaſtiſcher und radicaler Particularismus hielt in Württemberg 
Regierung und Landtag bei dem schwarz-gelben Banner feſt 
Auch in Bayern war die Mehrheit des Landtags und des Volles 
von entſchiedenem Preußenhaß erfüllt. Der König und ſeine 
Miniſter theilten dieſe Leidenſchaft nicht, aber auch Pfordten 
erflärte der Kammer, daß in dem bevorſtehenden Kampfe neutral 
zu bleiben, unerlaubt fei, und jedermann wußte, in welchem Lager 
Bayern zu finden fein würde. Am 10. Juni ging General von 
der Tann hinüber zu Beneder nach Olmüß, um den gemeinſamen 
Kriegsplan zu verabreden, wobei dann freilich Pfordten dem 
Prinzen Reuß erklärte, dies bedeute durchaus noch nicht, daß 
Bayern Krieg gegen Preußen führen wolle, ſondern nur, was 
zu geſchehen habe, wenn der Krieg unvermeidlich würde. Er 
hatte fo eben Bismarcks letztes Schreiben empfangen, und 
wiederholte dem Prinzen den alten Spruch, daß Bayern in einen 
Bund mit nur einer der beiden Großmächte nicht eintreten könne, 
weil dies mit feiner Mediatiſirung gleichbedeutend ſei. Über 
haupt ſcheine ihm bei dem allſeitigen Widerſtreben der Regie⸗ 
tungen die einzige in der That mögliche Bun desreform die Auf⸗ 
löſung des Bundes zu ſein. Wolle Preußen aus dem Bunde 
austreten, jo werde Bayern ſich dem nicht widerſetzen, fondern 


y Ein Bundestagsbeſchluß batte fo eben die Goburger Truppen 
nach Raftadt befehligt 


Google PRINCETEN UNVeRSIT 


1866 Äußerungen des Miniſters von der Pfordten. 317 


dann das Gleiche thun. In einem ſolchen Falle könnte es nie⸗ 
mals in ein neues Bundesverhältniß mit Preußen allein, wohl 
aber in ein näheres Schutz- und Trutz verhältniß treten. In 
einem ſolchen würden dann die beiden Regierungen in viel 
beſſern und ſicherern Beziehungen leben können, als in einem 
Bundes verhöltniß. 

Wir werden ſpäter ſehen, daß Bismarck dieſe Worte in 
ſicherem Gedächtniß behalten hat. 

Am 11. Juni entwickelte Pfordten ſelbſt in einem vertrau⸗ 
lichen Briefe an Bis marck die Unmöglichkeit für Bayern, in einen 
Bund auf parlamentarifher Grundlage mit nur einer der beiden 
Großmächte einzutreten, und fuhr dann fort: „Die Entscheidung 
über Krieg und Frieden fteht unmittelbar bevor. Sie liegt, 
meiner feſten Überzeugung nach, in Ihrer Hand, denn ſie liegt 
in dem Entſchluſſe Preußens über die Herzogthümer. Wollen 
Sie die Annexion um jeden Preis, auch um den des Kriegs, 
dann iſt der Krieg unvermeidlich. Entſchließt ſich Preußen, auf 
die Annexion zu verzichten, fo iſt der Krieg unmöglich. Wollte 
Oſterreich aus irgend einem andern Grunde Krieg beginnen, fo 
bliebe es gewiß ganz isolirt; kommt es zum Kriege um der 
Herzogthümer willen, fo, glaube ich wenigſtens, wird Preußen 
iſolirt bleiben. Gott iſt mein Zeuge, daß mich weder Abneigung 
gegen Preußen, noch Sympathie mit Oſterreich leitet. Als 
Deutſcher bitte und beſchwöre ich Sie, gehen Sie nochmals 
ernſtlich mit Ihrer ſtarken Seele zu Nathe, ehe das entſcheidende 
Wort geſprochen wird, deſſen Folgen unberechenbar ſind.“ 

Aber an demſelben Tage ſprach, über dieſe Anſichten ſattſam 
unterrichtet, Osterreich nicht wegen der Bundesreſorm, ſondern 
wegen der Ereigniſſe in den Herzogthümern das entſcheidende 
Wort. 

Schon ſeit dem Beginne der öſterreichiſchen Rüſtungen 
hatte die preußische Regierung Maaßregeln zur Sicherung ihrer 
vorgeſchobenen Bolten in Schleswig, fo wie in den Bundes⸗ 
städten Mainz, Raſtadt und Frankfurt vorbereitet. Der Sorge 
für die letztern wurde ſie jedoch Anfang Juni durch einen von 
Bayern im Einverſtändniß mit Preußen beantragten Bundes⸗ 
beſchluß überhoben, nach welchen Oſterreicher und Preußen jene 
Stüdte verließen, und dafür Bayern, Badenſer und Thüringer 
einrücken ſollten. Um ſo ſorgſamer erwog man die Lage und 
Aufgabe Manteuffel s mit feinen 16000 Streitern in Schleswig. 
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Die holſteiniſchen Vereine hatten wiederholte Reſolutionen auf 
ſchleunige Bildung und Waffnung des holſteiner Bundescontin⸗ 
gents an General Gablenz gebracht und noch haufiger von der 
Entrüstung und dem Opfermuthe des holſteiniſchen Volkes in 
ihren Zeitungen geſprochen, und Vismard war deshalb der An⸗ 
ſicht, daß Manteuffel zwar ſtark genug ſei, um jeden ſolchen Ver⸗ 
ſuch auf der Stelle niederzuſchlagen, daß es aber in Preußens 
Intereſſe liege, demſelben durch imponirende Machtentjaltung 
dorzubengen, und alſo die 13. (weſtfäliſche) Divifion nach Lauen⸗ 
burg zu verlegen, wo fie ihre bisherige Aufgabe, die Beobach⸗ 
tung Hannovers, ebenſo wie bei Minden, erfüllen würde. In⸗ 
deſſen erklärte General Manteuſſel jede Beforgniß dieſer Art für 
grundlos. Die Bevölkerung der Herzogthumer fei bedächtig und 
zähe aber zu activer Erhebung wenig geneigt; was auch die 
Clubredner ſagen möchten, ſo würde die Maſſe bei einem Kriege 
zwiſchen den Großmöchten keine Hand rühren; einige Bataillone 
als Beſatzung in den wichtigern Ortſchaſten würden hinreichen, 
die Ruhe im ganzen Lande aufrecht zu erhalten. So wurde be⸗ 
ſchloſſen, vier Landwehr⸗Regimenter, Fußvolk und Reiterei, etwas 
über 5000 Mann, in Lauenburg aufzuſtellen, zur Unterſtützung 
und weiterhin zur Ablöſung Manteuffel's, ſowie ein Panzerſchiſ 
und einige Kanonenboote in die Elbe unterhalb Hamburg zu 
entſenden — und dann ungefäumt die praktiſchen Folgerungen 
aus dem öͤſterreichiſchen Antrag vom 1. Juni zu ziehen. 

Nachdem General Gablenz, den Wiener Befehlen entſprechend, 
die holſteiner Stände zum 11. Juni nach Itzehoe einberufen 
hatte, empfing er am 6. don Manteuffel ein Schreiben des 
Inhalts, daß durch die Anrufung des Bundes Oſterreich den 
Gaſteiner Vertrag gebrochen habe, daß mithin der frühere Gemein- 
beſißh wieder in Kraft getreten fei, und folglich Preußen in allem 
Frieden Garnisonen auch nach Holſtein zu legen gedenke, wie 
dies in gleicher Weile Oſterreich fortan für Schleswig freiſtehe. 
Demnach bedürfe aber die Berufung der Stände der Mitwirkung 
des Königs, und werde erwartet, daß bis dahin Gablenz dieſelbe 
einſtweilen zurücknehme. Die Civilregierung des Landes werde 
dann völlig ungeſtört bleiben. Morgen am 7. würden alſo 
breußiſche Truppen in ſolche holſteiner Orte einrücken, welche 
nicht ſchon mit Oſterreichern belegt wären. 

Man konnte nicht freundſchaftlicher reden, indeſſen gab Gab⸗ 
lenz doch auf der Stelle ſeinen 4800 Mann Befehl, nebſt den 
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Mitgliedern der Landesregierung zu Kiel ſchleunigſt an die Süd⸗ 
grenze des Landes, nach Altona, abzuziehen, wohin ihnen dann 
auch der Erbprinz Friedrich von Auguſtenburg ohne Saumen 
folgte. An Manteuffel aber ſandte der Statthalter einen kräf⸗ 
tigen Proteſt gegen die angekündigte Gewaltthat, die Beſetzung 
Holſteins trotz des Gaſteiner Vertrags, und hielt die Einberu⸗ 
fung der Stände aufrecht. Manteuffel beklagte dieſe verkehrte 
Auffaſſung, welche für ihn zur Wahrung der Rechte feines 
Königs weitere Maaßregeln unumgänglich mache. Ich bin ge⸗ 
nöthigt, ſagte er in einer öffentlichen Verkündigung aus Rends⸗ 
burg vom 10. Juni, die Regierungsgewalt auch in Holſtein in 
die Hand zu nehmen. Er belobte die ruhige Haltung des Volkes 
und ſprach die Hoffnung aus, daß die Fortdauer derſelben ihn 
nicht zu Ausnahme-⸗Maaßregeln veranlaſſen würde. Immerhin 
verfügte er die Auflöfung der politiſchen Vereine und die Unter⸗ 
drückung aller ohne Conceffion erſcheienden Zeitungen. An 
die Stelle der holſteiner Landesregierung trat als preußiſcher 
Oberpräſident Baron Carl Scheel⸗Pleſſen. Itzehoe war bereits 
militäriſch beſezt; der öſterreichiſche Landtagscommiſſar wurde 
nach Rendsburg internirt, eine Sitzung der Abgeordneten nicht 
zugelaſſen. Von allen Seiten näherten ſich die preußiſchen 
Colonnenſpitzen der Stadt Altona; Gablenz, von einer dreifachen 
Übermacht umringt, dabei auf der Elbe durch die preußiſchen 
Kanonenboote bedroht, entſchloß ſich raſch, führte in der Nacht 
des 11. feine Brigade über den Strom nach Harburg hinüber, 
und eilte mit ihr auf den hannoveriſchen, heſſiſchen und baye⸗ 
riſchen Bahnen zum Hauptheere nach Böhmen. Manteuffel behielt 
Recht; in den Herzogthümern waltete Scheel-Pleſſen fo ungeſtört, 
als wäre er ſeit feiner Geburt der angeftammte Landesfürſt 
geweſen. 

In Wien hatte man nicht viel Anderes erwartet, freute ſich, 
jetzt einen, wie man meinte, tadelloſen Grund zum Losbruch zu 
haben, und brachte gleich am 11. Juni den einft am 16. Marz 
verunglückten Plan zur Vollziehung. Oſterreich erklärte der 
Bundesverſammlung, daß Preußen durch die Beſetzung Holſteins 
den Gaſteiner Vertrag, durch die Ergreifung der Regierungs⸗ 
gewalt baſelbſt den Wiener Frieden gebrochen, alſo zum Schuze 
vermeintlich verletzter Rechte den Weg der Selbſthülfe betreten 
habe. Es liege hienach der im Artikel XIX der Wiener Schluß⸗ 
acte vorgeſehene Fall vor, und die Bundesverſammlung ſei 
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berufen, der unternommenen Selbſthülfe Einhalt zu thun. Nach 
dieſen Vorgängen und Preußens drohenden Rüſtungen beantrage 
alſo Oſterreich die Mobilmachung des ganzen Bundesheeres mit 
Ausnahme der dazu zählenden preußischen Corps, die Auſſtellung 
der Erſatzeontingente, und die Ernennung eines Bundesfeldherrn, 
der Corpscommandanten und ihrer Stäbe. 

Es war nicht ſchwer, die rechtliche Unftatthaftigteit eines 
folgen Antrags darzuthun. 

Der Bund ſollte gegen Preußen waffnen, weil dieſes die 
Vertrüge von Wien und Gaſtein gebrochen hütte. Allein diefe 
Verträge waren von Öfterreich und Preußen als europtiſche 
Großmächte, und nicht bloß ohne jede Mitwirkung des Bundes, 
ſondern im offenen Gegenfag zu deſſen Intentionen geſckloſſen 
worden. Eine Verletzung derſelben konnte alſo nimmermehr als 
eine Bundesangelezen heit betrachtet werden, und in dieſem Sinne 
telegraphirie auch der wahrlich nicht preußenfreundliche Baron 
Beuft auf die erſte Nachricht von dem beabſichtigten Antrag mit 
dringendem Abrathen nach Wien. War doch der Kaiſer von 

erreich bisher für Holſtein ſo wenig wie für Ungarn als 
Bundesfürſt anerkannt worden; mit einer über Holſtein ihm er⸗ 
wachſenden Streitigkeit hatte der Bund höchſtens inſofern zu 
ſchaffen, daß er dieſes Bundesland vor Kriegsſchaden zu bewahren 
ſuchte; dergleichen aber war nach Gablenz's Abzug dert nicht 
mehr zu beſorgen. In die jetzt zwiſchen Preußen und Öfterreich 
schwebende Streitfrage einzugreifen, ob die Verwaltung von 
Schleswig⸗Holſtein getheilt oder gemeinſchaſtlich zu führen fei, 
fehlte dem Bunde mithin jeder Rechtstitel. Dies wurde nicht 
bloß von Preußen behauptet. 

Indeſſen, auch angenommen einmal, es habe hier ein Fall 
bundes rechtliches Einſchreitens gegen Selbſthülfe vorgelegen, 
immer blieb Oſterreichs Antrag in ſchneidendem Widerſpruche 
gegen die dann Plaß greifenden Beſtimmungen der Bundesgeſeße. 
Gewiß, der Artikel XIX ber Wiener Schlußacte verfügte, der 
Selbſthüſe Einhalt zu thun. Aber der Artikel XVIII ſagte 
ſehr deutlich, daß bei Bedrohung des innern Friedens die Bundes⸗ 
verſammlung nach Anleitung der in den folgenden Artikeln ent⸗ 
haltenen Beſimmungen Beſchlüſſe faſſen würde: und fo beftimmte 
Artikel XIX für einen ſolchen Fall, der Bund ſollte vor Allem 
durch vorläufige Maßregeln für die Aufrecht haltung des Beſit⸗ 
ſiandes Sorge ragen, und wo dieſer ſtreitig geworden, ein gericht⸗ 
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liches Verfahren zur Feſiſtellung des jüngsten Veſißſtandes ver⸗ 
anlaſſen (Artikel XX); den hierauf ergangenen rechtlichen Be⸗ 
ſcheid aber würde der Bund, bei vorkommender Widerſetzlichkeit, 
durch die ihm zu dieſem Ende angewieſenen Mittel zur Voll⸗ 
ziehung bringen. Als ſolche waren dann bezeichnet: Vermittlung 
durch einen Bundestags⸗Ausſchuß, Auſträgalverſahren, Compro 
miſſe unter Gewähr des Bundes, endlich, nach Erſchöpfung aller 
ſonſtigen verfaffungsmäßigen Mittel (Artitel XXXI), die Bundes⸗ 
ccution, unter forgfältiger Beobachtung der in der Ezecutiond- 
ordnung vorgeſchriebenen Erklärungen, Mahnungen und Termine, 
welche bekanntlich mindeſtens ein halbes Jahr in Anſpruch 
nahmen. 

Ein ſolches Verfahren gegen Preußen einzuleiten, konnte 
ſelbſtverſtündlich nicht in Oſterreichs Abſicht liegen. Was es 
bedurfte und von feinen Bundesgenoſſen begehrte, waren weder 
vorläufige noch gerichtliche Maßregeln, ſondern Rüſtung, eilende 
Rüſtung und geſchwindes Schlagen gegen ein läſtig gewordenes 
Bundesglied, was Alles freilich durch ein Dupend Paragraphen 
des Bundesrechts verboten war. Nachdem alſo der Wiener Hof 
am 1. Juni dem Bundestage die Vernichtung des dem Bundes⸗ 
rechte fremden Gaſteiner Vertrags anheim gegeben und Bam 
destreue und Bun desgeſetz als neueſte Deviſe feines Banners 
verkündet hatte, forderte er am 11. den Bundestag auf, zur Ver⸗ 
ihridigung diefes bundezrechtlic nichtigen Vertrags alle Ber 
ſtimmungen der Grundgeſeze des Bundes mit Füßen zu treten. 
Der Viderſoruch zwischen der Wirklichkeit der Dinge und dem 
formellen Rechte des Bundes, woran Deutſchland ein halbes 
Jahrhundert hindurch gelrankt hatte, zeigte ſich bei dem Todes⸗ 
kampfe biefer Berfaffung oder Unverfaffung noch einmal in grell; 
ftem Lichte den Blicken der Nation. 90 

Vismard hatte nichts dagegen einzuwenden, daß Oſterreich 
fi) bei jedem Schritte weiter in das Unrecht ſetzte, und hatte 
demnach den preußiſchen Bundestags-Geſandten angewieſen, ſich 
dem Antrag gegenüber gleichgültig und paſſiv zu verhalten. So 
tonnte die Mojorität ungeſtört ihren Weg gehen, und bei diefer 
Frage über Leben und Tod des Bundes ganz harmlos beſchließen, 
daß trotz eines von Mecklenburg erhobenen Widerſpruchs, ohne 
Verberathung durch einen Ausſchuß, gleich nach drei Tagen, 
Donnerſtag den 14. Juni, die Abſtimmung Statt finden ſollte. 
Es entſprach dem, daß am 12. Juni Oſterreich den Graſen 

v. Endet, Begründung b. deutfcien Meiches. IV. a 
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Forolyi aus Berlin abberief, und in Wien dem Baron Werther 
feine Bäffe zufandte, alfo den diplomatiſchen Verkehr mit Preußen 
abbrach. 

Bismarck antwortete darauf an denfelben Tage mit einem 
telegraphiſchen Erlaß an alle preußiſchen Geſandtſchaften in 
Deutſchland, enthaltend die Erklärung, daß Preußen jedes Votum 
für die Annahme des öſterrrichiſchen Antrags als eine Kriegs⸗ 
erllärung betrachten müſſe. Zugleich ſandte er an Snvigny die 
Weiſung, am 14. den preußischen Entwurf der Bundesreform 
als Antrag ſeiner Regierung einzubringen, nach Annahme des 
öſterreichiſchen Antrags aber die Auflöſung des Bundes durch 
diefe verfaffungstoibrige Kriegsertlarung gegen ein Bundesglied 
auszuſprechen, den Austritt Preußens anzuzeigen, und den 
übrigen Staaten die Theilnahme an einem neuen, auf Grund des 
Reformplanes zu errichtenden Bunde vorzuſchlagen. 

Ebenfalls am 12. Juni legte Bismarck dem Könige und 
dem Minifterrathe eine Denkſchrift über die jetzt zu entwickelnde 
Thätigkeit vor. 

„Die Kriegs frage ſelbſt, hieß es darin, ift heute als un⸗ 
widerruflich entſchieden zu betrachten. Die Anträge am Bunde, 
ſowie die Erklärungen des Grafen Mensdorff laſſen keinen 
Zweifel mehr zu. Lehterer hat dem Freiherrn von Werther 
geſagt, daß er den Krieg jetzt als unvermeidlich anſehe, und der 
Antrag auf Mobilmachung fämmtlicher Armercurps des Bundes 
außer den preußiſchen, um gegen Preußen wegen Friedensbruchs 
einzuſchreiten, ift eine offene Kriegserklärung. Er bezweckt eine 
Execution gegen Preußen ohne die im Bundesrecht vorgeſchriebenen 
Formen der Ezecution. Die Würde der Monarchie und das 
Nationalgefühl des preußiſchen Volkes verlangen nicht nur, 
daß Preußen einem Bunde, in dem ein ſolches Verfahren mög 
lich geworden, nicht mehr angehöre, ſondern, daß dieſem Verſuche 
der Execution durch eine entſprechende Action geantwortet werde. 
Der angedrohten Bundesexecution muß eine thätige preußiſche 
Erecution gegenüber treten, und dieſe muß der Erilkrung über 
den Bundesbruch und die Auflöſung des Bundes auf dem Fuße 
nachfolgen. 

„Für zieſe preußische Action bieten ſich zwei Wege dar.“ 

(Der erſte unter der Vorausſezung, daß die übrigen deutſchen 
Staaten neutral blieben. Dann wären, um ſo ſtart wie möglich 
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in Öflerreich einzubrechen, alle preußifcen Streitkräfte nach 
Schleſien zu ziehen, auch bie jezt noch im Weiten und an den 
Grenzen der Monarchie ſtehenden Truppentheile, die Diviſton 
Manteuffel bei Hamburg, 14000 Mann, die 13. Diviſton bei 
Minden, 14000 Mann, die aus den Bundesfeſtungen abgerüdten 
Truppen, 19000 Mann, bei Coblenz und Wetzlar, die 14, 15. 
und 16. Diviſion, vom Rhein an die Elbe gezogen, bei Torgau 
40000 Mann.) 

„Der andere Weg, fährt die Denkſchrift fort, würde von 
der Borausſetzung ausgehen, daß auf die Neutralität der deutſchen 
Regierungen nicht gerechnet werden dürfe, und daß es daher 
nothwendig ſei, ihre Action durch ein entſchiedenes Eintreten zu 
paralyſtren, ehe fie im Stande find, dieſelbe zu beginnen. Für 
dieſen Fall ift die oben angeführte zerſtreute Aufſtellung der 
preußiſchen Truppen in Coblenz und Wetzlar, an der Weſer und 
Elbe, als ein provibentieller Umſtand zu betrachten, weil fie 
ſtark genug ſind, und gerade an den entſcheidenden Punkten 
ſtehen, um die in Betracht kommenden Staaten ſoſort mit ge⸗ 
ſchloſſenen Maffen anzufafſen und aufzurollen. 

„Sollte die Entſcheidung für dieſen Weg ausfallen, ſo iſt 
folgende Entwicklung in das Auge zu faſſen. 

„Am Tage nach der Abſtimmung in Frankfurt, alſo am 
Freitag den 15. Juni, werden die Regierungen von Naſſau, 
Kurheſſen, Hannover und Sachſen gleichzeitig durch die diplo⸗ 
matiſchen Vertreter ſchriftlich, und eintretendes Falls durch 
Andringen bei den Souveränen ſelbſt aufzufordern fein: 

ihre Rüſtungen ſofort einzuſtellen und ihre mobilen Truppen 
zu entlaſſen, und gleichzeitig den von Preußen vorgelegten 
Bundesreformvorſchlag, welcher in der Bundestagsſitzung 
vom 14. Juni eingebracht ſein wird, anzunehmen. Für den 
Fall der Bejahung würde ihnen der Landbeſit und ihre 
Souveränität zugeſichert, für den Fall der Verneinung oder 
einer ausweicherden Antwort würde ihnen von Preußen der 
Krieg erklärt. 

„Den diplomatiſchen Agenten würden die betreffenden Noten 
von hier ſchon jetzt zugeſandt werden. An die Militärbehörden 
müßte im Voraus die Weiſung ergehen, auf telegraphiſche, von 
den Geſandten ihnen zukommende Nachricht über den Ausfall 
der Antwort ſogleich einrücken zu lönnen. 

21° 


Google PRINCETEN UNVERSIT 


324 Die Kriegberflärung. 1868 


„Im Herzogthum Naſſau, welches von Wetzlar und Coblenz 
aus angefaßt werden kann, würde mit der Occupation des Landes 
fofort die Einſezung einer Verwaltung im Namen Preußens, 
wo möglich durch einen Landes⸗Eingeborenen, und die Berufung 
der Stände behufs Anerkennung dieſer Verwaltung zu ver⸗ 
binden ſein. 

„In Kurheſſen würde der Königliche Geſandte dem Kurfürſten 
für den Fall der Bejahung neben der Zuſicherung der Integrität 
ſeines Landes eine beſtimmte Ausſicht auf die heſſen⸗darmſtädtiſchen 
Territorien nördlich des Maines eröffnen, für den Fall der Ver⸗ 
neinung dagegen mit Abſezung drohen, und mit dem Einrücken 
preußiſcher Truppen würde die Proclamation des Prinzen Friedrich 
Wilhelm von Heſſen als Regenten ſich verbinden ). 

„Für Hannover würde die Erhaltung der Souveränität 
und Integrität ebenfalls an die Bedingung der Annahme des 
Reformprojects und ſofortiger Entlaſſung der Truppen geknüpft 
werden, mit der Ablehnung würde das Schickſal des Landes 
vom Kriegsglück abhängig werden. Die Weiſungen an die 
Militärbehörden müßten jo combinirt fein, daß der Stoß gleich- 
zeitig von Minden und durch General von Manteuffel von det 
Elbe her erfolgte. Nach der Beſitznahme würden die hannover⸗ 
ſchen Truppen nach Abgabe der Waffen in die Heimath entlaſſen, 
die Verwaltung des Landes von Preußen übernommen. 

„Die Forderung an Sachſen würde nicht minder kategoriſch 
geſtellt werben, und auf die Ablehnung berfelben die Beſezung 
des Landes durch die an der Grenze bereit ſtehende Armee 
erfolgen. 

„Für die Einſchlagung dieſes Weges ſpricht der Umſtand, 
daß nach Allem, was hier bekannt iſt, ſümmtliche deutſche Staaten 
noch nicht fertig gerüftet find, und es in den nächſten Tagen 
noch nicht fein künnen, daß Preußen dagegen durch feine Rüftungen 
und die Stellung feiner Truppen — wobei die friedliche Oecupa⸗ 
tion Holſteins und die ohne Blutvergießen an der Elbe gewonnene 
Stellung ein wichtiges Moment iſt — ſich im Stande befindet, 
ihnen zuvorzukommen, und zuerſt alle in ſeinem Rücken befind⸗ 
lichen Gefahren zu befeitigen, ehe die großen Operationen nach 


y Dies wurde nach wenigen Tagen aufgegeben, da der Prinz bei 
einem Geſpräche mit Bismarck am 14. Juni ſich völlig feindſelig zeigte 
und zum Schluß auf den Beiſtand von 800 000 Oferreichern pochte 
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dem Süden hin beginnen. Der Angriff, dem es in der leßtern 
Richtung zu begegnen hätte, würde dann nur von Bayern und 
Oſterreich ausgehen können, dem ſich vielleicht noch Württemberg 
anschließen dürfte, da das Großherzogthum Heſſen durch Kur⸗ 
heſſen neutraliſirt werden würde. Württemberg dürfte zu einer 
augenblicklichen oder raſchen Action kaum im Stande ſein, und 
auch Bayern iſt nicht fertig gerüſtet.“ 

Nach dem Vortrag dieſer Denlſchrift entſchied ſich der König 
für den zweiten Weg, da er an eine Neutralität der Mittelftaaten 
nicht mehr glaubte, während Bismarck bis zur leten Stunde 
noch an der Hoffnung auf Pfordten's gute Geſinnung feithielt. 
Nur bemerkte der König, daß das Vorgehen gegen die bezeich⸗ 
neten Staaten die große Offenſive gegen Oſterreich nicht verzögern 
dürfe. Die Inſtructionen für die Geſandten in Hannover, 
Dresden und Caſſel ), ſowie für die betreffenden Generale 
wurden auf der Stelle abgeſandt, mit der ausdrücklichen Weiſung 
an jene, daß, wenn die Ablehnung gleich am Vormittag des 15. 
erklärt würde, keine Minute zu verlieren ſei, um das Einrücken 
der Truppen noch im Laufe desſelben Tages erfolgen zu laſſen. 

Unterdeſſen waren die Heineren Höfe mit unruhigen Er⸗ 
wägungen erfüllt. Die Wucht des Augenblicks empfanden Alle. 
Manche meinten, die Lunte zwar anzünden, aber doch noch einen 
Schritt weit vom Pulverfaß entfernt halten zu Können. Bayern, 
Sachſen und Darmſiadt verabredeten, die gegen Preußen gerich⸗ 
teten Motive des Antrags zu ſtreichen, und den Befehl zur 
Mobilmachung auf die vier letzten Bundes corps zu beſchrön ken; 
dann könne dieſe Maaßregel doch unmöglich von Preußen als 
Kriegsfall bezeichnet werden. Ahnliche Erwägungen wurden 
zwiſchen Hannover und Caſſel gepflogen. König Georg blieb 
bei feinem Satze; wenn alle Fürſten waffnen, warum ich nicht? 
er wollte von Bundesreſorm nichts hören, und freute ſich, wenn 
ein Bundesbeſchluß ihn zur Mobilmachung verpflichte. Graf 
Platen verſicherte dem Prinzen Nienburg hoch und theuer, daß 
Hannover an keine Feindseligkeit gegen Preußen dente, aber nach 
Bundesrecht einem Bundesbeſchluſſe feinen Gehorſam nicht ver⸗ 
fagen dürfe. Was halfen Preußen die fhönen Worte? wer 
ſtand dafür, daß Hannover bei ſeiner Bundestreue nach einem 


y Die Netion gegen Naflan wurde nach eufgeſchoben. 
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zweiten Bundesbeſchluß feine Truppen nicht auch auf Berlin 
marſchiren ließ? Aber mochte Yienburg noch fo entſchieden die 
Erklirung wiederholen, daß Preußen keine Rüſtung, gleichviel 
ob mit oder ohne Bundesbeſchluß, zwiſchen feinen Provinzen 
dulden könne, Hannover war unerschütterlich. Platen dachte 
übrigens, wie Pforbten, dem äfterreichifgen Antrag durch 
Streichung der Motive und des Artikels 4 (Ernennung des 
Bundesfeldheren) die Spitze abzubrechen, und gewann dafür 
auch die Zuftimmung Kucheſſens. Hier war der alte Kurfürſt 
in ſeinem Arger über die preußiſche Bundesreform durch Ge⸗ 
mahlin und Kinder mehr und mehr auf Oſterreichs Seite 
hinübergezogen worden; das Minifterium war einflußlos und 
nicht völlig einig, und nahm alſo Platen's Antrag an. In 
geaufamer Unſchlüſſſigteit befand ſich der Großherzog von Baden, 
preußifch gefinnt, Freund der Bundesreſorm, vor Allem auf 
Frieden bedacht, aber ohne Unterſtützung durch ſein Miniſterium, 
bedroht durch die feindliche Aufregung ſeines Volles, und durch 
Edelsheim mit Nachrichten heimgeſucht, daß er bei Parteinahme 
für Preußen die alten Anſprüche Oſterreichs auf den Breisgau 
und jene Bayerns auf Heidelberg und die badiſche Pfalz wieder 
aufleben fehen würde. 

So kam der 14. Juni, und mit ihm die entſcheidende Sitzung 
des Bundestags heran, und da dieſelbe zugleich der Abſchluß 
einer trüben Vergangenheit und die Verkündung einer beſſern 
Zukunft war, dürfen wir uns alle Einzelheiten des Verlaufs 
vergegenwärtigen. Der Präſidialgeſandte, Baron Nübed, eröffnete 
die Verhandlung mit geſchäftlichen Mittheilungen, darunter 
einem kurzen Nechnungsbericht über die Monumenta Germaniae 
historica, und brachte darauf den öſterreichiſchen Antrag, der 
in feiner Weiſe auch ein Monument deutſcher Geſchichte werden 
ſolte, zur Abstimmung. Da die holſteiner Stimme ruhte, war 
die Zahl der Stimmen ſechzehn, die zur Beſchlußfaſſung erſorder⸗ 
liche Mehrheit neun. Obgleich niemand über den Ausgang 
Zweifel haben konnte, war doch die Spannung, womit die hohe 
Verſammlung die einzelnen Außerungen vernahm, außerordentlich 
Oſterreich begann mit einfacher Annahme des Antrags und der 
Erklärung, daß die Mobilifirung der von ihm zu ſtellenden drei 
Bundes corps vollendet ſei. Preußen folgte mit einem Proteſt 
gegen jede Behandlung des formell und materiell bundeswidrigen 
Antrags. 
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Bayern, welchem dann Sachſen und Darmſtadt beitraten, 
ſümmte für den Antrag, fo weit er ſich auf die Contingente 
der Mittel⸗ und Kleinſtaaten bezog, da der Bund bei den 
drohenden Verhültniſſen Vorkehrungen treffen müſſe, um etwaige 
Störungen des Vundesfriedens zu verhindern. Die Motivirung 
aber des Antrags durch den erfolgten Bruch des Gaſteiner 
Vertrags fei abzulehnen, da dieſer Vertrag für den Bund nicht 
exiſtire. 

Hannover für den Antrag in der von Bayern angegebenen 
Veſchrünkung auf die vier lezten Bundescords, und mit Auſſchub 
der Ernennung eines Bundesfeldherrn. 

Württemberg wie Öfterreich für den Antrag. 

Baden will die Angelegenheit einem Ausſchuſſe zur Ber- 
mittlung überweiſen, und enthält fi) einſtweilen der Ab- 
ſtimmung. 

Kurheſſen für die Mobilmachung von ſieben Bundescorps, 
icdoch für Aufſchub der Ernennung eines Bundesſeldherrn. 

Luxemburg gegen den Antrag, da Preußen über die 
Sache nicht gehört ſei, überhaupt leine Prüfung derſelben 
Statt gefunden, die einſchlagenden Artikel der Schlußacte eine 
Mebiliftrung nicht rechtfertigen, und femit der Antrag mehr 
den Anſchein einer feindfeligen als einer bundesmäßigen Maaß⸗ 
regel habe. 

Großherzogliche und herzogliche ſächſiſche Häuſer gegen den 
Antrag, da der Bund den Condominat Oſterreichs und Preußens 
rechtlich nicht kenne, alſo mit einer angeblichen Verletzung des⸗ 
ſelben ſich nicht zu befaſſen habe. (Meiningen ſtimmt durch 
Separatvotum wie Bayern.) 

Dreizehnte Curie (Naſſau⸗Braunſchweig) für den Antrag. 
Braunschweig stimmt durch Separatvotum wie Weimar und 
Coburg. 

Vierzehnte Curie (beide Mecklenburg) gegen den Antrag, 
aus denſelben Gründen wie Weimar und Luxemburg, und weil 
durch die Beſchleunigung der Abſtimmung eine Vorſchrift der 
Geſchaftsordnung verletzt worden ſei. 

Fünfgepnte Curie Oldenburg, Schwarzburg, Anhalt) gegen 
den Antrag, da der Artitel XIX hier leine Anwendung finde, 
und ſelbſt wenn dies der Fall wäre, nicht die Mobiliſirung. 
ſondern Vermittlung und gerichtliches Verfahren anzuordnen ſei. 
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Sechzehnte Curie (Liechtenftern, beide Meuß, Bippe, Waldeck 
Schaumburg) für den Antrag; da zwei Regierungen für Ab⸗ 
lehnung, eine für Verweifung an den Ausſchuß ſtinmen, und 
der Geſandte nicht vollſtändig inſtruirt fei, fo ſeien die Einzel ⸗ 
vota zerſplittert, und der Geſandte habe ſich der Mehrheit der 
Bundesverſammlung anzuſchließen. 

Siebenzehnte Curie (die freien Städte) gegen den Antrag, 
nur Frankfurt durch Separatvotum wie Bayern. 

Damit war die Abſtimmung beendigt, und Herr von übe 
zog den Schluß, daß der Antrag in der von Bayern vorge⸗ 
ſchlagenen Beſchränkung mit neun Stimmen gegen ſechs ange⸗ 
nommen fei. Sofort erhob ſich der preußische Geſandte zu der 
Erklärung: ſchon die Einbringung, geſchweige denn die Annafıne 
des Antrags ſtehe im Widerſpruch mit den Grundgeſetzen des 
Bundes; das Bundesrecht kenne gegen Bundesglieder keine riehs⸗ 
erklärung, ſondern nur ein feſt geordnetes Executionsverſahren; 
ins beſondere aber ſtehe die Stellung Ofterreich® in Holſtein nicht 
unter dem Schuße der Bundesverträge, könne der Kaiſer von 
Oſterreich nicht als Bundesglied für Holſtein betrachtet werden. 
Nachdem Preußen vergeblich ſeine Bedrohung durch Oſterreichs 
Rüstungen bei dem Bunde zur Sprache gebracht, ſehe es jetzt, 
durch die nach dem VBundesrechte unmögliche, dennoch aber durch 
Öfterreich und Genoffen fo eben erfolgte Kriegserklärung gegen 
ein Bundesglied, den Bundesbruch als vollzogen an. Se. Ma⸗ 
jeftät der König werde demnach den Bundesvertrag als erloſchen 
betrachten und behandeln, halte aber feſt an der Grundlage der 
nationalen Einheit, und lege deshalb die Grundzüge zu einer 
neuen, zeitgemäßen Einigung noch vor, indem Er ſich bereit er⸗ 
kläre, auf dieſer Grundlage einen neuen Bund mit den damit 
einverſtandenen Regierungen zu ſchließen. Der Geſandte voll⸗ 
ziehe die Befehle ſeiner Regierung, indem er ſeine bisherige 
Thätigkeit hiemit für beendet erkläre. 

Der Präſidialgeſandte beeilte fich, auf dieſe Erklürung Ant⸗ 
wort zu ertheilen, indem er mit Bezug auf die grundgejegliche 
Unauflöslichkeit des Bundes gegen Preußens Austritt Verwahrung 
einlegte, der hohen Verſommlung alle Rechte vorbehielt, und die 
Verantwortung für alle unheilvollen Folgen des Vorgangs 
Preußen allein zuſchob. Er lud darauf die Verſammlung ein, 
ſich dieſer Verwahrung anzuschließen, was von Seiten der Mehr: 


Google PRINCETEN UNIVERSE 


1866 Preußen erllärt den Bundesverteag für erleſchen. 329 


heit geſchah, während die übrigen Mitglieder ſich begnügten, 
ein jedes ſeiner Regierung alle Rechte zu wahren. 

In Berlin, wo der König bis zu dieſer Stunde die Ehre 
des erſten Kanonenſchuſſes dem Wiener Hofe zu überlaſſen ge- 
wünscht hätte, wachte Savigny's Telegramm dem letzten Bedenken 
ein Ende. Sofort ging der Befehl an die Geſandten in Dres⸗ 
den, Hannover und Caſſel ab, nach den letzten Weiſungen zu 
verfahren, und den Befehlshabern der großen Armeen wurde 
das Signal zu der allſeitigen raſchen Offensive gegen Böhmen 
gegeben. 


w. 21·· 


Originzi kom 


ogg by, Google PRINCETON UNIVERSITY 


kom 


07 Google PRINCETEN UNIVERSITY 


Dig 


Original tom 


og by Google PRINCETON UNIVERSITY 


